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(Beginn: 10.08 Uhr) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich darf hiermit die 14. Sit-
zung des 2. Untersuchungsausschusses in 
der laufenden Wahlperiode des Bundestages 
eröffnen.  

Wir kommen jetzt zum einzigen Punkt 
der Tagesordnung: 

Vernehmung von Zeugen:  

- Leitender Oberstaatsanwalt Dr. Walter 
Kimmel  

- Erster Kriminalhauptkommissar Alexan-
der Horn, zusammen mit Kriminalhaupt-
kommissar Udo Haßmann  

- Kriminalhauptkommissar Manfred Pfister  

Ich darf die Öffentlichkeit begrüßen, die 
Vertreter und Vertreterinnen der Medien und 
insbesondere Mitglieder des türkischen 
Nationalparlaments unter Leitung des Herrn 
Abgeordneten Toskay. Seien Sie ganz herz-
lich willkommen! Ich habe mir sagen lassen, 
auf Türkisch heiße das: Hosgeldiniz! 

Ich bitte die Vertreter der Medien, soweit 
sie Geräte für Ton-, Film- und Bandaufnah-
men mit sich führen, den Sitzungssaal jetzt 
zu verlassen bzw. die entsprechenden Ge-
rätschaften zu deaktivieren; das gilt auch für 
die weiteren Besucher unserer Sitzung. Fo-
toaufnahmen, Tonaufnahmen sind unzuläs-
sig. Auch die Benutzung von Funktelefonen 
ist während der gesamten Sitzung nicht ge-
stattet. Ich darf Sie übrigens darauf hinwei-
sen, dass grundsätzlich sogar vorgesehen 
ist, Handys abzuschalten, damit die Gefahr 
einer Übertragung oder Aufzeichnung auch 
wirklich ausgeschlossen werden kann. Also, 
ich bitte Sie, das zu befolgen. Ein hier be-
merkter Verstoß gegen diese Regelung kann 
jedenfalls zum Ausschluss von der weiteren 
Anwesenheit hier im Saal führen. 

Vernehmung des Zeugen 
Dr. Walter Kimmel 

Ich begrüße als ersten Zeugen Herrn 
Leitenden Oberstaatsanwalt Dr. Walter Kim-
mel. Herr Dr. Kimmel, ich darf Sie darauf 
hinweisen, dass es eine einzige Tonband-
aufnahme nun doch gibt von der Sitzung. Die 
wird allerdings bundestagsintern hergestellt 
und dient ausschließlich dem Zweck, die 
Fertigung des stenografischen Protokolls zu 

erleichtern. Wenn das Protokoll erstellt ist, 
wird die Aufnahme gelöscht. Ihnen wird nach 
der Fertigstellung der Rohfassung des Proto-
kolls dieses zugesandt. Sie haben dann in-
nerhalb von zwei Wochen die Möglichkeit, 
Korrekturen in Einzelfällen anzubringen, falls 
Sie das wünschen. 

Bezüglich Ihrer Anhörung als Zeuge, Herr 
Dr. Kimmel, stelle ich fest, dass eine Aussa-
gegenehmigung des Generalstaatsanwalts 
aus Nürnberg mit Datum vom 18. April 2012 
vorliegt.  

Haben Sie Fragen zu dem bisher Vorge-
tragenen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Danke, nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
haben Sie die Möglichkeit, Herr Dr. Kimmel, 
vor der Befragung durch die Mitglieder des 
Ausschusses eine einleitende Stellungnahme 
abzugeben. Ich habe mir vorhin von Ihnen 
sagen lassen, dass Sie davon Gebrauch 
machen wollen. Das heißt, Sie haben jetzt 
zunächst das Wort. Ich würde Sie bitten, 
bevor Sie das Wort ergreifen, Ihr Mikrofon zu 
aktivieren durch die Taste, die sich neben 
dem Mikrofon auf Ihrem Tisch befindet. - 
Bitte sehr. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Die Mordserie zum 
Nachteil von acht türkischstämmigen und 
einem griechischen Mitbürger sowie zum 
Nachteil einer deutschen Polizeibeamtin 
dürfte wohl eine der bisher schlimmsten Ver-
brechensserien in diesem Jahrtausend in 
Deutschland darstellen. 

Dementsprechend umfangreich und auf-
wändig gestalteten sich auch die Ermittlun-
gen von Polizei und Staatsanwaltschaften. 
Mehrere Hundert Beamte waren zeitweise 
gleichzeitig in fünf Bundesländern im Einsatz, 
um die Täter zu identifizieren und zu überfüh-
ren. Dass dies trotz enormen Aufwands lei-
der nicht gelungen ist, ist allseits bekannt. 
Und wäre es nicht am 4. November 2011 
dank der Aufmerksamkeit eines Mitbürgers in 
Eisenach zur Identifizierung des Wohnmobils 
von Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos ge-
kommen - wer weiß, ob die Taten heute ge-
klärt wären. 

Ich gehe davon aus, dass im Rahmen der 
bisherigen Beweisaufnahme der Ablauf der 
einzelnen Taten bereits umfassend geschil-
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dert wurde, und erspare mir daher diesbe-
zügliche Einzelheiten. 

Ich selbst kam mit dem Fall erst nach der 
zweiten Tat, dem Mord an Abdurrahim 
Özüdogru am 13.06.2001 in der Gyulaer 
Straße in Nürnberg in Berührung, da ich da-
mals als Oberstaatsanwalt bei der Staatsan-
waltschaft Nürnberg-Fürth unter anderem ein 
Referat für Schwurgerichtssachen, also 
Mord, Totschlag, diverse andere Delikte, bei 
denen ein Mensch zu Tode kommt, inne-
hatte. 

Nachdem die Zuständigkeit bei der Be-
hörde nach den Anfangsbuchstaben der 
Familiennamen der Opfer aufgeteilt war und 
ich damals für die Buchstaben M bis R zu-
ständig war, war ich für die Ermittlungen im 
Fall der Ermordung von Özüdogru zuständig.  

Wenige Tage nach der Tat hatte sich he-
rausgestellt, dass infolge der gemeinsamen 
Tatwaffe offensichtlich ein Zusammenhang 
zwischen dem Mord an Enver Simsek am 
10.09.2000 und dem Mord an Abdurrahim 
Özüdogru bestand. Der Leiter der Staatsan-
waltschaft Nürnberg-Fürth hat daraufhin ent-
schieden, dass ich nunmehr auch die Er-
mittlungen im Fall Simsek übernehmen soll, 
die bisher von einem anderen Kollegen auf-
grund der Buchstabenzuständigkeit geführt 
wurden. So war ich etwa ab Mitte Juni 2001 
auch für diesen Fall zuständig.  

Die weiteren Ermittlungen erfolgten so-
dann in enger Abstimmung mit der Polizei 
und beinhalteten nahezu tägliche Telefonate 
und nahezu wöchentliche persönliche Be-
sprechungen über die neuesten Erkenntnisse 
aus den Ermittlungen und über die weiteren 
Schritte, die vorzunehmen sind. 

Bereits am 27.06.2001 kam es dann zur 
dritten Tat in Hamburg und am 29.08.2001 
zur vierten Tat in München. Daraufhin kam 
es sodann Anfang September 2001 beim 
Polizeipräsidium Mittelfranken zu einer Be-
sprechung zwischen den ermittelnden Poli-
zeidienststellen von München und Nürnberg, 
dem Bayerischen Landeskriminalamt, dem 
Bundeskriminalamt - wobei kein formales 
Ersuchen an diese Behörde ergangen war, 
diese jedoch eingeladen und vertreten war -, 
der Zollfahndung, der Staatsanwaltschaft 
München und der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg in meiner Person sowie mit Vertretern 
des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern. 

Das Ergebnis dieser Besprechung war, 
dass insgesamt ein umfassender und fallbe-
zogener Erfahrungsaustausch erfolgen soll 

zwischen den einzelnen Dienststellen, auch 
eine Bekanntmachung dieser gesamten 
Fälle, des Ablaufs dieser Fälle, dass mög-
lichst jeder, der an dieser Besprechung teil-
genommen hat, auf dem gleichen Wissens-
stand war. Es war aber auch einhellige Mei-
nung bei dieser Besprechung, dass die Er-
mittlungen zunächst von den jeweiligen 
sachbearbeitenden Dienststellen unter zen-
traler Koordination durch die Kriminaldirek-
tion Nürnberg vorgenommen werden sollen. 
Das hatte damals auch zur Folge, dass von 
staatsanwaltschaftlicher Seite ich für die 
Nürnberger Fälle zuständig war und Mün-
chener Fälle in München staatsanwaltschaft-
lich weiter zunächst behandelt wurden.  

Es wurde sodann in Nürnberg die Son-
derkommission „Halbmond“ gebildet, die 
diese Ermittlungen im Nürnberger Raum und 
in Koordinationsfunktion übernahm. Leider 
erbrachten die nächsten zwei Jahre keinen 
Erfolg hinsichtlich der Ermittlung des Täters 
oder der Täter. Es kam aber am 25.02.2004 
dann zur fünften Tat in Rostock. 

Im April 2004, also kurze Zeit nach dieser 
Tat in Rostock, hat die Sonderkommission 
„Halbmond“ versucht, dass das Bundeskri-
minalamt, nachdem ja nun noch ein weiteres 
Bundesland betroffen war von diesen Taten, 
diese Ermittlungen übernimmt, und sich 
diesbezüglich dorthin gewandt. Das Bundes-
kriminalamt aber hat erklärt, dass eine Zu-
ständigkeit für Mordtaten nicht beim Bundes-
kriminalamt, sondern bei den Länderpoli-
zeien liegt, was zunächst so ja auch korrekt 
ist, und aus diesem Grunde die Ermittlungen 
nicht federführend übernommen. 

Zu dieser Zeit hat sich aber dann erge-
ben, dass wir einen Hinweis, einen vertrau-
lichen Hinweis, bekommen haben, wonach 
drei namentlich benannte Personen die 
Waffe aufbewahren würden. Dieser Hinweis 
hatte zur Folge, dass wir aufgrund dieser 
Angaben ein Ermittlungsverfahren eingeleitet 
haben, ein sogenanntes Js-Verfahren, also 
gegen namentlich benannte Beschuldigte. 
Dieses Js-Verfahren haben wir zunächst 
wegen Beihilfe zum Mord - wenn jemand die 
Tatwaffe aufbewahrt, ist es ja noch nicht 
gesagt, dass er auch der Täter ist; daher 
zunächst wegen Beihilfe zum Mord - einge-
leitet.  

Im Rahmen dieses Ermittlungsverfahrens 
hat nun auch das Bundeskriminalamt sich 
bereit erklärt bzw. sich anerboten, Struktur-
ermittlungen gemäß § 129 Strafgesetzbuch - 
Bildung einer kriminellen Vereinigung - 
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durchzuführen. Ich habe daraufhin dieses 
Strukturermittlungsverfahren staatsanwalt-
schaftlich begleitet im Rahmen dieses Js-
Verfahrens gegen diese drei namentlich Be-
schuldigten wegen Beihilfe zum Mord. 

Also, bereits ab dieser Zeit - 2004, Som-
mer 2004 - war ich daher ständig in Kontakt 
mit den Beamten des Bundeskriminalamtes, 
die zum damaligen Zeitpunkt immer davon 
ausgegangen sind, dass es sich um eine 
kriminelle Gruppierung handelt, die für die 
Taten verantwortlich ist, also nicht etwa um 
einen Einzeltäter oder einen Serientäter, der 
durch die Lande zieht und entsprechende 
Personen ermordet, sondern das Bundes-
kriminalamt ging eigentlich immer davon aus: 
Es handelt sich um irgendeine kriminelle 
Bande, kriminelle Struktur von Personen, die 
hier, aus welchem Grund auch immer - da 
gibt es natürlich im kriminellen Milieu viele 
Möglichkeiten -, diese Taten begangen hat. 
Auf diese Weise wurde dann beim Bundes-
kriminalamt auch die Ermittlungsgruppe 
„Ceska“ gebildet, die ab 01.07.2004 dann 
diese Ermittlungen durchführte.  

Im Juni 2005 gab es sodann die Tat zum 
Nachteil des Nürnberger Dönerbudenbesit-
zers Ismail Yasar, und am 15.06. geschah 
die Tat zum Nachteil des Theodoros 
Boulgarides, des einzigen griechischen 
Staatsangehörigen, der hier Opfer wurde. 
Daraufhin hat man noch im Juni 2005, in 
Abstimmung auch mit mir, die Ermittlungen 
vonseiten des Bayerischen Staatsministe-
riums der Justiz hinsichtlich aller bayerischen 
Fälle auf mich als federführenden Staatsan-
walt übertragen. Nachdem wir inzwischen 
drei Taten in Nürnberg und zwei Taten in 
München hatten, war es an sich naheliegend, 
dass hier die Ermittlungen zentral geführt 
werden. Wir hatten drei Taten, die Münche-
ner hatten zwei Taten. Es war also auch 
wieder naheliegend, dass dann Nürnberg 
diese Ermittlungen übernimmt. Ich habe da-
raufhin auch für diese Münchener Verfahren 
die Akten bekommen und war ab da zustän-
dig als Staatsanwalt.  

Am 01.07.2005 kam es dann auch zur 
Einrichtung der BAO „Bosporus“. Das war 
nun eine Zusammenführung der Sonder-
kommission „Halbmond“ aus Nürnberg und 
der Sonderkommission „Theo“ aus München. 
Parallel dazu hat die BAO „Bosporus“ einen 
engen Austausch zum Bundeskriminalamt 
gepflegt, weiterhin gepflegt, die ja im Hinblick 
auf das, was ich vorhin schon erläutert habe, 
seit Sommer 2004 diese Strukturermittlungen 

nach § 129 in Zusammenarbeit, soweit es 
eben um Planungen, was durchzuführen ist, 
soweit es um die Einholung richterlicher Be-
schlüsse ging, mit mir abgewickelt haben.  

Im August 2005, nachdem wir immer 
noch nicht weitergekommen sind mit der 
Ermittlung der Täter, wurde sodann die OFA, 
die Operative Fallanalyse, eingeschaltet. Die 
Operative Fallanalyse in Bayern ist angesie-
delt beim Polizeipräsidium München. Diese 
wurde hinzugezogen und wurde gebeten, 
eine Analyse zu fertigen anhand der Spuren 
an den Tatorten. 

Im August 2005 ist diese Analyse vorge-
legt worden und hat im Wesentlichen auch 
die Organisationstheorie bestätigt. Also, auch 
bei dieser Analyse, der Operativen Fallana-
lyse, ist man davon ausgegangen: Es wird 
sich wohl um eine Organisation handeln, 
eine kriminelle Gruppierung, die hinter diesen 
Taten steckt. 

Gleichwohl war die BAO in Nürnberg in 
immer wiederkehrenden Diskussionen, auch 
mit mir, der Meinung: Wir können uns auf 
keinen Fall ausschließlich auf diese Organi-
sationstheorie verlagern. Wir haben schon 
lange genug in diese Richtung hin ermittelt. 
Wir müssen auch in Betracht ziehen, dass es 
sich um einen Einzeltäter handelt, um einen 
Serientäter - Sniper in Amerika kam zu die-
ser Zeit dann auch auf -, also Personen, die, 
aus welchen Gründen auch immer - vielleicht 
auch, weil sie in irgendeiner Form einen 
geistigen Defekt haben -, losziehen und ir-
gendwelche Opfer kaltblütig ermorden. 

Wir haben also auch insoweit weiter ver-
sucht, zu ermitteln, und haben insbesondere 
dann auch die OFA beauftragt, unter diesem 
Blickwinkel eine Analyse zu fertigen, was die 
OFA dann auch getan hat und was dann im 
folgenden Jahr, im April, Mai des folgenden 
Jahres, dazu geführt hat, dass sie eine 
zweite Analyse mit der Einzeltätertheorie 
präsentiert hat, mit der Konsequenz, dass sie 
gesagt hat: Wir dürften es zu tun haben mit 
einer männlichen Person im Alter zwischen 
18 und 40 Jahren, die beweglich ist, weil ja 
die Taten in mehreren Bundesländern verübt 
wurden, die also in irgendeiner Form - sei es 
beruflich, sei es privat - gerne in der Gegend 
herumfährt, die eine besondere Affinität zu 
Waffen hat, da die Taten ja alle mit derselben 
Waffe verübt worden sind, und diese Person 
müsse einen Ankerpunkt in Nürnberg haben, 
und zwar im Südosten Nürnbergs. „Anker-
punkt“, damit ist gemeint: nicht unbedingt 
Wohnsitz, aber es ist vielleicht einmal Wohn-
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sitz gewesen, vielleicht gute Freunde dort, 
Bekannte, eine Arbeitsstätte in diesem Be-
reich oder in irgendeiner Form ein Bezugs-
punkt in Richtung Südosten Nürnbergs.  

Das hat natürlich dann dazu geführt, dass 
wir gesagt haben: Wir haben ja sonst keine 
weiteren Anhaltspunkte. Wir gehen nun an 
diese Parameter, die uns hier genannt wor-
den sind, und versuchen, die auszufüllen, 
indem wir entsprechende Daten erheben und 
diese verarbeiten und Personen überprüfen 
und kontrollieren. 

Parallel dazu, bereits im April 2006, 
wurde nach der neunten Tat in Kassel am 
6. April und der achten Tat am 4. April 2006 
in Dortmund auf Ebene des AK II die Einrich-
tung der Steuerungsgruppe beschlossen, die 
aus den Leitern aller nunmehr beteiligten 
Einheiten der Polizeidienststellen der ent-
sprechenden Länder bestehen sollte, ein-
schließlich des Bundeskriminalamts. Und 
diese Steuerungsgruppe sollte nun die stra-
tegische und taktische Ermittlungsausrich-
tung einvernehmlich festlegen.  

Diese Steuerungsgruppe war zunächst 
vorgesehen als reine polizeiliche Maßnahme. 
Ich habe in Zusammenarbeit mit der BAO in 
der Vergangenheit bis dahin die Erfahrung 
gemacht, dass es wesentlich einfacher ist, 
wenn ich an Sitzungen der Polizei selbst 
unmittelbar mit teilnehme, weil dann nicht 
wieder ein Beamter mich gesondert unter-
richten muss, extra kommen muss und mir 
zwei Stunden erzählt, was in der gemeinsa-
men Besprechung am Morgen abgelaufen 
ist, und daher an vielen derartigen Sitzungen 
bei der Polizei teilgenommen. Und im Ein-
vernehmen mit den Polizeiführern der ande-
ren Dienststellen habe ich an diesen Steue-
rungsgruppensitzungen, soweit es mir zeit-
lich möglich war, teilgenommen. 

Diese Steuerungsgruppe hat sich im April 
2006 konstituiert bzw. dann wurde sie be-
schlossen; konstituiert hat sie sich, glaube 
ich, im Mai oder Juni 2006. Ab diesem Zeit-
punkt hat man sich dann - anfangs zweimal 
monatlich, später einmal monatlich - getrof-
fen und versucht, die gemeinsame Ermitt-
lungsausrichtung einvernehmlich festzulegen 
und entsprechende Maßnahmen zu ergrei-
fen.  

Auf diese Weise wurde sodann weiter 
ermittelt - leider immer noch erfolglos -, und 
wir haben letztendlich im März 2007, nach-
dem auch mit dieser zweiten OFA-Analyse 
mit einem Täter im Südosten Nürnbergs kein 
Erfolg sich herausgestellt hatte, einen Be-

schluss dahin gehend gefasst, dass wir eine 
weitere OFA-Analyse in Auftrag geben, und 
zwar bei einer Operativen Fallanalyse, die 
bis jetzt mit dem Verfahren nichts zu tun hat, 
die also objektiv darüber blicken kann. Und 
das führte dann dazu, dass die Operative 
Fallanalyse Baden-Württemberg hier ein 
weiteres Gutachten erstattet hat.  

Dieses weitere Gutachten, diese Analyse, 
endete dann mit dem Hinweis, es könnte sich 
um eine Kleingruppierung handeln. Es sei 
eine gezielte Opferauswahl erfolgt, wobei ich 
persönlich hier ein bisschen Einschränkun-
gen gemacht habe. Denn wir haben durch-
aus Opfer, die wirklich zufällig Opfer wurden, 
und ich bin daher von der gezielten Opfer-
auswahl in personam nicht in allen Fällen 
ausgegangen, sondern vielleicht dem Tat-
objekt, dass man sagt: in diesem Laden oder 
in diesem Geschäft. - Aber wer dann tat-
sächlich hinter dem Tresen steht, da gab es 
schon in dem einen oder anderen Fall solche 
Zufälligkeiten, die wohl schwerlich vorher 
abzusehen waren.  

Wir haben weiterhin eine gewisse Me-
dienstrategie entwickelt. Es kamen die Fälle 
in der Sendung Aktenzeichen XY mehrfach. 
Es kam ein Bericht im ZDF unter der Rubrik 
Der Fall. Wir haben auf diese Weise ver-
sucht, immer wieder Spuren zu bekommen, 
Hinweise zu bekommen aus der Bevölke-
rung. Wir haben natürlich im Internet auf den 
entsprechenden Seiten vom Bundeskriminal-
amt, von den Landeskriminalämtern, von den 
örtlichen Polizeidienststellen die Fälle darge-
stellt, immer mit dem Aufruf: Wenn jemand 
was weiß, dann möchte er sich bitte melden. 

Leider hat das alles nichts erbracht. Die 
Polizei hat dann entschieden am 31.01.2008, 
dass die BAO „Bosporus“ beendet wird, dass 
die restlichen Aufarbeitungen der Spuren in 
der Mordkommission 3 bei der KD Nürnberg 
erfolgen sollen. Ab Februar 2008 ist dies 
dann auch dementsprechend geschehen, 
und weitere große Ermittlungsansätze haben 
sich nicht mehr ergeben.  

Am 31.10.2008 war mein letzter Tag bei 
der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth. Ich 
bin zum 01.11.2008 in die Generalstaats-
anwaltschaft versetzt worden, sodass ich ab 
diesem Zeitpunkt dann keinen unmittelbaren 
Kontakt mehr zu diesem Verfahren als er-
mittlungsführender Staatsanwalt hatte. Das 
Verfahren wurde von einem Kollegen über-
nommen. Ich war bei der Generalstaats-
anwaltschaft - und bin es bis heute noch - 
zuständig für entsprechende Berichterstat-
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tungen, die ich entgegennehme und gegebe-
nenfalls weiterleite.  

Im Zusammenhang mit den gesamten 
Ermittlungen haben wir eine Vielzahl von 
Personenüberprüfungen gemacht. Insge-
samt, wurde mir gesagt, waren es circa 
11 000. Wir haben Handydaten abgeglichen, 
Telefondaten aus Tatortzellen: etwa 25 bis 
30 Millionen Daten. Wir haben Debit- und 
Kreditkartendaten überprüft: insgesamt etwa 
13 Millionen Daten. Wir haben zu diesem 
Zweck, um das mal noch ein bisschen zu 
erläutern, die Wege zwischen den einzelnen 
Tatorten anhand der Autobahnen überprüft, 
weil wir davon ausgegangen sind, dass die 
Personen mit dem Auto unterwegs sind; eine 
Hypothese, aber wir mussten irgendwelche 
Hypothesen ja annehmen, nachdem wir kei-
nerlei Spuren und sonstige Hinweise hatten.  

Das heißt, wir haben versucht, zu den 
Tatorten um die Zeiten plus/minus einen Tag 
alle Daten über Debit- und Kreditkarten von 
Geldautomaten und Terminals an Tankstel-
len, an Geschäften entlang dieser Autobah-
nen - also zum Beispiel die A 9 von München 
nach Nürnberg, die A 3 von Nürnberg nach 
Würzburg, dann abbiegend auf die A 7 nach 
Kassel, die A 4 von Kassel rüber nach Dort-
mund und dann auch weiter die A 9 bis rauf 
nach Rostock - zu bekommen, wer an diesen 
Tagen - plus/minus einen Tag - zu den jewei-
ligen Tattagen irgendeine Abwicklung über 
seine Debit- oder Kreditkarte gemacht hat, 
haben dann diese Daten miteinander abge-
glichen, um herauszubringen, ob Personen 
an den Tatorten zu den Tatzeiten - 
plus/minus einen Tag - unterwegs waren. 

Parallel dazu haben wir das ebenfalls 
gemacht, zum Beispiel indem wir uns Daten 
haben geben lassen von Automobilclubs 
über Pannen in diesen Bereichen, um auch 
hier eventuell Punkte herauszufinden, wo 
man sagen kann: Aha, dieses oder jenes 
Datum ist mehrfach aufgetaucht. Das ist 
auffällig. Hier müssen wir nachhaken, die 
müssen wir identifizieren, und die müssen wir 
dann auch gegebenenfalls befragen. 

Wir haben darüber hinaus natürlich im 
Bereich des Ankerpunktes Wohnort Nürn-
berg-Südost Personen vom Einwohner-
meldeamt uns geben lassen - männlich, 18 
bis 40 Jahre -, die dort wohnen oder mal dort 
gewohnt haben. Also, das ist tatsächlich eine 
sehr schwierige, aufwendige Tätigkeit gewe-
sen; unser Einwohnermeldeamt war damit 
intensiv befasst, diese Daten rauszusuchen. 
Auch hier haben wir wieder versucht, damit 

abzuklären: Haben wir in irgendeiner Form 
vielleicht bei Personen, die im Zuge von an-
deren Massendaten aufgetaucht sind, die 
personalisiert worden sind, jetzt eine Person, 
die vielleicht diesen Ankerpunkt im Nürnber-
ger Südosten gehabt hat? 

Wir haben uns Daten besorgt über Waf-
fenbesitzkarten. Wir haben uns Daten be-
sorgt über Mitglieder von Schützenvereinen, 
um natürlich zunächst legale Ceskas rauszu-
finden, Personen rauszufinden, die vielleicht 
in irgendeiner Form auch bei den Waffenbe-
hörden auffällig geworden sind, deren nähe-
rer Überprüfung es dann vielleicht bedurft 
hätte, und Ähnliches. Alle diese umfangrei-
chen Ermittlungen, bis zu Fährdaten in Ros-
tock-Warnemünde, bis zu Hoteldaten in den 
einzelnen Städten, haben aber nicht dazu 
geführt, dass wir jetzt den Treffer gelandet 
hätten, dessen es bedurft hätte.  

Wir haben im Zuge der Ermittlungen auch 
türkische Polizeibeamte eingeschaltet. Wir 
haben mit türkischen Kriminalbeamten Kon-
takt gehabt, im Rechtshilfeweg entspre-
chende Ersuchen an die Türkei geschickt, 
die auch alle beantwortet worden sind. Wir 
haben ein sehr gutes Einvernehmen mit den 
türkischen Behörden hierbei erzielt. Wir ha-
ben türkische Kriminalbeamte in Nürnberg 
gehabt - mehrfach -, um mit denen die Fälle 
zu erörtern. Es waren Polizeibeamte in der 
Türkei, teilweise um dort direkt Vernehmun-
gen zu machen, teilweise auch um dort mit 
den türkischen Kollegen neueste Erkennt-
nisse auszutauschen. Aber auch das hat uns 
leider nicht zum Ziel geführt. 

Letztlich hat man dann auch einen gewis-
sen Handlungsablauf erarbeitet, falls es 
einen Fall 10 in dieser Art geben sollte. 
Dieser Handlungsablauf wurde verbreitet bei, 
ich möchte sagen, nahezu jeder Polizei-
dienststelle in Deutschland. Es wurden ent-
sprechende Berichte über die Fälle an den 
Landeskriminalämtern, an den Kriminalpoli-
zeiinspektionen durchgeführt und im Zuge 
der weiteren Berichterstattung vor Ort dann 
weiter diese Taten berichtet, geschildert. 
Zweck war: Wenn in irgendeinem Bereich 
einer Polizeidienststelle eine vergleichbare 
Mordtat verübt worden wäre, sollten die Poli-
zeikollegen sich an unsere Serie erinnern 
und uns lieber einmal zu oft informieren und 
sagen: „Könnte es was für euch sein?“ als 
einmal zu wenig. Aber auch das hat uns nicht 
weitergeführt. 

Den Medien habe ich entnommen, dass 
es offensichtlich gewisse Unklarheiten dahin 
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gehend gibt, warum das Ermittlungsverfah-
ren nicht früher an den Generalbundesanwalt 
abgegeben wurde. Es war hier unter ande-
rem die Rede von gewissen Eitelkeiten - 
seien sie persönlicher Natur in meiner Per-
son oder behördlicher Natur: Staatsanwalt-
schaft Nürnberg -, warum das Verfahren 
nicht abgegeben wurde. So ist diese Ver-
mutung nicht richtig. 

Das Gerichtsverfassungsgesetz enthält 
eine klare Regelung, wann eine Zuständig-
keit des Generalbundesanwalts in Betracht 
kommt und wann nicht. Nur anhand dieser 
Vorschriften richtet sich die Frage der Zu-
ständigkeit, und die Abgabe eines Verfah-
rens kann jetzt nicht nach Gutdünken, per-
sönlicher Empfindung oder Weisung eines 
Behördenleiters erfolgen. Nur wenn die ent-
sprechenden gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind, ist eine Zuständigkeit des Gene-
ralbundesanwalts gegeben.  

Sie dürfen überzeugt sein, dass dies von 
mir in Zusammenarbeit mit den Kollegen in 
meiner Behörde, in Zusammenarbeit mit dem 
Generalstaatsanwalt, in Zusammenarbeit mit 
dem Leitenden Oberstaatsanwalt, also dem 
Leiter der Staatsanwaltschaft Nürnberg-
Fürth, immer wieder erörtert worden ist. Und 
immer wieder hat man gesagt: Ja, aber wir 
haben halt nichts, was eine Zuständigkeit 
des Generalbundesanwalts begründen 
könnte. - Und aus diesem Grunde ist die 
Abgabe des Verfahrens nicht erfolgt. 

Die Zuständigkeit des Generalbundes-
anwalts richtet sich zunächst nach § 142 a 
des Gerichtsverfassungsgesetzes. Darin 
heißt es: 

Der Generalbundesanwalt übt in 
den zur Zuständigkeit von Oberlan-
desgerichten im ersten Rechtszug 
gehörenden Strafsachen (§ 120 
Abs. 1 und 2) das Amt der Staats-
anwaltschaft auch bei diesen Ge-
richten aus. 

Wir müssen ja davon ausgehen: Grund-
sätzlich ist ja die Justiz Ländersache. Nur in 
besonderen Umständen haben wir eine Mög-
lichkeit, die Strafjustiz vor Bundesgerichten 
durchzuführen und dann auch den General-
bundesanwalt als Bundesbehörde hier mit 
den Ermittlungen zu betrauen. Von daher ist 
diese Regelung eine Ausnahmeregelung im 
Vergleich zur normalen Regelung, dass die 
Ermittlungen in Strafsachen Ländersache 
sind. 

Der Verweis von § 142 a auf § 120 Abs. 1 
und 2 GVG, also Gerichtsverfassungsgesetz, 
ist dergestalt, dass es im Abs. 1 des § 120 
Gerichtsverfassungsgesetz heißt: 

In Strafsachen sind die Oberlan-
desgerichte, in deren Bezirk die 
Landesregierungen ihren Sitz ha-
ben, für das Gebiet des Landes zu-
ständig für die Verhandlung und 
Entscheidung im ersten Rechtszug 

1. bei Friedensverrat in den Fällen 
des § 80 des Strafgesetzbuches, 

2. bei Hochverrat (§§ 81 bis 83 des 
Strafgesetzbuches), 

3. bei Landesverrat und Gefähr-
dung der äußeren Sicherheit (§§ 94 
bis 100 a des Strafgesetzbuches) ... 

4. bei einem Angriff gegen Organe 
und Vertreter ausländischer Staaten 
(§ 102 des Strafgesetzbuches), 

5. bei einer Straftat gegen Verfas-
sungsorgane in den Fällen der 
§§ 105, 106 des Strafgesetzbuches, 

6. bei einer Zuwiderhandlung gegen 
das Vereinigungsverbot des 
§ 129 a, auch in Verbindung mit 
§ 129 b Abs. 1 ... 

Das betrifft kriminelle und terroristische Ver-
einigungen im Ausland. 

Das nun wäre die Vorschrift gewesen, 
unter der man eventuell an eine Abgabe 
hätte denken können, und das ist die Vor-
schrift, nach der der Generalbundesanwalt 
jetzt auch die Ermittlungen übernommen 
hat - soweit mir jedenfalls bekannt ist aus 
einem entsprechenden Schreiben.  

Das heißt, wir haben einen Verweis auf 
§ 129 a Abs. 1 des Strafgesetzbuches: 

Wer eine Vereinigung gründet, de-
ren Zwecke oder deren Tätigkeit 
darauf gerichtet sind,  

1. Mord ... oder Totschlag ... oder 
Verbrechen gegen die Menschlich-
keit ... oder Kriegsverbrechen ... 

- usw. - 

zu begehen, oder wer sich an einer 
solchen Vereinigung als Mitglied 
beteiligt, wird mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren be-
straft. 

Die Frage, die sich jetzt stellt, ist die: Gab 
es damals - heute wissen wir es - Anhalts-
punkte dafür, dass der Täter oder die Täter 
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eine Vereinigung gegründet haben oder aber 
sich an einer solchen Vereinigung beteiligt 
haben, die darauf ausgerichtet war, deren 
Zweck oder Tätigkeit darauf gerichtet war, 
Mord und Totschlag zu begehen? 

Eine Vereinigung erfordert einen auf 
Dauer angelegten freiwilligen organisatori-
schen Zusammenschluss von mindestens 
drei Personen, die bei Unterordnung unter 
den Willen der Gesamtheit gemeinsame 
Zwecke verfolgen und sich als einheitlicher 
Verband fühlen. Das heißt, wir hätten eine 
Gruppierung entdecken müssen, finden 
müssen, die eine derartige Vereinigung dar-
stellt. Das heißt, wir hätten als Erstes drei 
Personen haben müssen, die hier in irgend-
einer Form für diese Taten verantwortlich 
sind. Aber derartige Ermittlung haben wir 
leider nicht mit diesem Ergebnis führen kön-
nen.  

Wir haben, wie ich vorhin ja auch geschil-
dert habe, umfangreichst ermittelt. Aber wir 
hatten keinen Anhaltspunkt dafür, dass es 
sich hier um drei Personen handelt, die sich 
zusammengeschlossen hätten, um diese 
Taten zu begehen. Und das hat dazu ge-
führt, dass wir gesagt haben: Für eine der-
artige Vereinigung haben wir keine Anhalts-
punkte feststellen können. Wir haben eine 
derartige Vereinigung nicht. Und mit diesem 
Argument ist eine Zuständigkeit des Gene-
ralbundesanwalts nicht gegeben. - Aus die-
sem Grund ist eine Abgabe nicht erfolgt. Wie 
ich der Presse entnommen habe, sind ähn-
liche Prüfungen auch beim Generalbundes-
anwalt durchgeführt worden, mit demselben 
Ergebnis.  

Auch die weitere Möglichkeit, nach § 120 
Abs. 2 GVG eine Abgabe an den General-
bundesanwalt durchzuführen, ist nicht gege-
ben gewesen; denn nach dieser Vorschrift 
heißt es: 

Diese Oberlandesgerichte sind 
ferner für die Verhandlung und 
Entscheidung im ersten Rechtszug 
zuständig ... bei den in § 74 a ... be-
zeichneten Straftaten, wenn der 
Generalbundesanwalt wegen der 
besonderen Bedeutung des Falles 
nach § 74 a Abs. 2 die Verfolgung 
übernimmt ... 

§ 74 a Gerichtsverfassungsgesetz zählt in 
Abs. 1 die Straftaten auf: Friedensverrat, 
Gefährdung des demokratischen Rechts-
staats, Fortführung einer für verfassungs-
widrig erklärten Partei, Verstoß gegen ein 
Vereinigungsverbot, Verbreiten von Propa-

gandamitteln verfassungswidriger Organisa-
tionen, Agententätigkeit zu Sabotagezwe-
cken, verfassungsfeindliche Sabotage, ver-
fassungsfeindliche - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Kimmel, ich glaube, dass breites Zitieren 
aus Gesetzestexten jetzt nicht unbedingt an 
dieser Stelle nötig ist.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich fasse 
mich gerne kürzer. - Jedenfalls: Auch die 
Prüfung des § 120 Abs. 2 ergab, dass eine 
Zuständigkeit des Generalbundesanwalts 
nicht erforderlich ist, und aus diesem Grunde 
ist auch eine Abgabe nach dieser Vorschrift 
nicht erfolgt.  

So viel zu meinem einleitenden State-
ment. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank, Herr Dr. Kimmel. - Ich habe vorhin die 
formale Belehrung versäumt, gehe aber da-
von aus, dass Ihnen als Staatsanwalt ja be-
wusst ist, dass Sie hier gehalten sind, rich-
tige und vollständige Aussagen zu treffen. 
Insofern kann ich mir, glaube ich, auch den 
Hinweis auf mögliche strafrechtliche Folgen 
ersparen. Das ist, denke ich, hinlänglich be-
kannt.  

Ich will aber noch die Frage nach Name, 
Alter und Beruf stellen; das muss ich hier 
formal noch machen. Vielleicht können Sie 
das eben noch nachtragen. Bei der la-
dungsfähigen Anschrift bitte ich einfach nur, 
zu bestätigen, dass die Adresse, unter der 
wir Sie eingeladen haben, heute als Zeuge 
zu erscheinen, eine korrekte Adresse gewe-
sen ist.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist rich-
tig, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
korrekt. - Und Name, Alter, Beruf? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, mein 
Name ist Dr. Walter Kimmel, geboren: 
21.04.1954. Ich bin Leitender Oberstaats-
anwalt bei der Generalstaatsanwaltschaft in 
Nürnberg, deutscher Staatsangehöriger, 
nicht verwandt und nicht verschwägert mit 
Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate 
Zschäpe. Hinsichtlich der anderen kenne ich 
die Familiennamen nicht; dazu kann ich 
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nichts sagen. Ich gehe davon aus, dass auch 
nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Kimmel, wir kommen jetzt zur Befragung. 
Ich darf da als Vorsitzender den Einstieg 
machen. Das ist der zweite Tag, an dem wir 
Zeugen hier im Ausschuss hören, und ich 
darf an Sie eine Frage richten, die auch an 
die bisherigen Zeugen gerichtet worden ist: 
Würden Sie aus dem heutigen Wissen der 
Verantwortung der sogenannten Zwickauer 
Terrorzelle für diese Mordserie, mit der Sie ja 
intensiv beschäftigt gewesen sind, sagen - es 
hörte sich ein bisschen so an -: Es ist von 
den Abläufen her, von der Zuordnung von 
Zuständigkeiten alles richtig gemacht wor-
den; es hat keine Versäumnisse, es hat 
keine Fehleinschätzungen gegeben; mit den 
Möglichkeiten, die man hatte, ist man exten-
siv umgegangen? Würden Sie sagen, es ist 
alles - von heute aus gesehen - richtig gewe-
sen? Oder hätte man - und wenn ja, was - 
etwas anders machen müssen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, wir 
hatten die Einschätzungen der Ermittlungen 
anhand der damals vorhandenen Gegeben-
heiten. Und diese haben nach unseren Über-
zeugungen uns zu Ermittlungen geführt, die 
in einem Umfang durchgeführt worden sind, 
wie es besser nicht ging. Wir haben uns be-
müht, die Taten aufzuklären, und haben dazu 
alles getan, was nach damaliger Einschät-
zung und nach damaliger rechtlicher Situa-
tion uns möglich war und bei dem wir der 
Meinung waren, dass wir das verantworten 
und durchführen können, sodass ich sagen 
muss: Wir haben während der gesamten 
Ermittlungen in keiner Weise irgendetwas 
bewusst nicht ermittelt oder weggelassen, 
sondern wir haben das, was möglich war, 
durchgeführt, uns abgesprochen und aus der 
Sicht von damals alles Menschenmögliche, 
möchte ich schon fast sagen, getan. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da Sie 
ja sehr intensiv mit der Materie befasst ge-
wesen sind: Was ist Ihnen denn erinnerlich 
bezüglich einer Diskussion, das BKA einzu-
setzen als federführende Instanz für die Er-
mittlungsführung? Da hat es ja ganz offen-
kundig, insbesondere in den Jahren 2004 
und 2006, durchaus unterschiedliche Ein-
schätzungen der verschiedenen Behörden-
vertreter gegeben. Welche hatten Sie, und 

inwieweit erinnern Sie sich an die Abläufe 
damals? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, die Ein-
schätzung: Das erste Mal war ja bei der ers-
ten Besprechung im September 2001 bereits 
ein Vertreter oder mehrere - das weiß ich 
jetzt nicht mehr - des Bundeskriminalamtes 
in Nürnberg dabei. Wir haben ja dann im 
April 2004, vonseiten der Soko „Halbmond“ 
damals, versucht, die Ermittlungen dem 
Bundeskriminalamt anzutragen. Aber das 
Bundeskriminalamt hat darauf hingewiesen, 
dass eine Zuständigkeit für Mordermittlungen 
dem Bundeskriminalamt nicht gegeben ist 
nach dem Gesetz über das Bundeskriminal-
amt, was richtig ist, und nachdem man nun 
mehrere Taten in verschiedenen Bundeslän-
dern hatte, das allein nicht ausgereicht hat zu 
einer Übernahme. 

Als sich andererseits aber das Bundes-
kriminalamt dann hinsichtlich dieser Struktur-
ermittlungen bereit erklärt hat bzw. diese 
Strukturermittlungen durchführen wollte, ha-
ben wir uns dann so geeinigt, dass wir diese 
Strukturermittlungen im Zusammenhang mit 
diesem Hinweis, den ich vorhin geschildert 
habe - auf diese drei Beschuldigten -, durch-
geführt haben im Rahmen - - Das war im 
Sommer 2004. Ab diesem Zeitpunkt war es 
so, dass sehr enger Kontakt mit den Ermitt-
lungsbeamten des Bundeskriminalamtes 
bestand. Wir haben uns mindestens einmal 
im Monat persönlich gesehen - da sind die in 
der Regel nach Nürnberg gefahren - und 
ansonsten regen telefonischen Kontakt ge-
habt. Und das Bundeskriminalamt war auf 
diese Weise in die Ermittlungen mit einbezo-
gen, hat ja dann am 01.07.2004 zu diesem 
Zweck auch diese Ermittlungsgruppe 
„Ceska“ gegründet. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Zeuge, auf welche drei Personen mit Waf-
fenbesitz haben Sie sich gerade bezogen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Drei nament-
lich benannte Personen, wo ein Hinweis-
geber behauptet hat, diese drei Personen 
würden die Tatwaffe aufbewahren.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie das ein bisschen konkretisieren, 
bitte? Wann war das? 



2. Untersuchungsausschuss 9 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das war im 
Sommer, im Juni 2004. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da gab 
es einen Hinweis auf drei Personen, von 
denen - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Da gab es 
einen Hinweis auf drei Personen, die - - Eine 
Person sollte die Waffe immer aufbewahren, 
und die anderen beiden sollten mit dem zu-
sammen - - den fahren oder jedenfalls in 
engem Kontakt zu dieser Person stehen. 
Und die sollten also auf diese Weise in ir-
gendeiner Form beteiligt sein. Das führte 
dazu, dass ich ein Ermittlungsverfahren we-
gen Beihilfe zum Mord einleitete gegen diese 
drei Personen. Und im Rahmen dieses Er-
mittlungsverfahrens - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Welche 
drei Personen waren das denn? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja, wenn ich 
die in öffentlicher Sitzung hier - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
wo stammten die denn her? Aus welcher 
Region? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Aus dem 
Ruhrgebiet, soweit ich mich erinnere. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
wir sprechen jetzt nicht über das Terrortrio? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Nein, nein, 
nein. Es handelte sich um drei Personen mit 
türkischen, arabischen Namen aus dem Be-
reich Ruhrgebiet, die also auf diese Weise an 
der Tat beteiligt sein sollten. Das Verfahren 
habe ich dann später, im Mai 2006, nach 
§ 170 Abs. 2 StPO eingestellt, weil ein dies-
bezüglicher Tatnachweis nicht geführt wer-
den konnte.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Kimmel, ich spreche das deshalb an mit 
der Frage: „Wie wollte man die Ermittlungen 
organisieren, welche Anregungen gab es?“, 
weil wir in den Akten einen Vermerk finden 
der Kriminalpolizeidirektion Nürnberg über 
eine Besprechung, die im Bundeskriminalamt 
geführt worden ist, und zwar am 20.04.2004. 
Das ist nach meinen Unterlagen übrigens ein 
nicht eingestufter Aktenbestandteil. Das ist 

aus den Unterlagen MAT A BY-2/3a. Da wird 
festgehalten - ich darf Ihnen das auszugs-
weise als Zitat vorhalten -: 

Am … 20.04.2004 fand im BKA … 
eine Besprechung zur weiteren 
Vorgehensweise bei der Bekämp-
fung einer offensichtlich bundesweit 
agierenden kriminellen Vereinigung 
statt, welche bislang - soweit be-
kannt - fünf Tötungsdelikte an türki-
schen Geschäftsleuten verübte. 

Das war also der Stand April 2004.  
Der fünfte Mord hatte sich am 25.02.2004 

ereignet. Da wird dann geschrieben: 

Im Ergebnis wurde vereinbart, dass 
ein neues Verfahren nach § 129 
StGB (Bildung einer kriminellen 
Vereinigung) zu eröffnen ist und 
das BKA mit seinen Ressourcen 
v.a. den operativen Teil der Ermitt-
lungen übernehmen würde. … 

Erforderlich für die Einleitung des 
o.g. Verfahrens wäre die Beauftra-
gung des BKA … durch eine örtlich 
zuständige Staatsanwaltschaft.  

Das heißt also, Bestandteil dieser Bespre-
chung beim BKA war: Es wäre sinnvoll, ein 
Verfahren nach 129 StGB einzuleiten. Übri-
gens wäre das dann möglicherweise auch 
eine Grundlage für eine Übernahme durch 
die Generalbundesanwaltschaft gewesen; 
Sie haben ja vorhin extensiv die Texte aus 
den Gesetzesbüchern vorgelesen.  

Dann heißt es aber weiter in dem Ver-
merk: 

Sowohl am 20.04. als auch am 
21.04.2004 wurden Gespräche mit 
Herrn OStA Dr. Kimmel, StA Nürn-
berg-Fürth, durch den Hauptsach-
bearbeiter KHK Vögeler … geführt.  

Demnach hätten Sie geäußert, Sie sehen 

… im jetzigen Stadium keinen An-
lass, ein Sammelverfahren für alle 
Tötungsdelikte bei der StA Nürn-
berg-Fürth zu führen, da die Ver-
wendung derselben Waffe noch 
kein Indiz für ein und denselben 
Täter wäre. … 

Auch die Einleitung eines Verfah-
rens nach § 129 StGB 

- Position des BKA - 

wird derzeit nicht beabsichtigt. … 

Nachdem sich somit keine Staats-
anwaltschaft bereit erklärt, die für 
die Einschaltung des BKA erforder-
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lichen Voraussetzungen zu schaf-
fen, bleibt es beim Status quo. Die 
Ermittlungen der KD Nürnberg 

- schreibt der Verfasser - 

… sind mit den vorhandenen Mög-
lichkeiten quasi beendet. Nach 
meiner Meinung 

- schreibt Kriminaloberrat Schlüter in seinem 
Vermerk - 

ist eine Einbindung des BKA … 
dringend notwendig und absolut 
zielführend. 

Zudem ist nach Meinung aller an 
der Besprechung in Wiesbaden 
teilnehmenden Beamten damit zu 
rechnen, dass die etwa 2 ½ Jahre 
unterbrochene Serie von Tötungs-
delikten fortgesetzt wird. 

Können Sie sich daran erinnern, dass Sie 
im April 2004 gebeten worden sind, die Vo-
raussetzungen zu schaffen für eine Ermitt-
lungsübernahme durch das BKA? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, bei die-
ser Besprechung - 20.04./21.04. -, glaube 
ich, war ich nicht dabei. Aber es ist richtig: 
Das Bundeskriminalamt wollte bei mir ein 
Verfahren anhängig machen: Strukturermitt-
lungen nach § 129. Dann habe ich gesagt: 
Ich habe jetzt hier bereits - - In Nürnberg 
hatten wir zu diesem Zeitpunkt zwei Taten, 
eine Tat hatten wir in München, eine in Ham-
burg, eine in Rostock. Ich mache jetzt nicht 
ein Verfahren auf nach § 129, wo ich die 
wesentlich gravierenderen Straftaten, die im 
Rahmen einer solchen 129er-Gruppierung 
begangen worden sind, bereits ermittle und 
nebenher ein Verfahren wegen § 129, son-
dern ich ermittle ja bereits in den Taten, in 
den Mordtaten, jedenfalls die Nürnberger 
Taten. - Von daher habe ich gesagt: Ich ma-
che also ein gesondertes Ermittlungsverfah-
ren diesbezüglich nach § 129 nicht auf.  

Aber wir haben uns dann dergestalt ge-
einigt, dass wir gesagt haben: Nachdem sich 
dieses andere Verfahren hier nun justament 
zu diesem Zeitraum ergeben hatte, dass wir 
diese Strukturermittlungen nicht förmlich als 
Verfahren nach § 129 StGB, sondern im 
Rahmen dieser anderen Ermittlungen 
durchführen - - und welche Überschrift nun 
diese Ermittlungen tragen, kann dahinste-
hen. - Die Ermittlungen als solche, die als 
Strukturermittlungen durch das Bundeskrimi-
nalamt durchgeführt werden sollten, sind 

durchgeführt worden im Rahmen dieses an-
deren Verfahrens. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie sich denn erinnern, dass zwei Jahre 
später die Diskussion noch mal aufgekom-
men ist, die Voraussetzungen zu schaffen für 
eine Leitung der Ermittlungen durch das BKA 
und dass Sie auch damals nicht bereit wa-
ren, die Voraussetzungen dafür zu schaffen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: 2006 - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 2006, 
ja. Das war nach den Morden 7 und 8.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Wie meinen 
Sie jetzt: die Voraussetzungen dafür nicht zu 
schaffen? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 
Augenblick. - Ich darf Ihnen folgenden Vor-
halt machen. Es findet sich in den Akten - 
das ist MAT A BKA-2/19 - ein Vermerk des 
Bundeskriminalamtes. In diesem Vermerk 
heißt es wörtlich - der ist vom 2. Mai 2006 -: 

Aus Gesprächen auf Fachebene 
wurde dem Bundeskriminalamt in-
zwischen deutlich, dass derzeit mit 
Ersuchen aller betroffenen Bun-
desländer an das BKA, die Straf-
verfolgung zentral zu übernehmen, 
eher nicht zu rechnen ist. Bisher ist 
es noch nicht einmal gelungen, ein 
staatsanwaltschaftliches Sammel-
verfahren sicherzustellen, das nach 
Lage der Dinge am ehesten bei der 
Staatsanwaltschaft Nürnberg anzu-
siedeln wäre. Ein solches Sammel-
verfahren ist in jedem Fall geboten. 
Es wäre im Übrigen die wesentliche 
und geeignete Voraussetzung für 
ein Ersuchen der dann federführen-
den Staatsanwaltschaft an das 
BKA.  

Warum hat es auch 2006 kein Sammel-
verfahren gegeben? Und sind Sie 2006 noch 
mal mit der Frage konfrontiert worden, die 
Voraussetzungen für eine Federführungs-
übernahme durch das BKA zu schaffen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Wir haben im 
April 2006 die Einrichtung der Steuerungs-
gruppe gehabt. Die Steuerungsgruppe hat 
ihre Arbeit aufgenommen im Juni, Anfang 
Juli - das kann ich jetzt nicht genau sagen - 
2006. Im Rahmen dieser Steuerungsgruppe 
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kamen alle beteiligten Polizeidienststellen 
zusammen, die sich regelmäßig getroffen 
haben - das Bundeskriminalamt war auch mit 
vertreten -, und dabei wurde weiterhin alles 
besprochen, was an Ermittlungen durchzu-
führen ist. Ich war mit meinen Staatsanwalts-
kollegen aus den anderen Bundesländern 
einig, dass die staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen weiterhin bei jeder Behörde ge-
trennt geführt werden, weil nach wie vor ja 
nicht bekannt war, wer der Täter war. Ich 
habe nie ausgeschlossen, dass, sollte sich 
herausstellen, dass der Täter ein und der-
selbe ist, eine Zuständigkeit der Staats-
anwaltschaft Nürnberg für eine Anklage be-
züglich aller neun Verfahren durchaus gege-
ben sein kann. Aber so weit waren wir noch 
nicht.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Kimmel, dann will ich mal eine Plausibili-
tätsfrage stellen. Wenn die Überlegung ge-
wesen sein sollte: „Da ist zwar in neun 
Mordfällen dieselbe Waffe verwendet wor-
den, es könnte aber sein, dass es sich bei 
den Tätern, die die Waffe zum Einsatz ge-
bracht haben, nicht um dieselbe Person han-
delt“, warum haben Sie denn dann zugelas-
sen, dass man sich bei Besprechungen der 
Steuerungsgruppe sehr fokussiert hat auf 
eine Eingrenzung der Suche nach möglichen 
Tätern innerhalb Bayerns auf den Großraum 
Nürnberg? 

Also, wenn man davon ausgegangen 
wäre - das würde ich jetzt einfach für nach-
vollziehbar halten -: „Das sind verschiedene 
Leute, die möglicherweise hinter den neun 
Morden stecken“, dann hätte doch auch bun-
desweit gesucht werden müssen nach mög-
lichen Tätern. Nach dem, was Herr Geier 
geäußert hat, hatte ich nicht den Eindruck, 
dass von der BAO „Bosporus“ in Zweifel 
gezogen worden ist, dass es da eine Identität 
gibt bei der Täterschaft und dass man gesagt 
hat: Fünf von den Morden in Bayern, vier 
außerhalb von Bayern, und man sucht aber 
in Bayern, weil man da sagt: Nürnberg ist 
Ankerpunkt.  

Wenn man aber diese - - Also, man muss 
sich ja dann entscheiden. Also, wenn man 
die Auffassung hat, es sind möglicherweise 
verschiedene Tätergruppen, die irgendwie 
die Waffe getauscht haben müssen, hätte 
man ja auch über Bayern hinaus suchen 
müssen, oder nicht? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Aber wir ha-
ben ja Ermittlungen gehabt. Es wurden ja 
auch bei den anderen Polizeidienststellen in 
Dortmund, in Kassel, in Rostock, in Hamburg 
Ermittlungen geführt. Die haben teilweise 
regional spezifische Ermittlungen geführt, in 
Hamburg zum Beispiel in Richtung Kiez usw. 
oder in Dortmund oder in Kassel; die kannten 
sich da natürlich in den örtlichen Gegeben-
heiten besser aus. Diese Ermittlungen wur-
den ja auch geführt.  

Also, wir haben uns nicht nur - - Wir ha-
ben durch diese zweite OFA-Analyse einen 
Hinweis bekommen auf den möglichen An-
kerpunkt im Nürnberger Südosten; das ist 
sicher richtig. Aber das war ein weiterer An-
haltspunkt, um da noch mal genau zu 
schauen. Aber bis die weiteren Ermittlungen 
in München - - Es gab ja auch eine Sonder-
kommission in München, die diese Ermittlun-
gen polizeilicherseits geführt hat.  Also, man 
kann nicht sagen, wir haben uns nur darauf 
fokussiert, dass die Täter aus Nürnberg 
kommen, sondern an den anderen Tatorten 
sind ja auch Ermittlungen geführt worden.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Aber die Ermittlungen im Bereich Nürnberg 
haben sich ja bezogen auf die Theorie, es 
könnte sich um Täter handeln mit einem 
rechtsextremen Hintergrund. Also, Sie haben 
jedenfalls keinen Anlass gesehen, ein Sam-
melverfahren einzuleiten? Das kann man so 
festhalten? 

Ein Sammelverfahren wäre die Voraus-
setzung gewesen für eine Übernahme der 
Federführung bei den Ermittlungen durch das 
Bundeskriminalamt; das geht ja aus den 
Akten hervor. Das heißt also: Das, was das 
BKA wollte, konnte es schon deshalb nicht 
machen, weil die Staatsanwaltschaft, die 
federführend war, nicht bereit war, ein Sam-
melverfahren einzuleiten. Das ist so korrekt? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das habe ich 
mit meinen Kollegen - - Ja, das ist so korrekt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
können wir ja mal so festhalten. - Können Sie 
sich erinnern an eine Sitzung der Steue-
rungsgruppe vom 5. Juli 2006? Also, an der 
haben Sie teilgenommen ausweislich des 
Protokolls.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, jetzt 
kann ich nichts dazu sagen.  
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. Ich 
meine, da gab es ja - - Seit dem 09.05.2006 
gibt es ja diese zweite Fallanalyse, die jetzt 
weggeht von der Überlegung „organisierte 
Kriminalität“, die sagt „Einzeltätertheorie“, 
und zwar mit bestimmten Merkmalen: psy-
chopathische Persönlichkeit, ablehnende 
Haltung gegenüber Türken, Täter sucht ge-
gebenenfalls Nähe zur rechten Szene. Das 
war Bestandteil der Besprechung am 5. Juli 
2006. Da heißt es - ich darf das nur zitieren 
aus einem Absatz; das ist MAT A BKA-
2/22.O8, Seite 36 bis 38 - im Protokoll: 

Der Vorschlag von Herrn Geier 
(BAO-Bosporus) 

- also, Herr Geier war ja der Leiter der Be-
sonderen Aufbauorganisation -, 

die Einzeltätertheorie aktiv in der 
Öffentlichkeit zu diskutieren, um so 
Vermutungen/Behauptungen der 
Presse zuvor zu kommen, wurde 
von allen anderen Dienststellen aus 
verschiedenen Gründen abgelehnt.  

Dann heißt es - und ich würde Sie gerne 
bitten, sich dazu zu äußern -: 

Die StA Nürnberg-Fürth verwies 
zudem darauf, dass bei allzu inten-
siver Diskussion dieser Hypothese 
dann auch eine Zuständigkeit des 
GBA greifen könnte. 

Wie ist denn das zu verstehen? Also, Herr 
Geier sagt: Einzeltätertheorie nicht ganz 
unplausibel. Es könnte auch einen rechten 
Hintergrund geben bei den Tätern. - Und 
dann heißt es: 

Die Staatsanwaltschaft Nürnberg-
Fürth 

- das müssen ja wohl Sie gewesen sein als 
Vertreter der Staatsanwaltschaft - 

verwies ... darauf, dass bei allzu 
intensiver Diskussion dieser Hypo-
these dann auch eine Zuständigkeit 
des GBA greifen könnte. 

Warum dieser Hinweis? Wenn Sie gesagt 
haben und hier einleitend dargestellt haben: 
„Es gab gar keinen sachlichen Grund einer 
Abgabe an die Generalbundesanwaltschaft“, 
warum dann bei einer internen Diskussion 
der Hinweis: Wenn wir diese Theorie öffent-
lich diskutieren, könnte sich die Generalbun-
desanwaltschaft doch zuständig fühlen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, so wie 
das da jetzt niedergelegt ist, in dieser Form - 
bei einer allzu intensiven Diskussion könnte 
der GBA zuständig sein -, habe ich es mit 
Sicherheit nicht gesagt. Es geht nicht um die 
Frage der Diskussion über eine Zuständigkeit 
des GBA, sondern es geht um die Frage: 
Liegen die Voraussetzungen, die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür vor? Der Hinweis ist 
also vielleicht schief niedergelegt worden.  

Mein Hinweis wird in diese Richtung ge-
gangen sein, dass ich gesagt habe: Wenn 
wir hier eine rechtsextreme oder linksex-
treme oder sonstige Gruppierung feststellen, 
die unter die Voraussetzungen des § 129 a 
fällt, dann ist der Generalbundesanwalt zu-
ständig. Darauf wollte ich aufmerksam ma-
chen, und zwar deshalb, weil ich mich in 
dieser Runde als der Jurist fühlte. Ich weiß 
nicht, ob die Kollegen, die sämtlich im höhe-
ren Dienst der Polizei waren, Juristen waren; 
das kann ich nicht beurteilen. Aber es gab 
öfters die Frage: Da müssen wir jetzt den 
Juristen fragen.  

Und in diesem Zusammenhang ist es zu 
verstehen, dass ich gesagt habe: Wenn in-
soweit die Voraussetzungen vorliegen, dass 
wir eine derartige Gruppierung haben, dann 
ist der Generalbundesanwalt zuständig, und 
zwar nicht in dem Kontext: „Dann ist zu be-
fürchten, dass der Generalbundesanwalt 
zuständig ist“, sondern in dem Kontext: Dann 
weise ich darauf hin, und dann müssen wir 
das Verfahren an den Generalbundesanwalt 
auch abgeben. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wäre 
das nicht im Nachhinein der richtige Schritt 
gewesen, Herr Dr. Kimmel? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Aber im 
Nachhinein brauche ich es nicht zu beurtei-
len. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Doch! Ja! Das 
wollen wir wissen!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
aber die Frage, die wir hier stellen. Also, 
wäre es sachlich nicht der richtige Schritt 
gewesen, die Generalbundesanwaltschaft 
einzuschalten? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich bin nach 
wie vor überzeugt: Zum damaligen Zeitpunkt 
hätte ich das Verfahren zurückgeschickt 
bekommen. 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
ja keine Antwort auf die Frage eigentlich. 
Also, es gab diese zweite Fallanalyse aus 
Bayern mit dem Hinweis auf einen möglichen 
politischen Hintergrund. Und dann gab es 
eine Diskussion. Herr Geier hat gesagt: Wir 
müssen das auch öffentlich thematisieren. - 
Und dann heißt es halt eben unter Bezug auf 
Sie, Sie hätten darauf hingewiesen. Aber Sie 
sagen, den Hinweis hätten Sie nicht ge-
macht, um davon abzuraten, sondern Sie 
hätten nur auf die Rechtslage hingewiesen. 
Aber Ihre Position war doch auch, dass man 
die Generalbundesanwaltschaft erst gar nicht 
fragen sollte, oder? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Wir haben 
aus der OFA-Analyse nicht den Hinweis auf 
einen rechtsradikalen Täter gehabt.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
darf ich Ihnen vielleicht mal kurz die Punkte 
aus der zweiten Analyse vorlesen - das ist 
MAT A GBA-5, Blatt 60 ff. -: Opferbild: Aus-
länder, Männer, Türken. Täterprofil:  

Täter verfügt über psychopathische 
Persönlichkeit;  

Täter entwickelt ablehnende Hal-
tung gegenüber Türken; 

Täter sucht ggf. Nähe zur rechten 
Szene … 

Würden Sie nicht sagen, dass das auf 
einen rechtsradikalen Hintergrund hindeutet? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist eine 
Möglichkeit.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Aber Sie haben doch gerade gesagt, die 
Möglichkeit hätte es gar nicht gegeben. Na-
türlich ist das thematisiert worden.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. Aber eine 
Möglichkeit reicht mir doch nicht aus. Das 
kann auch ein geisteskranker Einzeltäter 
gewesen sein. Dann ist der GBA garantiert 
nicht zuständig. Also, das war ja gerade der 
Punkt, den wir damals hatten. Wenn wir An-
haltspunkte dafür gehabt hätten, die diese 
Richtung verfestigt hätten, wäre es keine 
Frage gewesen. Aber diese Anhaltspunkte 
waren eben nicht vorhanden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie ist 
denn reagiert worden auf Ihren Hinweis, es 

könnte da möglicherweise die Generalbun-
desanwaltschaft tätig werden müssen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist zur 
Kenntnis genommen worden. Ich kann Ihnen 
heute nicht mehr sagen, ob da Zustim-
mung - - oder ob man gesagt hat: Dann ma-
chen wir es nicht. - Das kann ich nicht mehr 
sagen aus der Erinnerung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
Fraktionen werden auch noch Gelegenheit 
haben, Sie zu befragen. Ich will nur dann auf 
Folgendes noch mal hinweisen und Sie fra-
gen, wie das zu verstehen ist: Es gibt einen 
Artikel; er findet sich in der Süddeutschen 
Zeitung. Da ist das Datum der 24.07.2006 
gewesen. Da lag also die eben schon ange-
sprochene zweite Fallanalyse vor. Und da 
gibt es also auf Seite 10 in der Süddeutschen 
Zeitung einen Bericht mit der Überschrift: 
„Hilflose Suche nach einem Phantom“. Da 
will ich nur einen kurzen Absatz vorlesen. Da 
wird übrigens Bezug genommen auf Herrn 
Geier, und dann werden Sie zitiert. 

Zu Herrn Geier heißt es: 

Angesichts der Mauer des Schwei-
gens, sagt Geier, habe er manch-
mal den Eindruck, dass 

- Zitat - 

„die Türken noch nicht in dieser 
Gesellschaft angekommen sind“.  

Ich habe den Artikel leider erst jetzt 
gefunden und nicht, als Herr Geier hier war; 
das ist schade. 

Natürlich herrsche Angst. Natürlich 
sind die Ehefrauen und der engste 
Familienkreis oft nicht in die Ge-
schäfte eingeweiht. „Aber oft“ 

- Zitat -, 

ergänzt der mit den bayerischen 
Fällen befasste Oberstaatsanwalt 
Walter Kimmel 

- und dann geht das Zitat weiter -, 

„sagt nur mein Bauch: Da weiß 
einer mehr - aber er will es uns 
nicht sagen.“ 

Haben Sie Ihre Entscheidungen nach 
Bauchgefühl getroffen? Hätte Ihnen Ihr 
Bauch gesagt: „Es könnte einen politischen 
Hintergrund geben“, hätten Sie dann, auf 
Ihren Bauch hörend, die Generalbundes-
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anwaltschaft konfrontiert mit dem Sachver-
halt? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Meine Ent-
scheidungen, ob der Generalbundesanwalt 
zuständig ist oder nicht, habe ich nach Recht 
und Gesetz getroffen und nicht nach Bauch-
gefühl. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wer 
wusste denn mehr, als er Ihnen sagen wollte, 
im Nachhinein betrachtet? Die Angehörigen 
oder - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das beruht 
auf umfassenden Ermittlungen, die wir im 
Bereich Nürnberg und die Kollegen in Mün-
chen wohl auch geführt haben, in denen eine 
Vielzahl von mehreren Hundert türkischen 
Kleingewerbetreibenden befragt worden ist, 
in denen eine Vielzahl von Personen befragt 
worden ist, die alle sehr schnell gesagt ha-
ben: „Da weiß ich nichts“ oder „Dazu kann 
ich nichts sagen“. Wir hatten damals den 
Eindruck: Es kann doch nicht sein, wenn drei 
Personen in Nürnberg ums Leben kommen, 
dass so was nicht in irgendeiner Form in 
der - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: In der 
was? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: - in dem Be-
reich der türkischen Mitbürger - wir haben in 
Nürnberg, glaube ich, 40 000 bis 50 000 
türkische Mitbürger - Thema ist, - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dass 
die was wissen müssten, oder wie? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: - dass man 
da nicht darüber spricht und dass da viel-
leicht der eine oder andere Hinweis unbe-
wusst auch nicht gesagt wird, weil man dem 
keine Bedeutung beimisst oder so. Und das 
war die Äußerung, die hier - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Also, Ihr Bauch hat Ihnen gesagt: Die türki-
sche Gemeinschaft in Nürnberg müsste 
eigentlich mehr wissen, als sie Ihnen gesagt 
hat zu den drei Morden in Nürnberg? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: „Müsste“ 
nicht, sondern ich könnte es mir vorstellen, 
dass, wie gesagt, auch unbewusst hier viel-

leicht manches nicht gesagt wird, worauf 
man erst bei weiteren Nachfragen vielleicht 
kommen könnte.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Heute 
ist aber doch klar, dass Ihnen da nichts ge-
sagt werden konnte, weil die Leute nichts 
wussten.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Davon gehe 
ich heute aus. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
das ist ja offenkundig so. Aber Ihr Bauch 
sagte Ihnen damals ausweislich der Süd-
deutschen Zeitung: Da weiß einer mehr, aber 
er will es uns nicht sagen. 

Glauben Sie, dass den unterschiedlichen 
Überlegungen - auf der einen Seite organi-
sierte Kriminalität, auf der anderen Seite ein 
Einzeltäter oder ein Duo, möglicherweise mit 
einem rechtsextremen Hintergrund -, dass 
beiden Ansätzen mit gleicher Wertigkeit ge-
folgt worden ist? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich meine, 
von der BAO aus ja, weil der Herr Geier auch 
immer wieder Wert darauf gelegt hat: Die 
Einzeltätertheorie müssen wir auch mit Verve 
verfolgen. Ich habe ihn dabei unterstützt. Ich 
war auch seiner Meinung: Wir müssen in 
beide Richtungen ermitteln.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie wa-
ren über die einzelnen Ermittlungsvorgänge 
ja durchaus orientiert, wenn Sie da in der 
Steuerungsgruppe mit dabei waren. Ist das 
richtig? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. Also nicht 
jede Kleinigkeit, aber die - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
nicht jede Kleinigkeit. - Aber dann will ich Sie 
fragen: Ist Ihnen bekannt, dass es im Rah-
men der Ermittlungen im Bereich organisierte 
Kriminalität, also der ersten Spur, zu der 
Entscheidung der BAO „Bosporus“ gekom-
men ist, selber einen Dönerimbiss in Nürn-
berg einzurichten und zu betreiben, um dann 
wochenlang die Rechnungen an Zulieferer 
nicht zu bezahlen, um zu prüfen, ob es da-
raufhin eine Reaktion gibt? Ist Ihnen das 
bekannt? 
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Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist mir 
bekannt.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, die BAO „Bosporus“ hat in aller Akribie 
die Prüfung zu vollziehen, ob es im Umfeld, 
im türkischen Umfeld von Nürnberg gilt, Täter 
auszumachen, einen Dönerimbiss betrieben? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. Nicht - - 
Also, soweit ich weiß, wurde der betrieben, 
aber nicht von einem Polizeibeamten.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Son-
dern? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Von einer 
Vertrauensperson, wie wir sagen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Von 
einer Vertrauensperson. - Aber auf Veranlas-
sung der Polizei und finanziert durch die 
Polizei? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie 
lange hatte das Bestand, dieses Geschäft? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Soweit ich 
weiß, etwa ein halbes Jahr. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ein 

halbes Jahr. - Und in welchem Zeitraum war 

das? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das kann ich 
jetzt nicht sagen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Unge-
fähr das Jahr? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Kann ich 
nicht sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
war das nach den ersten fünf oder nach den 
ersten neun Morden? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Da müssten 
Sie die Polizei fragen. Das kann ich nicht 
sagen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
meine, Sie - - Wie habe ich mir das denn 
vorzustellen? Das ist eine Information, die 

mich erst gestern erreicht hat. Ich konnte mir 
das gar nicht vorstellen. Das hat ja auch 
Relevanz durchaus für uns, über so etwas 
unterrichtet zu werden, weil es für die Be-
wertung, mit welcher Intensität welcher Spur 
gefolgt worden ist, von Bedeutung ist.  

Also, Sie haben es zu tun mit einer 
Mordserie. Die zeichnet sich dadurch aus, 
dass sie von ausgesprochener Kaltblütigkeit 
geprägt worden ist. Offenkundig sind die 
Opfer nicht angesprochen worden. Die Täter 
sind in den Laden gegangen, haben Kopf-
schüsse angebracht, und die Leute waren 
tot. Wie habe ich mir das denn vorzustellen? 
Also, Sie betreiben da ein halbes Jahr einen 
Dönerimbiss, um zu gucken, ob jemand rein-
kommt, um Ihre V-Person zu ermorden, und 
sichern das ab durch Dreischichtbetrieb von 
Scharfschützen, die in der Nähe postiert 
sind? Oder wie war das? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. Ich weiß nicht, wie die 
Einzelheiten diesbezüglich gelaufen sind. Da 
muss ich passen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Herr Schober meldet sich; aber ich bin 
eigentlich mit der Frage schon am Ende. 
Aber vielleicht können Sie etwas sagen, Herr 
Schober - das können wir auch in einer Be-
ratungssitzung gerne machen -, warum uns 
ein solcher wesentlicher Aspekt bisher vor-
enthalten wurde. 

MR Konrad Schober (Bayern): Herr Vor-
sitzender, ich möchte nur darauf hinweisen, 
dass die taktischen Details, die jetzt zur 
Sprache kommen, mit ziemlicher Sicherheit 
nicht von der Aussagegenehmigung umfasst 
sind und dass wir, wenn wir das weiter hier 
thematisieren wollen, das womöglich dann in 
einer nichtöffentlichen Sitzung tun sollten. Ich 
bitte, das zu prüfen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
ich bin mit der Befragung des Zeugen auch 
am Ende. Ich will nur darauf hinweisen, dass 
nach meiner Einschätzung eine halbjährige 
Betreibung eines Dönerladens in Nürnberg 
durch die BAO „Bosporus“ kein Detail ist, 
sondern ein wichtiges Faktum, über das wir 
hätten unterrichtet werden müssen, weil eine 
der Fragen, mit denen wir uns hier zu be-
schäftigen haben, die uns als Auftrag mitge-
geben worden ist vom Plenum des Deut-
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schen Bundestages, darin besteht, zu 
schauen: Wie ist eigentlich die Ermittlungs-
arbeit bezüglich des Wissens, was wir heute 
haben, vonstatten gegangen? Und ich habe, 
mit Verlaub - ich will das gar nicht bewer-
ten -, den Eindruck, dass man eben nicht 
beiden Spuren mit gleicher Wertigkeit und 
Akribie nachgegangen ist.  

Das Fragerecht hat jetzt die Unionsfrak-
tion. Das Wort hat der Kollege Binninger.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Dr. Kimmel, ich werde erst gegen Ende un-
serer Zeit - wir haben etwa 20 Minuten zu-
sammen - zum Thema Waffe einsteigen. 
Vorneweg wird mein Kollege Schuster Sie 
noch mal befragen zum Verfahrensgang. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Herr Oberstaatsanwalt, Sie 
haben gerade eben eine sehr feine Unter-
scheidung gemacht zwischen dem Juristen 
und den Polizeibeamten im höheren Dienst. 
Das mit dem Juristischen, glaube ich, haben 
wir jetzt sehr sauber abgearbeitet. Jetzt re-
flektiere ich mal Ihre Aufgabe: Herr des Ver-
fahrens. 

Der Staatsanwalt ist ja Herr des Verfah-
rens. Und als Herr des Verfahrens hätte ich 
gerne mal Ihre jetzt doch auch von polizei-
lichem Sachverstand geprägte Einschätzung 
gehört: Wie ging das vor sich, dass man 
jahrelang hartnäckiges Bemühen des Bun-
deskriminalamtes um eine zentrale Ermitt-
lungsführung negiert hat? 

Soweit ich es den Akten entnehmen kann, 
hat niemand auf der Seite des Bundeskrimi-
nalamtes gestanden, also wahrscheinlich 
auch nicht Sie. Wie kommt es dazu? Das 
Bundeskriminalamt hat ja geschrieben, es 
vermisst ein einheitliches Ermittlungskon-
zept - bei fünf Staatsanwaltschaften, sechs 
Polizeibehörden -, es vermisst ein einheit-
liches Fahndungskonzept, eine einheitliche 
Öffentlichkeitsarbeit, es gebe keine zentrale 
Auswertung etc. über mehrere Tatortländer. 
Mir erscheint das sehr plausibel. 

Auch bei der bayerischen Polizei gab es 
im April 2004 schon eindeutig - übrigens 
entgegen Ihrer Aussage, das BKA hätte ab-
gelehnt im April 2004; das hat der Vorsit-
zende ja schon rausgearbeitet -, ganz klar 
die Auffassung: Das muss ans Bundeskrimi-
nalamt. Jetzt hätte ich gern nicht Ihre juristi-
sche Einschätzung, sondern Ihre kriminaltak-
tische oder -strategische auch gehört als 
Herr des Verfahrens. Warum haben Sie das 

nicht befördert oder nicht für notwendig ge-
halten? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, zu-
nächst muss ich davon ausgehen, dass die 
Zuständigkeit der Polizei die Polizeidienst-
stellen grundsätzlich untereinander regeln. 
Im Fall des Bundeskriminalamtes ist es so, 
dass ich natürlich das Bundeskriminalamt 
intensiver hätte beauftragen können. Ich 
meine aber, dass das Bundeskriminalamt 
hier aufgrund der Beteiligung im Rahmen 
dieser Strukturermittlungen, die ich vorhin 
bereits geschildert habe, mit eingebunden 
war. Und ich hatte niemals den Eindruck, 
dass das Bundeskriminalamt Ermittlungen 
durchführen wollte, die wir abgelehnt hätten, 
mit dem Hinweis, sie seien nicht zuständig 
oder sie würden hier etwas verlangen, wo wir 
der Meinung sind, das ist nicht ermittlungs-
förderlich, sondern ich hatte immer den Ein-
druck, dass die Zusammenarbeit mit dem 
Bundeskriminalamt sehr gut läuft auf diesem 
Weg, wie wir hier nun zueinander gefunden 
haben.  

Und auch die Einrichtung auf dieser Be-
sprechung von AK II - - An diesen Bespre-
chungen war ich nicht beteiligt. Das sind 
Besprechungen gewesen, die ohne mich 
durchgeführt worden sind. Das ist ja auch 
klar: Auf dieser Ebene ist die Staatsanwalt-
schaft nicht eingebunden. Aber für mich be-
stand immer der Eindruck, dass, gerade 
auch im Kontakt zu den einzelnen Beamten 
des Bundeskriminalamtes, die Zusammen-
arbeit hervorragend läuft.  

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Belehren Sie mich, wenn es 
falsch ist: Ich meine, juristisch haben wir das 
gerade eben nicht sauber rausgearbeitet. Ein 
Sammelverfahren ist nicht die Voraussetzung 
für die Beauftragung des BKA, sondern ein 
Sammelverfahren wäre eine wertvolle Vo-
raussetzung, dass ein Bundesland den An-
trag an das Bundeskriminalamt richtet ge-
mäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 BKA-Gesetz, die zen-
tralen Ermittlungen zu übernehmen. Aus der 
Aktenlage ergibt sich, dass sich dazu kein 
Bundesland bereit erklären wollte, auch nicht 
Bayern. 

Gleichzeitig aber - haben Sie gerade 
eben ausgeführt - hätte die bayerische Justiz 
in enger Kooperation mit Ihnen entschieden, 
für Bayern schon ein Sammelverfahren zu 
machen unter Ihrer Leitung. Da muss es 
doch auch die Diskussion gegeben haben: 
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Wenn das in Bayern gut ist, wäre das nicht 
auch deutschlandweit eine Idee bei der An-
zahl von Tatorten? Und dann hätte man den 
Antrag stellen können.  

Sie haben sehr breit ausgeführt, woran 
Sie überall beteiligt waren, wie oft Sie bei 
den Sitzungen dabei waren. Da fehlt mir 
noch etwas an Informationen. Das muss 
doch ein Diskussionsthema gewesen sein. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, dieses 
Diskussionsthema stellte sich innerhalb der 
Staatsanwaltschaften. Und mit den Kollegen 
aus den anderen Ländern - also mit den 
Kollegen in Dortmund, Kassel, Hamburg und 
Rostock - war ich einer Meinung. Wir waren 
übereinstimmend der Meinung: Die staats-
anwaltschaftlichen Ermittlungen werden 
weiter bei den einzelnen Staatsanwaltschaf-
ten geführt, so lange, bis sich herausstellt, ob 
das nun eine Anklage gibt. Und erst dann 
wird das Verfahren zusammengeführt. So-
lange das nicht der Fall ist, wurden entspre-
chend die einzelnen Staatsanwälte im Rah-
men ihrer Zuständigkeit tätig mit der Beson-
derheit, dass ich die beiden Münchener Ver-
fahren von meinem Ministerium übertragen 
bekommen habe. Damit war eigentlich aus 
Sicht der Staatsanwaltschaft dieses Thema 
auch erledigt.  

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Das heißt, es gab keine Ein-
flussnahme auf Sie oder - wenn Sie das wis-
sen - auf einen benachbarten Staatsanwalt, 
mit dem Sie zusammengearbeitet haben in 
anderen Ländern, zum Beispiel aus der Poli-
tik? Das war rein Ihre fachliche Erwägung, zu 
sagen: „Wir machen kein Sammelverfahren, 
das ist unsere juristisch-fachliche Entschei-
dung“? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Richtig. Ich 
habe keinerlei politische Einflussnahme oder 
Ähnliches gehabt.  

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Okay. - Auch wieder Stichwort 
„Herrin des Verfahrens“. Jetzt hätte ich nicht 
gern, dass Sie auf die Polizei reflektieren, 
sondern jetzt hätte ich gerne Ihre Auffassung 
gehört oder Ihre Einschätzung. 

Zu Beginn der Mordtaten, als das noch 
Einzelfälle waren, war man ja sehr stark auf-
grund der Anhaltspunkte auf den Bereich 
Organisationstheorie. Das verfestigte sich 
sogar im Laufe der Zeit, und irgendwann kam 

der Punkt Einzeltäter etc. Wie war das denn 
bei Ihnen persönlich und bei Ihren Mitarbei-
tern auf Vortrag der Polizei oder bei Teil-
nahme an diesen Besprechungen? Wie war 
Ihre persönliche Einschätzung, Ihre Haltung 
in diesen Besprechungen? Wann waren Sie 
davon überzeugt, dass das Thema Einzel-
tätertheorie vielleicht doch ein wertvoller 
Ansatzpunkt sein könnte? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, wir ha-
ben über die Frage dieser Täter - ich will 
nicht sagen täglich, aber mehrmals wöchent-
lich - in den verschiedensten Kreisen disku-
tiert: in Kaffeerunden innerhalb der Behörde, 
in Besprechungen der Abteilungsleiter, in 
Besprechungen mit Kollegen von anderen 
Dienststellen, vom Landgericht, vom Amtsge-
richt. Also immer wieder kam man auf das 
Thema: Ach, Du ermittelst ja in diesen Fäl-
len. Wie weit seid ihr denn? Was ist denn 
das? Was könnte das sein usw.?  

Da kamen die verschiedensten Theorien. 
Jeder hat überlegt und hat versucht, irgend-
eine Idee zu haben, wer da verantwortlich 
sein könnte, wer da dahintersteckt. Und da 
kam natürlich als eine Möglichkeit auch auf, 
dass der Hintergrund vielleicht politischer 
Natur ist. Das war eine Möglichkeit von vie-
len. Was immer ein Punkt war, ist, dass die-
ser politische Gedanke immer relativ schnell 
eigentlich auch von anderen wieder - ich will 
nicht sagen: weggewischt -, aber in den 
Hintergrund rückte, weil man sagte: Also, 
wenn es politisch motiviert wäre, dann wären 
in irgendeiner Form ein Bekennerschreiben, 
Zeichen in irgendeiner Form irgendwann mal 
aufgetaucht, aus denen man hätte entneh-
men können, dass ein politischer Hintergrund 
ist aufgrund der Erfahrung in sonstigen Be-
reichen. 

Wir haben von daher diese Einzeltäter-
theorie unter den verschiedensten Bereichen 
gesehen, schon auch politisch. Für mich war 
es so, dass ich sagte: Das mag ein rechter 
Hintergrund sein, das mag ein anderer - was 
weiß ich - geheimdienstlicher Hintergrund 
sein, oder es mag ein einzelner, wie gesagt, 
Verrückter sein. Das waren mehrere Varian-
ten, die nebeneinander hier bestanden. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Würden Sie zustimmen, dass - 
haben wir jedenfalls so empfunden am letz-
ten Vernehmungstag - Herr Geier, also der 
Leiter der BAO „Bosporus“, derjenige war, 
der sich am vehementesten ab einem be-
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stimmten Punkt - so 2006 - für diese Theorie 
eingesetzt hat, und das gegen den Wider-
stand der meisten anderen Dienststellen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, der Herr 
Geier hat immer - - Und ich habe ihn da auch 
unterstützt, indem ich sagte, dass wir uns 
nicht nur auf die Organisationstheorie verle-
gen dürfen; wir müssen auch das andere im 
Auge behalten und müssen im anderen Be-
reich genauso ermitteln. Und der Herr Geier 
war immer derjenige, der gesagt hat: Auch 
der andere Bereich muss mit abgedeckt wer-
den. - Das gab immer wieder auch Diskus-
sionen intern, innerhalb der BAO. Da gab es 
die Meinungen und jene Meinungen.  

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Würden Sie sagen, dass das, 
was der Herr Geier vorgetragen hat, gestützt 
durch den Profiler und den OFA-Bericht zum 
Thema Einzeltätertheorie - - Sind das juris-
tisch keine konkreten Anhaltspunkte, die die 
Einleitung eines Verfahrens nach § 129 
rechtfertigen? Reicht Ihnen das nicht? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Richtig. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Okay. - Dann habe ich die Fra-
ge noch, was die Zusammenarbeit - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Entschuldi-
gung. Zum damaligen Zeitpunkt.  

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Zum damaligen Zeitpunkt? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Richtig. Ja.  

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Die Zusammenarbeit zwischen 
Polizei und Verfassungsschutz wurde beim 
letzten Mal, beim letzten Vernehmungstag, 
so dargestellt, dass es doch teilweise hart-
näckigen Insistierens der polizeilichen Lei-
tung bedurfte beim Landesamt für Verfas-
sungsschutz, damit es zu bestimmten Da-
tenübermittlungen kam etc. Ist Ihnen das 
bekannt? Sind Sie da involviert gewesen in 
diese Probleme, also juristische Probleme, 
Schnittstellenprobleme? Sehen Sie sogar 
juristischen Handlungsbedarf, Probleme, die 
Sie uns mitteilen möchten, die da offenkun-
dig wurden? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, zum 
damaligen Zeitpunkt war ich damit nicht be-
fasst. Das war mir damals nicht bekannt. Ich 
selber habe aber aufgrund meiner Zustän-
digkeit bei der Staatsanwaltschaft auch mit 
Beamten des Landesamtes für Verfassungs-
schutz zu tun gehabt - in anderen Berei-
chen -, nachdem in Bayern ja die Zuständig-
keit für den Verfassungsschutz gesetzlich 
erweitert wurde auch für den Bereich der 
organisierten Kriminalität. Und das war mein 
Bereich; in meiner Abteilung hatten wir Ver-
fahren der organisierten Kriminalität. Da kam 
es dann auch immer wieder mal zu Bespre-
chungen mit Mitarbeitern des Landesamtes 
für Verfassungsschutz. Von daher kannte ich 
zwei, drei Beamte des Landesamtes persön-
lich aus diesen Besprechungen her.  

Es gab natürlich auch Besprechungen 
bezüglich anderer Verfahren während dieser 
Zeit. Und anhand solcher Besprechungen hat 
man natürlich - - ist man zwangsläufig auch 
auf diese Serie wieder zu sprechen gekom-
men. Und man hat also - - Ich habe dann mit 
diesen Mitarbeitern auch gewisse Theorien 
aufgestellt usw., Überlegungen angestellt 
und mit denen auch immer wieder gespro-
chen. Die haben mir immer wieder versichert: 
Wir hören halt auch nichts, und sobald wir 
was hören, dann werden wir es natürlich 
weitergeben.  

Was sich auf - - Diese Schwierigkeiten, 
die Sie ansprachen, die waren mir damals 
nicht bekannt. Also, mein Bereich bezog sich 
auf die Tätigkeit, die ich in sonstigen Ermitt-
lungen hatte in Zusammenarbeit mit diesen 
Beamten, und auf den Bereich, was erörtert 
wurde im Bereich der Sitzungen der BAO 
bzw. der Steuerungsgruppe. Aber ich kann 
mich jetzt nicht erinnern, dass mir damals 
das so bekannt gegeben worden ist, dass da 
also es jedenfalls zunächst offensichtlich zu 
gewissen zeitlichen Verzögerungen gekom-
men sein soll. Das habe ich damals nicht 
gewusst.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Dr. Kimmel, ich übernehme die Fragen für 
den Rest unseres Zeitkontingentes. - Jetzt 
haben wir viel über die zwei Hypothesen 
gehört, die es gab - OK oder eben Einzeltäter 
mit fremdenfeindlichem Hintergrund -, die 
zueinander in Konkurrenz standen und mög-
licherweise nicht so gewichtet wurden, wie 
wir heute wissen, dass sie besser gewichtet 
worden wären. 
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Aber ich würde Sie gerne fragen - auch 
jetzt aus der Erinnerung -: Das waren Hypo-
thesen. Aber welche objektiven Hinweise auf 
die Täter hatten Sie denn in diesem ganzen 
Verfahren jetzt, die feststanden? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Es war das 
große Problem: Objektive Fakten hatten wir 
ein paar Hülsen, ein paar Projektile, und das 
war nahezu alles. Wir haben so gut wie keine 
DNA-Spur, die wir unmittelbar einem Täter 
zuordnen könnten. Wir hatten keine Finger-
spur, die wir zuordnen könnten. Wir hatten 
von Zeugenbeweisen her auch nur ganz, 
ganz wenige. Wir haben zum Beispiel bei 
Yasar in Nürnberg eine Zeugin gehabt, die 
zwei Fahrradfahrer gesehen hat. Das war ein 
Punkt. Anhand dieser Zeugin wurde ja ein 
Phantombild erstellt, und es wurde auch in 
der Öffentlichkeit gefahndet, auch mit den 
Fahrradfahrern. Das war ein ganz - - ja 
schon sehr viel, was wir da eigentlich hatten 
im Vergleich zu den anderen Taten.  

Das war ja das große Problem, dass wir 
eben keine Spuren hatten, und aus diesem 
Grunde nur wussten: Es ist dieselbe Waffe - 
bzw. bei zwei Taten war ja noch eine zweite 
Waffe dabei jeweils -, und das war aber 
eigentlich alles.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
Sie hatten, wenn ich Sie jetzt richtig verstan-
den habe, einen feststehenden, ganz kon-
kreten Beweis - die Tatwaffe, die Ceska; 
über die wussten Sie Bescheid ganz genau, 
auch Modell -, und Sie hatten einen eher 
etwas vageren Hinweis, aber immerhin auch 
erhärtet durch Zeugenaussagen: zwei männ-
liche Radfahrer. Ist man mal auf die Idee 
gekommen, zu sagen: Wir machen deutsch-
landweit eine Abfrage unter allen Polizei-
dienststellen, wo bei Gewaltdelikten zwei 
männliche Radfahrer am Tatort gesehen 
wurden? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das kann ich 
Ihnen jetzt nicht sagen. Also, ich kann mich 
jetzt nicht erinnern, dass wir darüber gespro-
chen hätten. Ob das gemacht worden ist, 
kann ich Ihnen nicht - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber es 
wäre doch ein Ansatz gewesen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
meine, wenn man nichts hat: Bevor man 
dann über Hypothesen streitet, wäre ich jetzt 
eher auf den Gedanken gekommen, man hält 
sich an das, was einigermaßen sicher fest-
steht.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Man muss ja 
da dann sehen: Da hatten wir ja dann den 
Fall des Nagelbombenattentats in Köln.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Auf den 
sind Sie wie gekommen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich nehme 
an - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
es Ihnen nicht weiter vorhalten. Wir hatten 
beim letzten Zeugen gehört, dass der Kölner 
Ermittler sich von sich aus gemeldet hätte 
und gesagt hat: „Bei mir waren auch Radfah-
rer“ und Videoaufnahmen gezeigt hat.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Richtig. Ge-
nau. Da gab es diesen Videofilm. Und dieser 
Videofilm, der wurde ja auch veröffentlicht. 
Im Rahmen dieser Veröffentlichungen hatte 
man sich ja erhofft, dass man da irgendwel-
che Personen findet, die dazu was sagen 
können. Aber soweit mir bekannt ist, hat sich 
ja auch da nichts weiter ergeben. Und man 
hat auch auf diese Weise, obwohl man jetzt 
den Videofilm hatte - also nicht mal auf ir-
gendein Phantomfoto oder auf ein Phan-
tomfahrrad oder ein Foto des Fahrrads oder 
so angewiesen war -, sogar einen Videofilm 
veröffentlichte - - Auch daraufhin kam man 
nicht zum Erfolg.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wurden 
denn - - Ich frage noch mal wieder mit Blick 
auf die Polizeidienststellen bundesweit. Sie 
haben einen hohen Aufwand betrieben; das, 
glaube ich, bestreitet hier niemand. Sie sind 
jeder noch so schwachen Spur nachgegan-
gen. Ob mit der richtigen Priorität, sind wir 
heute klüger. Mit Ihrem Wissen damals war 
es aus Ihrer Sicht die richtige Entscheidung. 
Aber ich frage noch mal. Das, was Sie hat-
ten: Hat man denn anhand der Fotos, also 
Zeugenbeschreibung, Phantombild, Video-
aufnahmen, die man ja auch qualitativ ver-
bessern kann - - Hat man diese Bilder denn 
auch mal gestreut an alle Polizeidienststellen 
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mit der Bitte: „Wo gibt es vielleicht einen 
Ansatzpunkt?“? 

Ich frage deshalb, weil wir in Sachsen und 
Thüringen 14, 20 Fotos haben aus Überwa-
chungskameras von Banküberfällen zur glei-
chen Zeit. Vielleicht hätte jemand, wenn er 
das Video gesehen hätte und die Überwa-
chungskamerafotos, mal gesagt: Sehr, sehr 
ähnlich. - Hat man das gemacht? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Wir haben ja 
im Hinblick auch auf diese Handlungsanlei-
tung für den Fall zehn in ganz Deutschland 
die Fälle vorgestellt. Das wurde zentral ge-
steuert. Wir haben gesagt: Der eine geht in 
das Bundesland, der andere in das, mit Mul-
tiplikatoren, die das weitergeben, mit ent-
sprechenden Vorträgen und Skripten, die das 
weiter tragen sollen bis in die letzte Polizei-
station.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, 
aber Sie wissen jetzt nicht sicher, ob man 
diese Bilder aus der Videoüberwachung, der 
Zeugenbeschreibung wirklich konkret ver-
sandt hat über die LKAs mit der Bitte: „Über-
prüft mal alle Gewalttaten - und dazu gehö-
ren Banküberfälle - in eurem Bereich, ob ihr 
eine Ähnlichkeit seht“? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das kann ich 
nicht sagen.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. - 
Dann habe ich noch eine letzte Frage. Die 
Waffe. Sie waren, glaube ich, bis 2008 für 
das Verfahren zuständig.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Des-
halb können Sie jetzt wahrscheinlich nur 
einen Teil beantworten. Die Tatwaffe stand 
fest. Es stand fest, dass sie zu einem kleinen 
Waffenkontingent gehören muss von etwa 60 
Waffen, und es gab den Hinweis auf diesen 
Schweizer Importeur mit den 27 Waffen. 
Damals gab es den Hinweis - so entnehmen 
wir den Akten -, 2006, von einem ehemaligen 
Mitarbeiter dieses Schweizer Waffenimpor-
teurs, der gesagt hat: „Da müsste man mal 
Waffen überprüfen“, wobei, glaube ich, auch 
ein Name fiel, wo man eben noch weitere 
Waffen überprüfen kann. Es waren ja acht 
Waffen noch offen. Heute wissen wir: Da-

runter war die Tatwaffe. Sie waren also 
eigentlich sehr kurz davor. 

Dann hat es drei Jahre gedauert - so ent-
nehme ich den Akten -, bis es zu einem 
Rechtshilfeersuchen an die Schweiz und 
eine Untersuchung bei dieser Person kam. 
Warum so lange? Bei der einzig heißen 
Spur? Meine Sorge ist ein bisschen, dass Sie 
irre hohen Aufwand betrieben haben, aber 
überall dort, wo es konkret wurde, eher nicht.  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, das 
überrascht mich jetzt, dass das drei Jahre 
lang gedauert haben soll. Ob da nicht vorher 
noch ein Rechtshilfeersuchen - - Ich weiß, 
dass das Problem war, dass die in der 
Schweiz - - Aber das kann ich mir nicht erklä-
ren, dass das drei Jahre lang gedauert hätte, 
weil wir haben - - Also noch zu meiner Zeit, 
da habe ich auch schon Rechtshilfeersuchen 
veranlasst, die bei uns in der anderen Abtei-
lung dann weitergeleitet worden sind. Aber 
wir haben das Problem gehabt mit der 
Schweiz, dass da immer keine Antwort ge-
kommen ist. Das hat sich ziemlich gezogen. 
Das war dann eine Begründung - daran kann 
ich mich noch erinnern - dergestalt, dass in 
der Schweiz neue Staatsanwälte gewählt 
worden sind; die werden dort gewählt. Und 
aus diesem Grund konnte das Ersuchen 
wieder einige Wochen oder Monate nicht 
weiter behandelt werden.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir re-
den über drei Jahre. Der Polizistenmord war 
noch nicht geschehen. Ich will es Ihnen kurz 
noch vorhalten mit Erlaubnis des Vorsitzen-
den, einfach damit wir hier Klarheit haben, 
auch für die Öffentlichkeit. Den Akten ist zu 
entnehmen - Fundstelle kann ich noch nach-
liefern, MAT A GBA-4/2, da geht es um den 
Abgabebericht der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth -: Nach einem telefonischen Hin-
weis eines ehemaligen Mitarbeiters der 
Schweizer Firma - lasse ich jetzt weg - im 
Jahr 2006 aufgrund eines Inserates für eine 
Ceska 83 mit Schalldämpfer - das war die 
Tatwaffe - begannen auf deutscher Seite die 
Ermittlungen in der Schweiz. - 2006.  

Und dann dauert es ein bisschen. Dann 
war man sich irgendwann sicher: Unter den 
acht fehlenden Waffen muss mit hoher 
Wahrscheinlichkeit die Tatwaffe sein. Und 
dann gibt es einen Bericht: 
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... wurden mit Rechtshilfeersuchen 
an der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth vom 3. Februar 2009 

- das sind drei Jahre später - diese betrof-
fene Person vernommen sowie ein Durchsu-
chungsbeschluss vollzogen. Dabei waren 
Ermittlungsbeamte von der EG „Ceska“ und 
der BAO „Bosporus“ anwesend. Ermittlungen 
verliefen negativ. Waffe konnte nicht gefun-
den werden. 

Heute aber - das werden wir sicher noch 
mal anderswo zu klären haben - wissen wir: 
Wäre man drangeblieben, hätte man dort 
weiter ermittelt, auch im Umfeld dieser Per-
son, wäre man auf die Person gekommen, 
die die Waffe hatte, die Tatwaffe, und sie 
auch weitergegeben hat. In der Schweiz sitzt 
jetzt eine Person in Haft seit Frühjahr dieses 
Jahres. Also deshalb für mich noch mal die 
Frage: Warum so lange? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Kann ich 
Ihnen im Moment nicht beantworten, die 
Frage. Tut mir leid. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. 
Vielen Dank.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt dann zur SPD-Fraktion. 
Das Wort hat die Kollegin Dr. Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Dr. Kimmel, wir 
wissen, nehmen zur Kenntnis - wir wissen 
das aus den Akten und auch von den bishe-
rigen Zeugenvernehmungen -, dass die Er-
mittlungen engagiert geführt wurden, akri-
bisch, fantasievoll und - das möchte ich hier 
auch noch mal betonen - dass das auch in 
Ihrem Vortrag zum Ausdruck gekommen ist. 
Wir gehen aber der Frage nach: Warum sind 
sie in eine Richtung nicht mit dieser Akribie, 
mit dieser Fantasie und mit diesem Engage-
ment betrieben worden, nämlich in die Rich-
tung rechter Hintergrund der Täter? Und vor 
allen Dingen die Frage, inwieweit die zweite 
Fallanalyse von Herrn Horn nicht entspre-
chend zu einem Engagement bei den Er-
mittlungsarbeiten geführt hat. 

Ich möchte zu Beginn sagen - das, wie 
gesagt, vorausgeschickt -, dass es mich 
doch sehr wundert, wenn ich das hier so 
deutlich sagen darf, Herr Dr. Kimmel, dass 
von Ihnen kein Wort des Bedauerns gekom-
men ist. Sie waren zentral an den Ermittlun-

gen beteiligt, und der Herr Vorsitzende hat 
extra gefragt: aus heutiger Sicht. Ich sage 
das auch insbesondere, weil Frau Professor 
Dr. John heute hier ist. Also, man kann auch 
mit größter Souveränität - da wird nieman-
dem irgendwie ein Vorwurf gemacht - sagen, 
dass man im Nachhinein schon dem einen 
oder anderen Hinweis vielleicht nicht genü-
gend engagiert nachgegangen ist oder viel-
leicht in die eine oder andere Richtung - hier 
interessiert uns eben die Richtung „rechter 
Hintergrund“ - nicht entsprechend ermittelt 
worden ist. 

Das hätte ich mir hier eigentlich von Ihrer 
Aussage auch erwartet, wenn ich das vo-
rausschicken darf. Das ist mir ein Bedürfnis, 
Ihnen das zu sagen, dass ich das auch von 
ermittelnden Beamten, insbesondere in 
Richtung der Opfer und ihrer Angehörigen, 
auch erwarte.  

(Beifall der Abg. Iris Gleicke (SPD)) 

Wir wissen, dass die Angehörigen gerade 
von ermittelnden Beamten und von uns allen 
hier auch Ansätze erwarten. 

Ich möchte noch mal einhaken bei dem 
doch verwunderlichen Vorgang der Installa-
tion eines Dönerimbisses. Das ist ein Vor-
gang, den wir gestern Abend zur Kenntnis 
bekommen haben, und der Herr Vorsitzende 
hat ja schon danach gefragt. Ich will da noch 
mal nachhaken. Wir haben Hinweise aus der 
Steuerungsgruppe. Da steht mehrfach, dass 
verdeckte Maßnahmen gemacht wurden. Sie 
waren ganz entscheidend an den Ermittlun-
gen beteiligt. „Tägliche Kontakte“, haben Sie 
selbst gesagt, wöchentliche Besprechungen. 
Können Sie uns bitte noch mal sagen, wer 
die Entscheidung getroffen hat über die Ein-
richtung dieses Dönerimbisses? 

Dann habe ich auch das Gerücht gehört, 
dass Polizisten oder Einzelne - ein Polizist, 
eine Polizistin - unterwegs gewesen seien 
und sich als Journalist oder Journalistin aus-
gegeben haben, um bei türkischen Kleinge-
werbetreibenden oder türkischen Familien in 
Nürnberg, möglicherweise auch in München, 
zu recherchieren. Wissen Sie darüber et-
was? Fällt das unter die erwähnten verdeck-
ten Ermittlungsmaßnahmen? Und können 
Sie uns bitte sagen, wer das entschieden hat 
und mit welchem Hintergrund? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, die Ent-
scheidung bezüglich des Dönerstandes war 
eine polizeiliche Entscheidung. Die Entschei-
dung bezüglich einer Beamtin, die als Jour-
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nalistin unterwegs war: Dazu kann ich nichts 
sagen. Das weiß ich nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie auch da-
von gehört? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, sagt mir 
jetzt nichts. 

Dr. Eva Högl (SPD): Können Sie noch 
mal bitte sagen: Wenn das eine polizeiliche 
Entscheidung war, waren Sie an der Ent-
scheidung überhaupt nicht beteiligt? Also ich 
meine - entschuldigen Sie bitte -, es ist doch 
eine ungewöhnliche Maßnahme, wenn die 
Polizei entscheidet, einen Dönerstand einzu-
richten. Da muss ja darüber gesprochen 
werden: Wer verkauft dort Döner? Wie wird 
das überwacht? Ich meine, wir wissen, dass 
die Täter nicht groß diskutiert haben, son-
dern die sind reingekommen und haben der 
Person in den Kopf geschossen, ohne Dis-
kussion über irgendwas, über Geld oder über 
sonstigen Hintergrund. Das war ja bekannt.  

Das ist ja auch höchst gefährlich, wenn 
man polizeilicherseits entscheidet, einen 
Dönerstand einzurichten. Man muss eine 
gewerbliche Genehmigung beantragen, da-
mit das nicht auffällt. Das ist doch eine Maß-
nahme, die nicht unter den normalen Polizei-
alltag fällt. Davon können wir, Herr Dr. Kim-
mel, doch ausgehen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Können Sie uns 
bitte noch mal sagen, wer da beteiligt war an 
der Diskussion und wie Sie in die Entschei-
dung darüber eingebunden waren? Ich kann 
mir, Herr Dr. Kimmel, nicht vorstellen, dass 
die Polizei eine solche Maßnahme ohne die 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft, ohne 
den leitenden Staatsanwalt trifft. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich kann 
Ihnen dazu heute den Ablauf nicht schildern. 
Ich muss da passen - das tut mir leid -, weil 
ich aus der Erinnerung - - Wie Sie das jetzt 
gesagt haben, das ist schon richtig, dass da 
ein Dönerstand betrieben worden ist. Aber 
wie es zu dieser Installation kam, kann ich 
Ihnen beim besten Willen im Moment nicht 
sagen, weiß ich nicht. 

Ich gebe Ihnen zu - es ist richtig -: Die 
Maßnahme muss abgesprochen sein, sollte 
abgesprochen sein. Das ist absolut richtig. 

Ich kann mich jetzt aber nicht an eine Sitzung 
oder an eine Besprechung erinnern, wo wir 
über diese Maßnahme diskutiert haben, wo 
diese Maßnahme vorgeschlagen worden ist 
und wir dann gemeinsam gesagt haben: 
Okay, das machen wir. - Das ist mir jetzt 
nicht im Gedächtnis. Das tut mir leid. Da 
muss ich erst schauen, dass ich das irgend-
wie aus Unterlagen mir wieder herhole. Kann 
ich im Moment nicht sagen.  

Dr. Eva Högl (SPD): Ich halte noch mal 
fest: Es fällt mir sehr schwer, mir vorzustel-
len, dass so eine Entscheidung, die nicht 
zum polizeilichen Ermittlungsalltag gehört - 
ich glaube, darüber sind wir uns einig, dass 
das so ist - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): -, dass die getroffen 
wird, ohne dass der die Ermittlungen füh-
rende Staatsanwalt, der nach eigener Aus-
sage tägliche Kontakte hatte zu den ermit-
telnden Polizeibeamten und an wöchent-
lichen Besprechungen teilgenommen hat - - 
dass diese Maßnahme ohne Ihr Wissen und 
ohne Ihre jetzige Erinnerung stattgefunden 
hat.  

Wir sind einigermaßen erstaunt darüber, 
dass überhaupt so etwas eingerichtet wurde. 
Ich kann das überhaupt nicht nachvollziehen, 
dass Sie jetzt den Eindruck vermitteln wollen, 
Sie hätten davon nichts gewusst. Das erfor-
dert Sicherungsmaßnahmen - ich sage es 
noch mal -, das erfordert Genehmigungen, 
das erfordert eine Strategie, das erfordert 
Observation. Das ist eine gravierende Maß-
nahme. Ich würde gerne auch mal wissen, 
mit welchem Ziel diese Entscheidung getrof-
fen worden ist. Was sollte dort ermittelt wer-
den? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, das Ziel 
war wohl: Versuchen festzustellen, ob in 
irgendeiner Form im Rahmen einer Beliefe-
rung, im Rahmen einer Zusammenarbeit mit 
Lieferanten es zu Auffälligkeiten gekommen 
ist, die eventuell ein Motiv erbringen könnten, 
zum Beispiel säumige Zahlungen, zum Bei-
spiel - - 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Herr Vorsitzender!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Binninger zur Geschäftsordnung. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben von dieser Ermittlungsmaßnahme auch 
gestern Abend bzw. heute Morgen das erste 
Mal gehört, sind auch einigermaßen über-
rascht darüber. Ich habe auch ein Interesse 
daran, zu erfahren, was da gemacht wurde, 
mit welchem Ziel, mit welchem Risiko, und 
wie es geplant war. Aber wir können das 
nicht weiter in öffentlicher Sitzung bespre-
chen, weil - das wissen wir jetzt aus den 
Akten - sonst auch Gefährdungen vorliegen. 

(Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Wer wird denn 

gefährdet?) 

Deshalb würde ich beantragen - wenn wir 
da weitermachen wollen, woran ich Interesse 
hätte, weil ich jetzt wissen will, was da war -: 
nichtöffentlich. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Ich will ja nur 
wissen, wer es entschieden hat!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Binninger hat noch das Wort, und weitere 
Wortmeldungen zur Geschäftsordnung sind 
natürlich jederzeit möglich. - Sind Sie fertig? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Da war 
ja offensichtlich auch jemand ganz konkret 
im Einsatz. Deshalb ist ja, wie wir jetzt wis-
sen, die Akte ja auch nicht da, sondern das 
hat uns der Ermittlungsbeauftragte ja mitge-
teilt heute Morgen noch in Bayern. 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva Högl (SPD)) 

- Naja, aber wenn wir es aufklären wollen, 
was ich will, sollte man ein komplettes Bild 
haben. Deshalb - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Der 
Vertreter des Landes Bayern hat sich gemel-
det und Herr Wolff. Aber wir sind jetzt gerade 
noch in der Geschäftsordnungsdebatte. 
Deswegen würde ich Sie, Herr Schober, 
bitten, Ihre Wortmeldung erst noch zurückzu-
stellen, bis die Abgeordneten das hier abge-
schlossen haben. - Herr Kollege Wolff. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ich 
würde, bevor wir weiter fortfahren, gerne vom 
Vorsitzenden wissen, woher er diese Er-
kenntnisse hatte - aus Akten, die bisher je-
denfalls nicht vorlagen -, und im Zweifel von 
der Antwort abhängig machen, ob wir jetzt 
sofort - der Antrag wird jetzt schon mal ge-
stellt von der FDP-Fraktion - hier in eine Be-
ratungssitzung eintreten, nichtöffentlich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
kann dazu sagen, dass ich gestern mündlich 
unterrichtet worden bin vom Ermittlungsbe-
auftragten im Rahmen eines Gespräches, 
das wir schon längerfristig vereinbart hatten. 
Er hat mir berichtet, es sei ihm dies bei 
einem Aufenthalt in Nürnberg von verschie-
dener Seite so dargestellt worden. Ich habe 
ihn dann gebeten - und das habe ich dann 
auch als Ausschussdrucksache zusenden 
lassen -, ob sich dazu etwas in den Akten 
findet. Das ist die Ausschussdrucksache, die 
gestern Abend verteilt wurde, ein einseitiges 
Schreiben. Da geht es einmal um das Thema 
Geier-Vermerk, und zum anderen geht es da 
im zweiten Abschnitt um das Thema Döner-
stand. Die Akten, die den Vorgang beinhal-
ten, liegen uns nicht vor. Sie sind auch durch 
den Ermittlungsbeauftragten nicht vorgelegt 
worden. - Herr Wolff. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ich 
beantrage eine Beratungssitzung, sofort.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gut, 
dann ist Beratungssitzung beantragt. Dann 
findet die auch statt. Dann muss ich - vo-
rübergehend jedenfalls - die Öffentlichkeit 
und weitere nicht sicherheitsüberprüfte Per-
sonen darum bitten, den Saal zu verlassen. 

(Unterbrechung des Sitzungsteils 
Zeugenvernehmung, Öffentlich: 
12.00 Uhr - Folgt Sitzungsteil 

Beratung) 

(Wiederbeginn des Sitzungsteils 
Zeugenvernehmung, Öffentlich: 

12.58 Uhr) 

Fortsetzung der Vernehmung des 
Zeugen Dr. Walter Kimmel 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Dann bitte ich die 
sich noch unterwegs befindlichen Abgeord-
neten, Platz zu nehmen. - Das scheint jetzt 
überwiegend der Fall zu sein. Ich darf dann 
die unterbrochene öffentliche Sitzung wieder 
eröffnen.  

Wir sind noch in der ersten Berliner 
Runde und setzen jetzt die Befragung des 
Zeugen Dr. Kimmel fort. Die SPD-Fraktion 
hat weiterhin das Fragerecht und noch neun 
Minuten zur Verfügung. - Bitte, Frau Dr. Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Dr. Kimmel, ich 
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möchte noch mal zum Ausdruck bringen, 
dass wir keinerlei Kritik haben an der Frage, 
wie die Ermittlungen geführt wurden hinsicht-
lich der Fantasie und der Akribie - ich habe 
das vorhin schon mal gesagt -, sondern dass 
der Ausgangspunkt auch meiner Fragen 
hinsichtlich der Entscheidung über die Ein-
richtung des Dönerstands geleitet war von 
der Frage: Mit welcher Akribie und insbeson-
dere auch mit welcher Fantasie ist auch hin-
sichtlich der Frage „Verbindungen der Täter 
zur rechten Szene“ respektive „rechtsextre-
mer Hintergrund“ nachgegangen worden. 
Und wir stellen auch hier fest, dass es da 
eine Schieflage gab und dass hinsichtlich 
des Hinweises „Verbindung zur rechten 
Szene“ nicht entsprechend engagiert und 
fantasievoll ermittelt wurde. Damit möchte ich 
das abschließen zu diesem Komplex. 

Ich möchte zu etwas anderem kommen, 
nämlich zu der Frage „Übernahme des Er-
mittlungsverfahrens durch den Generalbun-
desanwalt“. Sie haben umfänglich ausge-
führt, auch unter Verweis auf die einschlägi-
gen Vorschriften, die dazu existieren, warum 
Ihrer Meinung nach eine Abgabe an den 
Generalbundesanwalt nicht angezeigt war. 
Sie haben Ihre rechtliche Prüfung dargestellt.  

Ich will jetzt sagen, dass mir ein anderer 
Punkt viel wichtiger ist, und da noch mal 
nachhaken, nämlich die Frage: „Hätte der 
Generalbundesanwalt nicht das Verfahren an 
sich ziehen können?“, und beziehe mich da 
auf die Vorschrift aus dem Gerichtsverfas-
sungsgesetz, nämlich § 120 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 a, wonach der Generalbundesanwalt 
immer dann ein Verfahren an sich ziehen 
kann bei der Verfolgung einzelner Gewalt-
täter - also nicht einer Gruppe, auf die Sie 
Bezug genommen haben -, wenn die Tat 
nach den Umständen bestimmt und geeignet 
ist, die innere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zu beeinträchtigen, und dem 
Fall eine besondere Bedeutung zukommt.  

Der Bundesgerichtshof hat hier auch in 
einer Entscheidung vom 22. Dezember 2000 
in der Strafsache Eggesin Abgrenzungskrite-
rien für diese Entscheidung ausgeführt und 
ist zu dem Schluss gekommen, dass der 
Generalbundesanwalt zuständig ist, wenn die 
Tat darauf gerichtet ist, das innere Gefüge 
des Gesamtstaates zu beeinträchtigen, und 
hat ferner festgestellt, dass dieser Grundsatz 
beeinträchtigt wird, „wenn der Täter das Op-
fer nur deshalb angreift, weil er es als Mit-
glied einer nationalen, rassischen, religiösen 

oder durch ihr Volkstum bestimmten Gruppe 
treffen will“. 

Meine Frage geht jetzt also in die Rich-
tung: Wäre nicht ein Verfahren-an-sich-Zie-
hen des Generalbundesanwalts möglich 
gewesen? Wir wissen, Herr Dr. Kimmel, dass 
der Generalbundesanwalt diese Frage prüft 
nicht aufgrund von Hinweisen der örtlichen 
Staatsanwaltschaft - denn sie legen nicht vor 
und bitten den Generalbundesanwalt zur 
Prüfung -, sondern der Generalbundesanwalt 
prüft aufgrund von öffentlichen Diskussionen 
und aufgrund von Presseberichten. Das hat 
er im Sommer 2006 auch gemacht, und der 
Generalbundesanwalt ist dann im August 
2006 zu dem Ergebnis gekommen, dass eine 
rechtsextremistische Zielsetzung des Täters 
als tragendes Motiv seiner Tat nicht feststell-
bar ist. Jetzt möchte ich Sie zunächst fragen: 
Sind Ihnen diese Kriterien bekannt gewesen 
aus der BGH-Entscheidung Eggesin? Kann-
ten Sie das? Hat das eine Rolle gespielt? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Bei der Frage 
der Zuständigkeit des Generalbundesanwal-
tes war mir auch diese Entscheidung be-
kannt und waren mir auch die Vorschriften in 
§ 120 Abs. 2 Nr. 3 a, b usw. bekannt. Wenn 
der Generalbundesanwalt an uns heran-
getreten wäre und er zum Beispiel angefragt 
hätte - auch zur Ergänzung, zur Vervollstän-
digung seiner Prüfung -, ob das ein Verfah-
ren ist, das in Betracht kommt, dass es wei-
ter beim Generalbundesanwalt geführt wird, 
hätten wir selbstverständlich die Akten 
rübergeschickt nach Karlsruhe; das ist über-
haupt keine Frage. Also, es war von daher 
aber auch an uns niemand herangetreten. 
Ich habe kein Schreiben oder Ähnliches be-
kommen aus Karlsruhe. Von daher, nach 
eigener Prüfung, habe ich gemeint: korrek-
terweise nicht, und aus diesem Grunde auch 
dann die Akten nicht nach Karlsruhe ge-
sandt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Dr. Kimmel, es 
geht bei dieser Frage jetzt nicht darum, ob 
Sie hätten abgeben müssen, sondern ich 
möchte prüfen, ob nicht eine Zuständigkeit 
des Generalbundesanwalts gegeben gewe-
sen wäre und er selbst das Verfahren hätte 
an sich ziehen können. Das sind zwei von-
einander zu trennende Vorschriften und zwei 
zu trennende Sachverhalte. War Ihnen denn 
bekannt im Sommer 2006, dass der Gene-
ralbundesanwalt einen Prüfungsvorgang 
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angelegt hat und eine solche Prüfung vorge-
nommen hat? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Nein. 

Dr. Eva Högl (SPD): Darf ich Sie dann 
noch mal fragen, wie Sie vor diesem Hinter-
grund - - Sie sagten ja, Sie kennen die Ent-
scheidung des BGH im Fall Eggesin. Das 
war Ihnen also umfänglich bekannt, dass 
natürlich der Generalbundesanwalt ein Ver-
fahren auch an sich ziehen kann, ohne dass 
es einer Abgabe der örtlichen Staatsanwalt-
schaft bedarf. War Ihnen denn bekannt, dass 
da natürlich die Frage, wie man einen rech-
ten Hintergrund, einen politischen Hinter-
grund in der Öffentlichkeit thematisiert - - 
War Ihnen das bewusst, dass das natürlich 
eine entscheidende Frage ist, inwieweit 
„rechter Hintergrund“ in der Öffentlichkeit 
thematisiert wird? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist sicher 
richtig; aber wir hatten eben hier für meine 
Begriffe einfach zu wenig Anhaltspunkte 
dafür, dass der rechte Hintergrund besteht. 
Das war das Problem. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nun hat der Vorsit-
zende - ich will das noch mal erwähnen - 
zitiert, wo Ihnen zugeschrieben wird, dass 
Sie die Gefahr gesehen haben, wenn man in 
der Öffentlichkeit „rechten Hintergrund“ zu 
offensiv thematisiert, dass dann eine Zustän-
digkeit des Generalbundesanwalts gegeben 
sein könnte. War das vor diesem Hintergrund 
Ihnen bewusst, und haben Sie vor diesem 
Hintergrund davor gewarnt, dieses Thema 
öffentlich breiter zu thematisieren? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich habe nie 
davor gewarnt, das Thema breiter zu thema-
tisieren. Mir ging es immer nur darum, mög-
lichst nach Recht und Gesetz das Verfahren 
zu betreiben. Und mein Hinweis damals be-
zog sich darauf, dass ich sagte: „Wenn sich 
hier die Anzeichen verdichten, dann ist das 
Verfahren eventuell ein Verfahren für den 
Generalbundesanwalt, und dementspre-
chend müssen wir dann auch vorgehen“ - 
das implizierte dieser Hinweis -, nicht derge-
stalt, dass ich sage: Ich befürchte, ich muss 
das Verfahren abgeben. - Überhaupt nicht. 
Ich hätte das Verfahren selbstverständlich 
abgegeben, wenn ich gemeint hätte, es wäre 
erforderlich. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie diese 
Frage mit Ihren Vorgesetzten mal erörtert? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich kann 
Ihnen jetzt heute nicht mehr sagen, wann 
und bei welcher Gelegenheit, im Rahmen 
welcher Besprechung das erörtert worden ist. 
Aber wir haben in den verschiedensten 
Gruppierungen, insbesondere auch mit mei-
nem unmittelbaren Dienstvorgesetzten, dem 
damaligen Leitenden Oberstaatsanwalt, das 
Thema bei Abteilungsleiterbesprechungen, 
bei normalen Zusammenkünften sonstiger 
Art immer wieder besprochen: Wie weit seid 
ihr in den Ermittlungen? Und, wie schaut‘s 
aus? Können wir es abgeben? - Das war ja 
immer so ein bisschen: Können wir es abge-
ben? 

Das Verfahren lief bei der Staatsanwalt-
schaft Nürnberg dergestalt, dass ich meine 
normale Tätigkeit als Oberstaatsanwalt aus-
führte. Ich war damals zuständig für ein 
Schwurgerichtsreferat und war Abteilungs-
leiter für eine Abteilung mit acht oder neun 
Staatsanwälten. Diese ganz normale Tätig-
keit lief ganz normal weiter, und ich hatte 
eben ein Schwurgerichtsverfahren, das sich 
nun so als dieses herausgestellt hat und so - 
von der Arbeit auch, vom Aufwand her - als 
sehr umfangreich erwies. Von daher wäre 
vonseiten der Behördenleitung mit Sicherheit 
jeder Anstoß, das Verfahren abzugeben, 
befürwortet worden, weil natürlich ich dann 
wieder aus der Sitzung rausgenommen wer-
den musste und irgendwo anders vielleicht 
entlastet werden musste. Das ging ja wieder 
zulasten von anderen Kollegen. Also, aus 
Sicht der Behördenleitung ist so ein Groß-
verfahren einer Behörde immer natürlich ein 
Aufwand, der zusätzlich da ist und der 
selbstverständlich, wenn sich das ermöglicht, 
wenn es rechtlich das Richtige ist, abgege-
ben werden muss. 

Dr. Eva Högl (SPD): Da möchte ich noch 
eine Nachfrage stellen: Das ist jetzt ein ande-
rer Tenor, -  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): - also das heißt, 
dass es da sogar Engagement gegeben hat 
von Ihrer Behördenleitung, das Verfahren 
abzugeben. Sie sprechen es an, dass Sie 
erleichtert gewesen wären. Wir hatten bisher 
einen anderen Eindruck, sowohl aus den 
Akten als auch von Ihrer bisherigen Zeugen-
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aussage. Können Sie vielleicht ergänzend 
noch mal sagen, ob es darüber auch Ge-
spräche mit den zuständigen bayerischen 
Ministerien, Innen und Justiz insbesondere, 
gegeben hat? Sie haben davon gesprochen, 
dass das umfänglich besprochen worden ist. 
Können Sie sich daran erinnern, dass auch 
die Ministerien beteiligt waren an dieser Ent-
scheidung? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, an der 
Entscheidung unmittelbar sicher nicht, weil 
insofern die Aktenkenntnis zu gering war im 
Ministerium, weil die ja die konkreten einzel-
nen Ermittlungsschritte in dieser Einzelheit 
nicht kannten. Es sind zwar Berichte ge-
schrieben worden, die waren aber zusam-
menfassender Art. Ich kann mich jetzt auch 
nicht konkret an eine Besprechung erinnern, 
wo wir, das heißt nun der Leiter der Straf-
rechtsabteilung oder einer seiner Mitarbeiter 
oder sonst jemand, konkret das als Tages-
ordnungspunkt im Rahmen einer Bespre-
chung gehabt hätten; kann ich jetzt im Nach-
hinein nicht mehr sagen.  

Aber auch da war - gelegentlich anderer 
Themen - auch dieses Verfahren immer wie-
der ein Thema. Und dabei stand mit Sicher-
heit auch immer im Raum: Und, was ist? 
GBA? Können Sie es abgeben? Auch immer 
so: „Bringen Sie es los!“, etwas flapsig ge-
sagt. Und ich habe gesagt: Ja, ich würde ja 
gerne, aber ich sehe keine Möglichkeit, weil 
wir einfach zu wenig Erkenntnisse bisher 
haben. - Und so ist es. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank. - Das Fragerecht wechselt zur FDP-
Fraktion. Herr Kollege Wolff. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Vor 
der Frage nur noch die Feststellung, dass wir 
in der Beratungssitzung festgehalten haben, 
dass der Vorsitzende Informationen des Er-
mittlungsbeauftragten in Zukunft unverzüg-
lich allen Fraktionen zur Verfügung stellt. Das 
war nur der Nachtrag zu dem, was wir in der 
Beratungssitzung - - und der Grund auch für 
die Unterbrechung der FDP-Fraktion. Des-
halb: Zur Information nur. 

Herr Dr. Kimmel, mich würde interessie-
ren, was Sie vor der Übernahme des Falls an 
wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkten hat-
ten. Uns liegen Informationen vor, dass Sie 
im Wesentlichen im Bereich BtM und dann 
teilweise auch im Bereich organisierte Krimi-
nalität tätig waren. Stimmt das? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist rich-
tig. Ich habe meine Tätigkeit bei der bayeri-
schen Justiz am 01.06.1981 begonnen. Ich 
war die ersten drei Jahre als Proberichter 
beim Amtsgericht und Landgericht Regens-
burg-Kelheim und Amtsgericht Nürnberg. Ich 
habe in dieser Zeit ausschließlich Zivilsachen 
bearbeitet. 

Ich kam dann am 01.06.1984 zur Staats-
anwaltschaft Nürnberg, habe zunächst ein 
Jahr im Referat für allgemeine Strafsachen 
gearbeitet, und bin dann gewechselt in ein 
Referat für Betäubungsmittelstrafsachen. Ich 
habe dann etwa dreieinhalb Jahre auf die-
sem Gebiet gearbeitet, bis ich dann versetzt 
wurde zum Landgericht Nürnberg-Fürth. Dort 
war ich zunächst etwa gute zwei Jahre in 
einer Zivilkammer für gewerblichen Rechts-
schutz, anschließend gute zwei Jahre im 
Schwurgericht tätig. 

Anschließend habe ich mich auf eine 
Stelle als Staatsanwalt als Gruppenleiter 
beworben und wurde wieder zur Staats-
anwaltschaft Nürnberg-Fürth versetzt und 
habe dort wiederum ein Referat für Betäu-
bungsmittelstraftaten übernommen, in der-
selben Abteilung, in der ich vorher war, und 
war gleichzeitig stellvertretender Abteilungs-
leiter. Nach weiteren etwa gut vier, vierein-
halb Jahren bin ich am 01.07.1998 Vorsit-
zender Richter geworden, Vorsitzender 
Richter am Landgericht Nürnberg-Fürth, 
habe dort zunächst eine Kammer für Han-
delssachen geführt, etwa eineinhalb Jahre, 
und anschließend eine kleine Strafkammer, 
auch etwa bis April 2001. 

Im März 2001 oder Februar 2001 hat 
mich dann der damalige Behördenleiter der 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth ange-
sprochen und gefragt, ob ich die Nachfolge 
des Abteilungsleiters dieser Abteilung für 
Betäubungsmittelsachen übernehmen will, 
weil der bisherige ist versetzt worden, diese 
Stelle war vakant, und ich sozusagen vom 
Vorsitzenden Richter wieder wechsle zum 
Oberstaatsanwalt, was ich dann gemacht 
habe. Und zum 01.04.2001 habe ich dann 
die Abteilung Betäubungsmittel, die dann 
inzwischen auch erweitert wurde auf organi-
sierte Kriminalität, übernommen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Dann 
würde mich interessieren: Sie haben geschil-
dert, dass der Eingang quasi nach Buchsta-
ben des Opfers erfolgte, das Zusammenfüh-
ren dann sämtlicher Morde bei Ihnen. Wel-
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che Kriterien gab es da? Buchstaben waren 
ja dann nicht mehr möglich. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Es war so: 
Der erste Fall Enver Simsek wurde von 
einem Kollegen bearbeitet - buchstabenmä-
ßig -, der eben für Buchstabe S zuständig 
war. Und als dann Özüdogru in mein Referat 
fiel, habe ich diese Ermittlungen geführt. Der 
Behördenleiter hat dann in Absprache mit 
dem Kollegen und mir die Auffassung ver-
treten, dass diese Verfahren, nachdem klar 
war, dass sie mit derselben Waffe begangen 
worden sind, in eine Hand kommen sollen. 
Und er hat mir diese Verfahren dann über-
tragen. Damit war natürlich - man wusste es 
damals noch nicht, aber für den Fall, dass 
eine weitere Tat in Nürnberg passieren 
sollte - mehr oder weniger klar, dass ich die 
dann auch mache. Insofern ist es ja so, dass 
bei der Staatsanwaltschaft nicht der gesetz-
liche Richter entscheidend ist für die Frage 
der Geschäftsverteilung, sondern durch Wei-
sung kann ja der Behördenleiter ohne Weite-
res ein Verfahren einem anderen Kollegen 
zuweisen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Gab 
es hinsichtlich der Zuständigkeit dann bei 
Ihnen noch eine Diskussion darüber hinaus, 
also behördenintern, oder auch - - Gab es da 
weitere Diskussionen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Da gab es 
keine weiteren Diskussionen. Der Behör-
denleiter hat das angeordnet. Damit war für 
mich die Sache erledigt. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Mich 
würde interessieren, mit welchen Behörden, 
mit welchen Sicherheitsbehörden Sie bei-
spielsweise gerade jetzt in dem gesamten 
Ermittlungsverfahren in der Zeit Kontakt hat-
ten. LfV und BKA, hatten Sie zum Teil schon 
gesagt. MAD, Bundesnachrichtendienst? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Nein. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Gab 
es keine weiteren außer denen, die Sie 
schon erwähnt haben? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Dienste sonst 
nur das LfV, also kein MAD, kein BND, kein 
Bundesamt für Verfassungsschutz. Ich hatte 
nur Kontakt mit dem Bayerischen Landesamt 

für Verfassungsschutz, mit der Polizei, also 
Kriminalpolizei Nürnberg, in der Erweiterung 
BAO - da sind natürlich Beamte auch von 
anderen Dienststellen dann ja zugeordnet 
worden, also aus ganz Bayern sind da ja 
Kollegen zusammengezogen worden - und 
Bayerisches Landeskriminalamt, Bundeskri-
minalamt auch, natürlich insbesondere Gut-
achten bezüglich der Waffe. Also, das waren 
die Dienststellen, mit denen ich zu tun hatte. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Die 
Koordination war ja in vielen Bereichen 
durchaus Thema, schon am letzten Sit-
zungstag. Mich interessiert eine Sitzung vom 
17.06.2005 - das ergibt sich aus der 
MAT A BY 2/2a, Seite 23 -, wo Sie ein 
Treffen nach dem Mord an dem griechischen 
Mitbürger im bayerischen Innenministerium 
hatten. Da würde mich interessieren - dort 
wurde auch speziell dieser Mord an dem 
griechischen Mitbürger diskutiert, auch unter 
Anwesenheit wohl des Generalstaats-
anwalts - über die Koordination: Was wurde 
da konkret besprochen? Und mit welchen 
Argumenten wurde dort diskutiert? Es war 
ein Jahr später - 2004 gab es ja schon 
durchaus Gespräche -, explizit nach dem 
Mord an dem griechischen Mitbürger. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Wenn Sie mir 
da irgendein Hilfsmittel geben könnten. Ich 
kann jetzt aus dem Stegreif nicht sagen, was 
am 17.06.2005 besprochen worden ist. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Aus 
den uns vorliegenden Akten ergibt sich auch 
nur: Koordination der Ermittlung. Staats-
anwaltschaftliches Sammelverfahren waren 
Stichpunkte, die dort erwähnt worden sind. 
Insofern natürlich: Gab es da neue Erkennt-
nisse, gab es da einen neuen Grund - wie 
gesagt: 2004 - im Gespräch? Vorher schon? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich könnte 
mir vorstellen, dass es damals dann darum 
ging, nachdem wir jetzt zwei Taten in Mün-
chen hatten und zu diesem Zeitpunkt denn 
drei Taten bereits in Nürnberg, diese Taten 
organisatorisch auch bei der Staatsanwalt-
schaft zusammenzuführen, und dass man 
nun ja auch daranging, diese BAO „Bospo-
rus“ einzurichten. Die ist ja dann zum 
01.07.2005 eingerichtet worden. Denn in der 
Folgezeit war es ja dann so, dass die Ermitt-
lungen vom Bayerischen Staatsministerium 
der Justiz am 24.06. förmlich mir dann be-
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züglich der Münchner Fälle übertragen wur-
den und, wie gesagt, zum 01.07. die BAO 
„Bosporus“ förmlich installiert wurde, sodass 
ich jetzt angesichts der Daten vermute, dass 
wir diese Dinge, Koordination der Ermittlun-
gen usw., das da besprochen haben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): War 
bei solchen Besprechungen regelmäßig auch 
ein Vertreter des bayerischen Justizministe-
riums dabei? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, so viele 
derartige Besprechungen im Innenministe-
rium habe ich nicht miterlebt. Ich weiß jetzt 
nicht mehr, ob bei dieser Besprechung ein 
Vertreter des Justizministeriums - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Oder 
häufiger mal auch bei anderen Besprechun-
gen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Eigentlich 
eher selten. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Okay. - Mich würde interessieren, wie aus-
führlich Sie sich mit den Fallanalysen der 
OFAs auseinandergesetzt haben, also ge-
rade mit den Argumenten bzw. mit den Ana-
lysen der Profiler. Wie intensiv hat das bei 
Ihnen eine Rolle gespielt? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich habe mit 
dem Herrn Horn mehrere Stunden - - Also, 
der Herr Horn ist ja auch als Zeuge geladen 
heute. Er ist ja der Profiler von dem Polizei-
präsidium München. Ich habe mit dem Herrn 
Horn - das hat sich so ergeben - mehrfach 
lange diskutiert über diese Analysen, insbe-
sondere auch auf Fahrten von Nürnberg 
nach Kassel. Er kam von München nach 
Nürnberg rauf, und wir sind dann - - Ich kann 
mich da gut erinnern an eine Besprechung 
der Steuerungsgruppe, wo er dabei war, wo 
wir nach Kassel gefahren sind, und das 
dauert von Nürnberg aus mit dem Auto un-
gefähr immer drei Stunden, einfache Strecke.  

Wir haben uns nahezu ununterbrochen 
über diese Thematik unterhalten. Er hat be-
richtet über seine Erfahrungen, die er auf 
diesem Gebiet hat - Ausbildung in Amerika 
gemacht usw.; das kann er Ihnen alles selber 
erzählen. Er hat also daher bei mir auch 
einen sehr kompetenten Eindruck gemacht. 
Ich hatte zu diesem Zeitpunkt das erste Mal 

es zu tun mit einer OFA-Analyse - ich hatte 
das in der Vergangenheit noch nicht, dienst-
lich hat sich da nie ein derartiger Fall erge-
ben -, und so war das für mich natürlich auch 
sehr interessant. Ich habe auf diesem Gebiet 
mich anhand dieser Gespräche, die jetzt 
nicht förmlich als Besprechung deklariert 
waren, sondern die sich halt so ergeben ha-
ben, aber wirklich intensiv mit ihm ausge-
tauscht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Hat-
ten Sie denn dann noch für die weitere Ana-
lyse - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein. 
Tut mir leid. Ich habe Ihnen schon - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Okay, 
dann für die nächste Runde. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur Linksfraktion. Das 
Wort hat Frau Vizepräsidentin Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): Danke schön. - 
Ich möchte beginnen mit einem Zitat, das Sie 
heute morgen auf die Frage des Vorsit-
zenden uns hier zu Protokoll gegeben ha-
ben. Sie haben gesagt: 

Wir haben ... in keiner Weise ir-
gendetwas bewusst nicht ermittelt 
oder weggelassen, ... wir haben ... 
aus der Sicht von damals alles 
Menschenmögliche ... getan. 

Mich bewegt - und ich glaube, auch den 
gesamten Ausschuss - wirklich die Frage: 
Warum wurde von einem möglichen poli-
tischen Motiv, allgemeine Ausländerfeind-
lichkeit oder Rechtsextremismus, innerhalb 
der bayerischen Ermittlungsstrukturen erst 
nach dem insgesamt neunten Mord ausge-
gangen, und warum ist man eben auch nur 
der Spur 195 nachgegangen? Also, spätes-
tens nach dem Mord an Herrn Boulgarides 
müsste nach meinem Verständnis die Frage 
doch mal auftauchen. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das Problem 
beim politischen Hintergrund war die Tatsa-
che, dass wir eigentlich erwartet haben: 
Wenn ein politischer Hintergrund gegeben 
ist, dann gibt es diesbezüglich in irgendeiner 
Form ein Sich-dazu-Bekennen. Und dieses 
Sich-dazu-Bekennen hat uns von Anfang an 
gefehlt und hat uns ja die ganze Zeit der 
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Ermittlungen gefehlt, sodass man zunächst 
auf das damals Naheliegendere zugegangen 
ist und versucht hat, im Rahmen von den 
üblichen Maßnahmen, die bei derartigen 
Taten als Ermittlungsmaßnahmen angelegt 
werden, die Ermittlungen durchzuführen. 
Anhand des Opfers, des Umfeldes des Op-
fers usw. hat man versucht, hier irgendetwas 
herauszufinden und Aufklärung zu schaffen. 

Ich glaube, dass wir mit zunehmendem 
Lauf der Ermittlungen und zunehmender 
Erfolglosigkeit der Ermittlungen immer mehr 
zu dem Ergebnis kamen: Je unwahrschein-
licher am Anfang uns sich was dargestellt 
hat, desto wahrscheinlicher wird es vielleicht 
im Laufe der Zeit, wenn wir auf den anderen 
Bereichen nichts feststellen können. Und 
das, glaube ich, war auch ein Punkt, warum 
man dann erst relativ spät in diese Richtung 
ermittelt hat. Wobei ich schon noch sagen 
will: Viele Ermittlungen liefen ja auch parallel. 
Ob das nun eine Organisation ist, die dahin-
tersteckt, oder aber ein Einzeltäter: Irgend-
eine Person ist diejenige gewesen, die ge-
schossen hat. 

Petra Pau (DIE LINKE): Davon gehe ich 
jetzt mal aus. Entschuldigen Sie, ich habe 
nicht so sehr viel Zeit. Deshalb würde ich 
gerne nachfragen. Nun bin ich weder Polizis-
tin noch Juristin, aber mit meinen bescheide-
nen Erfahrungen als Lehrerin und Politikerin, 
die sich mit dem Gebiet Rechtsextremismus 
und rechtsextreme Straftaten auseinander-
setzt, komme ich zumindest auf die Idee, 
wenn es Straftaten zum Nachteil von Bürgern 
mit ausländischen Wurzeln gibt, dass nahe 
liegend ist, dass man auch prüft, ob es dort 
einen fremdenfeindlichen Hintergrund gibt. 
Das war oder ist nicht routinemäßig bei Ihnen 
so? Habe ich das richtig verstanden? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Diese Prü-
fung hat ja stattgefunden. Man hat sich ja - 
ich kann jetzt nicht mehr genau das Datum 
sagen - an das Bayerische Landesamt für 
Verfassungsschutz gewandt. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, nach dem 
neunten Mord. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 2006. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja, 2006. 
Aber auch da hat man ja keine Ergebnisse 
erzielt, die weitergeholfen hätten. 

Petra Pau (DIE LINKE): Gut. - Dann 
möchte ich Ihnen gerne vorhalten aus dem 
Material GBA-5, Blatt 77, also aus der zwei-
ten Fallanalyse der BAO „Bosporus“ unter 
dem Stichwort Ermittlungsempfehlungen. 
Dort ging es um die Prüfung eines Tatzu-
sammenhanges mit dem Bombenanschlag in 
Köln am 09.06.2004. Dort wird festgehalten: 

Anschlag mit Nagelbombe in Straße 
mit eindeutig erkennbarem Schwer-
punkt türkischer Geschäfte 

Ermittlungen konnten bisher weder 
OK-Hintergrund noch sonstiges 
Motiv erhellen 

Tatbegehung durch zwei Männer 
mit Fahrrädern 

Tatbegehung als „Kommando-
aktion“ 

Vergleichende Fallanalyse ... wird 
angeregt. 

Für mich stellt sich die Frage: Gab es aus 
Ihrer Sicht zum damaligen Zeitpunkt An-
haltspunkte für einen zumindest potenziell 
rechtsterroristischen oder fremdenfeindlichen 
Hintergrund für das Bombenattentat in Köln 
im Jahr 2004? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Für mich 
nicht. Ich habe diese Ermittlungen in Köln 
nicht geführt. Ich habe auch keine Akten 
dazu im Einzelnen gelesen. Ich habe dieses 
Video gesehen. Ich habe mich auf die Be-
richte der Polizei, die sich mit Köln in Verbin-
dung gesetzt hat, verlassen. Und auch die 
Begehungsweise, die ja sonst eine völlig 
andere war in unseren Fällen, sprach eher 
wieder dafür, dass hier das nicht unbedingt 
dieselben Täter sind. 

Petra Pau (DIE LINKE): Na ja, unabhän-
gig von den Fallanalysen stellt sich für den 
Untersuchungsausschuss ja grundsätzlich 
die Frage, welche Voraussetzungen aus 
Sicht von Behörden erfüllt sein müssen, da-
mit man von einem ausländerfeindlichen 
oder rechtsextremen Tatmotiv ausgehen 
kann. Sie haben vorhin gesagt: Wir hatten 
kein Bekennerschreiben. 

Ich möchte Ihnen den Text eines Flug-
blattes, welches im Jahr 2004, zwei Wochen 
nach dem Nagelbombenanschlag, in einer 
Kölner Straßenbahn aufgefunden wurde, 
vorhalten - das Ganze findet sich in der Akte 
GBA-4/2, Blatt 502, die wir also in den Un-
terlagen haben - und Sie nach der Beurtei-
lung dieses Schreibens fragen, wenn Sie es 
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denn damals zur Kenntnis bekommen hätten. 
In diesem Flugblatt wird Bezug genommen 
auf diesen Nagelbombenanschlag - ich zi-
tiere -:  

Hat die Polizei mal darüber nach-
gedacht, was das Ganze für eine 
Bewandtnis hatte? Ja natürlich, es 
ist doch ganz eindeutig, es war ein 
nicht gut durchgeplanter Bomben-
anschlag! Falsch, es war mehr als 
ein Bombenanschlag, es war ein 
Zeichen von Protest, eine Warnung. 
Wie Sie vielleicht wissen, ist die 
Keupstraße bewohnt von sehr vie-
len Ausländern und das gefällt sehr 
vielen Deutschen nicht. Wenn Sie 
mich fragen, war das erst der An-
fang, es könnte noch schlimmer 
werden. Deutsche wehrt Euch!!!! 

Wenn Sie dieses Flugblatt, welches sich, 
wie gesagt, in den Akten findet, zur Kenntnis 
bekommen hätten, wären Sie da, wenn Sie 
mit den Ermittlungen betraut gewesen wären, 
auf die Idee gekommen, in Richtung Rechts-
extremismus oder Fremdenfeindlichkeit auch 
zu ermitteln? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, den In-
halt dieses Flugblatts höre ich heute zum 
ersten Mal; das ist mir bis heute nicht be-
kannt gewesen. Ja, ich räume Ihnen ein, 
dass dieses Flugblatt Bezüge aufweist, die 
selbstverständlich daran denken lassen, 
dass in irgendeiner Form hier rechte Gesin-
nung im Spiel ist. 

Petra Pau (DIE LINKE): Gut. - Eine letzte 
Frage von mir: Sie haben hier ja vorhin dar-
gestellt, dass Sie an vielen der Beratungen 
mit den Ermittlern teilgenommen haben. Im 
Jahre 2006 wurde eine Medien- und Öffent-
lichkeitsstrategie erstellt. Das war genau in 
dem Zeitraum, in dem man auch verschärft 
der Spur Rechtsextremismus nachgegangen 
ist, der berühmten Spur 195. Können Sie uns 
darstellen, wie die Debatten zur Erstellung 
der Medienstrategie in Bezug auf die Dar-
stellung eines möglichen rechtsextremen 
oder ausländerfeindlichen Hintergrunds in 
diesen Beratungen gelaufen sind und warum 
aus Ihrer Erinnerung entschieden wurde, 
eine solche Spur auf gar keinen Fall in der 
Medienstrategie und auch beim Gang ins 
Fernsehen in die Öffentlichkeit zu tragen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, den 
einzelnen Gang der Besprechungen hierzu 

kann ich Ihnen nicht im Einzelnen schildern, 
weil ich nicht an allen derartigen Bespre-
chungen beteiligt war. Aber ich weiß, dass es 
eine Frage war, ob man mit einem Hinter-
grund rechtsextremistischer Art in die Öffent-
lichkeit gehen soll. Es ist diesbezüglich kon-
trovers diskutiert worden, und letztendlich hat 
man, um weitere Unruhe zu vermeiden, ent-
schieden, dass eine breite, öffentlichkeits-
wirksame Fahndung auf diesem Gebiet zu 
diesem Zeitpunkt nicht erfolgen soll. Diese 
Entscheidung hat im Wesentlichen die Poli-
zei getroffen.  

Die Entscheidung wurde dann erläutert, 
und ich persönlich habe mich mit der Erläute-
rung dieser Entscheidung und der Begrün-
dung dieser Entscheidung, dass hier eine 
allzu große Beunruhigung vermieden werden 
soll, auch einverstanden erklärt und vor die-
sem Hintergrund nicht weiter verfochten, 
dass diese Information der Öffentlichkeit auf 
diesem Bereich vorangetrieben werden soll. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. Herr Kollege Wieland, bitte. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, vielen Dank. - Herr Dr. Kim-
mel, Herr Kollege Schuster hat es schon 
gesagt - wir haben es im Jurastudium ge-
lernt, auch wenn es eine Weile her ist -: 
Sachleitungsbefugnis liegt bei der Staatsan-
waltschaft. Früher hießen die Polizeibeamten 
„Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft“; jetzt 
nennt man sie ein bisschen höflicher. 

Ich frage mich die ganze Zeit, wo Sie hier 
eigentlich die Sachleitungsbefugnis ausgeübt 
haben, wenn man hört: „Entscheidungen 
fielen auf der Zugspitze oder am Rande einer 
Zugspitzkonferenz durch Innenminister, 
durch einen Arbeitskreis von Innenministern - 
nicht Justiz-, sondern Innenminister -“, und 
wenn man - ich bitte Sie, dass Sie sich da 
verteidigen, wenn es geht - nach Aktenlage 
den Eindruck hat, dass gerade Sie § 129 und 
§ 129 a nicht wollten und damit nicht arbeiten 
wollten. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich wollte 
nicht damit arbeiten. Die Voraussetzungen 
für den § 129 a lagen nach meiner recht-
lichen Wertung nicht vor, und aus diesem 
Grunde kam ich nicht dazu, dass ich jetzt das 
Verfahren dann an den Generalbundes-
anwalt hätte abgeben können. 
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Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, das hatten wir ja schon erör-
tert oder hatte die Kollegin Högl Sie schon 
gefragt. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Der Generalbundesanwalt liest 
Zeitung und prüft anhand von Zeitungsarti-
keln. Er wird von Ihnen nicht beliefert, er 
bekommt auch nicht die zusammenfassen-
den Berichte, er hat keine Vorermittlungs-
kompetenz. Dann kann er sich das nicht aus 
dem Finger saugen. Aber Sie haben uns ja 
hier lange rechtlich belehrt, nachdem wir es 
bei Ihnen zunächst vergessen hatten. Aber 
das war ja eindrucksvoll, ja. Nur: Danach 
hätte Mölln seinerzeit nicht vom Generalbun-
desanwalt gemacht werden können, danach 
hätte es im Mykonos-Verfahren, wo kein 
Mensch wusste, wer die Täter und wie viele 
es sind, und am Tag danach das BKA und 
der Generalbundesanwalt kamen, nicht ge-
macht werden dürfen, wenn es zwingend so 
eng zu interpretieren wäre, wie Sie es getan 
haben. 

Und noch etwas: Sie reden von einer Or-
ganisationstheorie. Allesamt! Ja, hallo, eine 
Organisation ist § 129 StGB, und § 129 StGB 
steht drin. Ich habe mir gerade noch mal vom 
Sekretariat hier, weil man ja kirre wird bei 
dem, was man hier hört - - Das steht in 
§ 84 a GVG drin. Das heißt, der Generalbun-
desanwalt kann bei einer besonderen Be-
deutung, selbst wenn ich von krimineller Or-
ganisation ausgehe, übernehmen. Nur, man 
muss ihn füttern, und man muss es machen. 

So! Nun kommt ein Vorhalt: Das BKA hat 
ja in dem Sinne zur Hälfte übernommen - 
oder wie man es nennen soll -, das wurde 
schon gesagt, im Jahre 2004. Da schickte 
das Bundeskriminalamt - das ist bei uns 
MAT A BY-2/4 e - an - ja, das ist wohl - die 
Kriminalpolizei Bayern das Ergebnis dieser 
Besprechung, wo diese Mischform letztlich 
vereinbart wurde: Tatortstaatsanwaltschaften 
bleiben weiter zuständig, Polizei auch, aber 
BKA übernimmt auch Teilkomplexe. Da 
wurde mündlich darauf vermerkt - ich darf 
zitieren -: 

Geplant ist, dass die hierfür erfor-
derlichen Beschlüsse (gestützt auf 
§ 129 StGB) für das BKA vom PP 
Nürnberg bei deren Staatsanwalt-
schaft beantragt werden. Laut PP N 

- also Polizeipräsidium Nürnberg - 

soll sich die dortige Staatsanwalt-
schaft etwas dagegen sträuben, 
sodass eventuell die Staatsanwalt-
schaft MÜ 

- also München - 

einspringen müsste. 

Das heißt, die Polizei schätzte es so ein, 
dass speziell Sie nicht in Richtung § 129 wol-
len. Was Sie uns hier als Zeuge gesagt ha-
ben - ich habe es wohl nicht richtig verstan-
den -, war, dass Sie nicht förmlich nach 
§ 129 ermitteln wollten, aber so ein bisschen 
dann doch. Ja, wie eigentlich? Also, es ging 
ja wohl darum, dass Sie Telefonüberwa-
chungsmaßnahmen und anderes für das 
BKA beantragen sollten. Ist das eigentlich 
geschehen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich habe ja 
erläutert, dass ich ein Ermittlungsverfahren 
gegen drei Personen wegen Beihilfe zum 
Mord geführt habe, und im Rahmen dieses 
Ermittlungsverfahrens hat das Bundeskrimi-
nalamt Ermittlungen mit geführt, von denen 
sie meinten, dass sie zielführend sind auch 
zur Überführung dieser drei Personen, und 
im Rahmen dieses Verfahrens haben wir ent-
sprechende Anregungen, Beschlüsse usw. 
erhoben. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, aber das war ja eine Spur, die 
dann irgendwann tot war, ausermittelt war. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist rich-
tig. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Hier ging es - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Weil zu die-
sem Zeitpunkt, als diese Spur tot war - das 
war dann 2006 -, hatten wir ja dann die 
Steuerungsgruppe, und in der war das Bun-
deskriminalamt ja ohnehin beteiligt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, aber hier sind wir im Jahre 
2004, und da war man beim BKA und hatte 
schon diese Arbeitsteilung, dass das BKA 
ermittelt, zum Beispiel in die Richtung, wie es 
hier heißt - führt alle Erkenntnisse zusammen 
und arbeitet mit Telefonüberwachung, mit 
Observation, mit Vertrauenspersonen usw. 
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usf. -, sicherlich nicht bei dieser Dreierspur, 
sondern ganz generell bei den weiteren Er-
mittlungen, und Sie sollten sozusagen für 
das BKA die dazu notwendigen richterlichen 
Maßnahmen beantragen. Haben Sie das 
getan? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das habe ich 
getan. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Auf welcher Grundlage denn 
eigentlich, wenn Sie meinten, ein §-129-Ver-
fahren will ich aber nicht machen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Im Rahmen 
dieses Verfahrens gegen diese anderen drei 
Personen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber es muss doch irgendwann 
mal ausermittelt gewesen sein. Oder wurde 
das bis zum Schluss - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das Verfah-
ren wurde am 29.05.2006 eingestellt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): So lange hatten Sie das gezogen 
und haben in diesem Rahmen dann auch 
gegen Personen, die gar nichts damit zu tun 
haben, Maßnahmen beantragt, die also mit 
der Dreierspur gar nichts zu tun hatten? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: In irgendeiner 
Form muss ein Bezug dazu vorhanden ge-
wesen sein; sonst hätte ich es nicht machen 
können im Rahmen dieses Verfahrens. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Habe ich noch Zeit? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. Sie 
können noch eine Nachfrage stellen, Herr 
Wieland. Weil Sie vorhin draußen so nett zu 
mir waren, ist das drin. 

(Heiterkeit) 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na, sehen Sie mal. Immer objek-
tiv in der - -  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Frage! 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Der Beginn einer wunderbaren, 

langen Freundschaft!) 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Oberstaatsanwalt Kimmel, 
noch einmal: Wir haben eine Organisations-
theorie, die schon vom Namen her nahelegt, 
dass es eine Organisation ist. Die war inso-
weit richtig, als sie beschränkt war auf krimi-
nell. Dann hatten wir später eine Hypothese: 
kann auch Rechtsextremismus sein. Die war 
leider insofern falsch, als sie den Einzeltäter 
nur hatte. Die richtige Hypothese: „rechtsex-
treme Vereinigung oder rechtsextreme terro-
ristische Vereinigung“, hatte man nicht. Da 
will ich jetzt gar nicht beckmessernd von 
hinten argumentieren. Mir ist klar: Sie konn-
ten nur das wissen, was Sie damals wussten. 

Nur, noch einmal: Wenn Sie selber immer 
von Organisationstheorie reden und es in der 
ganzen Darstellung - es wurde Ihnen ja hier 
schon vorgehalten; ich kann es Ihnen auch 
noch einmal vorhalten - bei der Medienstra-
tegie, wo Sie selber dabei waren, wörtlich 
heißt: „Politische Motive sind auszuschlie-
ßen, da keinerlei Bekennungen eingegangen 
sind, ebenfalls keine Hinweise auf rassisti-
sche Motive“: Was bleibt denn eigentlich da 
an rechtsextremer Spur? Gar nichts, wenn 
man ehrlich ist. Da bleibt der berühmte 
Sniper oder Psychopath.  

Nur, das habe ich das letzte Mal schon 
gefragt: Sie wussten doch, dass es wenigs-
tens zwei sind. Also, Sie haben doch sogar 
gesagt: Die Waffe kann gewandert sein, es 
können noch mehr als zwei gewesen sein. - 
Aber gerade in Nürnberg hatte man die prä-
zisesten Hinweise auf zwei. Sind zwei Per-
sonen ein Einzeltäter? Laut Akten ja, laut 
Akten unentwegt, und laut Akten wird unent-
wegt gesagt, es können auch zwei Mörder 
sein, und dann kommt: Der Täter hat dieses 
und jenes und kann ein schwieriges Verhält-
nis zu Türken aus irgendeinem Grund haben. 

Die Frage ist: Wenn ich einer Organisa-
tionstheorie folge, wäre es nicht der nächst-
liegende Schritt gewesen, zu sagen: § 129 
Strafgesetzbuch - insgesamt ermittle ich 
darunter? War da möglicherweise die Angst, 
dass dann das BKA alles übernimmt und der 
Generalbundesanwalt einsteigt? Möglicher-
weise? Wenn ich weiß, dass ich zwei Täter 
habe, sogar Phantombilder von zwei Tätern 
veröffentliche: Warum gehe ich dann noch 
einer Einzeltäterthese nach? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
war jetzt die Frage? 

(Heiterkeit) 
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- Herr Dr. Kimmel. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich habe bei 
zwei Tätern noch keine kriminelle Vereini-
gung, weil ich dazu drei brauche. Für drei 
habe ich keinen Anhaltspunkt gehabt. Eine 
Befürchtung, das Verfahren an den GBA 
abgeben zu müssen, gab es nicht. Selbst-
verständlich hätten wir an den GBA abgege-
ben, wenn wir der Meinung gewesen wären, 
die Voraussetzungen liegen vor. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
sind am Ende der ersten Berliner Runde.  

Mir ist signalisiert worden, Herr Dr. Kim-
mel, dass Sie uns bitte noch als Zeuge er-
halten bleiben, weil es weiteren Fragen-
bedarf in Ihre Richtung gibt, jedenfalls von 
einem größeren Teil der Fraktionen. 

Wir haben uns hier gerade kurz informell 
verständigt, dass wir jetzt die Mittagspause 
einsetzen lassen wollen. Wenn Ihnen das 
ausreicht, würde ich vorschlagen, die Sitzung 
um 14.30 Uhr fortzusetzen. Nach gegenwär-
tigem Stand ist die namentliche Abstimmung 
für 15.20 Uhr angekündigt. Falls wir nicht die 
ganze Stunde brauchen, also die ganze Ber-
liner Runde, sind wir vielleicht mit der zwei-
ten Runde dann rechtzeitig zur namentlichen 
Abstimmung fertig. 

Wir unterbrechen jetzt die öffentliche Sit-
zung.  

Ich berufe kurz eine Beratungssitzung zur 
Klärung der Frage des weiteren Umgangs 
mit den heute geladenen Zeugen ein. Ich 
bitte erst einmal darum, die Nichtöffentlich-
keit herzustellen. - Nur ganz kurz; ich denke, 
es dauert drei Minuten. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Um 14.30 Uhr 
geht es weiter? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, ich 
bitte Sie, um 14.30 Uhr wieder hier zu sein. 

Ich würde dann die Gäste bitten, den Saal 
zu verlassen, damit die Beratungssitzung 
dann auch eröffnet werden kann. - Ich würde 
dann die Gäste bitten, den Raum zu verlas-
sen. Wir haben jetzt eine nichtöffentliche 
Sitzung. - Danke schön. 

(Unterbrechung des Sitzungsteils 
Zeugenvernehmung, Öffentlich: 
13.43 Uhr - Folgen Beratungssit-

zung und Mittagspause) 

(Wiederbeginn des Sitzungsteils 
Zeugenvernehmung, Öffentlich: 

14.35 Uhr) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir setzen jetzt die öffent-
liche Sitzung zur Beweisaufnahme fort. 

Fortsetzung der Vernehmung des 
Zeugen Dr. Walter Kimmel 

Bevor wir mit der zweiten Berliner Runde 
beginnen, was die Befragung des Zeugen 
Dr. Kimmel betrifft, darf ich Ihnen folgendes 
Ergebnis der Beratungssitzung mitteilen: Es 
ist vereinbart worden, dass der heute als 
vierte Zeugenperson vorgesehene Herr Ed-
gar Hegler für heute abgeladen wird. Er wird 
morgen als dritter Zeuge zu uns kommen. 
Das heißt, wir werden morgen neben Herrn 
Dr. Weber und Herrn Hoppe Herrn Hegler 
hören. 

Die Reihenfolge der Zeugen für die mor-
gige Sitzung, die um 9.00 Uhr öffentlich be-
ginnt, hat sich auch geändert. Es gibt morgen 
folgende Reihenfolge: Wir beginnen um 
9.00 Uhr mit Herrn Hoppe, dann kommt Herr 
Hegler, der heute abgeladen wurde, und 
dann kommt Herr Dr. Weber. Das heißt, wir 
haben heute das Zeugenprogramm auf vier 
Personen reduziert. 

So! Dann beginnen wir mit der neuen 
Berliner Runde. Das Fragerecht hat die 
Unionsfraktion. - Herr Binninger, bitte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben keine Fragen mehr. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
wechselt das Fragerecht zur SPD-Fraktion. - 
Frau Dr. Högl, Sie sind schon dran. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das ging ja schnell. 
Sie haben verzichtet; das habe ich jetzt gar 
nicht mitgekriegt. Wunderbar! Ja, dann star-
ten wir. 

Herr Dr. Kimmel, ich darf noch mal darauf 
Bezug nehmen, dass Sie hier gesagt haben, 
Sie selbst hätten sich auch sehr engagiert 
dafür eingesetzt, die Einzeltätertheorie zu 
verfolgen, und Sie wären auch sehr dafür 
gewesen, dass der Generalbundesanwalt 
zuständig wird, und auch Ihre Vorgesetzten 
seien dafür gewesen, das Verfahren abzu-
geben.  



2. Untersuchungsausschuss 34 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Darf ich Sie dann bitte noch mal fragen? 
Wir haben ja eine Führungsinformation aus 
dem BKA vom 6. Juli 2006, also der kriti-
schen Zeit. Da berichtet Herr Hoppe von 
einer Sitzung der Steuerungsgruppe am 
5. Juli 2006, und ich will das noch mal aus-
drücklich hier festhalten. In dem Vermerk, in 
der Führungsinformation, wird geschrieben: 

Die Staatsanwaltschaft Nürnberg-
Fürth verwies zudem darauf, dass 
bei allzu intensiver Diskussion die-
ser Hypothese  

- gemeint ist die Hypothese Einzeltätertheo-
rie - 

dann auch eine Zuständigkeit des 
Generalbundesanwalts greifen 
könnte. 

Wir haben das schon erörtert. Ich will nur 
noch einmal feststellen: Sind Sie der Auffas-
sung, dass Herr Hoppe das in diesem Ver-
merk unwahr dargestellt hat? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, soweit 
mir bekannt ist, ist das ein persönlicher Ver-
merk von Herrn Hoppe. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, deswegen frage 
ich. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Es ist nicht 
etwa ein Auszug aus dem offiziellen Protokoll 
dieser Steuerungsgruppensitzung; - 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, nein. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: - denn ich 
habe mir bezüglich dieser Steuerungsgrup-
pensitzung vom 05.07.06 das Protokoll ge-
ben lassen und es noch einmal daraufhin 
angeschaut, aber da konnte ich diesen Ver-
merk nicht finden. 

Was Herr Hoppe von Äußerungen von mir 
in seinen Vermerk übernommen hat, wie er 
welche Äußerungen von mir verstanden hat, 
weiß ich nicht. Ich weiß nur, dass meine 
Äußerung nicht dahin ging, dass sie von mir 
dergestalt gemeint war: „Ich befürchte, dass 
wir das Verfahren abgeben müssen“, son-
dern dass das nur ein Hinweis darauf ist, 
dass wir dann gegebenenfalls berücksichti-
gen müssen, dass das Verfahren eben dann 
in die Zuständigkeit des Generalbundesan-
waltes fällt, mit dieser Konsequenz, es dann 
auch abzugeben. Das war der Hintergrund 
meines Hinweises. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wir nehmen zur 
Kenntnis, dass Sie sich - also anders, als das 
aus den Akten deutlich wird - engagiert dafür 
eingesetzt haben. Ich lasse das mal so im 
Raum stehen. 

Ich möchte Sie gern noch mal fragen. Sie 
haben mehrfach gesagt, dass darüber inten-
siv diskutiert wurde, in mehreren Runden. 
Sie haben davon gesprochen, dass erörtert 
wurde. Jetzt will ich Sie noch mal ganz kon-
kret fragen: Ist Ihnen bekannt, welche Posi-
tion die zuständigen bayerischen Ministerien 
vertreten haben - allgemein zur Frage der 
Medienstrategie, zur Frage der Ausrichtung 
und Konzeption der Ermittlungen und zu 
organisatorischen Fragen? Können Sie uns 
etwas darüber berichten, inwieweit das mit 
den bayerischen Ministerien thematisiert 
wurde? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, inwie-
weit das vonseiten der Polizei mit dem baye-
rischen Innenministerium thematisiert worden 
ist, kann ich nicht sagen. Ich selbst habe mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Jus-
tiz, also Vertretern dieses Ministeriums, viel-
leicht gelegentlich des einen oder anderen 
Telefonats oder bei irgendwelchen Sitzun-
gen, bei denen man sich traf, über den Fall 
gesprochen. Ich kann mich an keine Veran-
staltung erinnern, wo ein Tagesordnungs-
punkt in einer Besprechung zwischen dem 
Justizministerium in Bayern und mir aus-
drücklich „Ceska-Morde“ lautete. 

Die Berichte, die die Staatsanwaltschaft 
Nürnberg an den Generalstaatsanwalt und 
der dann auch weiter an das Bayerische 
Staatsministerium der Justiz geliefert hat, 
beinhalteten im Wesentlichen zusammenfas-
sende Ermittlungen des letzten Zeitraumes. 
Am Anfang waren die vielleicht häufiger; im 
Laufe der Zeit, als man gesehen hat, dass 
wir nicht weiterkommen, meine ich, waren 
die dann nur noch jährlich, immer mit dem 
Schlusssatz: Bei Anlass, spätestens zum 
soundsovielten, werde ich wieder berichten. - 
Das heißt also, wenn sich irgendetwas ereig-
net hätte, was uns vorangebracht hätte, wäre 
berichtet worden. Einen ausdrücklichen Be-
sprechungs-, Tagesordnungspunkt, wie ge-
sagt, kann ich mich nicht erinnern, dass es 
gegeben hat. 

Dr. Eva Högl (SPD): Mir ging es auch 
weniger um einen ausdrücklichen Tagesord-
nungspunkt als darum, ob Sie wussten, wie 
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in München bei den beteiligten Ministerien 
gedacht wurde. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich hatte den 
Eindruck, dass da so gedacht wurde: „Wie es 
bis jetzt läuft, ist es okay“, und man sich auch 
vielleicht darauf verlassen hat: Wenn irgend-
was Außergewöhnliches gewesen wäre, 
hätte ich mich ans Ministerium gewandt. - 
Das wäre auch so gewesen. Aber mehr kann 
ich nicht dazu sagen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Dr. Kimmel, ich 
will noch mal auf die zweite Fallanalyse vom 
9. Mai 2006 von dem Profiler Herrn Horn zu 
sprechen kommen, den wir ja gleich noch 
hören werden. Sie sagten vorhin in Ihrem 
einleitenden Vortrag, dass die dritte Fallana-
lyse beauftragt worden sei, weil die zweite 
Fallanalyse keinen Erfolg gebracht habe, und 
sagten selbst, das sei im Jahr 2007 gewe-
sen. Wir wissen aus den Akten, dass die 
dritte Fallanalyse bereits im Juni 2006 be-
sprochen worden ist und dass in der Steue-
rungsgruppe beschlossen worden ist, eine 
weitere Fallanalyse zu beauftragen. Das ist 
dann im August geschehen, und die dritte 
Fallanalyse ist bereits am 30. Januar 2007 
vorgelegt worden.  

Da stimmt also was in der Darstellung 
nicht. Bei mir wirft das die Frage auf: Wieso 
wurde ausgerechnet die zweite Fallanalyse 
mit dem neuen Ermittlungsansatz, nachdem 
man ja jahrelang im Dunkeln tappte, bereits 
verworfen, bevor hierzu überhaupt signifikant 
Ermittlungen geführt wurden? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, zu-
nächst zu den Daten: Ich habe mir hier in 
meinen Unterlagen notiert: Etwa März 2007 
Operative Fallanalyse Baden-Württemberg. 
Vielleicht war das ein Missverständnis, wann 
die Analyse in Auftrag gegeben wurde bzw. 
wann sie mir bekannt wurde. 

Sie sagten eben, Ende Januar 2007 ist 
die OFA-Analyse Baden-Württemberg auf 
dem Tisch gelegen. Bis sie mir dann bekannt 
geworden ist, ist es vielleicht März geworden. 
Das weiß ich nicht genau; das kann ich jetzt 
nicht sagen. Das ist ein Datum, das mir von 
der Polizei im Nachhinein noch mitgeteilt 
worden ist. Also, insofern kann es durchaus 
sein, dass hier - - 

Das Datum der Beauftragung muss natür-
lich vorher gelegen haben; das ist ganz klar. 
Also das war dann vielleicht von mir missver-
ständlich ausgedrückt. Ich wollte sagen: 

Dann im März 2007 kam die OFA-Analyse. - 
Sie sagen nun, die kam bereits Ende Januar. 
Dann wurde sie mir zu diesem Zeitpunkt 
bekannt; mag sein. 

Die Frage Einzeltäter- oder Organisa-
tionstheorie und die Beauftragung der neuen 
Operativen Fallanalyse ist deshalb erfolgt, 
weil man gesagt hat: Wir haben jetzt zwei 
Analysen, zwei OFA-Analysen, die in ver-
schiedene Richtungen gehen. Die Ermittlun-
gen, die sich an die zweite OFA-Analyse 
angeschlossen hatten, insbesondere die 
versuchten, zu ermitteln, wer in diesem Be-
reich - Südosten Nürnbergs usw., in dem 
Alter usw. - in Betracht kommt aus dem 
rechten Bereich: Diese Ermittlungen wurden 
angestoßen. Diese Ermittlungen wurden über 
das Landesamt für Verfassungsschutz ver-
sucht, in Gang zu bringen, wenngleich viel-
leicht mit einer gewissen zeitlichen Verzöge-
rung.  

Dann hat man sich entschieden, zu sa-
gen: „Jetzt wollen wir das Ganze noch mal 
mehr oder weniger von einem neutralen Ge-
sichtspunkt, von einem neutralen Standort 
aus beleuchten lassen“, und man hat dann 
gesagt: Dann nehmen wir jetzt eine OFA-
Analyse aus einem Bundesland, das bisher 
an den Taten nicht beteiligt ist. Das wurde 
vonseiten der Polizei so beschlossen. Ich 
selber bin dazu natürlich gehört worden und 
habe gesagt: „Ja, gut, warum nicht, vielleicht 
bringt uns das weiter“, weil wir ja immer noch 
nicht weiter waren. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Dr. Kimmel, wir 
wissen aus den Protokollen der Steuerungs-
gruppe, und zwar aus den offiziellen Proto-
kollen der Steuerungsgruppe, also nicht aus 
Meinungsäußerungen einzelner Mitglieder 
der Steuerungsgruppe, dass es eine inten-
sive Diskussion darüber gegeben hat, und 
die dritte Fallanalyse ist unmittelbar, nach-
dem die zweite Analyse auf den Tisch ge-
kommen ist, beauftragt worden. Die Anfrage 
an das Landesamt für Verfassungsschutz 
datiert vom 28.12.2006. Am 30.01.2007 lag 
bereits die dritte Fallanalyse vor. Diese 
Frage, ob eine weitere Fallanalyse beauftragt 
wurde, ist intensiv erörtert worden. Es ist 
auch erörtert worden, ob vielleicht aus 
Nordrhein-Westfalen jemand beauftragt wird. 
Also, insofern war das ein wichtiger Ge-
sichtspunkt. 

Ich halte jedenfalls fest, dass Sie als zu-
ständiger und wichtigster Staatsanwalt in 
dieser Sache offensichtlich an diesen De-
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batten nicht beteiligt waren, obwohl das ja 
eine wichtige Frage war, welchem Ermitt-
lungsansatz man nachgeht. 

Ich will aber eine Frage anschließen noch 
mal zu dem, was Sie gesagt haben, nämlich 
zu den Ermittlungen, die dann eingeleitet 
wurden. Wir hatten also die zweite Fallana-
lyse, wir hatten die Vermutung, es könnte 
sich um Täter mit Verbindungen zu rechter 
Szene handeln. Können Sie uns bitte mal 
darlegen, was dann genau ermittelt wurde, 
danach? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das kann ich 
jetzt aus dem Stegreif nicht sagen. Also ich 
kann Ihnen hier jetzt nicht mehr sagen, was 
wir danach konkret beschlossen haben, ohne 
entsprechend das in den Unterlagen nachzu-
schauen. Die einzelnen Schritte kann Ihnen 
jetzt nicht sagen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich will Ihnen zwei 
Sachen noch mal ins Gedächtnis rufen. Wir 
haben einen Vermerk von Juli 2006; da wird 
berichtet, dass es in Nürnberg Ansprachen 
von rund 400 türkischen Kleingewerbetrei-
benden gegeben hat und von rund 550 türki-
schen Kleingewerbetreibenden in München. 
Darauf haben Sie selbst auch Bezug ge-
nommen. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Was war denn der 
Hintergrund für diese Ansprachen? Resul-
tierte das aus der zweiten Fallanalyse? 
Wollte man irgendwas in Verbindung zu 
fremdenfeindlichem Hintergrund, oder was 
war der Hintergrund für diese doch sehr auf-
wendige Ansprache von 950 Personen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das war eine 
weitere Überlegung, eine weitere Idee, wie 
man in den Ermittlungen vielleicht weiter-
kommt, indem man gesagt hat: Man nimmt 
das jetzt auf sich, man klappert quasi alle 
einzelnen Geschäfte, alle Kleingewerbetrei-
benden der Reihe nach ab, um sie noch mal 
zu befragen - man ging ja auch immer noch 
von in Richtung Bedrohung, Nötigung, Er-
pressung oder Ähnlichem aus -, ob es viel-
leicht hier weitere mögliche Opfer gibt, die 
bisher sich nicht getraut haben, an die Öf-
fentlichkeit bzw. zu den Ermittlungsbehörden 
zu gehen, und aus diesem Grund hat man 
gesagt: Jetzt gehen wir diesen Schritt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich darf es noch mal 
sagen: Es waren 950 Personen; das ist ein 
unheimlicher Aufwand. Ihnen ist sehr gut 
erinnerlich, was da passierte, -  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): - während Ihnen 
nicht erinnerlich ist, was ansatzweise in 
Richtung rechte Szene ermittelt wurde. Da-
rauf konnten Sie keine Antwort geben, wäh-
rend Ihnen das sehr präsent ist. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das nehme ich zur 
Kenntnis. Wir wissen aus den Akten, dass 
neun Gefährderansprachen bei Mitgliedern 
aus der rechten Szene gemacht wurden, -  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): - und zwar im Zeit-
raum von Juli 2006 bis Dezember 2006. 
Können Sie dazu etwas sagen? Waren Sie 
damit befasst? Haben Sie die Erkenntnisse 
verfolgt? War das für Sie ein wichtiger Er-
mittlungsansatz? Wissen Sie noch, was 
diese Personen gesagt haben? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich war damit 
nicht befasst. Das waren Ermittlungen, die 
durch die Polizei stattgefunden haben. Die 
Polizei hat insgesamt - ich weiß es nicht 
mehr - um die 600 Personen, soweit ich 
weiß, genannt bekommen. Davon sollen 
etwa 160 verspurt worden sein, also als Spu-
ren angelegt worden sein, intensiver über-
prüft worden sein, und dabei wiederum zehn 
persönlich angegangen worden sein. Das ist 
mir berichtet worden. 

Die einzelnen Ermittlungsschritte hierzu 
habe ich nicht unmittelbar verfolgt, weil ich in 
den anderen Ermittlungsschritten auch nicht 
unmittelbar zugegen war, jetzt bei Verneh-
mungen oder so, es sei denn, es handelte 
sich um Vernehmungen, die durchgeführt 
werden sollten, und die Personen sind nicht 
zur Polizei gekommen und nicht erschienen. 
In solchen Fällen haben wir uns dann be-
sprochen, ob die Vernehmung erforderlich 
ist. Wenn die Vernehmung dringend erfor-
derlich ist, habe ich die Personen geladen, 
und dann wurden die Personen von mir in 
Gegenwart eines Polizeibeamten vernom-
men. 
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Ich kann mich aber nicht daran erinnern, 
dass es sich bei diesen zehn Personen, die 
Sie jetzt erwähnt haben, da um eine dieser 
Personen gehandelt hätte. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sie haben uns ge-
sagt, dass Sie selber ein Befürworter der 
Einzeltätertheorie waren -  

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja.  

Dr. Eva Högl (SPD): - und dass Sie auch 
diese Annahme durchaus engagiert verfolgt 
haben. Deswegen wundert mich das, dass 
Sie sich für diese Gefährderansprachen nicht 
interessiert haben. Übrigens sind das keine 
Gefährderansprachen, die aus den 682 Per-
sonendaten und dann letztlich 161 verspur-
ten, büromäßigen Überprüfungen resultieren, 
sondern die Gefährderansprachen fanden 
vorher statt. 

Jetzt möchte ich Sie aber mal fragen: 
Wenn Sie das nicht so verfolgt haben, was 
da von den Polizeibeamten und -beamtinnen 
gemacht wurde: Hatten Sie denn eigene 
Ideen, wie die Ermittlungen in Richtung Ein-
zeltäteransatz, rechte Szene ausgestaltet 
werden konnten? Haben Sie der BAO „Bos-
porus“ eigene Ideen übermittelt, was man in 
der rechten Szene ermitteln könnte, welche 
Maßnahmen man ergreifen könnte und wie 
man vielleicht diesem Hinweis von dem Pro-
filer aus der zweiten Fallanalyse konkret 
nachgehen könnte? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Sie setzen 
jetzt immer Einzeltäterthese und rechtsradi-
kal gleich. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich meine das - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Für mich war 
Einzeltäter auch einer, der nicht jetzt politi-
sche Gesinnung als Hintergrund hatte. Also, 
von daher ist es so, dass ich mit Einzeltäter 
eigentlich alles abdecken wollte, und ich 
habe es auch für möglich gehalten, dass es 
eine Person ist, die halt, wie wir es vorhin 
schon besprochen haben, geistig vielleicht 
irgendeinen Defekt hat und jetzt hier loszieht. 
Also, es ist nicht nur Einzeltäter gleich rechte 
Gesinnung. 

Einzelne konkrete Anhaltspunkte oder 
Ideen oder Tipps, Hilfestellungen bezüglich 
Ermittlungen im rechten Bereich habe ich, 
soweit ich mich erinnere, der Polizei nicht 

gegeben. Die Polizei war hier in ständigem 
Kontakt mit dem Fachkommissariat für die 
politischen Straftaten der Kriminaldirektion 
Nürnberg. Ich persönlich habe in diesem 
Bereich in der Vergangenheit nicht gearbeitet 
gehabt. Also, von daher kann ich jetzt nicht 
sagen, ich habe hier in irgendeiner Form 
speziell im politischen rechten Bereich Vor-
schläge, Tipps oder Ähnliches gegeben. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt jetzt zunächst an die 
FDP-Fraktion. Herr Wolff.  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Die 
Frage würde der Kollege Serkan Tören über-
nehmen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte. 

Serkan Tören (FDP): Ja, nur eine kurze 
ergänzende Nachfrage: Sie hatten ja davon 
gesprochen, dass es eine Zusammenarbeit 
mit türkischen Sicherheitskräften im Rahmen 
eines Rechtshilfeersuchens gegeben hat. 
Können Sie sagen, was die dort für Kennt-
nisse hatten? Was ist Ihnen an Wissen 
übermittelt worden? Können Sie Näheres 
dazu sagen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, ich er-
innere mich daran, dass türkische Kriminal-
beamte in Nürnberg waren. Wir haben im 
Wesentlichen den Kriminalbeamten unsere 
Fälle vorgestellt. Wir haben ihnen Tatabläufe 
usw. erläutert, und sie wurden befragt, wel-
che Ideen, welche Hintergrundinformationen 
sie vielleicht zu diesem Bereich haben. Ich 
kann jetzt nicht sagen, ob konkrete Spuren 
vonseiten der türkischen Polizeikollegen hier 
gekommen sind. Ich war bei einer Bespre-
chung mit den türkischen Kollegen dabei. Im 
Übrigen fand das auf Polizeiebene statt. 

Serkan Tören (FDP): Ansonsten würden 
wir jetzt zugunsten der Befragung der Profiler 
im Anschluss auf weitere Fragen verzichten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
ist jetzt die Linksfraktion dran. Herr Peter-
mann. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja, vielen 
Dank. - Herr Dr. Kimmel, Sie sagten vorhin, 
es ging bei Ihnen, als Sie sich für die Me-
dienstrategie entschieden, darum, Unruhe in 
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der Öffentlichkeit zu vermeiden. War es doch 
aber nicht vielmehr so, dass bereits relativ 
frühzeitig in der türkischen Gemeinschaft die 
Zusammenhänge zwischen den Morden 
hergestellt wurden und gerade eben ein 
rechtsextremer Hintergrund vermutet wurde, 
sodass also die Unruhe eigentlich tatsächlich 
schon vorhanden gewesen ist? Wäre es 
denn nicht nach der zweiten Fallanalyse 
vielmehr zielführend gewesen, die Öffentlich-
keit zu informieren, um vielleicht auch der 
betroffenen Bevölkerung zum Ausdruck zu 
bringen, dass jetzt in die richtige Richtung 
ermittelt wird? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ob es die 
richtige Richtung war, das haben wir damals 
natürlich auch noch nicht gewusst. Die Ent-
scheidung wurde kontrovers diskutiert; das 
haben wir schon besprochen. Ich meine, 
dass die Entscheidung, die wir damals ge-
troffen haben, richtig war. Mehr kann ich 
nicht dazu sagen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Aus heu-
tiger Sicht auch? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist die 
Frage. Was hätte sich ergeben, wenn hier 
eine andere Strategie umgesetzt worden 
wäre? Da bewegen wir uns im Spekulativen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Könnte es 
sein, dass bei der Auswahl der Medienstra-
tegie eine Rolle gespielt hat, dass natürlich 
ein historischer oder zeitlicher Zusammen-
hang zu der Fußballweltmeisterschaft be-
standen haben könnte, die 2006 in Deutsch-
land stattgefunden hat - es waren ja auch 
viele ausländische Gäste hier zu Besuch -, 
und dass das Eröffnungsspiel nun gerade in 
München auch noch stattgefunden hat? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ob das in der 
Überlegung vom Innenministerium, vom In-
nenressort, von der Polizei eine Rolle ge-
spielt hat, das weiß ich nicht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Könnten 
Sie sich das vorstellen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Vorstellbar ist 
vieles. Ich kann es nicht sagen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Andere 
Frage: Es geht noch einmal um die Tatwaffe, 

Ceska. Da wissen wir bis heute nicht so ge-
nau, woher die Information kam. Wissen Sie 
das? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich habe den 
Anfang nicht verstanden. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Die Tat-
waffe Ceska: Da wissen wir bis heute nicht 
genau, woher die Information kam. Können 
Sie dazu was sagen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, soweit 
ich das in Erinnerung habe, lag das an der 
Auswertung - ich weiß es jetzt nicht - der 
Hülsen oder der Projektile, die gefunden 
wurden und anhand derer der Sachverstän-
dige des Bundeskriminalamtes dann darauf 
kam, dass das eine Ceska-Waffe gewesen 
sein könnte. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja, das im 
Prinzip ja klar. Es geht um die Frage, woher 
die Waffe kam. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja, gut. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Da gab es 
ja irgendwie mit der Schweiz entsprechende 
Verknüpfungen. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja, gut, wir 
haben natürlich zunächst - Ceska als tsche-
chische Waffe - in der Tschechischen Re-
publik auch Ermittlungen angestellt, und 
diesbezüglich fanden auch Rechtshilfeersu-
chen und Vernehmungen in Tschechien statt. 
Soweit ich weiß, waren da auch Beamte des 
Bundeskriminalamtes mit dabei, und man hat 
zunächst mal versucht, festzustellen, aus 
was für einer Serie diese Waffe stammt, und 
dann den Weg dieser Waffe versucht, nach-
zuvollziehen, bis man dann so weit kam, 
dass der Weg in die Schweiz ging. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Aber jetzt 
die konkrete Information, die letzten Endes 
dazu geführt hat, diese Waffe zu isolieren, 
die kennen Sie auch nicht? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Weiß ich jetzt 
nicht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Das wis-
sen Sie nicht. - Dann eine letzte Frage zu-
nächst. Es gab ja Flugblätter, mit denen das 
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abgetauchte Terrortrio gesucht wurde. Wann 
sind Ihnen diese Flugblätter - das waren 
BKA-Flugblätter - erstmals unter die Augen 
gekommen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Kenne ich bis 
heute nicht. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Sie ken-
nen die nicht? Sind die überhaupt mal in 
Bayern aufgetaucht? Wissen Sie dazu was? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Nein. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Oder sind 
die nur - - Das war ja quasi das Terrortrio aus 
Thüringen. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Weiß ich 
nichts. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Damit 
können Sie nichts anfangen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Nein. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Dann 
habe ich momentan keine weiteren Fragen. - 
Danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
hat Herr Wieland für die Fraktion Bünd-
nis 90/die Grünen das Wort. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Auch wirklich nur kurz, weil wir 
auch die Profiler hören wollen. - Herr Kim-
mel, noch mal: Es wird diese Steuerungs-
gruppe gebildet. Bei der konstituierenden 
Sitzung waren Sie nach unseren Akten laut 
Teilnehmerliste wohl nicht dabei. Die war am 
17./18. 2006. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Im Mai, ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Im Mai. - Ich weiß es nicht: Ha-
ben Sie dann das Protokoll nachträglich ge-
lesen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Da steht der schöne Satz drin: 

Einbindung der Staatsanwaltschaf-
ten durch halbjährige bzw. quar-
talsmäßige Besprechungen. 

Das klingt ja nicht nach einer aktiven Teil-
nahme der Staatsanwaltschaft, sondern eher 
danach: Ab und an kommen die auf eine 
Tasse Kaffee dazu. Oder sehe ich das 
falsch? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ob nur eine 
Tasse Kaffee, weiß ich nicht, aber jedenfalls 
in größeren Abständen; das ist richtig. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Waren Sie denn damit einver-
standen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich war auf 
der Sitzung am 05.07. dabei - das war die 
zweite periodische Besprechung der Steue-
rungsgruppe -, und ich glaube, das war 
meine erste Steuerungsgruppensitzung, an 
der ich teilgenommen habe. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, Sie verstehen, woher meine 
Verwunderung möglicherweise kommt. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. - Dabei 
habe ich bereits im Voraus mit den Polizei-
beamten der BAO über die Steuerungsgrup-
pensitzungen usw. und die Teilnahme von 
mir bzw. anderen Staatsanwälten gespro-
chen. Ich habe damals gesagt: Ich will mich 
da in keiner Weise aufdrängen. Ich fahre 
selbstverständlich auch nur einmal im halben 
Jahr oder in jedenfalls größeren Abständen 
mit. Ich wäre aber auch bereit, häufiger teil-
zunehmen, um dadurch zu vermeiden, dass 
ich hinterher wieder von den Beamten der 
BAO ausführlich unterrichtet werden müsste 
oder nur anhand der Protokolle die Situation 
kennenlerne. Ich wäre auch bereit, bei den 
Sitzungen häufiger teilzunehmen.  

Das wurde dann polizeiintern besprochen, 
und mir wurde dann gesagt, dass die Teil-
nehmer dieser Steuerungsgruppensitzungen 
damit einverstanden sind, und das führte 
dann dazu, dass ich - es gab schon mal die 
eine oder andere Sitzung, wo ich im Urlaub 
war oder in einer Sitzung, also jedenfalls 
verhindert war, wo ich nicht teilnahm - aber 
doch dann relativ regelmäßig an diesen Sit-
zungen beteiligt war. 
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Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Jetzt habe ich noch mal eine 
Nachfrage zu dem, wozu Sie der Vorsitzende 
schon gefragt hatte, zu Sammelverfahren.  

Aus dem Protokoll der konstituierenden 
Sitzung ergibt sich, dass das BKA diesen 
Vorschlag gemacht hat: ein Fall mit neun 
Einzeltaten. Aus dieser Ansicht resultiert der 
Vorschlag, ein Verfahren durch eine Staats-
anwaltschaft bearbeiten zu lassen, und das 
sollte dann laut Protokoll geklärt werden. Mit 
den jeweiligen Justizverwaltungen sollte Ab-
klärung erfolgen, und das war zugesagt, am 
Rande der IMK. Ist denn daraus was gewor-
den, aus der Abklärung mit anderen Justiz-
verwaltungen?  

Es klingt doch einleuchtend für manche 
hier, zu sagen: Eine Staatsanwaltschaft ist 
an einer Serie doch wohl besser dran als die 
bisherigen Tatortstaatsanwaltschaften. Man 
ging ja aktuell davon aus - das lesen wir 
auch in den Akten - und erwartete es gera-
dezu: Es können noch mehr Tatorte werden. 
Also wäre die Serie weitergegangen, dann 
noch zwei Bundesländer beispielsweise 
dazu. Einmal den Praktiker gefragt, also 
wirklich: War das denn nicht ein guter Vor-
schlag des BKA? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Aus polizei-
licher Sicht war das mit Sicherheit ein guter 
Vorschlag. Aus Sicht der Staatsanwalt-
schaften wird das etwas zurückhaltender 
gesehen.  

Ich weiß nicht, inwieweit jetzt die Justiz-
minister oder die Justizministerien der ein-
zelnen Länder diesbezüglich konferiert ha-
ben. Ich habe nur den Eindruck gewonnen, 
dass man jedenfalls mit der Entscheidung, 
die wir auf Arbeitsebene Staatsanwaltschaf-
ten getroffen hatten, die Verfahren zunächst 
einmal getrennt laufen zu lassen, in Kontakt 
zu bleiben und die Ermittlungen entspre-
chend zu koordinieren - wir haben ja auch 
die polizeilichen Ermittlungen insoweit unter 
Koordination der BAO, aber bei den einzel-
nen örtlichen Behörden, belassen -, einver-
standen war, wenn wir uns so geeinigt ha-
ben, jedenfalls vonseiten des Bayerischen 
Staatsministeriums der Justiz, und dass ich 
diesbezüglich nie irgendwie die Aufforderung 
oder Weisung - dann hätte ich es natürlich 
machen müssen - bekommen habe, jetzt hier 
die Verfahren alle zu übernehmen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Man arbeitet ja als Staatsanwalt 

nicht nur auf Weisung hin. Sie hatten den Hut 
auf. Sie waren im Grunde von Ihren Länder-
kollegen auch der Erste, der überhaupt be-
fasst war. Mit dem zweiten Mord waren Sie 
als Erster befasst - mit der Serie. Da kann 
man doch möglicherweise auch erwarten, 
dass Sie sagen: „Nun mache ich das“, oder: 
Nun ist es ein weiterer Mord oder ein weite-
res Tötungsverbrechen in einer Serie, die ich 
als Staatsanwaltschaft Nürnberg sowieso 
bearbeite. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist rich-
tig; das kann man. Aber wir haben das da-
mals nicht gemacht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. - Ich hatte Kürze versprochen 
und werde gleich wortbrüchig. Ich will Sie nur 
noch eines zum Ankerpunkt Nürnberg fra-
gen, weil wir uns da auch den Kopf zerbre-
chen.  

Sie wissen, dass in diesem Profil, zweites 
OFA-Profil, dieser Ankerpunkt Nürnberg er-
wähnt wird. Für wie zwingend hielten Sie den 
denn, oder wussten Sie, dass die BAO „Bos-
porus“ sich daraufhin Meldeadressen nur 
nach zwei Postleitzahlen aus dem Raum 
Nürnberg geben lässt und die dann mit ak-
tuellen Meldedaten zum Tatzeitraum ab-
gleicht, um wirklich ganz eng Rechtsextre-
mismus im Bereich Nürnberg zu ermitteln, 
alles andere ausschließend, zum Beispiel 
den Fall, den wir ja jetzt haben, wie wir wis-
sen, dass die Täter gar keine legale Melde-
adresse hatten oder dass sie möglicherweise 
aus ganz anderen Gründen rechtsextremisti-
sche Connections, Beziehungen zum Raum 
Nürnberg haben?  

Was mich erstaunt: Es war ja eine Mög-
lichkeit, die Morde in Nürnberg, es war eine 
Möglichkeit, der Täter hatte einen Anker-
punkt. Nur, dass der Ankerpunkt eine legale 
Meldeadresse von ihm selber sein muss oder 
von den beiden selber, das geht mir nicht in 
den Kopf rein. Kannten Sie diese Beschrän-
kung, haben Sie darüber mal mit den Poli-
zeibeamten gesprochen? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. Das 
Problem ist ja: Ich kann ja nur Daten erhe-
ben, die vorhanden sind. Das heißt also, ich 
habe halt Meldeadressen, die vom Einwoh-
nermeldeamt registriert worden sind. Mehr 
kann ich nicht erheben. Wenn einer sich 
illegal hier aufhält, dann bringe ich das auf 
diese Weise nicht raus. Das war das Pro-
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blem. Und im illegalen Bereich zu ermitteln, 
sind wir natürlich mit solchen Möglichkeiten 
am Ende. Aber das war wiederum ein Ver-
such, weiterzukommen und noch was abzu-
klären und zu sehen, ob man hier vielleicht in 
irgendeiner Form einen Treffer landen 
könnte. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Der ja im Nachhinein gar nicht so 
falsch war, nur in der Beschränkung auf den 
Großraum Nürnberg wenig einleuchtet. Man 
hätte ja auch die Verbindung zu Waffen, zu 
Sprengstoff, zu Gefährlichkeit ziehen können 
und die Frage an das Landesamt stellen 
können, möglicherweise sogar an mehrere 
Landesämter: Ist diesbezüglich eine Spur 
da? Wir haben es hier mit Killern zu tun; da 
wollen wir nicht irgendwelche Altnazis, die 
noch Mein Kampf lesen, sondern da wollen 
wir die Gefährlichen haben. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, die Zu-
sammenarbeit mit dem Landesamt ist ja 
auch ziemlich geregelt, und hier ist ja die 
Regelung getroffen, dass die bayerischen 
Polizeibehörden mit dem Bayerischen Lan-
desamt für Verfassungsschutz sich kurz-
schließen und Kontakt aufnehmen, und von-
seiten des Bundeskriminalamts wird Kontakt 
gepflogen zum Bundesamt für Verfassungs-
schutz. Es ist aber nicht vorgesehen, dass 
die bayerischen Polizeibehörden sich an 
andere Landesämter für Verfassungsschutz 
direkt wenden.  

Soweit mir berichtet wurde, war die Kon-
taktaufnahme vonseiten der bayerischen 
Polizei an das Bayerische Landesamt für 
Verfassungsschutz mit der Maßgabe, dass 
natürlich davon ausgegangen wurde, dass 
das Landesamt für Verfassungsschutz, wenn 
es von seinen Parallelämtern in anderen 
Bundesländern entsprechende Hinweise 
erhält, diese auch der Polizei mitteilt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Tut mir 
leid, Herr Wieland. Aber da müssen wir es in 
einer neuen Runde machen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ja. Gut, nein, brauchen wir 
nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es ist 
schon ein paar Minuten über der Zeit gewe-
sen. - Ja, ich habe selber auch noch eine 

Frage. Ich darf insofern fragen, sozusagen in 
der dritten Runde: Die Union? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
SPD? - Frau Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nur noch eine kleine 
Frage. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
es muss ja nicht die ganze Zeit ausgeschöpft 
werden. - Frau Dr. Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): Es geht auch ganz 
schnell. - Herr Dr. Kimmel, wir hatten neun 
Morde, zehn Jahre erfolglose Ermittlungen, 
fünf beteiligte Staatsanwaltschaften, sechs 
Polizeibehörden, keine einzige heiße Spur. 
Wenn Sie noch mal darüber nachdenken - 
das werden Sie ja jetzt getan haben, auch 
zur Vorbereitung Ihrer Aussage heute -: 
Können Sie uns mal sagen, was aus Ihrer 
Sicht eigentlich schiefgelaufen ist? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Wir haben mit 
Sicherheit in der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Reihe von Verfahren, von Tötungs-
delikten, die noch länger zurückliegen und 
nicht aufgeklärt sind. Ich weiß, gerade im 
Bereich Nürnberg wurde jetzt darüber nach-
gedacht, einen Abschnitt des Tötungsdelikt-
kommissariats einzurichten, der Altfälle noch 
einmal bearbeitet. Ich weiß im Moment nicht, 
wo wir wie zum damaligen Zeitpunkt noch 
anders hätten vorgehen können und Erfolg 
gehabt hätten in der Ermittlung dieser Perso-
nen, um die es jetzt geht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich darf 
auch noch ein, zwei Fragen stellen. - Herr 
Zeuge, wann und in welcher Hinsicht haben 
Sie jemals Einfluss genommen auf die Er-
mittlungsarbeit der Polizei? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Also, an 
einen konkreten Fall kann ich mich jetzt nicht 
erinnern. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, Sie haben sich als zuständiger Staats-
anwalt einfach nur schildern lassen, was die 
Polizei für richtig hält, und haben das nicht 
kommentiert? 



2. Untersuchungsausschuss 42 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Die Polizei 
schildert ihre Ermittlungen, ihre Maßnahmen, 
und die Polizei kommt zur Staatsanwalt-
schaft, wenn sie in irgendeiner Form einen 
richterlichen Beschluss oder eine staats-
anwaltschaftliche Anordnung benötigt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie sich entsinnen, dass im Jahre 2006 
Mitglieder der Ermittlungsgruppe Köln, die für 
die Aufklärung des Nagelbombenanschlages 
vom 09.06.2004 zuständig waren, nach 
Nürnberg gekommen sind? Das ergibt sich 
jedenfalls aus einem Aktenvermerk der BAO 
„Bosporus“ vom 21.09.2006; das ist in 
MAT A BY-6/1. Die sind also 2006 zur BAO 
„Bosporus“ gekommen, aus Köln, und haben 
gesagt, sie sehen einen möglichen Zusam-
menhang zwischen dem Nagelbomben-
anschlag 2004 in Köln und der Mordserie, die 
zu untersuchen die BAO „Bosporus“ die Auf-
gabe hatte. Ist Ihnen das berichtet worden? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ja. Ich kann 
mich daran erinnern, dass ich mal dabei war, 
als dieser Film über die beiden Personen mit 
dem Fahrrad in Köln gezeigt worden ist. Ob 
das bei dieser Gelegenheit war, wo die Be-
amten da waren, das kann ich jetzt im Nach-
hinein nicht mehr sagen. Aber ich weiß je-
denfalls, dass die Beamten da waren. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es 
heißt in diesem Vermerk vom 21.09.2006 - 
das Gespräch hat einen Tag vorher stattge-
funden - am Schluss:  

Es ist beabsichtigt, eine verglei-
chende OFA-Analyse des Verfah-
rens Bombenanschlag Köln sowie 
der Tötungsserie durchzuführen. 

Das heißt also, man wollte eine Analyse 
eines Vergleiches zwischen der Mordserie 
auf der einen Seite und dem Nagelbomben-
anschlag in Köln auf der anderen Seite 
durchführen. Heute wissen wir: Es war in der 
Tat so, dass dieselben Täter für beides ver-
antwortlich gewesen sind. 

Dann heißt es aber im März 2007, das 
heißt also, gut ein halbes Jahr später, nach-
dem man sich also 2006 noch verständigt 
hatte, es soll ein Vergleich vorgenommen 
werden, lapidar in einem Protokoll zu einer 
Besprechung in München, erstellt auch von 
der BAO „Bosporus“, eine Vergleichsanalyse 
zwischen dem Nagelbombenattentat in Köln 
und der vorliegenden Mordserie werde nicht 

gefertigt, man könne Äpfel nicht mit Birnen 
vergleichen, es habe sich bei Köln nicht um 
eine gezielte Aktion Richtung Einzelpersonen 
gehandelt, sondern um eine Art - Zitat - Glo-
balvorstoß gegen Türken. 

Es kommen also Ermittler aus Köln nach 
Nürnberg. Sie sagen: Wir sehen einen Zu-
sammenhang zwischen der Mordserie, die 
ihr als BAO „Bosporus“ untersucht, und dem 
Nagelbombenanschlag in Köln. - Dann wird 
festgestellt, auch von den Beamten in Nürn-
berg selber: Wir wollen eine vergleichende 
Analyse vornehmen. Dann wird das inner-
halb von einem halben Jahr verworfen. 

Herr Staatsanwalt, ich habe gewisse 
Schwierigkeiten, mir vorzustellen, dass Sie 
bei einer solchen Entscheidung überhaupt 
nicht eingebunden gewesen sind. Inwieweit 
erinnern Sie sich? Ist Ihnen bekannt, dass 
geplant war, eine gemeinsame Analyse zu 
erstellen? Ist Ihnen bekannt, dass ein halbes 
Jahr später davon Abstand genommen wor-
den ist, und haben Sie sich für diesen Sach-
verhalt interessiert? Hat Sie das hellhörig 
gemacht? Haben Sie die Beamten aus Köln 
ernst genommen? Was für Konsequenzen 
haben sich daraus ergeben? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Für meine 
Begriffe hatte ich schon ein Problem, diese 
Taten zusammenzuführen, weil die Tatab-
läufe völlig unterschiedlich waren; lediglich 
Fahrräder waren dabei. Aber unsere anderen 
Taten waren alles Taten, wo jemand mit 
einer Pistole dem anderen gegenübergetre-
ten ist und ihn von Angesicht zu Angesicht 
praktisch erschossen hat. Das - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: In der 
Besprechung 2006, Herr Staatsanwalt, ist 
festgehalten, dass es eine Zeugin gibt, die 
eine Personenbeschreibung abgegeben hat 
für den Mord an Herrn Yasar am 09.06.2005, 
die sich deckt mit den Filmaufnahmen vom 
09.06.2004 im Nachgang vom Nagelbom-
benanschlag in Köln. 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das ist immer 
mit Vorsicht zu genießen. Ich habe den Film 
gesehen, und auf diesem Film ist also zu 
erkennen gewesen, dass es sich wohl um 
männliche Personen handelt. Die haben ein 
Baseballkäppi aufgehabt, und vom Gesicht 
hat man relativ wenig erkennen können.  

Bei der Zeugenvernehmung ist es natür-
lich - - Das ist ein vielschichtiges Vorgehen. 
Wenn ich jetzt eine männliche Person in 
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etwa von derselben Größe mit Baseballkäppi 
irgendwo stehen sehe, womöglich noch mit 
einem Fahrrad, kann es durchaus sein, dass 
ein Zeuge sagt: Ja, die schauen sich ganz 
ähnlich, - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Aber ich meine, - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: - auch wenn 
es gar nicht der Fall war. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - 2006 
hat man aber doch noch gesagt, wir wollen 
eine vergleichende Analyse machen, 2007 
sagt man - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Das war da-
mals offensichtlich so vorgesehen; das ist 
richtig. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Und dann hat man es aber nicht - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich kann 
Ihnen jetzt nicht sagen, warum diese - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
hat man es aber nicht gemacht. Haben Sie 
sich denn dafür interessiert, warum man es 
nicht gemacht hat? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Zunächst - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
meine: Haben Sie als Staatsanwalt gewis-
sermaßen - - 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Ich kann 
Ihnen heute nicht sagen, ob ich das ent-
scheidungsmäßig mitgetragen habe oder ob 
mir berichtet worden ist: Wir haben jetzt vor, 
eine vergleichende Analyse zu machen. Das 
weiß ich heute nicht mehr. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Herr Staatsanwalt, das ist fünf Jahre her. Sie 
können sich daran nicht mehr erinnern? - Ich 
war vorher im Gorleben-Untersuchungsaus-
schuss. Da hatte ich noch begrenzt Ver-
ständnis dafür, dass Zeugen sich an Sachen 
aus den 70er-Jahren nur bedingt erinnern 
konnten, auch aufgrund des hohen Lebens-
alters. Die Sache ist wenige Jahre her, und 
sie hat ja eine Bedeutung gehabt. Wir hatten 
eine bundesweite Mordserie, und Sie können 

sich heute nicht mehr daran erinnern, ob Sie 
an einer so wichtigen Frage wie einer ver-
gleichenden Analyse eines Nagelbomben-
anschlags in Köln mit dem, was bei der 
Mordserie vorgelegen hat, mitgewirkt haben? 

Zeuge Dr. Walter Kimmel: Kann ich 
Ihnen jetzt nicht sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gibt es 
weitere Fragen? - Die FDP hätte jetzt das 
Fragerecht. Herr Wolff? - Das ist nicht der 
Fall. Die Linksfraktion? - Die Grünen-Frak-
tion? 

Dann, Herr Dr. Kimmel, sind wir am Ende 
Ihrer Befragung als Zeuge angelangt.  

Wie ich Ihnen zu Beginn der Sitzung an-
gekündigt habe, wird Ihnen der Entwurf des 
Protokolls zugeleitet, mit der Möglichkeit, 
innerhalb einer Frist von 14 Tagen dazu 
Stellung zu nehmen, mögliche Korrekturen 
anzubringen, sofern sie sozusagen den Sinn 
dessen nicht verändern, was sich im Proto-
koll findet bzw. was Sie hier ausgeführt ha-
ben. 

Sie sind dann hiermit vorläufig als Zeuge 
entlassen. Ihre endgültige Abladung ist damit 
noch nicht erfolgt. Aber für den heutigen Tag 
dürfen wir uns herzlich bei Ihnen bedanken. 

Es ist jetzt so, dass gleich eine nament-
liche Abstimmung im Plenum stattfindet. 
Deswegen unterbreche ich jetzt die öffent-
liche Anhörung und bitte die Kolleginnen und 
Kollegen, direkt nach der namentlichen Ab-
stimmung wieder in den Ausschusssaal hier 
zu kommen, damit wir direkt mit der Befra-
gung der beiden sogenannten Profiler fort-
setzen können. 

(Unterbrechung von  
15.19 bis 16.00 Uhr) 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir setzen die öffentliche 
Zeugenvernehmung fort. Ich darf die Me-
dienvertreter mit Kameras bitten, den Raum 
zu verlassen. - Herzlichen Dank. 

Die Hinweise von heute Morgen zum 
Thema „Aufzeichnung in Bild und Ton der 
heutigen Sitzung“ gelten natürlich nach wie 
vor. 

Vernehmung der Zeugen 
Alexander Horn und  

Udo Haßmann 

Ich darf namens des Ausschusses jetzt 
als Zeugen begrüßen - es wird eine gemein-
same Vernehmung stattfinden - Herrn Ersten 
Kriminalhauptkommissar Alexander Horn und 
Herrn Kriminalhauptkommissar Udo Haß-
mann. 

Ich darf die beiden Zeugen darauf hinwei-
sen, dass der Ausschuss eine Tonbandauf-
nahme der Sitzung fertigt. Die dient aber 
ausschließlich dazu, die Herstellung des 
stenografischen Protokolls zu erleichtern. Die 
Aufzeichnung wird dann anschließend ge-
löscht.  

Das Protokoll Ihrer Vernehmung, meine 
Herren, wird Ihnen nach Fertigstellung zuge-
stellt. Sie haben dann noch eine Frist von 
14 Tagen, innerhalb derer Sie mögliche Kor-
rekturen bei sachlicher Unrichtigkeit anbrin-
gen können, um uns das dann in korrigierter 
Fassung zurückzuschicken. 

Ich stelle fest, dass bezüglich der beiden 
Zeugen eine Aussagegenehmigung des Po-
lizeipräsidiums München vom 17. April bzw. 
des Innenministeriums des Landes Baden-
Württemberg, Herrn Haßmann betreffend, 
vom 17. April 2012 vorliegt. 

Vor Ihrer Aussage, Herr Horn und Herr 
Haßmann, habe ich Sie zunächst zu beleh-
ren. Sie sind als Zeugen geladen worden. 
Sie sind verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. 
Ihre Aussagen müssen richtig und vollständig 
sein. Sie dürfen nichts weglassen, was zur 
Sache gehört, und nichts hinzufügen, was 
der Wahrheit widerspricht. Ich habe Sie auf 
strafrechtliche Folgen eines Verstoßes gegen 
die Wahrheitspflicht hinzuweisen. Demnach 
kann derjenige, der vor einem Untersu-
chungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
gemäß § 153 des Strafgesetzbuches mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden. 

Nach § 22 Abs. 2 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes können Sie die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung Sie selbst oder Angehörige im Sinne 
von § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung der 
Gefahr aussetzen würde, einer Untersu-
chung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren, insbesondere wegen einer Straf-
tat oder einer Ordnungswidrigkeit, aber auch 
einem dienstlichen Ordnungsverfahren aus-
gesetzt zu werden. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen 
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nichtöffent-
lichen oder eingestuften Sitzung möglich 
sein, bitte ich Sie um einen Hinweis vorab, 
damit der Ausschuss dann gegebenenfalls 
einen entsprechenden Beschluss über die 
Herstellung von Nichtöffentlichkeit fassen 
kann. 

Haben Sie zu dem von mir bis hierhin 
Vorgetragenen Fragen? - Das ist nicht der 
Fall. Dann darf ich Sie jeweils bitten, sich 
dem Ausschuss mit vollständigem Namen, 
Alter und Beruf vorzustellen und uns kurz zu 
bestätigen oder nicht zu bestätigen, ob die 
Anschrift, unter der Sie geladen worden wa-
ren, noch die aktuelle Anschrift ist. - Herr 
Horn vielleicht zuerst. 

Zeuge Alexander Horn: Alexander Horn, 
38 Jahre alt, Erster Kriminalhauptkommissar. 
Die ladungsfähige Anschrift stimmt; Polizei-
präsidium München ist zutreffend. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
Herr Haßmann. 

Zeuge Udo Haßmann: Udo Haßmann, 
45 Jahre alt, Kriminalhauptkommissar beim 
Landeskriminalamt Baden-Württemberg. Die 
Adresse stimmt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank. - Sie haben gemäß § 24 Abs. 4 des 
Untersuchungsausschussgesetzes des Bun-
des Gelegenheit, sich vor Ihrer Vernehmung 
im Zusammenhang zu äußern. Ich habe kurz 
gefragt, ob das gewünscht ist. Das ist der 
Fall. Dann würde ich, wenn Sie einverstan-
den sind und die Kollegen dem zustimmen, 
den Vorschlag machen, das gewissermaßen 
chronologisch zu machen, das heißt, zu-
nächst Herrn Horn um Ausführungen zu bit-
ten und dann Herrn Haßmann. - Das ist Kon-
sens.  

Herr Horn, Sie haben das Wort. 
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Zeuge Alexander Horn: Vielen Dank. - 
Meine Tätigkeit im Zusammenhang mit der 
Ermittlung BAO „Bosporus“ war die als ver-
antwortlicher Fallanalytiker in den Jahren 
2005 und 2006. Ich war halt Berater der dor-
tigen BAO-Leitung, in erster Linie des ver-
antwortlichen BAO-Leiters, Herrn Geier. Bei 
der Fallanalyse - - Meine Aufgabe als Fall-
analytiker war es, als Verantwortlicher dieses 
Teams Fallanalysen zu erstellen für diese 
Delikte. Das heißt: Wir haben die Tather-
gänge rekonstruiert. Wir haben darauf auf-
bauend versucht, das Täterverhalten zu be-
werten, darauf aufbauend auch Motivlagen 
zu erarbeiten und auch Aussagen zu der 
Täterpersönlichkeit dieser Personen, die wir 
damit suchen, zu erstellen, daran anschlie-
ßend auch Ermittlungsempfehlungen abzu-
geben. Das ist die Aufgabe des Fallanalyti-
kers, also auch des Beraters, wie es unsere 
Aufgabe ist. 

Man muss dazu vielleicht noch sagen, 
dass die Tätigkeit als Fallanalytiker eine Ar-
beit mit Hypothesen ist. Wir versuchen im 
Rahmen unserer Tätigkeit, die wahrschein-
lichste Hypothese herauszuarbeiten, in de-
nen davon auszugehen ist. Im Regelfall ist es 
so, dass wir als ersten Schritt eben die Tat-
hergangsanalyse vornehmen. Dort nehmen 
wir als Grundlage drei wesentliche Bereiche, 
das heißt, zum einen die Befunde am Tatort, 
als zweiten die Opferhintergrundinformatio-
nen - wer war denn eigentlich das Opfer? -, 
und das Dritte sind die Verletzungsbilder, 
wenn es sich um Tötungsdelikte handelt. 

In der konkreten Sache der BAO „Bospo-
rus“ muss man vielleicht dazusagen, dass 
insofern eine gewisse Schwierigkeit 
herrscht - im Gegensatz zu sonstigen Fällen, 
in denen wir arbeiten. Wir werden in der gro-
ßen Masse bei Tötungsdelikten und bei 
schwerwiegenden Sexualdelikten tätig. Und 
hier war es natürlich so, dass sehr wenig 
nachvollziehbares Täterverhalten da ist in 
der Rekonstruktion dieser Ereignisse. Es war 
ja sehr wenig: Die Täter betraten diese ent-
sprechenden Geschäfte, es kam zu einer 
schnellen Schussabgabe, und dann verlie-
ßen sie auch schnell wieder diese Örtlich-
keiten. Insofern wurde relativ wenig nachvoll-
ziehbares und rekonstruierbares Verhalten 
darin gesehen, was insofern auch die Pro-
blematik mit sich zog, dass es stärker 
hypothesengeleitet in der Analyse vonstatten 
gehen musste.  

Vielleicht das ganz kurz als Vorschlag 
zum Bereich: Was ist die Fallanalyse, wie 

funktioniert auch die Fallanalyse? Wie ge-
sagt: Wir sind dabei als Berater der Soko-
Leitung tätig. 

Meine tatsächliche Tätigkeit umfasst ja im 
Wesentlichen drei Bereiche - ich möchte die 
auch chronologisch kurz darstellen -: Der 
erste Bereich war die Fallanalyse nach den 
Fällen 1 bis 7. Die haben wir im Jahr 2005 
gemacht. Dort war die Ermittlungsrichtung - - 
Zum damaligen Zeitpunkt ging es um die 
Wahrscheinlichkeit, dass es sich um eine 
Organisationshypothese handelt. 

Ausgangspunkt für unsere Arbeit waren 
natürlich die Opferhintergründe; das heißt 
Ausgangspunkte der Analyse waren die In-
formationen, die wir erst aufbereitet haben, 
bezüglich der Opfer. Hier muss man sagen, 
dass in der Analyse sich zeigte, dass keine 
einheitlichen Konfliktfelder feststellbar waren, 
also dass für uns nicht klar erkennbar war, 
was denn bei den einzelnen Personen ein 
Konfliktfeld hätte sein können. Die Fallana-
lyse genau wie die Ermittlung beginnt ja im-
mer beim Opfer, und vom Opfer bewegt man 
sich dann weiter. 

Eine weitere Fragestellung, mit der wir 
beschäftigt waren, war die Frage der Schüt-
zenidentität. Das heißt also: Ist davon aus-
zugehen, dass nicht lediglich die Waffe wei-
tergegeben wird, sondern tatsächlich auch 
derselbe Schütze oder dieselben Schützen 
tätig sind? Auch mit dieser Frage haben wir 
uns beschäftigt. Wir kamen auch zu dem 
Ergebnis, dass es aus unserer Sicht wahr-
scheinlicher ist, dass es sich um denselben 
Schützen handelt und nicht die Waffe ledig-
lich weitergegeben wird. 

Was wir zu bewerten hatten, waren da-
rüber hinaus Ansprachen im Vorfeld. Es gab 
ja Zeugenaussagen, die zum Ergebnis ka-
men, dass es im Vorfeld Kontakte gegeben 
hat, Vorkommnisse im Zusammenhang mit 
den Opfern, im Zusammenhang mit den Ge-
schäften. Diese haben wir auch versucht zu 
verifizieren oder zu falsifizieren, was natürlich 
sehr schwierig ist, da es Zeugenaussagen 
sind, die einer subjektiven Wahrnehmung 
unterliegen und auch einer subjektiven Fär-
bung. 

Im Rahmen dieser Analyse kamen wir 
zum Ergebnis, dass - - In dem Versuch, es 
weiter zu beleuchten, gaben wir auch die 
Anregung, über diese versuchten Anspra-
chen, also über diese Vorkontakte im Vorfeld 
der Tötungsdelikte, weiterzukommen, sozu-
sagen, wenn sich dahinter eine Organisation 
verstecken würde oder dahinterstehen 
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würde, dass man vermutlich diese über diese 
Ansprachen identifizieren könnte. Denn diese 
Ansprachen wären ja demzufolge eher offen 
agiert; es gab ja Zeugenwahrnehmungen 
dazu. 

Was feststellbar war an Besonderheit in 
der ersten Analyse aus meiner Sicht, war die 
Uneinheitlichkeit der Opfer. Also, es gab ja 
von der Aushilfe sozusagen in einem der 
Geschäfte bis hin zum selbstständigen Un-
ternehmer die Bandbreite der Opfer, was ja 
durchaus als heterogen anzusehen war. 

Der zweite Punkt, der auffällig war, den 
wir auch in unserer Betrachtung beleuchtet 
haben, war das Beibehalten der Waffe, das 
wir als ungewöhnlich ansahen, dass immer 
wieder mit derselben Waffe getötet wurde 
und diese Waffe eben auch weiterhin bei den 
nächsten Tötungsdelikten zum Einsatz kam. 

Es passierten dann, um in der Chronolo-
gie weiterzuarbeiten, die Fälle 8 und 9 am 
04.04. und am 06.04.2006 in Dortmund und 
in Kassel. Wir hatten also als Ausgangspunkt 
für diese Analyse dann die Situation, dass 
wir zwei weitere zusätzliche Handlungsorte 
hatten, zu den bereits bestehenden Hand-
lungsorten, die wir ja bis dahin schon kann-
ten - in Nürnberg, in München, in Hamburg 
und in Rostock -, was für uns die Frage auf-
brachte: Was bedeutet das auch für diese 
Ermittlungen? 

Die für uns weiter sehr wesentliche Er-
kenntnis war, dass die Opfer eigentlich 
außerplanmäßig zu diesen Zeiten an den 
Tatorten waren, das heißt speziell die Opfer 
8 und 9. Gerade beim Opfer 9 war es gerade 
in dem Wechsel, wo eigentlich der Vater 
dann in das Objekt gekommen wäre, und 
auch beim Fall 8 war es außerplanmäßig, 
was für uns natürlich die Frage stellte: Wie 
gezielt war diese Opferauswahl? 

Des Weiteren war bei der Analyse, die wir 
dann im Mai 2006 für die Fälle 8 und 9 ge-
macht haben, der Erkenntnisstand der, dass 
ja einige Monate inzwischen vergangen wa-
ren an Ermittlungsarbeit und dass es doch 
sehr schwierig war, diese Ansprecher zu 
ermitteln, von denen wir im Vorfeld gespro-
chen haben. Insofern war für uns auch dem-
zufolge der Rückschluss, es könnte sein, 
dass es dort logische Brüche gibt: die An-
sprachen in der Öffentlichkeit; aber die Opfer 
zeigen auf der anderen Seite dann keine 
Reaktionen darauf, also indem sie sich be-
waffnet hätten oder irgendeine Art und Weise 
von Verhaltensänderung gezeigt haben. Ge-
rade auch bei den Opfern 8 und 9, beim 

Herrn Kubasik und beim Herrn Yozgat, zeig-
ten sich keinerlei Hinweise auf kriminelle Ak-
tivitäten. Das heißt, dass insofern auch da für 
uns die Frage war: Was heißt diese Opfer-
auswahl?  

Der Kernpunkt für uns war, dass wir da-
von ausgehen mussten, dass die Opfer des-
wegen vermutlich eher stellvertretend aus-
gewählt wurden. „Eher stellvertretend“ heißt: 
Nach welchen Kriterien? Und die Kriterien, 
die wir darin gesehen hatten, waren, dass es 
darum geht: Es sind männliche Personen, 
die sind Ausländer, türkisch oder von türki-
schem Erscheinungsbild, und befinden sich 
weitestgehend allein in diesen Geschäften, 
wenn es dann zu den Tötungshandlungen 
kam. Das heißt, für uns war also das Zerstö-
rungsmotiv im Rahmen dieser Analyse dann 
im Vordergrund. Wir sahen die Tötungen als 
Kommandoaktionen und entwickelten aus 
dieser Erkenntnis und aus diesem Erkennt-
nisschluss, aus dem wir dann kamen in un-
serer Analyse, die Alternativhypothese der 
missionsgeleiteten Täter, die also aus ande-
ren Motiven loszogen, um dieses Zerstö-
rungsmotiv auszuleben. 

Wir haben dazu auch ein Täterprofil er-
stellt. Das würde ich jetzt vielleicht nicht in 
der Gänze darstellen wollen - denn das ist 
doch relativ umfangreich -, aber doch ein 
paar wesentliche Punkte, die auch häufig die 
Frage stellen: Wie kommen wir zu solchen 
Rückschlüssen? Eine der Fragestellungen 
war natürlich: Wie ist das Alter dieser Täter? 
Wir haben es vom Verhaltensalter und von 
der Vorgehensweise auf die zwei männlichen 
Täter - - Für uns war natürlich auch die 
Wahrnehmung im Falle 6, im Falle Yasar, 
bedeutsam, mit den Fahrradfahrern, die ja 
dort gesehen worden sind, der wir auch eine 
gewisse Bedeutung beimaßen. Wir haben 
das Alter der Täter also eingeschätzt vermut-
lich zwischen 22 und 28 Jahren zum Tatzeit-
punkt der ersten Tat, wenn man also das 
hernimmt. 

Polizeiliche Vorerkenntnisse waren aus 
unserer Sicht nicht zwingend erforderlich. 
Wenn es aber so war, wenn also diese Täter 
eventuell Vorerkenntnisse hätten, dann sa-
hen wir es als wahrscheinlich an bei dieser 
Motivlage, dass sie im Bereich der rechten 
Szene oder auch unter Umständen im Zu-
sammenhang mit Sprengstoff zu erwarten 
wären. 

Eine gewisse Nähe zur rechten Szene 
haben wir als wahrscheinlich angesehen. Wir 
waren auch der Meinung, dass es zu einem 
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Rückzug aus der Szene gekommen sein 
dürfte, eventuell zu Beginn der Serie, weg 
aus diesem Bereich, unter anderem deswe-
gen, weil unter Umständen die Aktivitäten, 
die in der rechten Szene zu finden waren, 
subjektiv von diesen Personen als zu 
schwach angesehen waren und deswegen 
der Plan war, etwas anderes zu machen, und 
dass es vielleicht auch im Vorfeld schon zu 
dem Versuch, zu anderen Aktionen unter 
Umständen anzustiften oder zu aktivieren, 
gekommen sein könnte. 

Für uns auch bedeutsam war diese aus-
geprägte Schießfertigkeit, da die Schussab-
gabe ja relativ, sage ich mal, einen Rück-
schluss zuließ auf gewisse Geübtheit. Das 
könnte eine Nähe zu Waffen aufweisen. 
Eventuell mussten wir aber natürlich auch - 
und das haben wir auch gesagt - an Ego-
Shooter oder vergleichbare Sachen denken. 

Wir sahen darin ein hohes Maß an 
Psychopathieanteilen, also starke emotionale 
Kälte auf der einen Seite, aber auch eine 
narzisstische Komponente bei diesen Per-
sönlichkeitsstrukturen, von denen wir ausge-
hen mussten. 

Und für uns sehr bedeutsam war, wenn 
wir uns diese zwei Täter anschauten, dass 
wir dort davon ausgehen mussten, dass es 
eine enge Beziehung zwischen den Tätern 1 
und 2 gab; denn da herrschte aus unserer 
Sicht in der Analyse des Verhaltens ein sehr 
hohes Maß an Zusammenarbeit. Deswegen 
haben wir uns in unserem Täterprofil auch so 
geäußert, dass es entweder ein familiärer 
Bezug sein könnte oder eine sehr enge 
Freundschaft zwischen diesen Personen, die 
unter Umständen auch von außen erkennbar 
sein dürfte durch gemeinsame Freizeitaktivi-
täten, durch vergleichbare Aktivitäten - wobei 
wir davon ausgingen, dass der Täter 2 eher 
abhängige Persönlichkeitszüge aufweist und 
sich vermutlich eher am Täter 1 orientiert, 
also eher derjenige ist, der sozusagen folgt. 
Wir gingen auch davon aus, dass der Täter 2 
vermutlich jünger wäre als der Täter Nr. 1. 

Im Rahmen des Täterprofils ging es auch 
um die Frage des geografischen Anker-
punktes. Die Frage war natürlich für uns, 
eine geografische Einschätzung abzugeben 
unter Berücksichtigung der neun Handlungs-
orte, die wir zu diesem Zeitpunkt hatten. Ich 
habe es eingangs erwähnt, und ich möchte 
das bei der Gelegenheit noch mal erwähnen: 
Die Arbeit mit den Hypothesen, die wir ma-
chen, heißt natürlich, dass wir Wahrschein-
lichkeitsaussagen treffen können. Zu mehr 

sind wir nicht in der Lage. Aber das ist ja 
auch der Grund, warum Fallanalyse zum 
Einsatz kommt. Und wir sahen es aus unse-
rer Betrachtung zum damaligen Zeitpunkt als 
am wahrscheinlichsten an, dass diese Täter 
einen besonderen, stärkeren Ortsbezug in 
den Bereich Nürnberg aufwiesen.  

Ich möchte auch kurz erläutern, wieso es 
dazu kam, möchte aber vielleicht noch sa-
gen, was der Begriff Ankerpunkt heißt. Denn 
Ankerpunkt muss nicht nur Wohnort sein. 
Ankerpunkt kann ehemaliger Wohnort sein, 
Beschäftigungsort oder ehemaliger Beschäf-
tigungsort oder natürlich auch ein Raum mit 
sozialer Bindung. Das könnte also auch über 
Sozialkontakte sein, sozialer Bezugspunkt 
sein. Was waren die Gründe für die An-
nahme des Ankerpunktes in Nürnberg? Zum 
einen der Beginn der Serie. Das erste Delikt 
findet in Nürnberg statt; die ersten beiden 
Taten fanden in Nürnberg statt. Nürnberg 
strahlte auch dahin gehend, da es die ein-
zige Tat war, die an einem Samstag stattfand 
und nicht unter der Woche. Die erste Tat in 
Nürnberg, der Fall am Herrn Simsek, war 
auch kein Ladengeschäft im klassischen 
Sinn, sondern diese Örtlichkeit im Freien. 
Wenn man sich die geografische Lage der 
Tatorte anschaut, muss man auch da sagen: 
Diese sehr eng beieinander im Nürnberger 
Südsüdosten - - Wir haben insgesamt die 
Kumulation von Tatorten; wir haben drei der 
fünf bayerischen Tatorte in Nürnberg und 
auch die räumliche Nähe zueinander. 

Was erschwerend hinzukommt damals in 
unserer Einschätzung, war, dass es an drei 
unterschiedlichen Wochentagen war. Wir 
hatten einmal Samstag; wir hatten einmal 
Mittwoch; wir hatten einmal Donnerstag. In 
den anderen Taten war es doch stärker auf 
den Mittwoch festgelegt bzw. um die Wo-
chenmitte herum bei den späteren Taten. 

Und das, was für uns auch ein sehr wich-
tiger Punkt war in der Betrachtung der Ört-
lichkeiten selbst, als wir uns da auch den 
Fall, gerade die Nürnberger Tatorte, noch 
mal angeschaut haben, war, dass für den 
Fall 2, für das Tötungsdelikt am Herrn 
Özüdogru, unserer Einschätzung nach stär-
kere Ortskenntnisse notwendig waren. Denn 
diese Örtlichkeit ist abgelegen; die ist relativ 
versteckt, wenn man so möchte. Insofern 
unterscheidet sie sich auch von anderen 
Tatorten, die man in dieser Serie teilweise zu 
finden hatte. Deswegen gingen wir davon 
aus, dass hier stärkere Ortskenntnisse zu 
vermuten waren. 
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Die Ermittlungsempfehlungen, die wir 
aussprachen, waren zum einen natürlich 
auch das Verifizieren oder Falsifizieren, so-
fern das möglich war, der Organisations-
hypothese auf der Basis der Fälle 8 und 9 - 
also: Gibt es dort bei den Opferhintergründen 
Erkenntnisse? - und des Weiteren für die 
Hypothese des missionsgeleiteten Täters 
Ermittlungen in Nürnberg. Wir sprachen hier 
natürlich speziell auch für Ermittlungen in der 
rechten Szene, auch entsprechende Daten-
rasterungen. Aber wir sahen natürlich da-
rüber hinaus auch die Notwendigkeit, diese 
Theorie und diese Hypothese in die Öffent-
lichkeit zu bringen, um auch zu versuchen, 
Hinweise zu bekommen. Deswegen war 
auch der Gedankengang, der entwickelt 
wurde, eine Medienstrategie zu entwickeln, 
mit der wir versuchen wollten, diese Alterna-
tivhypothese auch in die Öffentlichkeit zu 
bringen - in der Hoffnung, Hinweise auf den 
oder die Täter zu bekommen. 

Darüber hinaus haben wir im Rahmen der 
Analyse festgestellt, dass dieses Delikt eine 
gewisse Ähnlichkeit aufweist zu dem Bom-
benanschlag in Köln am 09.06.2004, diesem 
Anschlag mit der Nagelbombe in einer 
Straße mit aus unserer Sicht eindeutig er-
kennbarem Schwerpunkt türkischer Ge-
schäfte - die Ermittlungen zum damaligen 
Zeitpunkt konnten auch aus unserer Sicht 
weder einen OK-Hintergrund noch ein sons-
tiges Motiv erhellen -, und ebenfalls die Tat-
begehung durch zwei Männer mit Fahrrä-
dern, die auf dem Videoband ja auch er-
kennbar war. Das, was für uns eine Ähnlich-
keit aufwies, war die Tatbegehung als, wenn 
man diesen Begriff verwenden möchte, 
Kommandoaktion, die auch sehr ähnlich war 
zu den Tötungsdelikten in den Ladenge-
schäften als Kommandoaktionen. 

Wir haben demzufolge - - Und der dritte 
Punkt, an dem ich eben mit tätig war als Be-
rater, war die Medienstrategie, das heißt, die 
Frage, dieses zu transportieren. Dafür war es 
wichtig, die Tatbegehungen darzustellen, 
aber zum anderen natürlich auch die Persön-
lichkeit darzustellen. Wir haben uns darüber 
Gedanken gemacht, wie wir das machen 
könnten. Wir haben das dann ja auch veröf-
fentlicht. Es gab ja dazu Pressekonferenzen; 
es gab Beiträge im Fernsehen, in denen wir 
versucht haben, diesen Hintergrund der Al-
ternativhypothese aufzuhellen. 

Was wir auch deutlich gemacht haben, ist 
die starke Mobilität dieser Täter. Das war für 
uns ein sehr wesentlicher Punkt; denn ob-

wohl wir ja einen Ankerpunkt in Nürnberg 
vermutet haben, war es für uns natürlich ein 
wesentlicher Punkt, dass es dort ja Tatbege-
hungen in ganz Deutschland gab und inso-
fern diese Täter wohl eine außergewöhnlich 
hohe Mobilität aufweisen - was im Normalfall 
bei Serienmördern, muss man auch sagen, 
ja nicht generell der Regelfall zum Beispiel 
ist. 

Das Ziel dieser Medienstrategie war aus 
unserer Sicht die Erzielung, wenn es denn 
möglich wäre, eines direkten Hinweises auf 
die Täter. Aufgrund des Vorhandenseins, 
sage ich mal, dieser Beschreibungsmerk-
male haben wir das versucht und haben 
auch Entsprechendes dann in die Öffentlich-
keit gebracht. Es gab auch Hinweise dazu, 
muss man sagen. Insofern wurde das auch 
wahrgenommen. Aber der entscheidende 
Hinweis war wohl nicht dabei. 

Ich denke, was in dem Zusammenhang 
wichtig ist, was man sagen muss, ist: Es war 
natürlich auch die Frage für uns: Welche 
Reaktionen könnte das hervorrufen? Auch 
das war natürlich bei einer Medienstrategie 
eine große Frage. Und wir sahen auch des-
wegen, der BAO-Leiter und auch ich in mei-
ner Beratungsfunktion, die dringende Hand-
lungsnotwendigkeit, nachdem die zeitliche 
Komponente auch der zwei letzten Tötungs-
delikte sehr, sehr eng beieinander war - 
04.04. und 06.04.2006 -, dieses auch umzu-
setzen, und haben es dann auch entspre-
chend gemacht.  

So weit ein Überblick über mein Tätig-
werden in diesem Fall und die Rückschlüsse, 
zu denen wir dann 2006 gekommen sind. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank, Herr Horn. - Dann hat jetzt Herr 
Haßmann das Wort. Bitte. 

Zeuge Udo Haßmann: Vielen Dank. - Die 
OFA Baden-Württemberg bekam am 
11.08.2006 einen schriftlichen Auftrag durch 
die BAO „Bosporus“, und zwar mit der Bitte 
der Erstellung einer erneuten Fallanalyse mit 
offenem Ergebnis. Uns war voraus bekannt, 
dass diesem schriftlichen Auftrag Gespräche 
zwischen dem Innenministerium Baden-
Württemberg und dem Innenministerium 
Bayern vorausgingen, wonach bei diesen 
Gesprächen offensichtlich entschieden 
wurde, eine erneute Analyse stattfinden zu 
lassen durch eine OFA-Dienststelle, die bis-
lang mit keinem dieser Fälle betraut war. Und 
so fiel die Entscheidung auf Baden-Württem-
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berg. Uns war auch durchaus bekannt, dass 
die OFA Bayern bereits zwei Fallanalysen 
erstellte, so wie die OFA Hamburg für ihren 
eigenen Fall eine Tatrekonstruktion durch-
führte. 

Wir begannen mit unserer Arbeit im Sep-
tember 2006. Das heißt: zunächst einmal die 
Datenerhebung. Wir arbeiten genauso, nach 
der gleichen Methode, wie die OFA Bayern. 
Das heißt, wir arbeiten ausschließlich mit 
objektiven Daten, das heißt Tatortbefunds-
berichten, Lichtbildern, Sektionsprotokollen. 
Wir versuchen, das Opferbild zu erhellen und 
so viele Informationen wie möglich über das 
Opfer in Erfahrung zu bringen. Natürlich be-
sichtigen wir auch alle Tatorte. Wir waren 
also an allen neun Tatorten anwesend, 
haben die Tatorte persönlich besichtigt. Und 
nach Erhebung all dieser Unterlagen haben 
wir begonnen, für alle neun Fälle Einzelfall-
analysen zu erstellen, um uns, das gesamte 
Team der OFA Baden-Württemberg, dann im 
Januar 2007 mit zwei Psychologen zusam-
menzusetzen und eine Gesamtanalyse zu 
erstellen. 

Uns war natürlich die Frage der Opfer 
wichtig: Warum wurden gerade diese Opfer 
zu Opfern? Und wir kamen - ich nehme das 
Ergebnis einfach mal vorweg - zu dem Er-
gebnis, dass es sich um eine gezielte Opfer-
auswahl handelte, dass diese Opfer nicht 
zufällig Opfer wurden. Warum? Weil wir sa-
gen, aufgrund diverser Tatörtlichkeiten in 
dieser gesamten Serie kann es kein Zufall 
gewesen sein, dass irgendjemand an diesen 
Tatorten vorbeifährt und zufällig diese Opfer 
aussucht.  

Wenn ich mir jetzt den Tatort Dortmund 
zum Beispiel anschaue: Er lässt von außen 
überhaupt keinen Schluss zu, dass der Inha-
ber dieses Geschäftes Ausländer sein 
könnte. Also, dieses Geschäft in Dortmund 
war von außen mit „Trinkhalle“ beschriftet; es 
stand eine Riesenwerbung „Rhein-Ruhr-
Nachrichten“ davor; es stand überhaupt kein 
ausländischer Besitzername auf der Front 
dieses Geschäftes.  

Das Gleiche gilt für den zweiten Fall in 
Nürnberg, die Änderungsschneiderei des 
Herrn Özüdogru. Auch dieses Geschäft war 
von außen nicht als Geschäft mit ausländi-
schem Inhaber erkennbar. Zudem lagen die 
Tatorte dann, ich sage mal, so versteckt, 
dass sie nicht an Durchfahrtsstraßen stan-
den, sodass wir uns gesagt haben: Wie 
kommt der Täter jetzt ausgerechnet dazu, 
diese Objekte aufzusuchen? Zumal in Dort-

mund 20 Meter entfernt von dem Geschäft 
des Herrn Kubasik sich ein offensichtliches 
Dönergeschäft oder Dönerladen befand. Da 
haben wir gesagt: Warum sucht der Täter 
sich jetzt ein Geschäft aus, das nach außen 
hin gar keinen Anschein erweckt, dass sich 
irgendein Ausländer in diesem Laden befin-
det? - Das war einer dieser Gründe, weshalb 
wir gesagt haben: Es muss sich um eine 
gezielte Opferauswahl handeln. Der Täter 
oder die Täter suchten ganz gezielt diesen 
Laden auf, weil sie wussten, wen sie dort 
antreffen in diesem Laden.  

Zudem haben auch wir eine Häufung der 
Taten zur Wochenmitte festgestellt. Das 
heißt, 50 Prozent der Taten wurden an einem 
Mittwoch begangen. Nur ein Fall reißt aus. 
Das ist der allererste Fall, der Herr Simsek. 
Der wurde an einem Samstag begangen. Da 
hat sich uns natürlich auch die Frage gestellt: 
Warum an einem Samstag? Weil der Herr 
Simsek nur samstags anwesend war. Also 
wenn jemand bewusst auf den Herrn Simsek 
abzielte oder ihn als Opfer suchte, musste er 
an einem Samstag nach Nürnberg fahren. Er 
hätte ihn mittwochs oder unter der Woche 
nicht angetroffen. Dadurch, wie gesagt, ka-
men wir zu dem Entschluss der gezielten 
Opferauswahl der Täter. 

Wir wissen, wir haben zwei Taten, wo 
man nachweislich zwei Schützen hatte. Auch 
wir haben diskutiert: Handelt es sich jetzt um 
einen Schützen? Handelt es sich um meh-
rere Schützen? Und auch wir kamen zu die-
sem Ergebnis und haben gesagt: Es ist sehr 
unwahrscheinlich, dass ein Schütze einen 
Waffenwechsel durchführt und die Tat nur 
von einer Person begangen wurde. Insofern 
haben wir zwei Täter.  

Auch der Opferhintergrund ließ es uns 
eher wahrscheinlich erscheinen, dass durch 
die Tätigkeit der Opfer - - Und wir haben es 
hier ausschließlich mit Kleingewerbetreiben-
den zu tun, wo sich natürlich auch die Frage 
stellt: Warum? Warum nehmen der Täter 
oder die Täter dieses Risiko in Kauf, in Ge-
schäfte reinzugehen, teilweise an belebten 
Straßen, wo sie einem hohen Risiko ausge-
setzt sind, gesehen zu werden, wenn sie 
diese Geschäfte wieder verlassen oder wenn 
sie diese Geschäfte betreten? Warum bege-
hen sie ihre Taten nicht bei Einbruch der 
Dunkelheit, wo sie objektiv einfach ge-
schützter wären? - Nein, man sucht ganz 
gezielt kleine Geschäfte auf, betritt sie tags-
über - die späteste Tatzeit war meines Wis-
sens 18.30 Uhr - und erschießt die Leute dort 
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im Laden drin, wo ich jederzeit gesehen wer-
den kann, wenn ich den Laden wieder ver-
lasse oder wenn ich den Laden betrete. Also, 
wir gingen davon aus und haben gesagt: 
Wenn es eine zufällige Opferauswahl geben 
würde, hätte ich andere Möglichkeiten, diese 
Taten risikoärmer zu begehen, zum Beispiel 
nicht in Geschäften oder nach Einbruch der 
Dunkelheit. 

Auch haben wir bei den Tatrekonstruktio-
nen erkannt, dass zumindest bei der Tat 5 in 
Rostock, beim Herrn Turgut, ein gewisses 
emotionales Element stattfand. Hier haben 
wir in unserer Tatrekonstruktion eine Inter-
aktion zwischen Täter und Opfer herausge-
arbeitet. Wir haben eine Situation, dass der 
Täter diesen Dönerstand betritt und mit dem 
Opfer interagiert. Er lässt das Opfer eine 
gewisse Position einnehmen; er lässt das 
Opfer sich auf den Boden legen; er stellt sich 
direkt über das Opfer hin - das hatten wir in 
den anderen Fällen so nicht - und schießt 
viermal auf das Opfer. Da haben wir gesagt: 
Möglicherweise ist in diesem Fall eine hö-
here emotionale Beteiligung vorhanden, also 
von Täterseite, als bei den anderen Fällen, 
was wiederum möglicherweise die Spekula-
tion zulässt, dass sich Täter, also Schütze, 
und Opfer gekannt haben, was für uns auch 
wieder für eine gezielte Opferauswahl 
sprach. 

Vor diesem Hintergrund haben wir natür-
lich auch das Opferbild weiter beleuchtet und 
festgestellt, dass die Opfer alle einen aus 
unserer Sicht heraus schwierigen Umgang 
mit Geld hatten - das heißt, dass die Opfer 
entweder verschuldet waren, hohe Steuer-
nachzahlungen zu erwarten hatten; so war 
damals unser Informationsstand -, weshalb 
wir gesagt haben: Dann besteht durchaus die 
Möglichkeit, dass sie für Geld vieles tun wür-
den und dies möglicherweise das Bindeglied 
ist, um mit einer Gruppierung in Kontakt zu 
treten. 

Also, wir haben diese Einzeltäterthese, 
die zunächst auch mal im Raum stand, ver-
worfen und gesagt, hinter diesen Taten 
würde eine Gruppierung stehen. Wir haben 
auch dieses rechtsradikale Motiv in die Dis-
kussion mit eingeworfen und ausführlichst 
diskutiert, haben es aber dann wieder ver-
worfen, weil wir gesagt haben: Bei einer ge-
zielten Opferauswahl ist es doch unwahr-
scheinlich, dass Täter aus dem rechten Mi-
lieu vorher Kontakt, ausgiebigen Kontakt zu 
den Opfern hatten. Also, wir haben die Grup-

pierung falsch verortet und haben sie eher in 
den südosteuropäischen Raum verortet. 

Das war unsere Aufgabe. Dieses Ergeb-
nis dieser Gesamtfallanalyse wurde im März 
2007 der BAO „Bosporus“ in Nürnberg vor-
gestellt. Es wurde ein schriftliches Protokoll 
ausgehändigt. Und damit war unsere Arbeit 
mit der BAO „Bosporus“ erledigt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank, Herr Haßmann. - Wir beginnen dann 
mit der Befragung. Ich darf da den Anfang 
machen. Zunächst, Herr Horn, Herr 
Haßmann, vielleicht ganz kurz, weil das der 
letzte Zeuge hier heute Morgen im Aus-
schuss war: Können Sie sich an Staatsan-
walt Dr. Kimmel erinnern? Herr Horn? 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie 
auch?  

Zeuge Udo Haßmann: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Inwie-
weit hatten Sie den Eindruck, dass er sich für 
Ihre Arbeit interessiert hat? 

Zeuge Alexander Horn: Die Staatsan-
waltschaft war auch meines Wissens bei 
Ergebnispräsentationen anwesend - wobei 
das ein bisschen schwierig ist, weil das ja 
viele Personen waren. Aber natürlich waren 
die Ergebnisse der Fallanalyse auch der 
Staatsanwaltschaft bekannt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Können Sie sich daran erinnern, dass sich 
Herr Dr. Kimmel inhaltlich zu Ihrer Arbeit 
geäußert hat oder Fragen gestellt hat? 

Zeuge Alexander Horn: Es war ja natür-
lich - - Im Rahmen der Ergebnispräsentation, 
zum Beispiel in der Steuerungsgruppen-
sitzung, war Herr Dr. Kimmel auch anwesend 
und hat natürlich insofern auch unsere Hy-
pothesen hinterfragt, wie das ja in der Steue-
rungsgruppe generell üblich war. Also inso-
fern: auch. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
jetzt an konkrete inhaltliche Stellungnahmen 
von Herrn Dr. Kimmel können Sie sich nicht 
erinnern? 
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Zeuge Alexander Horn: Nein, es war 
also - - Die Frage war auch, zum Beispiel im 
Zusammenhang mit der Medienstrategie und 
dass wir diese machen, da war auch seitens 
der Staatsanwaltschaft die - - Also, es wurde 
auch vorgestellt in der Steuerungsgruppe 
und war auch seitens der Staatsanwaltschaft 
mitgetragen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Ich will das noch mal kurz zusammenfassen. 
Also: Es gab die erste Fallanalyse. Die da-
tiert vom 24. August 2005. Die ist nach dem 
sechsten und siebten Mordfall in Auftrag 
gegeben worden von der BAO „Bosporus“. 
Und da hat die OFA Bayern eine Analyse 
erstellt mit dem Kernergebnis: Mutmaßlich 
liegt die Verantwortlichkeit für die Mordserie 
bei einer Organisation. - Das sehe ich richtig, 
Herr Horn? 

Zeuge Alexander Horn: Das ist richtig. 
Wobei man für uns sagen muss, wie man 
dieser Analyse auch entnehmen kann: Es 
waren sehr viele Fragen, die wir auch ver-
sucht haben aufzuwerfen. Schauen Sie sich 
zum Beispiel diesen Aspekt, das Beibehalten 
der Waffe, an, wo wir versucht haben: Was 
könnte der Grund dafür sein? Ist die Waffe 
eine Botschaft zum Beispiel?  

Also, wir haben versucht, gerade auch in 
Bezug auf die Kernpunkte, was ja die Fall-
analyse auch ausmacht, Ermittlungsemp-
fehlungen, Hinweise für die Ermittlungen zu 
geben, wie man dieser Fragestellung näher-
kommen könnte. Und da war in unserer ers-
ten Analyse die entscheidende Fragestellung 
aus meiner Sicht, jetzt zu sagen: Wir müssen 
versuchen, zu verifizieren oder zu falsifizie-
ren, ob diese Ansprachen stattgefunden ha-
ben und ob das wirklich relevante Kontakte 
waren, die es da gegeben hat, oder ob das 
einfach Sozialkontakte waren oder ob je-
mand später unter Umständen auch ver-
sucht, diesen nicht erklärbaren, sage ich jetzt 
mal, Tod zu erklären, indem eine Wahrneh-
mung anders gedeutet wird. Und das war 
also für uns - - Ein wesentlicher Kernbereich 
der ersten Analyse waren diese Ansprachen. 
Deswegen auch die Ermittlungsempfehlung, 
diese zu verifizieren oder zu falsifizieren. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Darf 
ich da kurz einhaken, Herr Horn? Herr 
Dr. Kimmel hat uns hier unter anderem vor-
getragen, es hätte ja auch sein können, dass 
bei den neun Mordfällen - 2006 waren es ja 

dann so viele - verschiedene Täter die Ver-
antwortung getragen haben könnten, die mit 
derselben Waffe die Morde verübt haben; 
aber es hätte sich ja auch um mehr als zwei 
Personen handeln können. Ist das eine 
These, die von Ihnen jemals geäußert wor-
den ist? 

Zeuge Alexander Horn: Wir haben diese 
Frage in unserer Analyse geprüft. Das war 
diese Frage eben hinsichtlich der Schützen-
identität, weil wir uns die Schussmuster an-
geschaut haben und uns dabei die Frage 
gestellt haben: Wie viel spricht denn dafür, 
dass das einfach eine Weitergabe der Waffe 
ist? Und wir kamen in unserer Analyse 2005 
zum Ergebnis, dass wir der Meinung sind, es 
ist nicht ein Weitergeben der Waffe, sondern 
es dürfte aus unserer Sicht schon auch eine 
Schützenidentität herrschen, weil das 
Schussmuster eben doch sehr ähnlich war. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
deshalb interessant, weil Herr Dr. Kimmel 
uns heute Vormittag berichtet hat, aus seiner 
Sicht sei es deshalb nicht zu einer Zusam-
menführung der Ermittlungen gekommen, 
weil man ja nicht davon hätte ausgehen kön-
nen, dass in der Tat dieselben Täter für die 
neun Morde verantwortlich waren. Aber das 
war genau Ihre Haltung, dass es so gewesen 
sei, Täteridentität? 

Zeuge Alexander Horn: Also, aus unse-
rer Sicht, was die Schussmuster angeht - - 
Das ist ja in unserer Analyse nachvollzieh-
bar, dass wir sagen: Das Schussmuster in 
den Fällen 2, 4 bis 7 scheint aus unserer 
Sicht in der Bewertung identisch; vermutlich 
auch ein identischer Schütze in diesen Fäl-
len. - Das Problem ist natürlich: Wir haben ja 
auch die Schussabgaben gehabt in den Fäl-
len 1 und 3, wo Sie zwei Waffen haben. In-
sofern muss man da natürlich dann wieder 
differenzieren. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Aber Sie sind nicht davon ausgegangen, 
dass wir vielleicht mit fünf, sechs oder sieben 
Tätern zu tun haben? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, das war 
aus meiner Sicht - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
insofern interessant, weil Herr Kimmel hier 
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den Eindruck erweckt hat, dass er ansonsten 
immer auf die Expertise der Polizei geachtet 
hätte. Und wenn er auf die Expertise der 
Polizei geachtet hätte, dann hätte eigentlich 
einer zentralen Ermittlungsübernahme nichts 
im Wege gestanden nach meinem Dafürhal-
ten. Aber das können Sie jetzt hier nicht be-
antworten. Jedenfalls stelle ich fest, dass die 
These, die Herr Kimmel hier vertreten hat - 
da könnte es einen Waffenaustausch gege-
ben haben; verschiedenste Täter hätten dort 
die Morde verüben können an verschiedenen 
Orten der Republik -, eine These ist, die von 
Ihnen nicht vertreten worden ist. 

Zeuge Alexander Horn: Es war eine 
These, die wir geprüft haben - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
verworfen. 

Zeuge Alexander Horn: - und die wir im 
Endeffekt als weniger wahrscheinlich - - Es 
ist das Problem, - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
eher unwahrscheinlich, kann man sagen. 

Zeuge Alexander Horn: - dass wir sa-
gen, von der Wahrscheinlichkeit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
gab es also, Herr Horn, die zweite Fallana-
lyse, die von Ihrem Haus und von Ihnen auch 
selber mit angefertigt worden ist. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Darf 
ich mal kurz fragen, wie viele Leute da 
eigentlich an der Erstellung der beiden Ana-
lysen beteiligt waren? 

Zeuge Alexander Horn: Also, ein Analy-
seteam besteht im Regelfall aus zwischen 
drei bis fünf Leuten oder auch mehr. In die-
sem Falle der zweiten Analyse war es auch 
so, dass wir das Team erweitert haben. Wir 
haben, nachdem örtlich zuständig ja auch 
das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen 
für den Fall Nr. 8 in Dortmund war, auch 
einen Vertreter des LKA, der OFA Nordrhein-
Westfalen, hinzugezogen. Und es waren 
dann sieben Personen in dem Falle an der 
Analyse beteiligt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Also, die erste Fallanalyse: August 2005. Die 
zweite ist dann fertiggestellt worden, also 
übermittelt worden an die BAO „Bosporus“, 
am 9. Mai 2006. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
nach dem achten und dem neunten Mord 
war der Befund nicht länger „Organisation 
mutmaßlich verantwortlich“, sondern „Einzel- 
oder Serientäter“. 

Zeuge Alexander Horn: Wir sahen das 
zu dem Zeitpunkt aus unserer analytischen 
Sicht als die wahrscheinlichere Hypothese 
an. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Als die 
wahrscheinlichere Hypothese? 

Zeuge Alexander Horn: Also, in dem 
Fall - - Wir haben es ja aufgemacht und ha-
ben gesagt: Was bedeutet es? Wir haben 
diese zwei Hypothesen. Wir haben auf der 
einen Seite die Hypothese der Organisation. 
In der Zeit sind die Ermittlungen gelaufen. 
Und wir hatten zu dem Zeitpunkt der Erstel-
lung der Analyse ja noch nicht den völligen 
Überblick über die Opfer 8 und 9; denn dort 
sind ja noch aktuelle Ermittlungen gelaufen. 
Der erste Eindruck war der, dass sich aber 
aus unserer Sicht keine Verstrickungen ins 
kriminelle Milieu ergeben haben. Und inso-
fern war für uns die Frage: Ist es denn wahr-
scheinlich, dass eine Organisation dahinter-
steckt? Oder ist es eben wahrscheinlicher, 
dass es eine Alternative dazu gibt? Und in 
Betrachtung der Opferauswahl - ich denke, 
der Kernbereich dieser Analyse ist wirklich 
die Frage nach der Opferauswahl - sahen wir 
in diesem Zusammenhang die Opferauswahl 
als nach dem Kriterium: nicht die Person, 
sondern die Person als männlich, türkisch 
oder türkisch aussehend, alleine, wenn mög-
lich, in diesem Ladengeschäft. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
will ich noch mal kurz in Erinnerung rufen: 
Der sechste Mord war der an Ismail Yasar. 
Das war am 09.06.2005. Ihre erste Fallana-
lyse datiert vom 24.08.2005. Das heißt, Sie 
haben den ersten bis sechsten Mord in diese 
Betrachtung mit einbezogen. Bis dahin war 
Ihre Bewertung, möglicherweise steckt eine 
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Organisation, steckt organisierte Kriminalität 
hinter der Mordserie. Und München war - -  

(Dr. Eva Högl (SPD): 1 bis 7!) 

- Ja. Entschuldigung! 

Zeuge Alexander Horn: Es war Fall 1 bis 
7. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ent-
schuldigung. 15.06.2005, 1 bis 7. 

Zeuge Alexander Horn: 1 bis 7 war das, 
genau. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
Boulgarides auch, also 1 bis 7. 

Zeuge Alexander Horn: Richtig, 
Boulgarides war auch dabei. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
waren die Morde 8 an Herrn Kubasik am 
04.04.2006 und 9 an Herrn Yozgat am 
06.04.2006. Und dann kam es zur zweiten 
Fallanalyse. 

Zeuge Alexander Horn: Richtig. Die ist 
also im Zeitraum Anfang Mai - - 2. Mai, 
glaube ich, 2. bis 5. Mai haben wir die Ana-
lyse - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Unter 
Einbeziehung der Fälle 8 und 9? 

Zeuge Alexander Horn: Unter Einbezie-
hung der Fälle 8 und 9. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
eben haben Sie gesagt: Ergebnis der ersten 
Fallanalyse: organisierte Kriminalität. Ergeb-
nis der zweiten Fallanalyse: Einzeltäter, Se-
rientäter. Und Sie haben eben gesagt, dass 
das nach dem neunten Mord die plausiblere 
Überlegung gewesen sei. Ist das richtig? 

Zeuge Alexander Horn: Aus unserer 
Sicht als Analytiker. Ich glaube, was man 
vielleicht hier auch noch mal unterscheiden 
muss, ist: Wir haben den Blick des Analyti-
kers und haben dadurch aber ja nicht den 
Gesamtüberblick über die Ermittlungen. Das 
ist ja das, was die BAO, also in diesem Fall 
die BAO in Nürnberg, hatte; denn wir kennen 
ja zum Beispiel auch nicht alle Spuren. Das 
ist auch gar nicht die Aufgabe, sondern für 

uns ist es - - Wir können nur das rekonstruie-
ren, was wir an den Tatorten sehen, was wir 
in der Opferauswahl sehen, welche Rück-
schlüsse wir aus der Tatbegehung selbst 
ziehen können. Und in Betrachtung eben der 
Fälle 8 und 9 war es für uns eine sehr ernst-
hafte Alternativhypothese, dass wir es hier 
mit einem anderen Hintergrund zu tun hatten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Und dieser andere Hintergrund war nach 
Ihrer analytischen Expertensicht mindestens 
als gleichwertig zu betrachten im Vergleich 
zu der Organisationstheorie? 

Zeuge Alexander Horn: Das war ja auch 
Ausfluss der weiteren Ermittlungen, dass ja 
dann beide Hypothesen, vor allem ja auch 
die so benannte Einzeltäterhypothese, in den 
Ermittlungen, vor allem in Nürnberg, sehr 
intensiv auch umgesetzt wurde, und deswe-
gen wir ja auch die Medienstrategie gemacht 
haben, weil wir das als notwendig sahen, es 
auch zu vertiefen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
es heißt jedenfalls, Herr Horn, dass bei den 
beiden Analysen, bei denen Sie beteiligt 
waren, Sie zu dem Resultat gekommen sind 
nach den Morden 8 und 9: Einzeltätertheorie 
mindestens genauso plausibel wie Organisa-
tionstheorie. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, die Ableitung hätte ja dann auch sein 
können, dass man beiden Spuren mit glei-
cher Intensität nachgeht. Das ist eine Frage, 
die uns jetzt hier beschäftigt. Aber Sie haben 
geraten, beide Theorien zu verfolgen? 

Zeuge Alexander Horn: Wenn ich das 
vielleicht auch kurz zitieren darf aus meiner 
Analyse, wenn ich es mir anschaue: Bei den 
Ermittlungsempfehlungen haben wir ja auch 
Ermittlungsempfehlungen für beide Hypothe-
sen gegeben; denn zu dem Zeitpunkt, als wir 
im Mai die Analyse erstellt haben, war ja das 
Delikt, das im April geschehen ist, noch nicht 
ausermittelt. Insofern musste ja auch dort 
weiterermittelt werden, um die Hintergründe 
gänzlich auszuermitteln, was ja in vier Wo-
chen einer Ermittlung gar nicht möglich ist. 
Und insofern haben wir natürlich es so gese-
hen, dass wir sagen: Beleuchtung der Opfer-
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bilder der Fälle 8 und 9, wie auch in den vor-
hergehenden Fällen, im Bereich der Organi-
sationshypothese; Versuch auch der Verifi-
zierung der Ansprachen dieser Kontakte. 
Denn man muss ja dazusagen, es gab ja 
auch in Fall 8 und 9 wieder Zeugenwahr-
nehmungen, die ein Gespräch oder ein 
Streitgespräch gesehen hätten. Und insofern 
waren auch da unsere Ermittlungsempfeh-
lungen, das zu versuchen zu verifizieren, und 
die Verifizierung der Ansprachen auch in den 
restlichen Fällen. Das war auf dem Bereich 
der Organisationshypothese. Und für den 
missionsgeleiteten Täter haben wir auch eine 
Reihe von Empfehlungen ausgesprochen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nun 
haben wir also die beiden Fallanalysen von 
Ihnen, und wir schreiben Mai 2006. Und 
dann wird drei Monate später eine dritte Fall-
analyse beauftragt, nämlich bei den Behör-
den in Baden-Württemberg.  

Herr Haßmann, waren Ihnen eigentlich 
die Ausarbeitungen von Herrn Horn bekannt? 
Oder haben Sie da ganz bewusst nicht rein-
geschaut, sondern unabhängig davon, in 
völliger Unabhängigkeit davon, Ihre Analyse 
vorgenommen? 

Zeuge Udo Haßmann: Nein, wir haben 
völlig unabhängig davon unsere Analyse 
vorgenommen. Wir wussten um die Erstel-
lung der beiden Fallanalysen aus Bayern. 
Wir wussten auch, dass es zum einen eine 
Organisationstheorie und zum anderen eine 
Einzeltätertheorie gibt, ohne jetzt die Details 
zu kennen und zu wissen. Wir haben auch 
bewusst darauf verzichtet, jetzt die bayeri-
schen Kollegen anzusprechen und zu sagen: 
Gebt uns mal eure Analyse. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Das heißt also, die konkrete Analyse, außer 
den Schlagworten oder der Beschreibung, 
also der konkrete Text war Ihnen gar nicht 
bekannt? 

Zeuge Udo Haßmann: War mir gar nicht 
bekannt, nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es ist 
ja interessant, wenn ich Sie beide fragen 
darf: Bei Herrn Horn in der zweiten Analyse 
wird von einem Einzeltäter ausgegangen, 
und in der Analyse von Herrn Haßmann wird 
ein Einzeltäter ausgeschlossen. Das sind ja 

nun doch sehr abweichende Befunde. War 
sozusagen das Material, das Ihnen an den 
Tatorten zugänglich war, so interpretations-
fähig, dass man da zu deutlich abweichen-
den Ergebnissen kommen konnte? - Herr 
Horn. 

Zeuge Alexander Horn: Ich möchte sa-
gen, der Begriff des Einzeltäters, dieses 
Schlagwort, das ist ja nicht zutreffend, wenn 
man so möchte; denn es ist ja so, wir spre-
chen ja auch im Profil von zwei Tätern. Also, 
insofern ist nur der Begriff des Einzeltäters 
gegenüber der Organisation zu sehen. Inso-
fern war das, denke ich, schon. 

Ich möchte dazu vielleicht auch das aus-
führen, was ich bereits zu Beginn meiner 
Ausführungen gesagt habe: Das Problem, 
denke ich, bei dieser speziellen Fallkonstel-
lation ist, dass eben sehr, sehr wenig Ver-
halten an Fakten zu sehen ist. Und je weni-
ger Verhalten - - Als Beispiel: Wir arbeiten ja 
im Normalfalle sehr stark zum Beispiel bei 
sexuell motivierten Tötungsdelikten. Dort 
haben Sie natürlich viel, viel mehr Täterver-
halten, das Ihnen ein Täter zeigt, das Sie 
rekonstruieren und aus dem Sie auch Ablei-
tungen ziehen können. In einem Fall wie 
diesem hier haben Sie eben sehr wenig Ver-
halten. Und je weniger konkret basiertes 
Verhalten ich habe, umso größer ist natürlich 
der Spielraum der Hypothesen. Das ist das 
Problem, das eine Fallkonstellation wie diese 
zwangsläufig mit sich bringt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Horn, bei der zweiten Analyse fällt ja auf: Da 
sagen Sie, man guckt sich das Opferbild an - 
Männer mit ausländischem Hintergrund, die 
meisten von ihnen mit einem türkischen 
Hintergrund. Und dann sagen Sie zum Tä-
terprofil:  

- Täter entwickelt ablehnende Hal-
tung gegenüber Türken 

- Täter sucht ggf. Nähe zur rechten 
Szene 

… 

- Täter entwickelt die Vorstellung 
seiner … „Mission“ 

Das findet sich alles sozusagen in der zwei-
ten bayerischen Fallanalyse. 

Haben Sie eigentlich im Nachgang ver-
folgt, wie man mit Ihren Hinweisen umge-
gangen ist seitens der BAO „Bosporus“? 
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Oder waren Sie dann völlig aus dem Ge-
schäft raus? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, wir waren 
in der Anfangsphase natürlich noch invol-
viert, auch als Berater, was die Umsetzung 
zum Beispiel der Ermittlungen in Nürnberg 
angeht, also auch mit Rasterkriterien, die 
man vielleicht anwenden könnte. Selbstver-
ständlich. Wir waren aber dann zu einem 
späteren Zeitpunkt, als dann auch die Ana-
lyse, die zweite Analyse vorlag, weitestge-
hend bei den Ermittlungen auch außen vor. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich will 
nur fragen, Herr Horn, weil das bei der Be-
fragung von Herrn Geier - das war ja der 
Leiter der BAO „Bosporus“ - am 26. April 
nicht ganz klar geworden ist. Wir haben in 
den Akten ein Papier gefunden aus dem 
Justizministerium der Vereinigten Staaten, 
und zwar ganz konkret vom FBI, vom 
7. August 2007, die da eine mehrseitige 
eigene Bewertung dieser Mordserie vorneh-
men. Wie ist denn diese Analyse zustande 
gekommen? 

Zeuge Alexander Horn: Das ist ganz 
einfach und schnell erklärt. Es ist so, dass 
wir bereits seit 1999 als Fachdienststelle 
einen engen Austausch mit unseren Kollegen 
auch in Amerika haben, nicht zuletzt auch als 
Maßnahme der Qualitätssicherung, um un-
sere Ergebnisse auch zu evaluieren. Und im 
Rahmen dieses Austausches kommt es na-
türlich auch zu Besuchen auf den Dienst-
stellen. Und dort werden natürlich auch Fälle 
besprochen und versucht, eine Einschätzung 
vorzunehmen, eine Überprüfung auch der 
eigenen Arbeit, ob das denn richtig ist oder 
ob das denn falsch wäre. Und im Rahmen 
eines dieser Austausche - das müsste dem-
zufolge dann im, ich gehe mal davon aus, 
April oder Mai 2007 gewesen sein - wurde 
natürlich auch dieser Fall diskutiert. Und die 
Kollegen vom FBI kamen zu ihrer Einschät-
zung und haben das dann für sich notiert und 
haben dieses dann auch über die amerikani-
sche Botschaft sozusagen nach Deutschland 
geschickt. Es war aber weder eine Beauftra-
gung, noch war es etwas in dieser Art und 
Weise. Es war einfach ein fachlicher Aus-
tausch. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich darf 
mal ganz kurz aus diesem Text vom FBI 
zitieren. Da heißt es: Der Täter  

is shooting the victims because they 
are of Turkish ethnic origin or ap-
pear to be Turkish. 

Also: Der Täter erschießt die Opfer, weil sie 
ethnisch türkischen Hintergrund haben oder 
so aussehen. - Dann heißt es: 

The offender has a personal, deep 
rooted animosity towards people of 
Turkish origin … 

Also: Der Täter hat eine tiefe Ablehnung 
gegen türkischstämmige Bürger. 

This allows the offender to feel jus-
tification for shooting relative stran-
gers. 

Das versetzt den Täter dazu in die Lage, 
Menschen zu töten, die er eigentlich gar nicht 
kennt. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Im 
Nachhinein betrachtet trifft diese Analyse des 
FBI den Nagel, wie er sich dann wirklich dar-
gestellt hat, doch stärker auf den Kopf als die 
anderen drei Analysen, oder? 

Zeuge Alexander Horn: Also, ich muss 
sagen, ich sah jetzt, wenn ich mir die Ana-
lyse des FBI anschaue, zu unserer missions-
geleiteten Tätertheorie keinen großen Unter-
schied; denn auch wir haben ja gesagt: Es 
geht um die spezifische Auswahl dieser Per-
sonen in diesen Geschäften zu einem Zeit-
punkt, die diese Täter als geeignet ansehen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
hatten Sie denn den Eindruck, dass dieser 
Hinweis auf einen möglichen fremden- oder 
türkenfeindlichen Hintergrund ernst genom-
men worden ist von der BAO „Bosporus“? 

Zeuge Alexander Horn: Den Eindruck 
hatte ich sehr wohl; denn wir haben das ja 
auch in der Öffentlichkeit deutlich gemacht. 
Und wenn Sie sich die Berichterstattung der 
Medien im August 2006 anschauen, dann 
sind dort auch entsprechende Schlagzeilen 
wie „Tötet der Täter aus Türkenhass?“. - 
Also, ich denke schon, dass diese Botschaft, 
die wir versucht haben zu signalisieren, dass 
die Motivlage von diesem Täter ein Türken-
hass sein kann, auch verstanden wurde und 
auch transportiert wurde. Den Eindruck hatte 
ich schon. Und in den Ermittlungen, die ja 
dann aufbauend auf diese Analyse in Nürn-
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berg umgesetzt wurden, fand sich das ja 
auch wieder. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Horn, ich will noch mal fragen, weil dieser 
Begriff Ankerpunkt uns hier schon mehrfach 
beschäftigt hat. Ankerpunkt im Raum Nürn-
berg - Sie haben das ja auch gesagt -, weil 
man halt festgestellt hat: Von den neun Mor-
den, die man da in einen Zusammenhang 
gebracht hat im Laufe von 2006, haben sich 
fünf in Bayern und davon drei in Nürnberg 
ereignet. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Zu-
gleich haben Sie darauf hingewiesen, man 
müsse davon ausgehen, die Täter seien 
ausgesprochen mobil. Die waren auch nicht 
mit einem Pferd unterwegs, sondern mit 
einem Auto. Da ist man in einem Land wie 
der Bundesrepublik Deutschland schon in-
nerhalb von einigen Stunden, längstens 
einem halben Tag von A nach B gekommen. 
Ist denn Ihnen jemals in den Sinn gekom-
men, dass es eine bewusste Strategie des 
Täters oder der Täter hätte sein können, 
genau dort nicht mit schwersten Straftaten in 
Erscheinung zu treten, wo er selber oder wo 
sie selber gelebt haben? 

Zeuge Alexander Horn: Das ist natürlich 
eine denkbare Hypothese. Jetzt muss man 
aber natürlich sagen, dass das, wenn Sie 
sich das Phänomen von Serientötungen an-
schauen, nicht die naheliegendste Hypo-
these ist. Auch die gängige Forschungslage 
belegt, dass die große Masse zum Beispiel 
von solchen Tätern örtlich stabile Täter sind. 
Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung ist 
das aber tatsächlich so.  

Die Problematik, die Sie in einer Serie wie 
dieser haben - und ich denke, das zeigt das 
einfach auf -, ist: Wenn Sie jemand haben, 
der Tötungsdelikte über eine solche Distanz 
begeht, dann ist es einfach sehr, sehr 
schwierig, eine Verortung dieses Anker-
punktes vorzunehmen. Wir haben uns analy-
tisch auseinandergesetzt. Und aus den 
Gründen, die ich in meinem Eingangsstate-
ment versucht habe darzulegen, war es für 
uns eben das Wahrscheinlichste: Bindung an 
Nürnberg, wie auch immer diese Bindung 
sich tatsächlich darstellt. Aber die Auswahl 
der Objekte in Nürnberg, der Beginn der 
Serie, das Wiederkehrende, auch nach einer 

Pause wieder nach Nürnberg zurückzukeh-
ren, war für uns jenseits des Zufalls, sondern 
eine bewusste Entscheidung. Und deswegen 
vermuteten wir, dass es dorthin einen stärke-
ren Bezug gibt. 

Die Problematik des Ankerpunktes haben 
wir natürlich in Ermittlungen ständig. Und ich 
möchte die Zeit nicht überstrapazieren, aber 
ich möchte auch ein Beispiel dazu geben. In 
einem anderen Fall, an dem wir gearbeitet 
haben, hatten wir auch diese Situation des 
Ankerpunktes. Und der Täter - es war ein 
sexuelles Tötungsdelikt - ist in eine Wohnung 
eingedrungen. Und es war aus analytischer 
Sicht sehr, sehr wahrscheinlich, dass er tat-
sächlich dort einen Ankerpunkt hatte. Und 
der Ankerpunkt war, dass sein Vater dort bis 
vor zwei Jahren gewohnt hat. Er selber war 
dort nie wohnhaft, hat aber regelmäßig die 
Zeit dort verbracht. 

Das ist die Schwierigkeit, die Sie natürlich 
mit Ankerpunkten in der Bewertung haben. 
Und analytisch war für uns Nürnberg als 
strahlender Punkt zu sehen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nun 
haben Sie ja selber festgestellt, auch bei der 
Auswertung der einzelnen Taten: Da haben 
regelrechte Exekutionen stattgefunden. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben dann bei der zweiten Fallanalyse die 
Theorie entwickelt, es könnte einen rechten 
Hintergrund geben. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben die Theorie entwickelt, es könnte eine 
Sprengstoffaffinität geben. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wäre 
es da nicht naheliegend gewesen, zumindest 
über das Bundesland Bayern hinaus eine 
Abfrage zum Beispiel bei den Verfassungs-
schutzämtern erfolgen zu lassen: „Gibt es für 
diese Art von Täterprofil irgendwelche Hin-
weise? Gibt es da irgendwelche Leute, die 
euch aufgefallen sind, die untergetaucht 
sind?“? Wäre das nicht naheliegend gewe-
sen? 
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Zeuge Alexander Horn: Die Umsetzung 
unserer Empfehlungen liegt nicht in unserer 
Hand. Das ist das Problem. Wir sind Berater. 
Wir beraten über die Hintergründe. Aber wie 
die Umsetzung dieser Maßnahmen erfolgt - - 
Da endet auch irgendwo die Aufgabe des 
Beraters. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
nachvollziehbar. Da werden wir nachher 
Herrn Pfister hören. Der wird dann wahr-
scheinlich eher die Frage beantworten kön-
nen. Aber ich will es mal so sagen: Sie ha-
ben ja auch verfolgt, wie die Ermittlungen 
dann umgesetzt worden sind. Hätten Sie es 
anders gemacht, was die Verfolgung dieser 
Spur betrifft? 

Zeuge Alexander Horn: Ich denke, Herr 
Vorsitzender, das ist aus meiner Sicht auch 
nicht zu beantworten; denn die Aufgabe des 
Beraters ist eine - - Dort haben Sie Ihren 
Aufgabenbereich. Und man muss als Bera-
ter, denke ich, auch seine Grenzen kennen; 
denn anders wäre das falsch, ein falsches 
Selbstverständnis meines Erachtens, in mei-
ner Wahrnehmung. Wir haben die Grundla-
gen dafür gelegt. Wir haben versucht, nach-
vollziehbar zu machen, weswegen wir zu 
dieser Alternativhypothese gekommen sind. 
Und meiner Vorstellung nach wurde auch 
diese Alternativhypothese ernsthaft in Er-
mittlungen umgesetzt. Und das ist auch so 
weit, wie ich das als Berater beeinflussen 
kann. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
Sie wollen aber nicht hier bewerten, ob Sie 
das für ausreichend halten? 

Zeuge Alexander Horn: Ich denke auch 
nicht, dass das meine Aufgabe ist. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
das ist in Ordnung. Das will ich respektieren. 
Es hätte ja sein können, dass Sie sich dazu 
hinreißen lassen. Aber das ist nicht der Fall. 

Würden Sie denn nach wie vor davon 
ausgehen - jetzt aus dem Wissen von 
heute -, dass beispielsweise die Taten in 
Nürnberg ohne entsprechende Ortskenntnis 
nicht hätten verübt werden können? Viel-
leicht kann auch Herr Haßmann dazu etwas 
sagen. Also: Würden Sie das heute auch so 
sehen, wo wir wissen, da war ein Terrortrio in 
Deutschland unterwegs; die haben von 2000 

bis 2007 insgesamt, wie wir ja heute zur 
Kenntnis nehmen mussten, zehn Morde be-
gangen, weil Heilbronn kam ja noch hinzu? 
Würden Sie von heute aus sagen: „Es ist an 
der Stelle trotzdem von uns richtig analysiert 
worden; man kann, was einzelne Taten im 
Rahmen dieser Mordserie betrifft, ohne Orts-
kenntnisse so nicht vorgehen“? Würden Sie 
es nach wie vor so bewerten? 

Zeuge Alexander Horn: Also, ich denke, 
Herr Vorsitzender, es ist - - Ich finde es sehr 
schwierig, in der Nachschau das zu bewer-
ten; denn ich muss davon ausgehen: Was 
habe ich zum damaligen Zeitpunkt bewertet? 
Das habe ich getan mit den mir zur Verfü-
gung stehenden Mitteln. Ich bin aber den-
noch der festen Überzeugung, dass, gerade 
wenn Sie sich den Tatort Özüdogru in Nürn-
berg ansehen - - Das ist kein Tatort, wo man 
von einer Hauptstraße zweimal falsch ab-
biegt, und dann steht man vor diesem Ge-
schäft. Das ist meines Erachtens nicht der 
Fall, sondern das ist eine Örtlichkeit, bei der 
aus meiner Sicht - und ich erachte es des-
wegen schon als wahrscheinlich - mehr In-
formationen vorlagen. Ob die jetzt selbst 
erhoben worden sind oder durch jemand 
anders, weiß ich nicht. Nur: Die Auswahl 
dieses Objektes scheint mir schon bedeut-
sam zu sein, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Haßmann, würden Sie das ähnlich sehen? 
Oder wie ist da Ihre Wahrnehmung? 

Zeuge Udo Haßmann: Ja, ich würde das 
ähnlich sehen, zumal wir ja in unserer Ana-
lyse gesagt haben, wir gehen von einer ge-
zielten Opferauswahl aus. Das heißt, die 
Tatorte wurden nicht vom Täter, sondern von 
den Opfern vorgegeben, aus unserer Sicht. 
Und wenn ich mir jetzt ganz extrem auch 
diesen Tatort in Rostock oben anschaue - 
das ist keine Örtlichkeit, an der ich zufällig 
vorbeikomme; das war eine Sackgasse; das 
war ein kleiner Dönerstand, umzingelt von 
Plattenbauten, den ich gar nicht von der 
Straße aus sehe, weder an einer Durch-
gangsstraße noch an sonst irgendeiner be-
lebten Straße -, wo wir gesagt haben: Da 
musste der Täter wissen, wo er hingeht, und 
er kannte sich dort aus. - Das ist ein ähn-
liches Beispiel wie bei diesem Tatort in 
Nürnberg eben. Und das waren eben die 
Tatorte, wo es besonders auffallend war, 
auch aus unserer Sicht heraus. 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Man 
hat ja in Mecklenburg den Verfassungs-
schutz zum Beispiel nicht befragt. Aber es 
war ja auch nicht Ihre Aufgabe. Sie haben ja 
die Analyse gemacht. 

Wir kommen dann zur Befragung durch 
die Fraktionen. Das Wort hat zunächst der 
Kollege Binninger für die Unionsfraktion. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Horn, Herr Haßmann, vielen Dank für die 
sehr präzisen, sehr fachlich fundierten Aus-
führungen bislang. Und Sie haben, glaube 
ich, beide eines sehr deutlich gemacht: Ihre 
Arbeit besteht nicht darin, den Fakt zu liefern, 
an dessen Ende der Täter verurteilt wird, 
sondern Sie bieten Hypothesen an, wo 
durchaus mehrere nebeneinanderstehen 
können und man ja über die Wahrscheinlich 
trefflich streiten kann. Habe ich Sie da richtig 
verstanden? 

Zeuge Alexander Horn: Das ist richtig, 
ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben jetzt etwa 22 Minuten zusammen Befra-
gungszeit. Ich will mit Herrn Horn zunächst 
beginnen, dann Herrn Haßmann fragen und 
hinterher vielleicht auch mal beide mit ein 
paar Dingen konfrontieren.  

Vorneweg würde mich noch mal interes-
sieren zur Arbeit, wie Fallanalyse abläuft. Ich 
habe in Vorbereitung auf den Termin gele-
sen - und Sie haben es ja auch selber ge-
sagt -, man arbeitet immer im Team. Sie 
haben die erste Fallanalyse 2005 und die 
zweite 2006 gemacht. Bei der zweiten waren 
es sieben Leute insgesamt. Wissen Sie 
noch, wie viele das bei der ersten waren? 

Zeuge Alexander Horn: Ja, das kann ich 
Ihnen genau sagen. Das waren fünf Perso-
nen. Das waren Vertreter meiner Dienststelle 
und eine Kollegin auch vom Bundeskriminal-
amt, die bei uns dabei war, auch als Analyti-
kerin. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Waren 
in beiden Fällen die Teams ausschließlich 
Polizeibeamte, also Kriminalbeamte? 

Zeuge Alexander Horn: Das waren Kri-
minalbeamte, - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aus-
schließlich? 

Zeuge Alexander Horn: - die eine Spe-
zialausbildung in dem Bereich bekommen 
haben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Soweit 
richtig. Aber Sie hatten jetzt keine Waffenex-
perten dabei - 

Zeuge Alexander Horn: Ach so. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - oder 
Psychologen im Team oder andere Exper-
ten? 

Zeuge Alexander Horn: Vielleicht muss 
man da erläutern, wie die Funktionsweise ist. 
Wir führen natürlich im Vorfeld Gespräche, 
mit den Waffenexperten zum Beispiel. Wir 
führen auch Gespräche mit den Rechtsmedi-
zinern im Vorfeld, dass wir diese Befunde 
erheben. Aber es ist jetzt nicht so, dass bei 
uns im Analyseteam automatisch diese Ex-
perten mit anwesend sind; denn der Analy-
seprozess ist ja wieder ein ganz eigener 
Prozess. Und wir legen großen Wert darauf, 
dass diese Leute, die bei uns bei Analysen 
tätig sind, auch diese Ausbildung zum poli-
zeilichen Fallanalytiker durchlaufen. Wir ha-
ben inzwischen bei uns auch einen foren-
sischen Psychologen, der aber auch diese 
Ausbildung komplett durchlaufen hat. Denn 
das ist für die Stringenz auch der Methodik 
aus unserer Sicht sehr wichtig. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also 
ausgebildeter Fallanalytiker, ja. Aber ist mein 
Wissen richtig, dass ja 2010 auch in der Er-
fahrung mit diesen Fällen, auch in der Erfah-
rung, dass es ja unter den Profilern bundes-
weit durchaus kräftigen Dissens gab, wer 
jetzt richtig liegt, eine Empfehlung war, dass 
eben zukünftig bei diesen Teams je nach Fall 
eben auch Schusswaffenexperten und Psy-
chologen, sicher dann mit Profiler-Ausbil-
dung, dabei sein sollten? 

Zeuge Alexander Horn: Das habe ich 
persönlich jetzt anders in Erinnerung, und 
zwar, dass es so ist, dass mit diesen eine 
Konsultation stattfindet. Das ist ja auch der 
Fall. Aber nicht, dass sie deswegen - - Also, 
der Schusswaffensachverständige des Bun-
deskriminalamtes, der jetzt zum Beispiel all 
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diese Fälle beleuchtet hat, der würde auch 
im Normalfall nicht bei einer solchen Analyse 
dabei sein, sondern es geht darum, sich mit 
diesen Personen im Vorfeld abzustimmen, 
das Wissen, wenn Sie so möchten, das bei 
einem solchen Sachverständigen vor-
herrscht, abzugreifen und das, was relevant 
ist, dann in die Analyse mit einzubeziehen. 
Das ist vergleichbar, wie wenn wir zum Bei-
spiel - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wurde 
das gemacht? 

Zeuge Alexander Horn: Ja, natürlich. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mit 
Psychologen wie Schusswaffenexperten? 

Zeuge Alexander Horn: Schusswaffen-
experten in unserem Fall. Wir haben aber bei 
uns auch Psychologen des Zentralen Psy-
chologischen Dienstes zum Beispiel, die 
wir - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Darf 
ich? 

Zeuge Alexander Horn: Bitte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ent-
schuldigung. Ich will nicht unhöflich sein; ich 
will nur deshalb immer wieder dazwischen-
gehen, weil ich manchmal, wenn kurze Ant-
worten ausreichen, dann weiterführen kann. - 
Haben Sie auch Experten hinzugezogen zum 
Thema Rechtsextremismus, Historie von 
solchen Tätern, in der Bewertung? 

Zeuge Alexander Horn: Im Rahmen un-
serer Analyse nicht, nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Der 
Herr Haßmann hat gesagt, er war bei seinem 
dritten Fallgutachten, das ja in Konkurrenz zu 
Ihrem erstellt wurde - - Waren Sie auch an 
allen Tatorten? 

Zeuge Alexander Horn: Der Tatort, an 
dem wir nicht waren, war Rostock, und der 
Tatort in Dortmund; denn dort war der Kol-
lege von der OFA Nordrhein-Westfalen an-
wesend. Ich persönlich habe mir den Fall in 
Kassel - - Wir haben uns dann aufgeteilt, weil 
die Zeit ja relativ drängend war. Nachdem wir 
zwei Tötungsdelikte innerhalb von drei Tagen 

hatten, hat der Kollege von Nordrhein-West-
falen dann den Dortmunder Tatort begut-
achtet, und ich habe den Tatort in Kassel 
begutachtet. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
idealtypisch wäre es schon so, dass, wenn 
man die Zeit hat, die Sie jetzt nicht hatten, 
das Team an allen Tatorten sich auch ein 
Bild macht, so wie es der Herr Haßmann 
gemacht hat? 

Zeuge Alexander Horn: Natürlich, vor 
Ort zu sein, ist wünschenswert. Wobei man 
natürlich sagen muss: Es gibt ja inzwischen 
von allen Tatorten auch die entsprechenden 
Foto-Video-Dokumentationen, inzwischen 
auch mit technischen Mitteln, dass wir uns 
das live anschauen können. Also, das ist - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
idealerweise ist, wenn es zeitlich reicht, - 

Zeuge Alexander Horn: Natürlich. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - das 
ganze Team auch am Tatort. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): So hat 
es der Herr Haßmann gemacht. - Mir fiel auf, 
dass der erste OFA-Bericht nicht von Ihnen 
unterschrieben wurde, sondern von Ihrem 
Stellvertreter und noch einem Kollegen. 
Hatte das einen Grund? Oder im Bericht, den 
ich dazu gesehen habe, so eine Art Ab-
schlussbewertung? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, das ist 
eine andere Bewertung. Die Fallanalyse, da 
war ich - - Für die Fallanalyse, die 2005, und 
für die Fallanalyse, die 2006 erstellt worden 
sind, war ich der verantwortliche Fallanalyti-
ker. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
war dann wahrscheinlich ein Zwischenbe-
richt. Ich will ihn jetzt nicht raussuchen, 
aber - - 

Zeuge Alexander Horn: Da ging es um 
eine spezielle Fragestellung, eine Einzelfra-
gestellung. Die hat mein Stellvertreter be-
antwortet. Das ist richtig. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Jetzt 
wissen wir ja, dass Sie Ihre Meinung ja korri-
giert haben - „Korrigiert“ ist vielleicht das 
falsche Wort, weil das wieder unterstellen 
würde, es gibt richtig und falsch. Aber ich 
habe Sie vorhin so verstanden: Bei Ihren 
Fallanalysen gibt es nicht richtig und falsch 
im klassischen Sinne; es gibt wahrscheinlich, 
weniger wahrscheinlich oder gleichrangig 
wahrscheinlich. Und Sie haben die erste 
Hypothese ergänzt um eine zweite: Einzel-
täter, rechtsextremer Hintergrund, Fremden-
feindlichkeit denkbar. 

Aufgrund welcher Fakten haben Sie dann 
das geändert? Es waren ja zwei Taten hin-
zugekommen, Dortmund und Kassel, inner-
halb von drei Tagen 2006. Die Fakten müs-
sen ja eigentlich in diesen beiden Fällen be-
gründet sein. Oder haben Sie über die ersten 
sieben Fälle neue Fakten erfahren, die Sie 
veranlasst haben, Ihre erste Bewertung zu 
ändern? 

Zeuge Alexander Horn: Es ist so, Herr 
Abgeordneter: Bei einem Serienmordfall 
muss ja jeder neue Fall, der hinzukommt, 
neu bewertet werden. Und dieses wird Aus-
wirkungen auf die gesamte Analyse haben; 
denn ein einzelner Fall kann Ihnen unter 
Umständen eine Information geben, die Sie 
eine Information in den anderen Fällen kom-
plett neu beleuchten lässt. Und so war es 
natürlich auch hier.  

Für uns wesentliche Punkte waren zum 
einen, dass wir jetzt zwei zusätzliche Hand-
lungsorte hätten, in denen eine solche Orga-
nisation tätig sein müsste, Dortmund und 
Kassel. Das Nächste, was für uns sehr wich-
tig war: Die Opfer waren außerplanmäßig an 
den Tatorten zu diesem Zeitpunkt. Und dass 
man auch weiter sagen muss, vom Opfer-
hintergrund: Es gab keine Anzeichen zu dem 
Zeitpunkt unserer Analyse, dass es dort ir-
gendwo Verstrickungen ins kriminelle Milieu 
gab, und es deswegen für uns wahrschein-
lich machte, dass die Opfer vermutlich eher 
stellvertretend ausgewählt wurden. Das wa-
ren die Gründe, die für uns eine Rolle ge-
spielt haben in diesem Zusammenhang - 
auch das Risiko, wenn man sich den Fall 9 
anschaut, in dem ja das Internetcafé war, bei 
dem ja auch andere Personen tendenziell 
mit - - andere Personen anwesend waren am 
Tatort, die unter Umständen aber nicht wahr-
genommen wurden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nach-
dem Sie Ihre Fallanalyse erstellt hatten, ging 
es ja um die Medienstrategie. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie ha-
ben ja auch Ermittlungsempfehlungen gege-
ben. Aber einfach nur zur Klarstellung hier: 
Aufgrund Ihrer Ermittlungsempfehlungen - 
das war Rasterung - ist die BAO aber nicht in 
der Lage, auch nur irgendeine strafprozes-
suale Maßnahme durchzuführen, sei es 
Durchsuchung, Beschlagnahme, Festnahme, 
was auch immer, also dass man sagen kann: 
Wir haben zwar sonst keinen Beweis; aber 
die Fallanalyse empfiehlt uns, dieses Täter-
spektrum - - Es kommen potenziell 160 Ver-
dächtige infrage. Das reicht quasi, um ir-
gendwelche Beschlüsse zu erwirken. 

Zeuge Alexander Horn: Die Fallanalyse 
ist ja die Grundlage als Arbeitshypothese für 
weitere Maßnahmen, die dann durch Um-
feldermittlungen oder Vergleichbares erhärtet 
werden. Aber die Fallanalyse dient ja sozu-
sagen in dem Fall als Hypothesengrundlage, 
auf die dann weitere Maßnahmen durch die 
Ermittler gesetzt werden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
empfehlen Sie dem BAO-Leiter, wenn er 
sagt: „Aufgrund Ihrer Hypothese haben wir 
uns auf diese zweite Hypothese konzentriert; 
wir kommen allein für den Großraum Nürn-
berg auf 600 Verdächtige, die wir schon ge-
rastert haben, die in dieses Raster passen; 
mehr einengen können wir nicht“? Was 
empfehlen Sie ihm dann, wie er weiter vor-
gehen soll? 

Zeuge Alexander Horn: Diese Frage hat 
sich so nicht gestellt; denn es gab einen 
eigenen Einsatzabschnitt Einzeltätertheorie, 
und in dem wurden diese Spuren abge-
arbeitet. Wie diese einzelnen Spuren abge-
arbeitet werden, das kann ich Ihnen nicht 
sagen, weil das auch nicht meine Aufgabe 
war. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. - 
Aber bei der Medienstrategie haben Sie ja 
mitgewirkt, - 

Zeuge Alexander Horn: Richtig. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): - wo es 
darum ging: Wie bringt man jetzt, nachdem 
man lange OK vermutet hat, eben auch die 
andere These in die Öffentlichkeit? 

Da möchte ich Ihnen einen Satz vorhal-
ten - MAT A BKA 2/22.O8; aber es ist jetzt 
kein BKA-Vorgang, sondern Polizeipräsidium 
München, OFA Bayern, der Leiter - also jetzt 
nicht mit Ihrer Unterschrift, aber da steht: 

Alexander Horn  
Kriminalhauptkommissar 

Von daher nehme ich an, dass das im Origi-
nal gezeichnet ist. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und da 
schreiben Sie auf Seite 8 - das war im Juli 
2006 - etwas zum Thema „Persönlichkeits-
elemente, die in der Strategie vernachlässigt 
werden“. Das ist die Überschrift. Und dann 
kommt Ihre Bewertung: 

Eine denkbare Nähe zur rechten 
Szene ist vorstellbar, jedoch nicht 
Voraussetzung für die Taten, daher 
soll dies im Beitrag auch mit ent-
sprechend geringer Priorität plat-
ziert werden, da vermutlich die Per-
sönlichkeitsstruktur des Täters der 
ausschlaggebende Faktor ist und 
die fremdenfeindliche Gesinnung 
lediglich als Vehikel fungiert und der 
Ablehnung eine Richtung gibt. 

Da wollte ich Sie fragen: Warum diese 
Empfehlung? Und war das Ihre fachliche 
Überzeugung? Also: Sind Sie da nicht von 
jemandem gedrängt oder förmlich hinein-
geredet worden in dieses Ergebnis nach dem 
Motto: „Aber das stell mal ein bisschen hin-
ten an“, weil es klingt bei den Kollegen zum 
Teil ja immer so an, das sei bewusst gewe-
sen, um eine andere Öffentlichkeitswahr-
nehmung zu erzielen? War das Ihre fachliche 
Bewertung - das wäre die erste Frage - und, 
wenn ja, warum? 

Zeuge Alexander Horn: Dort bin ich nir-
gendwohin gedrängt worden. Es war die 
fachliche Bewertung dahin gehend, weil wir 
der Meinung waren, dass das Zerstörungs-
motiv hier im Vordergrund steht; denn die 
Tötungen zeigen uns das Zerstörungsmotiv. 
Diesen Tätern geht es darum, andere Men-
schen zu zerstören. Und das ist ein Kern-
motiv. Wissen Sie, wenn wir von Motiven 
reden, dann reden wir ja häufig von Motiv-

bündeln, nicht von einzelnen Motiven. Aber 
das Zerstörungsmotiv - - Deswegen haben 
wir auch von diesem missionsgeleiteten Tä-
ter gesprochen.  

Es gab ja auch in der Vergangenheit mis-
sionsgeleitete Täter, die nicht Angehörige 
einer Gruppierung oder dergleichen waren, 
sondern für sich selber diese Mission ent-
deckt haben und die dann auch umgesetzt 
haben. Und die Ausländerfeindlichkeit, die 
fremdenfeindliche Gesinnung - und das war 
die Aussage, die für uns auch wichtig war -, 
die könnte hierbei das Vehikel sein. Aber der 
Grundtenor ist: Ich will als Täter andere 
Menschen zerstören, und ich will als Täter - 
so sahen wir die Entscheidung - diese Art 
von Menschen töten. Nur, wir müssen natür-
lich sagen: Was ist Kern? Und der Kern-
bereich ist die Zerstörung. Und das Vehikel - 
deswegen habe ich es auch so formuliert -, 
die fremdenfeindliche Gesinnung, ist da. Und 
diese fremdenfeindliche Gesinnung ist aber 
das Vehikel. Das Motiv, das dahintersteht, ist 
die Zerstörung. Um das geht es. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mir war 
auch nur wichtig, klarzustellen, - 

Zeuge Alexander Horn: Nein, also, das 
war keinerlei - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - dass 
das Ihre fachliche Bewertung war - 

Zeuge Alexander Horn: Das war meine 
fachliche Bewertung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - und 
dass Sie nicht von irgendjemandem, sei es 
aus der BAO oder woher auch immer, dazu 
gedrängt wurden, - 

Zeuge Alexander Horn: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - son-
dern das war, - 

Zeuge Alexander Horn: Meine fachliche 
Bewertung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - war 
und ist, auch jetzt, Ihre feste Überzeugung. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Vielen 
Dank. - Ich will mal auf diese Konflikte einge-
hen. Wir haben es ja heute leicht. Wenn wir 
Ihnen zuhören, Herr Horn, fühlen wir uns 
zumindest bei der Mehrzahl Ihrer Bewertun-
gen bestätigt - beim Ankerpunkt Nürnberg 
nicht. Aber ansonsten hat man ja immer la-
tent das Gefühl, der Horn hat recht - weil wir 
uns heute leichttun mit dem Wissen, das wir 
haben. Wenn wir uns aber zurückversetzen 
in das Jahr 2006 oder 2007, der Streit zwi-
schen Experten, zwischen Fallanalytikern, 
und wir wären dann die BAO und müssten 
jetzt entscheiden, wem folgen wir jetzt, 
glaube ich, wäre es schon schwieriger.  

Wie haben Sie diesen Konflikt, den wir da 
aus den Akten entnehmen können, zwischen 
BKA-Profilern - Ihnen, dem Hamburger Kol-
legen, auch Ihnen aus Baden-Württemberg - 
wahrgenommen? War es so - ich halte Ihnen 
nachher auch noch zwei Sätze vor, wo ich 
Sie um eine Bewertung bitten würde -, dass 
es andere Fallanalytiker gab - ich glaube, 
auch der Herr Haßmann hat sich in die 
Richtung geäußert; dazu frage ich ihn 
gleich -, die gesagt haben: „Eigentlich ist 
dieser Fall gar nicht für eine Fallanalyse, wie 
wir sie kennen, mit unseren Qualitätsstan-
dards geeignet, weil das Täterverhalten zu 
gering ist. Ich kann nichts herauslesen; ich 
muss zu viel hineininterpretieren“? War das 
so? War das auch so die Diskussionslage im 
Expertenkreis? 

Zeuge Alexander Horn: Ich bin der Mei-
nung, dass es mit Sicherheit ein Fall ist, der 
schwierig ist. Ich habe das vorhin versucht zu 
erläutern. Wenn Sie viel Täterverhalten ha-
ben, dann werden Sie es auch leichter haben 
in der Bewertung. Haben Sie wenig Täter-
verhalten, ist es sehr schwierig. Und deswe-
gen ist auch, wenn Sie unsere erste Analyse 
anschauen, vorneweg gestellt sozusagen ein 
Einschub, in dem wir sagen, es gibt drei 
Stufen: Wir bewerten Fakten; wir bewerten 
dann Ableitungen; und wenn wir Ableitungen 
bewerten, sind die Hypothesen natürlich 
weicher. 

Ich denke, das zeigt einfach nur auf, dass 
das natürlich ein schwieriger Fall ist. Den-
noch bin ich der Meinung, dass es - das ist 
auch richtig - ein Fall ist. Wenn wir das Aus-
maß dieses Falles anschauen, können wir 
uns als Fallanalytiker davor auch nicht ver-
schließen. Dass das dann schwierig wird, 
das ist völlig außer Frage. Und dass es na-
türlich darüber hinaus Diskussionen gibt, 

auch das steht außer Frage. Und dass dort 
natürlich auch dann sich hinterfragt wird, 
auch das steht außer Frage. Aber ich sehe 
es aus meiner persönlichen Sichtweise so, 
dass es auch notwendig und angemessen 
ist, sich hier diese Fragen zu stellen; denn 
die Tragweite war ja auch für uns eine sehr 
große in der Fragestellung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
habe deshalb an dem Punkt jetzt nachge-
fragt, weil es auch für uns wichtig ist, eine 
möglichst objektive Bewertung zu finden. Es 
war im Jahr 2006 und 2007 eben nicht so 
leicht, einfach zu sagen: „Herr Horn mit sei-
ner zweiten Analyse liegt richtig; wir müssen 
nur noch ihm folgen“, sondern es war eben 
schon so, dass sogar auch Sie gesagt ha-
ben: Wir kommen an die Grenzen; es ist 
schwierig; und es ist eine Hypothese, der 
man nachgehen sollte, aber halt mit all den 
offenen Fragen. 

Ich will den Herrn Haßmann kurz fragen. 
In Ihrer Fallanalyse, die ja zu einem anderen 
Ergebnis kommt - danach -, schreiben Sie 
selber - MAT A GBA-5 und dort auf Seite 96, 
paginiert 178 -: 

Die Möglichkeiten über das bisher 
verwandte Ausschlussprinzip hi-
naus eine weitere Motivaufhellung 
zu betreiben sind begrenzt. Dies ist 
darin begründet, dass die Täter-
handlungen so minimal sind und 
von daher kaum Ansatzpunkte für 
eine weitergehende Analyse liefern. 

Das war Ihre Überzeugung.  
Waren Sie auch an dem Punkt, dass Sie 

gesagt haben: „Eigentlich haben wir fast zu 
wenig für eine seriöse Fallanalyse“? 

Zeuge Udo Haßmann: Also, wir haben 
natürlich andiskutiert: Sind die Fälle über-
haupt geeignet, eine Fallanalyse zu machen, 
oder nicht? Und grundsätzlich für sich gese-
hen jeder einzelne Fall - - Wir reden hier von 
Fällen, bei denen die Tatzeit im Sekunden-
bereich liegt. Man spaziert rein; man begeht 
die Tat mit wenigen Schüssen; man spaziert 
wieder raus. Also, man hat per se sehr, sehr 
rudimentäre - - sehr wenig Täterverhalten. 
Wir haben es durchaus so gesehen und ha-
ben gesagt: Eigentlich ist es nicht der klassi-
sche Fall oder nicht die klassische Serie für 
eine Fallanalyse, weil sehr, sehr wenig Tä-
terverhalten erkennbar ist. - Und wenn man 
Täterverhalten analysiert, bewertet und mit 
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Hypothesen arbeitet, dann muss man jetzt 
weitergehen und sehen: Wenn ich aus dieser 
Verhaltensbewertung ein Täterprofil erstelle, 
ist das quasi eine Hypothese aus der Hypo-
these. Es wird ja immer unsicherer. Also, 
dessen sind wir uns durchaus bewusst, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. - 
Herr Horn noch mal - - 

Zeuge Alexander Horn: Entschuldigung, 
dürfte ich dazu ganz kurz noch was ergän-
zen? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 

Zeuge Alexander Horn: Weil Sie gesagt 
haben: Ist es am Grenzbereich, eine seriöse 
Analyse zu machen? Der Meinung bin ich in 
jedem Falle. Ich habe auch in der Vergan-
genheit in anderen Fällen unterstützt, auch 
im Ausland zum Beispiel, wo wir eine Serie 
hatten, wo junge Frauen getötet wurden al-
leine auf dem Nachhauseweg. Und die ein-
zige Handlung, die gesetzt worden ist vom 
Täter, war, die Opfer zu erschlagen - und 
sonst keine weiteren Handlungen. Und auch 
da geht es. Es ist einfach nur ein schwieriger 
Bereich, je weniger Verhalten Sie haben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
Ihnen kurz etwas vorhalten, und dann kön-
nen wir den Bereich auch verlassen, aber Sie 
noch einmal um eine Bewertung bitten. Es 
gab ja - schon fast eine Tragik - am 
24./25. April 2007 ein OFA-Treffen der Profi-
ler aus Baden-Württemberg, Bayern, Hes-
sen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Nordrhein-Westfalen und des BKA, die Tat-
ortländer. Da waren ausweislich des Teil-
nehmerverzeichnisses Sie dabei, Herr Horn. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Haßmann, Sie nicht. Bei Ihnen war es der 
Kollege Tröster. Gibt es den, ja? 

Zeuge Udo Haßmann: Es war mein Ar-
beitsbereichsleiter, der Herr Tröster, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Der 
Herr Tröster war dabei. Und da fallen im 
Gesprächsprotokoll eines Teilnehmers sol-
che Sätze wie - in Bezug auf diese Serie; die 
hat man da besprochen -: 

Wenn die Daten nicht ausreichen, 
zum Beispiel wegen defizitärer Tat-
ortarbeit, muss man die Fallanalyse 
nicht ablehnen? 

Oder ein anderer Teilnehmer: 

… dass bei unzureichender Daten-
basis das Kind nicht mehr Fallana-
lyse heißen darf, vor allem auch 
deshalb, weil die in der Qualitäts-
sicherung definiert ist. 

Also, so haben wir eine ganze Reihe von 
Punkten, wo genau dieses Problem, das Sie 
uns jetzt beschrieben haben, eben auch dort 
auf Fachebene diskutiert wurde. 

Zeuge Alexander Horn: Selbstverständ-
lich ist das eine Frage gewesen, die wir dis-
kutiert haben, um eben zum Ergebnis zu 
kommen: Was genau können wir denn da 
leisten? Nur waren wir der Meinung - und ich 
stehe da auch zu meiner Analyse -, dass wir 
in der Lage sind, daraus Rückschlüsse zu 
ziehen. Und dazu stehe ich auch. Und ich bin 
auch der Meinung, dass es uns bis zu einem 
gewissen Maße auch gelungen ist, die Ab-
leitungen zu ziehen. Also, insofern. Aber 
dass das natürlich ein Feld ist, das anders 
ist, als wenn Sie jetzt einen seriellen Se-
xualmörder haben, der Ihnen eine Vielzahl 
von Verhalten zeigt, das ist in der Natur die-
ser Tatbegehung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Horn, ich bin da ganz bei Ihnen. Für uns ist 
es nur sehr wichtig, dass wir von den beiden 
Fachleuten hier auch die objektive Beschrei-
bung Ihrer Methode bekommen und so auch 
lernen, dass Sie eben Hypothesen aufstellen, 
die einen Wahrscheinlichkeitsgrad haben, 
aber keinesfalls zwingend nur die heiße Spur 
sind, als die man manchmal Ihr Fallanalyse-
gutachten bezeichnet hat, sondern eben es 
auch wieder anders sein kann - mit allen 
Unwägbarkeiten, die dazugehören. 

Zeuge Alexander Horn: Selbstverständ-
lich. Die Fallanalyse ist ein hypothesen-
geleitetes Verfahren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Haßmann, ich habe an Sie eine Frage. Jetzt 
waren Sie ja mit diesem Fall betraut und 
haben alle Tatorte analysiert und haben auch 
beschrieben, wie der Täter vorgeht, etc. Und 
wenige Wochen nach Ihrem Gutachten er-
eignet sich in Baden-Württemberg der zehnte 
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Fall, den man damals noch nicht in Verbin-
dung gebracht hat - teilweise ja, wenn es um 
DNA-Abgleich ging; da kam irgendjemand 
auf die Idee, wir müssen alle Spuren zumin-
dest abgleichen. War das nicht irgendwo sich 
aufdrängend, zu sagen: „Wir haben hier eine 
Tötung, wo es um Zerstörung geht; wir ha-
ben zwei Täter; wir haben zwei Waffen; wir 
haben ein anderes Opfer, aber ein sehr ähn-
liches Verhalten der Täter und offensichtlich 
ja die gleiche Motivlage“? Kam da niemand 
die Idee, zu sagen: „Das könnten die glei-
chen sein“? 

Zeuge Udo Haßmann: Sie sprechen jetzt 
vom Fall Kiesewetter? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 

Zeuge Udo Haßmann: Nein, auf die Idee 
kamen wir nicht. Wir haben auch keine ver-
gleichende - - Also, wir haben diesen Fall 
Kiesewetter analysiert. Wir haben eine Fall-
analyse erstellt und haben das Ergebnis 
dieser Soko „Parkplatz“ in Baden-Württem-
berg auch mitgeteilt und präsentiert. Wir ha-
ben allerdings keine vergleichende Fallana-
lyse gemacht. Das war bei uns nie in Diskus-
sion, ehrlich gesagt. Auch bei der sachbe-
arbeitenden Dienststelle war das nie in Dis-
kussion, dass man da eine Verbindung sieht 
zu den Fällen der BAO „Bosporus“. Es waren 
unterschiedliche Tatwaffen; es war eine völlig 
unterschiedliche Opferauswahl; es war ein 
Tatort im Freien. Von daher hat, denke ich 
mal, auch niemand innerhalb der Sonder-
kommission zunächst eine Verbindung gese-
hen - oder eine Notwendigkeit, überhaupt 
eine vergleichende Fallanalyse erstellen zu 
lassen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Horn, Sie auch nicht? 

Zeuge Alexander Horn: Ich war in dem 
Fall nicht involviert. Ich kenne auch die Fall-
details nicht. Insofern würde ich jetzt auch 
dazu keine Aussage treffen wollen; denn das 
würde ich jetzt nicht als - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
frage aus einem ganz konkreten Grund. Es 
sind ja auch die Dinge, wo wir uns heute 
leichttun mit diesem Wissen; ich muss es 
nicht immer wiederholen. Aber Sie haben 
selber in Ihrer Bewertung 2007, aus der ich 

vorhin schon mal zitiert habe - jetzt zitiere ich 
noch mal -, auf Seite 11 geschrieben: 

Ebenso vorstellbar ist, dass der 
Täter 

- also wir sind nach Fall 9, und Fall 10 war 
eigentlich schon da - 

aufgrund der Fokussierung der Er-
mittlungen auf den Bereich Nürn-
berg nun die Notwendigkeit sieht, 
die Taten mit einer anderen Waffe 
zu begehen und die bestehende 
Tatwaffe zu beseitigen. 

Weiter unten: 

Es könnte sein, dass der Täter sei-
nen Modus Operandi in Teilberei-
chen ändert, indem er andere Op-
fer, eine andere Waffe oder andere 
Tatobjekte auswählt. 

Ich meine, genau das war es ja. Es war 
so nah beieinander. Aber, ich meine, so 
viel - - Es war ja ein tragisches Verbrechen. 
Es ereignet sich an dem Tag, als diese Pro-
filer darüber geredet haben: Wie gehen wir 
mit dem zehnten Fall um, wenn er denn 
kommt? Und genau an dem Tag war er. Und 
man hat es nicht erkannt. Aber es war ja so 
nahe beieinander. Und ein Mord ist ja immer 
ein Ereignis, das sich jedem ins Bewusstsein 
drängt, auch in einem anderen Bundesland. 
Trotzdem - - Also, Sie sind auf Ihre eigene 
These nicht mehr gekommen? 

Zeuge Alexander Horn: Ich bin auf 
meine eigene These nicht gekommen? Das 
ist - - Wie soll ich das formulieren? Zu dem 
Zeitpunkt, als wir das geschrieben haben, die 
denkbaren Täterreaktionen auf die Medien-
strategie - - Das müsste gewesen sein - da-
von gehe ich mal aus - im Juli 2006. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, 
12. Juli. 

Zeuge Alexander Horn: Genau. Also, in-
sofern. Das war das, was wir gesehen ha-
ben, was denkbar ist an Handlungen, die 
kommen könnten. Insofern. Dass es dann 
später zu diesem Moduswechsel kam und 
dass die nicht - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mo-
dus-, Waffen-, Opferwechsel, Tatortwechsel. 
Aber sonst auch wieder Hinrichtung. 
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Zeuge Alexander Horn: Ja. Aber man 
muss natürlich auch sagen, es gibt ja auch 
andere Schusswaffentötungsdelikte über die 
Jahre hinweg, die passieren. Und insofern. 
Es war ja auch zu dem Zeitpunkt klar: Dieser 
Fall wird auch analytisch begleitet. Das ist ja 
auch geschehen. Und insofern gingen wir 
auch davon aus, dass das analytisch be-
arbeitet wird. Und ich, wie gesagt, war auch 
in den Fall nicht involviert. Das würde es 
auch sehr schwierig machen; denn da ist 
eine OFA am Arbeiten, und dann soll diese 
OFA auch arbeiten. Also, insofern. Das ist 
auch richtig. Und die Informationen liegen 
vor, und - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Vielen 
Dank. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht geht an die SPD. Frau Dr. Högl 
hat das Wort. 

Dr. Eva Högl (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Herr Horn, Herr Haßmann, 
ich habe zunächst eine Frage an Sie beide. 
Was haben Sie beide gedacht, als Sie im 
November 2011 gehört haben, dass die 
Morde von der Zwickauer Terrorzelle verübt 
wurden? 

Zeuge Udo Haßmann: Ich muss ehrlich 
sagen, ich war, ja, schockiert ist das richtige 
Wort, und ich war sehr überrascht, dass so 
etwas bei uns in Deutschland - - also, dass 
es so eine Gruppierung gibt, so eine Zelle 
gibt, die so mordend durch Deutschland 
zieht, und ich hätte es mir so nicht vorstellen 
können. 

Zeuge Alexander Horn: Das Empfinden 
war sehr seltsam, möchte ich fast sagen; 
denn wir sahen ja in diesem Wirken dieser 
zwei Täter etwas, was in diese Richtung 
gedeutet hat, um es mal so zu formulieren. 
Und als das dann auch zum Teil so zutraf, 
auch dieses Miteinander dieser zwei Perso-
nen, das wir in dem Täterprofil auch für uns 
so sahen, war natürlich auch eine sehr selt-
same und auch für uns schwere Erkenntnis, 
zu sagen: Das kommt schon auch dem nahe, 
was wir da beschrieben haben. - Aber dass 
es diese Dimension natürlich dann auch hat, 
ich glaube, das hat auch jeden überrascht. 
Selbst wenn man sich analytisch damit be-

schäftigt hat, hat das überrascht mit der Art 
und Weise, wie hier umgesetzt wurde. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das ist ja gerade 
das, was so frappiert, weswegen wir uns 
auch sehr für Ihre Fallanalyse natürlich inte-
ressieren. Wenn man es heute liest, mit dem 
Blick von heute, waren Sie natürlich sehr nah 
dran, auch mit diesem Hinweis: Ausstieg aus 
der rechten Szene. 

Herr Horn, ich will Sie noch mal fragen: 
Wie wurde Ihre Analyse aufgenommen von 
den Ermittlungsbeamten? Können Sie uns 
das bitte noch mal beschreiben? Waren die 
erfreut? Waren die verwundert? Waren die 
wenig begeistert? 

Zeuge Alexander Horn: Wenn Sie in 
einer solchen Sonderkommission oder in 
einer solchen Ermittlung, die über viele Jahre 
intensiv arbeitet, tätig sind, dann finden Sie 
dort zwangsläufig alle Stimmungslagen. 
Auch das, glaube ich, spiegelt die Lebens-
realität wider. Es war so, dass die Alternativ-
hypothese natürlich gerade auch Ermitt-
lungsansätze bot, die wir versucht haben 
umzusetzen. Und das war natürlich auch für 
die Ermittler ein sehr wesentlicher Punkt, 
einen konkreten Anfasser zu haben, zu sa-
gen: Hier könnte man jetzt die Ermittlungen 
weiterführen. Und insofern waren, denke ich, 
wie bei jeder Sache alle möglichen Reaktio-
nen dabei. Gerade was diese Organisations-
hypothese anging, war es natürlich auch eine 
Alternative dazu, die es zu hinterfragen galt. 
Aber ich meine, das ist etwas, was wir in 
unseren Fallanalysen ständig erleben, dass 
wir Hypothesen präsentieren und diese auch 
kritisch hinterfragt werden. Das ist auch, 
denke ich, richtig so. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wissen Sie noch, 
wer Sie ganz vehement unterstützt hat oder 
wer vielleicht am begeistertsten war davon, 
dass Sie eine Alternative präsentiert haben, 
und sich vielleicht auf diesen neuen Ermitt-
lungsansatz besonders engagiert gestürzt 
hat? 

Zeuge Alexander Horn: Es war ja 
zwangsläufig so, dass natürlich durch die 
Festlegung auch des Ankerpunktes mit 
Nürnberg sich sehr viele Ermittlungen auch 
in Nürnberg jetzt anboten in der rechten 
Szene, die Kontakte in die rechte Szene. 
Und natürlich war das seitens der BAO „Bos-
porus“, die in Nürnberg ja ansässig war - - 
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Da hatte ich auch den Eindruck, dass auch 
der BAO-Leiter unsere Hypothese sehr ernst 
nahm. Das spiegelte sich ja auch wider in 
dem - - Zum Beispiel, diesen Einzeltäter-
Einsatzabschnitt zu gründen und dort Res-
sourcen reinzusetzen und entsprechende 
Ermittlungsmaßnahmen zu setzen, zeigt ja 
auf, dass im Endeffekt auch diese Ernsthaf-
tigkeit dieses Ermittlungsansatzes gesehen 
wurde. 

Dr. Eva Högl (SPD): Dann darf ich Sie 
mal fragen, wie Sie das empfunden haben, 
als auf der konstituierenden Sitzung der 
Steuerungsgruppe - - Die fand statt am 17. 
und 18. Mai 2006. Wir haben dieses Proto-
koll in unseren Unterlagen - MAT A BY-2/3 d. 
Da ist Ihre Fallanalyse vorgestellt worden 
vom Leiter der BAO „Bosporus“, Herrn Geier. 
Und unmittelbar nach der Präsentation Ihrer 
Analyse ist sofort Kritik geäußert worden und 
ist sofort die Idee vorgetragen worden, eine 
weitere Analyse zu beauftragen. Und bevor 
überhaupt Ihre Analyse zu Ermittlungsergeb-
nissen geführt hat, nämlich drei Monate 
später, ist schon die dritte Analyse beauftragt 
worden. Darf ich Sie mal fragen, wie Sie das 
empfunden haben? 

Zeuge Alexander Horn: Natürlich. Ich 
meine, es geht, muss ich persönlich sagen, 
für mich nicht um die persönlichen Befind-
lichkeiten. Ich meine, die Tragweite, die in 
diesem gesamten Ermittlungskomplex drin-
steckte zu dem Zeitpunkt mit den neun Tö-
tungsdelikten, und die Ernsthaftigkeit, mit der 
alle Beteiligten versucht haben, eine Aufklä-
rung herbeizuführen, macht es natürlich 
deutlich, dass dort kritisch hinterfragt wird. 
Insofern. Das sah ich auch nicht als proble-
matisch an. Und dass Zweifel an einer sol-
chen Hypothese aufkommen, ist auch etwas, 
was man in unserem Alltag nicht so gänzlich 
selten erlebt. Und natürlich die Schwierigkeit 
dann einer, wenn Sie so wollen, neuen, 
zweiten Meinung: Das ist allerdings auch 
etwas, was ich nicht als persönlich proble-
matisch ansehe; denn ich bin selber schon 
gefragt worden, zweite Meinungen abzu-
geben, in schwierigen Fällen. Bei dem Fall, 
den ich vorhin berichtet habe, in England mit 
den jungen Frauen, die getötet wurden, war 
ich in der Funktion, die zweite Meinung ab-
zugeben. Insofern sehe ich das als notwen-
diges Mittel an. 

Dr. Eva Högl (SPD): Hat Sie dann die 
Analyse von Ihrem Kollegen überzeugt? Die 
haben Sie sicher durchgelesen und als pa-
rallel, gleichwertig angesehen? Oder wie 
haben Sie darauf reagiert? 

Zeuge Alexander Horn: Ich denke, es 
ging ja auch gar nicht darum, jetzt mich zu 
überzeugen. Das war auch für mich nicht das 
entscheidende Thema. Für mich war die 
Frage die oder der Knackpunkt der, dass die 
Auswahl der Opfer eben unterschiedlich be-
wertet wurde. Und das ist eine Interpreta-
tionssache. Ich fand unsere Interpretation für 
mich nachvollziehbar und stichhaltig. Wir 
sahen ja in der ersten Analyse durchaus 
auch Ansätze, die es anders ermöglicht hät-
ten, hatten aber dann für uns sehr klar in den 
Fällen der Opfer 8 und 9 erkennbar eine 
Änderung dieser gezielten Opferauswahl hin 
zu einem: Es geht nicht um die Person; es 
geht um das, was diese Person ausmacht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Horn, ich 
möchte gern noch mal nach der Medienstra-
tegie fragen. Herr Kollege Binninger hat ja 
aus der Medienstrategie zitiert, die wir in 
unseren Unterlagen haben, vom Datum 
12. Juli 2006. Wir haben gleichzeitig eine 
Erörterung der Medienstrategie in unseren 
Unterlagen, und zwar hat das stattgefunden 
auf der zweiten periodischen Besprechung 
der Steuerungsgruppe. Das haben wir in 
MAT A BY-2/3 d, Seite 31 ff. Und diese Er-
örterung der Medienstrategie hat am 5. Juli 
stattgefunden, also bevor die Medienstrate-
gie dann richtig formuliert wurde und über-
mittelt wurde an den Leiter der BAO „Bospo-
rus“. Und in diesem Protokoll ist unter dem 
Punkt Medienstrategie zu lesen: 

Der Leiter der BAO „Bosporus“ - ich zi-
tiere - 

verweist zum einen auf einen 
grundsätzlichen Zustimmungsvor-
behalt der politischen Ebene und 
zum anderen auf einen Auftrag an 
die OFA Bayern, der Aussagen zu 
möglichen Auswirkungen auf die 
türkische Bevölkerung, auf den Tä-
ter und zur mutmaßlichen Wirksam-
keit einer Veröffentlichung umfasst. 

Ich entnehme der Tatsache, dass das am 
5. Juli in der Steuerungsgruppe erörtert 
wurde und dann am 12. Juli Ihre Medien-
strategie formuliert wurde, dass es eine Dis-
kussion um die Medienstrategie gegeben 
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hat. Können Sie uns sagen, was genau er-
örtert wurde und welche Position Sie da ver-
treten haben? 

Zeuge Alexander Horn: Meiner Erinne-
rung nach war ich bei dieser Steuerungs-
gruppensitzung nicht anwesend. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, Sie waren 
nicht dabei. Aber zu den Diskussionen - - 

Zeuge Alexander Horn: Genau; deswe-
gen. Insofern kann ich Ihnen zu diesen Dis-
kussionen das nicht sagen. Das weiß ich 
nicht, weil ich dort nicht anwesend war. Aber 
es waren natürlich die Diskussionen, zu sa-
gen: Was machen wir auf mit einer zweiten 
Hypothese? Das heißt also, insofern verlie-
ren wir den Fokus unter Umständen auf die 
erste Hypothese, wenn die zutreffend ist. 
Und ich glaube, eine der Problemstellungen 
in dem Zusammenhang ist natürlich immer: 
Es sind Hypothesen. Und jeder, der in einer 
Entscheidungsverantwortung von diesem 
Ausmaß ist, hätte natürlich lieber Fakten als 
Hypothesen. Aber das konnten wir nicht bie-
ten. Und deswegen wurde natürlich kritisch 
hinterfragt, wie sicher wir uns unter Umstän-
den auch sind, was diese Hypothese angeht 
und was die Umsetzung angeht. Und deswe-
gen ja auch die auch vom Herrn Abgeord-
neten Binninger benannten denkbaren Täter-
reaktionen, dass wir uns dazu Fragen gestellt 
haben: Welche Konsequenzen könnte das 
denn auch haben? Und mit dieser Frage-
stellung haben wir uns dann auch natürlich 
beschäftigt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das war für mich 
wichtig, dass Sie von einer Diskussion 
wussten über die Medienstrategie, - 

Zeuge Alexander Horn: Ja, selbstver-
ständlich. 

Dr. Eva Högl (SPD): - da das auch genau 
erörtert wurde. Das wollte ich auch damit nur 
festgestellt haben. 

Herr Haßmann, ich darf Sie noch etwas 
fragen, und zwar: Wie haben Sie von dem 
Auftrag erfahren? Also, die offizielle Beauf-
tragung war am 11. August. Wie haben Sie 
davon erfahren? Ist vorher schon mit Ihnen 
Kontakt aufgenommen worden? Und haben 
Sie sich mit Herrn Horn auch darüber unter-

halten? Oder hat da gar kein Kontakt statt-
gefunden? 

Zeuge Udo Haßmann: Also, wir haben 
schon vor der offiziellen Beauftragung der 
BAO „Bosporus“ an diesem 11.08. davon 
erfahren, aber jedoch nur andeutungsweise 
von unserer Abteilungsleitung, dass es Ge-
spräche gab zwischen Innenministerium 
Bayern und Innenministerium Baden-Würt-
temberg, wonach man beabsichtigt, die OFA 
Baden-Württemberg ins Spiel zu bringen, um 
eine neue Analyse zu erstellen. Da war aber 
noch nichts Schriftliches da. Das hieß es nur 
von unserer Hausspitze des Landeskriminal-
amtes; es kam runter bis zu uns. Und da 
haben wir gesagt: Gut, wir bewerben uns 
nicht um diese Geschichte; aber wenn es 
denn auf uns zukommt, sind wir gerne bereit, 
es zu machen. - Und am 11.08. kam dann 
dieser Auftrag der BAO „Bosporus“. 

Ich weiß jetzt gar nicht, ob wir vorher 
Kontakt hatten. Ich denke, nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sie haben uns ja 
geschildert, dass Sie ausführlich erörtert 
haben bei der Erstellung Ihrer Fallanalyse, 
ob es Täter mit rechtem Hintergrund, mit 
Nähe zur rechten Szene sein könnten. Und 
Sie haben das verworfen. Da Sie ja die Ana-
lyse von Herrn Horn nicht kannten und auch 
mit Herrn Horn, wie Sie jetzt gesagt haben, 
keinen Kontakt hatten: Wie kam es dazu, 
dass Sie das so intensiv erörtert haben? Was 
waren Ihre tatsächlichen Ausgangspunkte? 
Was haben Sie den Fällen entnommen, dass 
Sie über fremdenfeindlichen Hintergrund 
doch intensiv diskutiert haben? 

Zeuge Udo Haßmann: Wir haben nicht 
nur darüber diskutiert, ob es jetzt Anschläge 
aus dem rechten Spektrum sein könnten. Wir 
haben natürlich auch darüber diskutiert: 
Könnten es politische Anschläge jeglicher Art 
sein, seitens der PKK? Könnte es mit dem 
kulturellen Hintergrund der Opfer zu tun ha-
ben? Wir haben Islamexperten befragt: Ha-
ben die Opfer irgendwelche Gemeinsamkei-
ten von ihrer Herkunft oder von ihrer politi-
schen Rolle, die sie spielen? Und wenn man 
neun Ausländer hat oder neun Personen mit 
Migrationshintergrund - es waren ja auch 
Deutsche dabei -, dann stellt man sich natür-
lich die Frage: Könnte es auch einen auslän-
derfeindlichen Hintergrund haben? Und man 
muss die Frage dann andiskutieren. Aber wir 
kamen natürlich zu einer anderen Entschei-
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dung hinsichtlich der Opferauswahl, was die 
OFA Bayern oder was der Kollege Horn vor-
hin schon angesprochen hat. Und wir haben 
gesagt: Die Opfer sind gezielt ausgesucht. 
Das heißt, es bestanden irgendwelche Be-
rührungspunkte zu einer Gruppierung seitens 
der Opfer. Und wir haben es eigentlich ver-
worfen, dass es sich um eine rechte Gruppie-
rung handelt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Da möchte ich ganz 
gern noch mal nachfragen. Was war das 
Entscheidende, weshalb Sie gesagt haben: 
„Eine rechte Gruppierung oder rechte Täter 
suchen Opfer nicht gezielt aus“? Also, wieso 
haben Sie rechten Hintergrund, Rechtsex-
tremismus tatsächlich dann ausgeschlossen? 
Was waren die Gesichtspunkte? 

Zeuge Udo Haßmann: Ja, weil wir bei 
zwei Taten - jetzt beispielhaft diese Tat in 
Rostock - einfach von der Tatausführung und 
von der Tatrekonstruktion gesagt haben, da 
war möglicherweise ein emotionales, persön-
liches Element mit dabei, weil die Täter die-
sen Dönerstand betreten haben und das 
Opfer aufgefordert haben, sich hinzuknien. 
Die Täter haben sich die Mühe gemacht oder 
haben direkt über dem Opfer gestanden, um 
anschließend vier Schüsse in den Kopf ab-
zugeben. Bisher hatten wir Taten, wo dieses 
emotionale Element nicht so deutlich war - 
für uns jetzt aufgrund der Tatrekonstruktion - 
wie bei diesem Fall in Rostock, wo wir dann 
nicht ausschließen konnten, zu sagen: Mög-
licherweise bestanden engere Verbindungen 
zwischen Täter und Opfer. 

Und die würden wir jetzt nicht im rechts-
radikalen Bereich suchen, zumal es - ich 
habe es vorher auch schon kurz erwähnt - 
aus unserer Sicht heraus Tatorte gab - das 
war auch so ein Element -, die von außen hin 
nicht als Geschäfte mit ausländischen Be-
treibern erkennbar waren. Und die Frage 
stellt sich dann schon, warum jetzt ausge-
rechnet dieses Geschäft des Herrn Kubasik 
in Dortmund, wenn 20 Meter daneben ein 
offensichtlicher Dönerstand ist. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich möchte in mei-
ner verbleibenden Zeit Sie noch eines fra-
gen, und zwar haben wir in unseren Unter-
lagen einen Vermerk, eine Gesprächsvorbe-
reitung für eine Tagung beim BKA Wiesba-
den am 24./25. April 2007, in der von einem 
Familienstreit zwischen den Fallanalytikern 
die Rede ist - oder besser: darüber geschrie-

ben wird. Und da sind auch Fallanalytiker - 
also ein OFA-Treffen - von Baden-Württem-
berg und Bayern offensichtlich dabei gewe-
sen. Ich habe keine Teilnehmerliste. Können 
Sie uns sagen, ob Sie beteiligt waren? Und 
vor allen Dingen interessiert mich: Was hat 
es auf sich mit dem Familienstreit in der 
OFA-Gemeinde, wie da geschrieben wird? 
Also, haben Sie sich ordentlich in der Wolle 
gehabt über den richtigen Ansatz? Oder wie 
muss ich das verstehen? 

Zeuge Udo Haßmann: Also, wir können 
uns nach wie vor in die Augen schauen und 
verstehen uns auch nach wie vor gut. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das habe ich zur 
Kenntnis genommen. 

Zeuge Udo Haßmann: Es ist in der Tat 
so, als unser Ergebnis natürlich präsentiert 
wurde und wir das Ergebnis der OFA Bayern 
kannten, dass wir gesagt haben: Also, wir 
arbeiten mit der gleichen Methodik; wir ha-
ben die gleiche Herangehensweise; wir ha-
ben die gleichen Akten zur Verfügung. Trotz-
dem kommen wir zu unterschiedlichen Er-
gebnissen. - Und es ist aus unserer Sicht 
heraus selbstverständlich, dass wir uns dann 
mal zusammensetzen und sagen: Woran lag 
es denn eigentlich? Wo waren die Knack-
punkte der Analyse? Wo könnten wir in Zu-
kunft irgendwie was besser machen? - Und 
das haben wir herausgearbeitet. Aber so 
dramatisch, wie das jetzt rüberkam, Fami-
lienstreit - - Natürlich haben wir damals ge-
sagt: Wir halten unsere Analyse für die plau-
siblere. - Das Gleiche hat der Herr Horn von 
seiner Analyse gesagt. Aber irgendwie müs-
sen wir dann wieder einen gemeinsamen 
Weg finden und sagen: Also, wir müssen 
gucken, was bei der ganzen Geschichte - - 
nicht schieflief, aber wo einfach die Knack-
punkte waren. - Und das haben wir gemacht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Darf Herr Horn noch 
darauf antworten? Dann ist meine Redezeit 
vorbei. Das wäre sehr gut. - Danke schön. 

Zeuge Alexander Horn: Frau Abgeord-
nete, ich habe bloß jetzt nicht ganz verstan-
den, wer diesen Vermerk, den Sie jetzt - - 
Können Sie mir sagen, von wem der ge-
schrieben wurde? Denn mir ist der jetzt so - - 

Dr. Eva Högl (SPD): MAT A BKA-2/14 - 
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(Zuruf: Wer ihn geschrieben hat!) 

- ja, sage ich doch gleich; ich will nur für die 
anderen sagen, wo es her ist -, Seite 401 ff. 
Und dann der Briefkopf ist also BKA offen-
sichtlich, Wiesbaden, MCB, I. Damit können 
Sie was anfangen, ja? 

Zeuge Alexander Horn: Da kann ich 
was - - Das ist die OFA des Bundeskriminal-
amts. Nur weil ich diesen nicht kenne; des-
wegen kann ich dazu das jetzt so nicht aus-
führen. Ich kann nur sagen: Wir haben natür-
lich darüber diskutiert. Wir haben uns auch 
intensiv darüber ausgetauscht, was meines 
Erachtens der Sache auch angemessen war, 
und haben uns ja, wie Sie diesem Vermerk ja 
auch entnehmen können, auch die Frage 
gestellt: Ja, was machen wir denn, wenn es 
denn wieder zu einem Delikt kommen sollte, 
dass wir, trotzdem wir unterschiedliche Mei-
nungen haben, aber dennoch weiter funk-
tionsfähig sind? - Und das war für uns die 
oberste Maxime, dass wir, auch wenn es 
unglücklicherweise zu einem Fall 10 kommen 
sollte und wir wieder dort analytisch tätig 
werden müssen - - Wie wollen wir das denn 
auch machen? 

Dr. Eva Högl (SPD): Danke schön. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank. - Dann hat das Fragerecht jetzt die 
FDP-Fraktion, und zwar in Verkörperung 
durch den Kollegen Wolff. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Herr 
Horn, Sie sagten, Sie hätten eine BKA-Be-
amtin bei Ihnen im Team gehabt. Wie hieß 
denn die? 

Zeuge Alexander Horn: Das war die 
Kollegin Straub vom BKA. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Hatte 
sie eine besondere Rolle, also in der Form, 
dass sie dann auch, sagen wir mal, mög-
licherweise Know-how-Verbindungen auch 
zum BKA selber hatte? Oder gehörte sie 
eigentlich immer fest zu Ihrem Team dazu? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, nein, sie 
war Mitglied auch vom KI 13, also der Fach-
dienststelle des Bundeskriminalamts. Wir 
sahen es aber natürlich aufgrund der bun-
desweiten Tatorte auch von den Fällen 1 bis 
7 als sinnvoll an, auch einen Vertreter der 

OFA des Bundeskriminalamtes dabeizu-
haben, so wie wir auch später ja dann den 
Vertreter aus Nordrhein-Westfalen hinzuge-
zogen haben, dass es nicht nur eine bayeri-
sche Analyse sozusagen ist. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Herr 
Haßmann, hatten Sie auch jemanden vom 
BKA dabei? 

Zeuge Udo Haßmann: Nein, wir haben 
das ausschließlich mit eigenen Kräften ge-
macht. Wir hatten jedoch zwei Einsatzpsy-
chologen aus dem LKA Baden-Württemberg 
mit im Team. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Mich 
würde interessieren, nach dem von Frau 
Högl so beschriebenen Familienstreit: Gab 
es den eigentlich jährlich noch mal? Also, 
wenn ich mir vorstelle, dass nach einer ge-
wissen Zeit natürlich ja die Aufklärung immer 
noch nicht da war und 2007 ja der Austausch 
stattgefunden hat, neue Erkenntnisse oder 
auch kaum Erkenntnisse, je nachdem, von 
der Bewertung her: Hatten Sie da das Be-
dürfnis, sich weiterhin trotzdem noch mal 
auszutauschen, auch zu sehen, wie es wei-
tergeht, bis 2011? - Egal wer. 

Zeuge Udo Haßmann: Also in der Ge-
schichte jetzt? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
haben doch beide die Fallanalysen erstellt. 

Zeuge Udo Haßmann: Genau. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Da-
nach haben Sie sich ausgetauscht - 

Zeuge Udo Haßmann: Richtig. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): - und 
haben festgestellt: Mist, der eine hat eine 
andere Position, obwohl wir gleich voran-
gegangen sind. - Haben Sie anhand weiterer 
Erkenntnisse später noch mal entsprechend 
diese Diskussion geführt? Oder haben Sie 
gesagt: „Gut, das war der Stand von 2006 
bzw. 2007“? 

Zeuge Udo Haßmann: Also, diese Dis-
kussion, wie sie jetzt 2007 geführt wurde, mit 
diesem Treffen gab es danach meiner 
Kenntnis nach nicht mehr. 
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Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
auch gerade die Weiterentwicklung jetzt von 
der Gewichtung her - Organisationstheorie 
etwas mehr im Hintergrund, dann Einzel-
tätertheorie, was Herr Geier jedenfalls in der 
letzten Sitzung erzählte, dass dann zumin-
dest mehr das eine Gewicht bekam -: Diese 
Entwicklung haben Sie nicht mehr mitbe-
kommen? 

Zeuge Udo Haßmann: Nein. Also ich 
nicht, nein. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Herr 
Horn? 

Zeuge Alexander Horn: Es war ja für die 
Ermittlung wichtig, es umzusetzen, auch die 
Ermittlungen hinsichtlich der Einzeltätertheo-
rie zu starten und umzusetzen. Wie gesagt: 
Solange wir dabei waren, waren wir auch 
begleitend an diesen Maßnahmen dabei. 
Und ab einem gewissen Zeitpunkt waren 
auch dann wir insofern außen vor. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
sagten vorhin hinsichtlich - - Sie haben ja 
den Ankerpunkt dankenswerterweise defi-
niert. Der spielte auch in der Vernehmung mit 
Herrn Geier eine wichtige Rolle. Ich hatte 
persönlich den Eindruck, dass er ihn sehr, 
sehr eng definierte. Also, Sie sprachen ja 
selbst von zeitlich verschobenen, möglicher-
weise auch nur familiären - also das Beispiel 
mit dem Vater - Ankerpunkten bzw. Bezugs-
punkten. Hatten Sie den Eindruck, dass in 
der BAO „Bosporus“ dieser Ankerpunkt so 
verstanden wurde, wie Sie ihn definiert ha-
ben? 

Zeuge Alexander Horn: Ich hatte schon 
den Eindruck, dass das Bewusstsein da ist, 
dass es nicht der Wohnort sein muss. Nur 
muss man natürlich auch sagen: Je weiter 
Sie sich davon entfernen, umso schwieriger 
ist die Ermittlung. Also, Sie müssen ja mit 
dem anfangen, was das Naheliegendste ist. 
Und der „naheliegendste“ - in Anführungszei-
chen - Ankerpunkt, den Sie ermittlungstech-
nisch umsetzen können, ist der Wohnort. 
Das Nächste wäre die Arbeitsstelle. Wenn es 
jetzt lediglich ein, sage ich mal, Ort der so-
zialen Bindung ist, wird das natürlich sehr, 
sehr schwierig in der Ermittlung, weil: Wie 
wollen Sie das rausermitteln? Es sei denn, 
Sie haben jemanden, der Ihnen einen ge-

zielten Hinweis auf eine solche Person gibt, 
die regelmäßig sich dort aufhält. Deswegen 
ja auch der Versuch, über die Medienstrate-
gie das umzusetzen, um auf einen solchen 
Hinweis unter Umständen zu kommen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wir 
hatten auch gehört, dass beispielsweise eine 
ganze Reihe von Personen, die im Spektrum 
Nürnberg jedenfalls rechtsradikal aufgefallen 
sind, einbezogen worden sind. Da hat man 
dann aber beispielsweise nicht die Väter 
hinzugezogen oder Ähnliches. Ist das denn 
üblich? Denn dann wäre automatisch der 
Kreis der Verdächtigen größer geworden. 
Und man hat ja auch damals - das ist jetzt 
keine Frage direkt, sondern eine Stellung-
nahme - doch verhältnismäßig kurzfristig 
nicht alle 600 Personen abgefragt. Hatten 
Sie denn den Eindruck, dass diese Position, 
dieser weite Begriff des Ankerpunktes, aus-
reichend berücksichtigt wurde? Oder hatten 
Sie dann an der Stelle den Eindruck: „Ich 
muss da noch mal nachsteuern oder sollte 
vielleicht auch noch mal in die Diskussion 
dieses einbringen, dass es deutlich weiter 
ist“? 

Zeuge Alexander Horn: Ich hatte nicht 
den Eindruck, dass ich dort eigeninitiativ 
weiter einsteigen hätte müssen. Wir standen 
ja auch immer für Ansprachen zur Verfü-
gung, wenn denn dieses Bedürfnis gesehen 
worden wäre. Aber es war - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Die 
kamen aber nicht, die Anfragen, erneut, da-
nach? 

Zeuge Alexander Horn: Entschuldigung? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Die 
Anfragen nach 2007 kamen dann nicht 
mehr? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, nach 2007 
kam das bei uns auch nicht mehr, weil wir 
dann auch wirklich analytisch gesehen, ja, 
außen vor waren. Es gab ja auch eine zweite 
Analyse, und insofern - - Aber wir haben ja 
im Vorfeld, was diese Rasterungen angeht, 
auch besprochen. Und es war schon das 
Bewusstsein natürlich auch da, dass das 
große Problem das sein könnte, wenn es ein 
Ankerpunkt ist, den wir aber ermittlungstech-
nisch ganz, ganz schwer greifen können. 
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Und das ist das Problem, das Sie bei eigent-
lich jeder großen Ermittlung haben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Herr 
Haßmann, Sie schreiben in Ihrem Bericht - 
für das Protokoll hier: OFA BaWü, MAT A 
BY-4, Seite 47 ff. - sinngemäß: Keine kultu-
rellen Komponenten der Opfer sind unter 
dem Punkt Vortat festgestellt worden. - An-
dererseits betonen Sie aber die Zugehörig-
keit zum Beispiel zur türkischen Sprache und 
auch verschiedene andere Migrations-
bezüge. Wie erklären Sie sich diesen Wider-
spruch? 

Zeuge Udo Haßmann: Ich muss ehrlich 
sagen: Ich weiß gar nicht, woraus Sie zitie-
ren. Seite 47 meiner Analyse? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also, 
bei uns ist das in der MAT A BY-4, Seite 
97 ff. 

Zeuge Udo Haßmann: 97? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 97. 

Zeuge Udo Haßmann: Ah, ich habe es. 
Danke. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
stellen einerseits fest: Keine kulturellen 
Komponenten der Opfer sind unter dem 
Punkt Vortat festzustellen. - Andererseits 
betonen Sie die Zugehörigkeit der Opfer zur 
türkischen Sprache und schließen daraus, 
dass der Täter ebenfalls aus diesem kultu-
rellen Milieu kommen könnte. 

Zeuge Udo Haßmann: Wir haben die 
Sprache als Bezugspunkt genommen und 
haben gesagt: Also, wenn diese Opfer gezielt 
ausgesucht wurden, was gibt es jetzt für eine 
Tätergruppierung, die Kontakt zu diesen 
Opfern aufnehmen könnte? - Und da haben 
wir die Sprache als Bezugspunkt, zumal der 
Herr Boulgarides als Grieche auch türkisch 
sprach. Da haben wir gesagt: Das verbin-
dende Element dieser Opfer ist die Sprache. 
Und möglicherweise kommt daher diese 
Tätergruppierung aus einem ähnlichen 
Sprachraum. - Mit diesem kulturellen Hinter-
grund, das haben wir auf die Taten bezogen 
und haben gesagt: Wir finden vom kulturellen 
Hintergrund jetzt nichts, was darauf schlie-
ßen lassen könnte, dass die Opfer deshalb 

getötet wurden. - Ich habe vorher erzählt, wir 
haben Islamexperten dabeigehabt: Gab es 
irgendeinen Hintergrund aufgrund der Ge-
burtsorte der Opfer, woraus man irgendwas 
Politisches schließen könnte? Waren die 
Opfer möglicherweise politisch engagiert in 
eine Richtung? Das haben wir alles verneint. 
Da haben wir jetzt nichts gefunden. Aber das 
verbindende Element zwischen der Täter-
gruppierung und zwischen den Opfern, ha-
ben wir jetzt angenommen, könnte mög-
licherweise die Sprache sein. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
sprachen an einer anderen Stelle - auch 
ungefähr auf dieser Seite - von sogenannten 
untypischen Gemeinsamkeiten - Sie hatten 
das vorher auch so ein bisschen angedeu-
tet - zwischen den verschiedenen Opfern. 
Was verstehen Sie unter „untypisch“? Also: 
Was war sehr untypisch? Und welchen Ver-
gleichspunkt hatten Sie denn? 

Zeuge Udo Haßmann: Diese Gemein-
samkeiten, die Sie jetzt ansprechen, sind 
dieser finanzielle - - ich sage mal, dieser 
Umgang mit Geld, wo wir also festgestellt 
hatten, dass viele Opfer verschuldet waren 
oder Schulden hatten oder hohe Steuer-
nachzahlungen zu erwarten hatten. Es gab ja 
auch Opfer darunter, die, ich sage jetzt mal, 
auch in kriminelle Machenschaften verwickelt 
waren und einfach diesen seltsamen Um-
gang mit Geld hatten - woraus wir schlossen: 
Kein Opfer würde es ablehnen, wenn jemand 
auf sie zukommen würde und sagen würde: 
Du kannst noch mit etwas Geld verdienen. - 
Und das war diese Gemeinsamkeit, wo wir 
gesagt haben: Also, da ist ein Angriffspunkt, 
bzw. das ist so eine Gemeinsamkeit der Op-
fer; das kann jetzt ein Täter, der keinen Be-
zug zu den Opfern hat, gar nicht wissen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wur-
den denn die Opferfamilien mit diesen Er-
kenntnissen nach Ihrem Kenntnisstand, Herr 
Horn oder auch Herr Haßmann, konfrontiert? 

Zeuge Udo Haßmann: Ich weiß das 
nicht. Diese Informationen habe ja ich nicht 
selber erhoben, sondern wir bekommen ja 
die Informationen von den sachbearbeiten-
den Dienststellen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Vom 
Hörensagen, gerade aus der BAO „Bospo-
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rus“, ob da gerade mit diesen Erkenntnissen 
die Opferfamilien konfrontiert wurden. 

Zeuge Udo Haßmann: Weiß ich nicht, 
nein. 

Zeuge Alexander Horn: Nein, also, das 
Normale bei Ermittlungen ist ja, dass natür-
lich erst mal, gerade bei Tötungsdelikten, der 
Opferhintergrund beleuchtet wird. Und das ist 
eine ganz normale Ermittlungsmaßnahme, 
dass natürlich die Suche auch nach denkba-
ren Konfliktfeldern geschieht. Und es wird in 
jedem Mordfall - und so ist das natürlich auch 
bei den Mordfällen der Ermittlungssache 
„Bosporus“ gewesen - damit begonnen, die 
Konfliktfelder, denkbare Konfliktfelder zu 
beleuchten. Und insofern sind diese Ermitt-
lungen natürlich auch da gemacht worden. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wenn 
die Medienstrategie, Herr Horn, gerade von 
Ihnen ja auch mit analysiert wurde, waren 
Sie dann auch dabei beteiligt, die Erkennt-
nisse daraus besonders zu berücksichtigen? 
Und beispielsweise interessiert mich gerade 
auch die Aussage der Bild-Zeitung vom 
7. August 2006 mit der Überschrift: „Polizei 
sicher: Döner-Killer ein gemeiner Türken-
Hasser“ - so die Überschrift. Gab es daraus 
Reaktionen, wo Sie die Reaktionen noch mit 
beteiligt oder mit beratend bei der BAO 
„Bosporus“ mit einbringen konnten? Oder 
waren Sie da schon mehr oder weniger 
außen vor? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, am 
07.08.2006 waren wir nicht außen vor. Und 
es gab ja auch Hinweise, die dann einkamen. 
Es gab auch einzelne Hinweise, wie zum 
Beispiel, dass sich dann Zeugen bei mir per-
sönlich gemeldet haben und ich diese Hin-
weise dann auch an die BAO „Bosporus“ 
gegeben habe. Also, insofern. Zu diesem 
Zeitpunkt war ich ja auch sehr aktiv an dieser 
Medienstrategie beteiligt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Kollege. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Letzte 
Nachfrage. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wo-
her kam die Überschrift „Türken-Hasser“, 
wobei man diese Aussage bei Ihnen im Be-
richt fast nicht findet? Diese Begrifflichkeit 
findet sich in den Akten fast gar nicht, aber 
ist in der Medienstrategie offensichtlich doch 
Teil dessen. 

Zeuge Alexander Horn: Na ja, also in 
unserer Analyse findet sich der Begriff Tür-
kenhass schon. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ver-
hältnismäßig kurz. 

Zeuge Alexander Horn: Ja, aber er ist 
drin. Also, insofern. Aber wie eine Überschrift 
zustande kommt, dazu kann ich leider nichts 
sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
hat das Fragerecht jetzt die Fraktion Die 
Linke. Herr Petermann, bitte. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Herr 
Horn, mit dem Wissen von heute kann man 
sagen: Sie haben also bei Ihrer Fallanalyse 
fast alles richtig gemacht - bis auf den be-
sagten Ankerpunkt. Das ist ja hier schon 
mehrfach angesprochen worden. Grundlage 
der Erkenntnisse zum Ankerpunkt ist ja das 
sogenannte Geo-Profiling gewesen. Das ist 
eine Methode von vielen kriminaltechnischen 
Methoden. Allerdings haben die Erkenntnisse 
zum Ankerpunkt wesentliche Auswirkungen 
auf den Polizeieinsatz, also auf die polizei-
lichen Ermittlungen, gehabt. Man hat sich 
also auf diesen Raum, der so ermittelt wurde, 
konzentriert. Wie wir heute wissen, war das 
sicherlich nicht korrekt vom Ergebnis her. Die 
Frage ist für mich, ob Geo-Profiling nicht 
auch zu anderen Ergebnissen hätte führen 
können, beispielsweise zu dem Ergebnis, 
dass Sie eine Spur finden bei untergetauch-
ten Rechtsextremisten. 

Zeuge Alexander Horn: Ich möchte dazu 
vielleicht gleich ausführen, dass diesen Be-
griff des Geo-Profilings als solchen wir in 
Deutschland nicht verwenden, sondern wir 
verwenden die geografische Fallanalyse als 
Teil unserer Fallanalyse. Das heißt, während 
es zum Beispiel in anderen Ländern ein 
eigener Bereich ist, ist es so, dass wir das 
Ganze bei uns in der Betrachtung der Ana-
lyse als Gesamtheit mit ansehen. Und ge-
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rade in der geografischen Betrachtung ka-
men wir ja aus den Gründen, die ich versucht 
habe aufzuzeigen, zu dem Ergebnis, dass 
Nürnberg sehr stark für uns - wir benutzen 
dabei den Begriff - strahlt, und insofern eine 
andere Ableitung außer der hohen Mobilität, 
die diese Täter offensichtlich an den Tag 
legten, durch die Verteilung der Tatorte von 
München bis Rostock. Und das Strahlen im 
Endeffekt von Nürnberg war aus unserer 
Sicht über jegliche Form der geografischen 
Analyse wie auch der Fallanalyse für uns zu 
dem Zeitpunkt nicht möglich. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Hatten 
Sie irgendwann die Idee, dass möglicher-
weise auch untergetauchte Rechtsextremis-
ten die Taten begangen haben könnten, un-
abhängig von Ihrer Fallanalyse, als Krimina-
list? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, ich meine, 
wir haben ja in unserer Analyse die Aussage 
getroffen, dass wir davon ausgingen, dass 
die Personen, die dafür verantwortlich sind, 
eine Nähe zur rechten Szene gehabt haben 
dürften. Und für uns war ja ein Punkt, den 
Sie in der Analyse ja auch gelesen haben, 
dass wir es so sahen, dass diese Gruppie-
rung - wir haben ja diese zwei Personen, weil 
wir gingen von diesen zwei handelnden 
Personen aus - vermutlich zum Entschluss 
kam, mehr zu machen als das, was unter 
Umständen in der rechten Szene als Aktio-
nen, wie ich es da drin, glaube ich, auch 
bezeichnet habe - - Also insofern, dass dort 
ein stärkerer Aktionismus gewünscht wird 
und vermutlich auch umgesetzt wird, das 
schon. Aber - - Und auch, dass es einen 
Rückzug aus dieser Szene gab. Das waren 
also für mich die Rückschlüsse, zu denen wir 
in der Lage waren. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Als Krimi-
nalist denkt man ja in alle möglichen Rich-
tungen. Davon gehe ich mal aus. Das gehört 
einfach zum Geschäft. Hat man dabei im 
Bewusstsein, dass es untergetauchte 
Rechtsextremisten gibt, die Bombenbauer 
sind, die per BKA-Fahndungsplakat gesucht 
werden? Hat man das irgendwie im Kopf, 
wenn man über solche schweren Fälle nach-
denkt? 

Zeuge Alexander Horn: Also, wie ge-
sagt, Herr Abgeordneter: Ich habe das im 
Kopf gehabt, die Analyse, die wir gemacht 

haben. Und alles, was ich dazu für mich fest-
stellen konnte, habe ich in dieses Papier 
auch eingefügt. Und dass eine denkbare 
Verbindung zum Sprengstoff hier auch vor-
liegt, das haben wir ja auch reingeschrieben, 
dass wir gesagt haben: Es könnte polizei-
liche Vorerkenntnisse im Bereich der rechten 
Szene und natürlich auch im Bereich des 
Sprengstoffwesens geben. - Das war für uns 
eine Option. Deswegen haben wir das ja 
auch dort reingeschrieben. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Aber Sie 
haben das nicht mit bestimmten Personen 
verknüpft? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, mit be-
stimmten Personen hatten wir das nicht ver-
knüpft. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Eine 
Frage zur Medienstrategie, die Sie aus Ihrer 
Fallanalyse abgeleitet haben: Wer war denn 
daran beteiligt, diese Strategie zu entwickeln, 
außer Ihnen? 

Zeuge Alexander Horn: Das Analyse-
team. Also, es ist ja bei uns immer so der 
Teamansatz, der dort gearbeitet wird. Ich war 
der verantwortliche Fallanalytiker, habe also 
insofern die Lenkung und Leitung dieses 
Analyseprozesses. Ich habe dann mein 
Analyseteam entsprechend mit einem Vor-
schlag für diese Medienstrategie - - haben 
wir das erarbeitet. Und das geht als Produkt, 
wenn Sie so wollen, dann an den BAO-Lei-
ter; natürlich. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Haben 
Sie den weiteren Werdegang dieser Strate-
gie verfolgt? Denn am Ende ist das ja auch 
nicht so umgesetzt worden, wie Sie sich das 
vorgestellt worden. 

Zeuge Alexander Horn: Na ja, ich war 
bei der Umsetzung der Strategie zum Teil ja 
auch beteiligt. Es gab ja Pressegespräche in 
Nürnberg. Es gab Pressegespräche in Mün-
chen. Und es gab ja auch einen Auftritt des 
Herrn Geier bei Aktenzeichen XY am 
03.08.2006, wenn ich mich nicht gänzlich 
irre. Und es gab ja auch im Bayerischen 
Fernsehen dazu noch Sendungen, in denen 
man dieses transportiert hat. Also, insofern. 
Wir haben schon versucht, diese Inhalte 
auch entsprechend zu platzieren, dass es 
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wahrgenommen wird. Und wir haben ja, 
muss man auch sagen, im weiteren Verlauf 
entsprechende Hinweise bekommen. Es 
kamen ja auch Hinweise an die BAO „Bospo-
rus“. Es kamen, wie gesagt, ja auch an mich 
Hinweise. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Soweit wir 
das jetzt noch nachvollziehen können, ist 
aber nach rechtsextremistischen Tätern nicht 
gesucht worden. 

Zeuge Alexander Horn: Es ist ja in 
Nürnberg entsprechend ermittelt worden. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Via Öf-
fentlichkeit. 

Zeuge Alexander Horn: Das sind ja auch 
Ermittlungshandlungen. Aber das ist eine 
Frage - - Wie gesagt, wie die Ermittlungen im 
Einzelnen durchgeführt worden sind, das ist 
auch nicht meine Aufgabe. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Also, aus 
Ihrer Sicht würden Sie sagen, die Medien-
strategie, die Sie sich in Ihrem Team ausge-
dacht hatten, ist zu Ihrer Zufriedenheit umge-
setzt worden, im Nachhinein? 

Zeuge Alexander Horn: Ich denke, wir 
haben dort alles versucht, es so umzusetzen, 
wie wir das konnten, ja. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ich habe 
dann noch eine Frage an Herrn Haßmann, 
und zwar geht es um die nachfolgende Fall-
analyse. Sie hatten ja dann den Folgeauftrag 
erhalten, kurz nachdem die Analyse aus 
Bayern gemacht worden ist. Es soll an dieser 
Analyse Kritik gegeben haben. Ist diese Kritik 
zu Ihnen gelangt? 

Zeuge Alexander Horn: Von wem soll 
Kritik geäußert worden sein? Seitens der 
BAO? 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Udo Haßmann: Nein. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Nichts? 

Zeuge Udo Haßmann: Nein. Also, wir 
wussten zum Zeitpunkt der Präsentation der 
Analyse im März 2007, dass es natürlich 

innerhalb der BAO zwei Lager gab. Das eine 
Lager favorisierte die Einzeltätertheorie, das 
andere die Gruppentheorie. Und das wurde 
uns auch gesagt. Aber zeitgleich wurde uns 
auch durch den Leiter der BAO bestätigt, 
dass in beide Richtungen nach wie vor er-
mittelt wird - und auch weiterhin in Zukunft 
ermittelt wird. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Hat das 
Ihre Fallanalyse in irgendeiner Form beein-
flusst? Oder anders gefragt: Gab es Ein-
flussnahmen auf Ihre Tätigkeit? 

Zeuge Udo Haßmann: Nein. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Keinerlei? 

Zeuge Udo Haßmann: Nein, überhaupt 
nicht. Im Gegenteil. Das ist der Vorteil, denke 
ich mal, der Fallanalyse insgesamt, dass wir 
abgesetzt der jeweiligen Sonderkommission 
oder in dem Fall abgesetzt der BAO uns Zeit 
nehmen, wochenlang teilweise auch Zeit 
nehmen, ohne Einfluss, der von außen ein-
geübt wird. 

Jens Petermann (DIE LINKE): War Ihnen 
die Analyse des FBI bekannt? Und wenn 
ja - - 

Zeuge Udo Haßmann: Nein. Davon höre 
ich heute zum ersten Mal. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Also 
heute zum ersten Mal davon gehört? 

Zeuge Udo Haßmann: Ja. Ich wusste 
das nicht, dass das FBI sich zu den Fällen 
geäußert hat. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Auch nicht in 
der Zeitung gelesen?) 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ich habe 
momentan keine weiteren Fragen. - Danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Wir wechseln dann zu der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Das Fragerecht ist dort, 
und Herr Wieland hat das Wort. Bitte. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - 
Herr Horn, das wurde ja nun schon gesagt; 
Ihr Täterprofil war prophetisch zutreffend. 
Was ich immer nicht verstehe - und da sind 
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Sie auch nicht der Erste, den ich frage -: Sie 
sind eigentlich, als Sie das geschrieben ha-
ben, von zwei Tätern ausgegangen. Und die 
Indizien sprachen ja auch dafür. Dennoch 
heißt es bei Ihrer Medienstrategie, die Sie 
hier als Vorschlag verfasst haben, immer 
wieder: der Täter. Und durch die Akten zieht 
sich immer: der Täter - also fast im nächsten 
Satz: Wir gehen von zwei Mördern aus. Der 
Täter muss soundso sein. 

Jetzt ahne ich schon, was Sie antworten 
werden: Für uns ist ein Täter gleich zwei 
Täter gleich mehrere Täter; das ist immer 
Einzeltäter. - Warum eigentlich ist ein Ein-
zeltäter nicht begrifflich wirklich ein Einzel-
täter? 

Zeuge Alexander Horn: Ich werde viel-
leicht doch ein bisschen anders antworten. 
Die Einzeltätertheorie stand also begriff-
lich - - Ich hatte versucht, das vorhin zu er-
läutern, dass die sozusagen als Abgrenzung 
eher zur Organisationstheorie zu sehen war, 
begrifflich gesehen, dass das eine eine Or-
ganisation ist, und das andere würde sich auf 
Einzeltäter beziehen - wobei sowohl im Tä-
terprofil wie natürlich auch in der Beschrei-
bung der Delikte gingen wir ja auch von zwei 
Schützen zum Beispiel aus. Wir haben ja 
zwei Fälle zum Beispiel, in denen ja auch mit 
zwei Waffen geschossen wurde. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, Sie ja - andere schon nicht, 
die wir gehört haben; die haben das schon 
infrage gestellt. Der Zeuge Geier hat gesagt, 
bei Simsek könnte auch ein Täter mit zwei 
Waffen - - 

Zeuge Alexander Horn: Das ist - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, Sie haben es ausgeschlos-
sen. Aber so eindeutig war es nicht. - Ich 
sage jetzt mal, wo ich hinwill. Als Sie dann 
mit den Medien geredet haben, beispiels-
weise Süddeutsche Zeitung vom 7. August 
2006 - - Die haben mit Ihnen und mit Herrn 
Geier geredet. Da heißt es dann wörtlich: 

Für einen Rechtsextremisten gibt es 
keinerlei Anhaltspunkte. Es muss, 
so glauben die Profiler, eher mit 
einem persönlichen Erlebnis zu tun 
haben: „Irgendetwas mag im Um-
gang mit Türken vorgefallen sein, 
das ihm extrem negativ und demü-
tigend erschien.“ 

Ihm, einer Person. 
Bei mehr Boulevardzeitung kam dann die 

Überschrift raus: „Kopfschuss-Killer: Kommt 
der Täter aus Nürnberg?“ Oder: „Kommt der 
Killer aus Gostenhof?“ Und auch da werden 
Sie dann wörtlich zitiert: 

Der Mann, meint Horn, ist nicht irre 
wie Hannibal Lecter aus dem Hor-
rorfilm „Das Schweigen der Läm-
mer“. Vielleicht hat er eine Frau, 
Kinder. 

Usw. usf. - Wieder Horn zitiert: 

Vor den Schüssen war er ange-
spannt. Die Tat verschaffte ihm 
Entspannung. 

Die Schusspause … Vielleicht war 
er in einer stabilisierenden Bezie-
hung, vielleicht im Ausland. 

Und immer wieder, die ganzen Akten 
durch, kommt dann wieder „der Täter“ und 
„die Psychologie des Täters“. Wäre es nicht 
weiterführend gewesen, Sie hätten jedem 
Journalisten gesagt: „Wir gehen von zwei 
Tätern aus“? Die Zeitungen haben es ja so-
gar geschafft, die beiden Phantomzeichnun-
gen zu bringen, als wäre es ein Täter. Nun 
können Sie nichts für die Zeitungen und die 
Medien; die sind manchmal etwas eigen. 
Aber wo ist denn das offensive Vertreten: 
„Hier handeln zwei“? 

Zeuge Alexander Horn: Ich muss dazu-
sagen, Herr Abgeordneter: Wir haben ja zum 
Beispiel auch bei dieser Pressekonferenz, 
die wir in München am, ich denke, es müsste 
der 08.08.2006 gewesen sein, hatten, den 
Medienvertretern zum Beispiel diese zwei 
Phantombilder präsentiert. Also, insofern. Wir 
haben darauf hingewiesen, dass es zwei 
Personen sind. Das ist dort auch von uns 
explizit reingegeben worden. Ich kann mich 
noch sehr genau erinnern, wie ich nämlich 
diese zwei Phantombilder an die Wand proji-
ziert hatte. Also, insofern ist es ja nicht so, 
dass wir zum Beispiel diese Phantombilder 
außen vor gelassen haben. Und auch, was 
die Schützen angeht, haben wir dieses schon 
auch deutlich gemacht. Also, es ist natürlich 
sehr schwierig, auch in der Persönlichkeits-
beschreibung, immer diese beiden Personen. 

Für die Ermittlung zum Beispiel, das muss 
man sagen, für die Ermittlung war es aus 
unserer Sicht sehr, sehr klar, dass wir es hier 
mit zwei Tätern auch zu tun haben. Das Tä-
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terprofil hat auch das aus unserer Sicht deut-
lich gesagt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Kennen Sie denn Beispiele, wo 
zwei Täter über Jahre hin sehr gekonnt - das 
muss man ja sagen; Sie haben sie ja nicht 
gefunden - agieren und beide psychopa-
thisch oder wie auch immer etwas auffällig 
sind, zwar nicht Hannibal Lecter, wie Sie 
schreiben, aber doch schwierig? Hätte man 
da nicht auch daran denken können, da kann 
es eine andere Klammer geben, Ideologie 
beispielsweise, gemeinsame rechtsextreme 
Überzeugungen? Ich gebe ja immer zu, dass 
wir alle in der Gefahr sind, unser heutiges 
Wissen darauf zu projizieren - aber gerade 
weil Sie so dicht dran waren und ja richtig 
gesagt haben, sie könnten auch aus Frust 
über eine zu lahme rechtsextreme Szene 
sozusagen sich selbstständig gemacht ha-
ben. So war es wahrscheinlich ja auch. Aber 
dass das dann in der Außenkommunikation 
wirklich keine Rolle spielt und sogar aus-
drücklich gesagt wird: Wir schließen rechts-
extreme Motivation aus. - Das wird nicht 
Ihnen in den Mund gelegt. Aber später ist es 
wirklich so gewesen und nachweisbar, dass 
das ausgeschlossen wurde. Und da fragen 
wir uns natürlich - oder nicht alle, aber wir als 
Grüne schon besonders -: Gab es da ir-
gendwelche Beeinflussungen, weil das nicht 
so erwünscht war, weil, wie Herr Geier ge-
sagt hat, die Vorstellung, da fahren zwei 
durch Deutschland und knallen Türken ab, 
natürlich beunruhigend ist, beunruhigender 
als wenn jemand nur im Raum Nürnberg 
sitzt? Also, gab es da irgendwelche Beein-
flussungen, dass man diesen Aspekt wirklich 
nicht offensiv gebracht hat? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, also mei-
ner Person gegenüber gab es da keinerlei 
Beeinflussungen hinsichtlich dessen, dass 
mir Vorgaben gemacht worden wären, wie 
ich denn die Medienstrategie abzufassen 
habe. Das ist nicht der Fall gewesen. Weil 
Sie gesagt haben, ob es denn Beispiele gibt: 
Wenn Sie sich diese Täter anschauen, die 
Sniper, die in Washington aktiv waren - zwei 
Personen, zwei Täter; es war ja Stiefvater 
und Sohn -, die über einen größeren geogra-
fischen Raum, über verschiedene Staaten 
der USA unterwegs waren und Personen 
erschossen haben, aus Distanz erschossen 
haben - deswegen ja auch der Sniper-Be-
griff - und nicht aus der Nähe: Insofern, na-

türlich gab es das. Und ich kann mich sehr 
wohl erinnern, dass in der Sendung, die im 
Bayerischen Fernsehen lief, meines Erach-
tens auch die Sniper als Aufhänger, sage ich 
mal, liefen - mit diesen zwei Personen, die-
sen zwei Tätern, die dort im Endeffekt als 
vergleichbares Beispiel, mehr oder weniger 
als Anteaser, entsprechend liefen. 

Ich kann von meiner Seite aus sagen: 
Das, was wir versucht haben zu transportie-
ren, war eben weg von diesem „Die Opfer 
haben kriminelle Verwicklungen; die Opfer 
sind aus diesem Grund Opfer geworden“, 
sondern dahin, zu sagen: Es gibt jemand, der 
ist unterwegs, und der hat - und das möchte 
ich vielleicht wirklich auch noch mal - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nicht jemand, sondern zwei. 

Zeuge Alexander Horn: Ja, das war die 
Hypothese. Nur: Zu dem Zeitpunkt, muss 
man sagen, wussten wir es ja auch nicht, 
dass es zwei sind. Wir hatten ja zum Beispiel 
auch nicht DNA-Spuren, die uns das hinter-
legt hätten, dass zwei Personen handeln. Es 
gab Schussabgaben mit zwei Waffen. Die 
sind mit Wahrscheinlichkeit von zwei Perso-
nen abgefeuert worden. Der Schusswaffen-
sachverständige sagt, es könnte auch einer 
gewesen sein. Wir haben die Sichtung, in 
Nürnberg zum Beispiel. Aber da muss man 
natürlich berücksichtigen: Das ist eine sub-
jektive Wahrnehmung von Zeugen. Und un-
sere Arbeit der Fallanalyse ist sehr, sehr 
vorsichtig, was die subjektiven Wahrneh-
mungen angeht; denn ich hatte genug Fälle, 
in denen subjektive Wahrnehmungen leider 
Gottes auch sehr falsch waren. Und das ist 
natürlich immer eine Problematik: Wie gehe 
ich mit subjektiven Wahrnehmungen um? Wir 
haben das aber natürlich berücksichtigt. Und 
das fand sich ja auch in den entsprechenden 
Phantombildern wieder. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
sind am Ende der ersten Berliner Runde. Es 
gibt, glaube ich, vereinzelt noch Fragebedarf. 
Insofern darf ich kurz mal abfragen. Gibt es 
bei der Union noch Wortmeldungsbedarf? 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Nein!) 

- Das ist nicht der Fall. - Bei der SPD, Frau 
Dr. Högl? 

(Dr. Eva Högl (SPD): Ganz kurz, ja!) 



2. Untersuchungsausschuss 77 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

- Bitte. 

Dr. Eva Högl (SPD): Danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Ich möchte noch mal festhal-
ten - und Herr Horn, ich hoffe, ich habe Sie 
da auch richtig verstanden -, dass mit Vor-
lage der dritten Fallanalyse im Januar 2007 
durch Herrn Haßmann und die Kollegen aus 
Baden-Württemberg im Grunde genommen 
Ihr Ansatz, den Sie präsentiert haben, der 
Ermittlungsansatz aus der zweiten Fallana-
lyse, keine Rolle mehr gespielt hat bei den 
Entwicklungen. Habe ich Sie da richtig ver-
standen? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, in den 
Ermittlungen - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja. 

Zeuge Alexander Horn: Diese Ermittlun-
gen liefen natürlich zu dem Zeitpunkt auch 
noch. Die haben auch eine Rolle gespielt. 
Die wurden ja auch weiter umgesetzt, die 
Ermittlungen zur rechten - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Also, wir haben den 
Akten entnommen, wenn ich das so sagen 
darf, dass nach Ihrer Analyse natürlich Er-
mittlungsansätze gemacht wurden, aber da-
nach nichts weiter mehr folgte. Also, weder 
der Staatsanwalt Dr. Kimmel hat Ideen prä-
sentiert, noch haben wir bisher aus unseren 
Vernehmungen Hinweise - auch von Herrn 
Geier oder so - gehabt, dass in irgendeine 
Richtung rechter Hintergrund noch intensiv 
ermittelt worden ist, nachdem die dritte Fall-
analyse auf den Tisch kam, sondern das 
ziemlich, wenn ich das so sagen darf, ad 
acta gelegt wurde. Habe ich Sie da richtig 
verstanden? Denn Sie haben selbst ja auch 
gesagt, das wurde nicht weiter verfolgt 
oder - - 

Zeuge Alexander Horn: Entschuldigung; 
ich glaube, da habe ich mich dann vielleicht 
etwas missverständlich ausgedrückt. Wir 
waren da nicht weiter involviert. Inwieweit 
zum Beispiel die Überprüfung der Spuren 
aus dem rechten Bereich abgeschlossen war 
zu dem Zeitpunkt, das kann ich Ihnen nicht 
beantworten. Das weiß ich nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, die waren 
nicht abgeschlossen. Das wissen wir. Die 
waren veranlasst nach Ihrer Analyse und 

liefen dann natürlich weiter. Aber es wurden 
keine neuen Ermittlungsansätze mehr unter-
nommen auf Basis Ihrer zweiten Fallanalyse. 
Okay. Jedenfalls - - Lassen wir diesen Punkt. 
Ich habe das für mich so festgehalten. Aber 
ich wollte das da nur noch mal nachfragen. 

Dann möchte ich ganz gerne Sie beide 
noch mal ganz kurz fragen - und ich frage 
das alle unsere Zeugen -, auch noch mal aus 
heutiger Sicht. Ich habe ja vorhin schon ge-
fragt: Was haben Sie gedacht, als Sie im 
November 2011 gehört haben, dass die Zwi-
ckauer Terrorzelle die Morde begangen hat? 
Was sagen Sie aus heutiger Sicht? Was ist 
schiefgelaufen damals? Welche Aspekte 
haben Sie vielleicht übersehen bei Ihrer 
Analyse? Und ich meine das wirklich nicht in 
Form einer Schuldzuweisung. Darum geht es 
hier heute nicht, sondern wir wollen verste-
hen, was vielleicht übersehen wurde oder 
was anders hätte bewertet werden müssen. 
Können Sie uns vielleicht mal beide sagen, 
was aus Ihrer Sicht schiefgelaufen ist, wo 
etwas nicht bedacht wurde oder wo etwas 
übersehen wurde? 

Zeuge Udo Haßmann: Ich kann jetzt in 
diesem Zusammenhang ja nur für meine 
Arbeit reden. Ich habe jetzt keinen Einblick, 
was bei den Ermittlungen lief oder wie die 
Ermittlungen waren, - 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, von Ihrer Ar-
beit. Dafür sind Sie hier. 

Zeuge Udo Haßmann: - sondern über 
meine Arbeit, ja. Natürlich im Nachhinein, 
wenn ich jetzt unsere Motivbewertung an-
schaue, die einfach falsch war, denke ich, 
hätte man auch auf eine andere Motivlage 
kommen können - wobei wir sie angespro-
chen haben. Wir haben sie aber ausge-
schlossen, weil wir unsere Gründe dazu 
hatten oder damals einfach die Opferauswahl 
so bewertet hatten, wie wir sie jetzt eben da 
vorliegen haben - wobei ich auch heute noch 
nicht sicher bin, nach welchen Kriterien jetzt 
die Opfer ausgewählt wurden. Ich meine, das 
liegt ja nach wie vor offen. Die Ermittlungen 
sind ja nach wie vor am Laufen in dieser 
Hinsicht. 

Ich denke, Fehler gemacht haben wir in 
dem Sinne keine, die ich mir vorwerfen 
werde und kann. Fallanalyse ist Arbeiten mit 
Hypothesen, Arbeiten mit Wahrscheinlich-
keiten. Und das haben wir hier getan. Und 
wir haben es auch in unserem Protokoll von 
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Anfang an vermerkt, dass die Datengrund-
lage eigentlich sehr, sehr dünn ist und dass 
sehr wenig Täterverhalten da ist. Und uns 
war es klar, dass es schwierig wird, dort, ich 
sage mal, ein Ergebnis abzuliefern, das in 
sich jetzt komplett stimmig ist, oder ein Er-
gebnis abzuliefern, das jetzt den Nagel auf 
den Kopf trifft. Es gibt durchaus Fälle, wo 
man sagt: Okay, da ist deutlich mehr Täter-
verhalten vorhanden, und da kann ich auch 
wesentlich besser arbeiten mit diesem Täter-
verhalten. 

Also, wenn Sie jetzt sagen, was ich mir 
jetzt vorzuwerfen habe oder wo ich denke, 
wo irgendwas hätte besser laufen können: 
Ich denke, dass wir aus unserer Sicht als 
OFA Baden-Württemberg alles getan haben, 
was wir tun konnten. Wir haben alle neun 
Fälle einzeln analysiert. Und wir haben alle 
Tatorte besichtigt. Wir haben alle Daten er-
hoben, die wir konnten. Und wir haben uns 
auch, ich sage mal, von außen keinem Druck 
ausgesetzt, dass wir jetzt schnell fertig wer-
den mit der Analyse. Ja, ich weiß: Wir haben, 
jetzt sage ich aus meiner Sicht, die Gruppie-
rung, denke ich, ganz gut beschrieben. Wir 
haben sie einfach schlichtweg falsch verortet. 
Und wir haben eine falsche Motivstruktur 
herausgearbeitet. Aber das passiert beim 
Arbeiten mit Wahrscheinlichkeiten und Hy-
pothesen. Also, deshalb mache ich mir kei-
nen Vorwurf. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte. 
Wir haben ja zwei Zeugen. 

Zeuge Alexander Horn: Im Nachhinein 
betrachtet, denke ich: Wir sind der Beschrei-
bung relativ nahe gekommen. Aber zum Bei-
spiel, was diesen Ankerpunkt Nürnberg an-
geht, haben wir vielleicht einen zu starken 
Fokus darauf gelegt, was sich aber analy-
tisch gesehen für mich begründen ließ und 
auch für mich nachvollziehbar war. Diese 
Begründungen sehe ich auch heute noch. 
Und ich muss auch sagen: Wir wissen ja 
auch noch gar nicht - - Das Ende der Ermitt-
lungen ist ja noch gar nicht da. Und wir wer-
den sehen, was da auch noch rauskommt. 

Nur stelle ich mir natürlich im nächsten 
Moment auch die Frage: Ja, was wäre denn, 
wenn ich keinen Ankerpunkt festgelegt 
hätte? Wo hätten wir denn dann ermittelt? 
Und das ist die Frage, die sich da für mich - - 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Es ist mehr der 

falsche Umgang mit dem 
Ankerpunkt!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Wort hat der Zeuge Horn. 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Sie haben völlig 

recht, Herr Vorsitzender!) 

Zeuge Alexander Horn: Aber ich hätte 
es dann eigentlich auch schon - - Das ist für 
mich der Punkt, der für mich natürlich die 
große Frage stellt. Wir haben vieles richtig 
beschrieben. Vielleicht war das nicht die 
richtige Beschreibung. Aber ansonsten 
denke ich: Wir haben es uns - das ist auch 
alles Operative Fallanalyse; und ich denke, 
das ist in diesen Diskussionen auch rüberge-
kommen - nicht einfach gemacht, auch un-
tereinander nicht einfach gemacht, und ha-
ben uns dieser kritischen Diskussion alle 
miteinander gestellt, was natürlich auch ein 
schmerzhafter Prozess ist. Aber das gehört 
dazu; denn das ist für diese Arbeit notwen-
dig. 

Dr. Eva Högl (SPD): Danke schön. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Horn, ich habe noch eine Frage bezüglich 
Ihrer zweiten Fallanalyse, 09.05.2006. Da 
heißt es auf Seite 62 zur Ausführung der 
sogenannten Alternativhypothese Einzeltäter: 

Beachte: Anschlag in Köln 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da ist 
der Nagelbombenanschlag aus dem Jahr 
2004 gemeint? 

Zeuge Alexander Horn: 9. Juni 2004, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie nachvollziehen, warum die BAO 
„Bosporus“ ausweislich der Akten, die wir 
bisher haben studieren können, zunächst 
wenige Wochen nach Ihrer zweiten Fallana-
lyse gesagt hat: „Wir machen einen analyti-
schen Vergleich Mordserie-Nagelbomben-
anschlag in Köln“, um das dann spätestens 
ein halbes Jahr später wieder zu verwerfen 
und diesen Vergleich nicht stattfinden zu 
lassen? Ist das für Sie verständlich? 
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Zeuge Alexander Horn: Ich denke, wir 
müssen dabei zwei Sachen berücksichtigen. 
Das eine ist das: Wir sahen in unserer Ana-
lyse dieses Delikt des Nagelbombenanschla-
ges am 9. Juni 2004 in Köln als ein Delikt, 
das eine gewisse Nähe zu den Fällen der 
BAO „Bosporus“ aufwies - in der Art, wie es 
durchgeführt worden ist, die Kommando-
aktion und diese Sachen. Und es war uns 
sehr wichtig, dass auch der Austausch sei-
tens der Ermittler stattfindet. Dieses ist auch 
passiert. Die Ermittlungsansätze, die sozu-
sagen in dem Nagelbombenanschlag in Köln 
sich ergeben haben, wurden ausgetauscht 
mit der BAO „Bosporus“. 

Ich denke, dass die Problematik des Fall-
vergleiches - - Ich habe das in anderen Fäl-
len auch schon gehabt. Zum Beispiel, wenn 
Sie Tötungsdelikte mit Sexualdelikten ver-
gleichen, ist das ein Stück weit schwierig; 
denn es sind ja in der Natur andere Delikte, 
weil ein Tötungsdelikt einen anderen delikti-
schen Hintergrund hat als ein Sexualdelikt. 
Insofern ist auch der Fallvergleich von einem 
Sprengstoffanschlag auf der einen Seite mit 
einer Serie von Tötungsdelikten auf der an-
deren Seite schwierig - vor allem, wenn wir 
uns in einem Gebiet bewegen, in dem Hy-
pothese eine große Rolle spielt. 

Uns war wichtig - und ich glaube, diese 
Botschaft ist auch sehr deutlich geworden -: 
Wir sehen da einen denkbaren Zusammen-
hang, und wir würden als Ermittlungsemp-
fehlung anraten, sich eng auszutauschen mit 
der Kommission, die in Köln gearbeitet hat. - 
Und das hat auch in der Folge stattgefunden. 
Und diese Informationen wurden auch aus-
getauscht. Und es wurden ja auch Ermittlun-
gen gestartet dann daraufhin. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
es ist - - Herr Horn, vielleicht ist Ihnen das 
nicht bekannt. Also, es gibt einen Vermerk - 
er ist hier schon mehrfach von mir auch vor-
gehalten worden - vom September 2006 aus 
den bayerischen Unterlagen. Da heißt es 
noch: 

Es ist beabsichtigt, eine verglei-
chende OFA-Analyse des Verfah-
rens Bombenanschlag Köln sowie 
der Tötungsserie durchzuführen. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
dann heißt es aber im März 2007: 

Die beteiligten OFAs kamen zu der 
Feststellung, dass Äpfel nicht mit 
Birnen verglichen werden können. 
Eine Vergleichsanalyse zwischen 
dem Nagelbombenattentat in Köln 
und der vorliegenden Serie wird 
nicht gefertigt. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. Das ist, was 
ich gesagt habe. Ich glaube, methodisch 
wurde es als sehr problematisch angesehen, 
weil es zwei unterschiedliche Deliktsformen 
sind. Wir sahen es aber insofern als wichtig 
an, dass die Informationen ausgetauscht 
sind. Und die waren ja zu dem Zeitpunkt - - 
War das, haben Sie gesagt, März 2007? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 2007, 
ja. 

Zeuge Alexander Horn: Zu dem Zeit-
punkt war das ja längst erledigt. Da waren 
sowohl die Kollegen aus Köln in Nürnberg 
bei der BAO „Bosporus“ wie auch die Kolle-
gen von der BAO „Bosporus“ vor Ort in Köln 
gewesen, und die Kommissionen hatten sich 
ausgetauscht. Also, das war zu diesem Zeit-
punkt bereits erledigt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na, Sie 
haben also die vergleichende Analyse ja 
nicht durchgeführt. 

Zeuge Alexander Horn: Nein, das ist 
richtig. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nach-
dem Sie sich vorher darauf verständigt hat-
ten, genau das zu machen. 

Zeuge Alexander Horn: Wir hatten das 
bei uns vorgeschlagen, dass wir das prüfen 
sollten, das zu tun. Und es wurde im End-
effekt dann methodisch festgestellt, dass 
doch die Schwierigkeiten sehr, sehr groß 
wären. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
der Anlasspunkt war ja sozusagen: Es gab 
die Zeugin bei dem Mord Yasar genau auf 
den Tag ein Jahr später, - 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - 2005, 
die gesagt hat - - Der Befund war: Es gab ja 
eine Ähnlichkeit zwischen den Personen auf 
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der Videoaufzeichnung aus Köln und der 
Täterbeschreibung durch die Zeugin. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hätte 
das nicht ausgereicht, zu sagen: „Man legt 
die Dinge mal nebeneinander und schaut 
näher hin“? 

Zeuge Alexander Horn: Das ist ja auch 
passiert. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
nicht vertiefend. 

Zeuge Alexander Horn: Also, die Er-
mittler haben sich da ja auch intensiv aus-
getauscht. Also, insofern. Das ist ja schon - - 
Wobei ich Ihnen - - Ich war bei diesen Be-
sprechungen nicht dabei. Ich kann Ihnen 
sagen, was da besprochen wurde. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben ja nicht ermittelt, sondern haben ja ana-
lysiert und beraten. 

Zeuge Alexander Horn: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: So. - 
Herr Tören hat noch Fragen für die FDP-
Fraktion. 

Serkan Tören (FDP): Ja, zwei kurze 
Nachfragen. - Die eine betrifft die Medien-
strategie. Können Sie das noch mal ein biss-
chen erläutern? Sie hatten ja, glaube ich, 
auch selbst Vorschläge zur Medienstrategie, 
auch zur Verbreiterung der Einzeltätertheo-
rie; so habe ich Sie verstanden. Was von 
Ihren Vorschlägen ist umgesetzt worden, 
was nicht? Das würde mich noch mal inte-
ressieren - zumal wir in der letzten Sitzung 
auch einen Vermerk bekommen hatten, wo-
nach es teilweise auch politisch gar nicht 
erwünscht war, die Einzeltätertheorie in die 
Öffentlichkeit zu bringen. 

Zeuge Alexander Horn: Dazu kann ich 
Ihnen nichts sagen. Das ist nicht mein 
Kenntnisstand. Wir haben vorgeschlagen, es 
auf verschiedenen Ebenen zu machen - also 
zum Beispiel die Pressevertreter natürlich in 
Nürnberg auf der einen Seite aufgrund des 
Ankerpunkts Nürnberg. Wir hatten aber na-
türlich auch die Notwendigkeit, es überregio-

nal zu machen, aufgrund der Überregionalität 
auch der Serie; deswegen natürlich auch in 
München die entsprechende Pressekonfe-
renz mit den Vertretern. Wir haben vorge-
schlagen, es natürlich auch bundesweit um-
zusetzen - bundesweit; deswegen auch Ak-
tenzeichen XY, das am 03.08.2006 meiner 
Erinnerung nach stattfand. Und natürlich 
noch mehr explizit in einer Sondersendung 
des Bayerischen Fernsehens, die am, ich 
denke, 08.08., 07./08.08.2006, umgesetzt 
wurde. Also, insofern dort diese Vorschläge, 
die wir unterbreitet haben, es auf mehreren 
Ebenen und auch mit mehreren Medien um-
zusetzen zu versuchen. Die wurden dann 
auch entsprechend umgesetzt. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Aber 
täterbezogen: Was waren die entscheiden-
den Punkte, die Sie bei der Medienstrategie 
täterbezogen angebracht haben? Was waren 
da für Sie die wesentlichen Punkte? Sie 
sagten jetzt gerade, Pressekonferenz bun-
desweit etc. Ganz konkret auf den Täter be-
zogen, was waren da für Sie die Essentials? 

Zeuge Alexander Horn: Für uns ganz 
wichtig war, auf der einen Seite das Zerstö-
rungsmotiv herauszustellen - das Zerstö-
rungsmotiv, das im Vordergrund stehen 
dürfte. Wir haben darüber hinaus eben den 
Ankerpunkt in Nürnberg herausgestellt und 
gleichzeitig aber gesagt, dass diese hohe 
Mobilität dieser Personen interessant sein 
dürfte, um die es hier geht - dass man sagt, 
eine Mobilität, die offensichtlich über das 
ganze Bundesgebiet ja verteilt ist; denn wir 
hatten ja die Tatorte von München bis Ros-
tock. Und da war auch für uns eine denkbare 
Hypothese, zu sagen: Das könnte mit einer 
beruflichen Mobilität zum Beispiel zu tun 
haben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
haben aber den Migrationshintergrund nicht 
besonders hervorgehoben, weil das Thema 
Türkenhasser - - 

Zeuge Alexander Horn: Der Opfer? 
Doch, das haben wir schon. Wir haben das 
schon deutlich gemacht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Okay. 

Serkan Tören (FDP): Jetzt wollte ich 
auch zur zweiten Frage kommen. Sie mein-



2. Untersuchungsausschuss 81 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

ten jetzt auch gerade wieder, Zerstörungs-
motiv, das sei bei fast allen Taten oder sogar 
allen Taten gleich und hätte wohl auch dazu 
geführt, dass Sie dann gesagt haben: Ein-
zeltätertheorie. - Können Sie noch mal näher 
erläutern, Zerstörungsmotiv, was genau ist 
das, und welche Alternativen gibt es dazu? 
Das würde mich gern interessieren. 

Zeuge Alexander Horn: Also, Zerstö-
rungsmotiv, darunter ist zu verstehen, wenn 
Sie sich die in der Rekonstruktion der Tat-
geschehen - - Wir haben ja die Tatgesche-
hen rekonstruiert. Und es war ja davon aus-
zugehen in der Rekonstruktion, dass insge-
samt sehr wenig Interaktion zwischen Opfer 
und Täter stattgefunden hat, sondern die 
Opfer wurden sehr schnell getötet, sehr ziel-
gerichtet. Die Schüsse, die gesetzt wurden, 
waren auf die völligen Vitalbereiche ausge-
legt - auf den Kopf, auf den Brustbereich. 
Das hatte ja einen Charakter von Exekutio-
nen. Und insofern war unser Eindruck der, 
dass es darum geht: Das Ergebnis steht im 
Vordergrund. Sie haben ja teilweise Täter, 
zum Beispiel bei anderen Delikten, denen es 
um den Prozess geht. Das Opfer wird länger 
gehalten; es werden dann verschiedene 
Handlungen an dem Opfer gesetzt, um aus 
dem Prozess heraus den Gewinn zu ziehen 
sozusagen. Hier hatten wir den Eindruck, 
dass es anders ist, dass es nicht um den 
Prozess geht. Es geht um das Ergebnis, im 
Endeffekt, dass schnell jemand dort getötet 
wird und auf diese Art und Weise getötet 
wird. Und das sahen wir eben als das rele-
vante Zerstörungsmotiv an, also diese völlige 
Zielgerichtetheit und Fokussiertheit auf die-
sen Akt. 

Serkan Tören (FDP): Verstehe ich Sie 
richtig? Bei einer Organisationstat wäre so 
ein Zerstörungsmotiv möglicherweise nicht 
wahrscheinlich? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, bei einer 
Organisationstat wäre es auch wahrschein-
lich, weil, das Ziel wäre ja dann, diese Per-
son zu beseitigen. Das ist richtig. Nur, da 
kommen wir zum eigentlichen Ausgangs-
punkt zurück, dass die entscheidende Frage 
ja für uns die Opferauswahl war. Geht es 
also um die einzelne, individuelle Person? 
Oder geht es um die Person, die ist männ-
lich, die ist türkisch oder hat ein türkisches 
Erscheinungsbild und ist alleine in einem 
Geschäft? Und das ist der entscheidende 

Parameter, dass wir in unserer zweiten Ana-
lyse zum Ergebnis kamen, das dürfte der 
entscheidende Parameter sein - und nicht, 
ob es jetzt die Person Enver Simsek ist, ob 
es die Person Halit Yozgat ist, sondern es ist 
diese Person in diesem Rahmen, in diesem 
Setting, um die es im Endeffekt geht. 

Serkan Tören (FDP): Danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Tören? - Okay. Dann hat jetzt die Fraktion 
Die Linke das Fragerecht. Herr Petermann, 
bitte. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Zwei 
kurze Nachfragen! Ausweislich einer The-
mensammlung, die erstellt wurde für ein Ge-
spräch, das am 02.03.2007 im BKA stattge-
funden hat - das war ein informelles Treffen 
von Mitarbeitern aus vier OFA-Stellen - - 

(Zuruf: Ein bisschen lauter!) 

- Lauter? Entschuldigung. - Also noch mal: 
Ausweislich einer Themensammlung, die 
erstellt wurde für ein informelles Treffen von 
Mitarbeitern aus vier OFA-Stellen im BKA am 
02.03.2007, war ein Thema die Einmischung 
in laufende Analysen:  

Wie steht es damit 

- ich zitiere also -, 

wenn mehrere OFA-Einheiten 
gleichzeitig an einem Fallkomplex 
(an einer Serie) arbeiten? Wie wol-
len wir uns dazu verhalten?  

Das war also ein Thema. 
Können Sie sich an diese Sitzung am 

02.03.07 erinnern? Waren Sie dabei, oder ist 
das Thema vielleicht anderweitig bei Ihnen 
mal aufgetaucht? 

Zeuge Alexander Horn: Ich könnte Ihnen 
jetzt nicht sagen, ob ich bei dieser Sitzung 
dabei war. Können Sie mir bitte sagen, von 
wem dieses Papier geschrieben ist? Das 
würde es mir erleichtern. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Das ist 
nicht unterschrieben, ist aber aus der BKA-
Akte, also BKA-2/14. 

Zeuge Alexander Horn: Also, das ist 
dann auch nichts - - Wie gesagt, ich kenne 
dieses Dokument dann auch nicht. 
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Jens Petermann (DIE LINKE): Das ist 
ein Vorbereitungsschreiben. 

Zeuge Alexander Horn: Ja, also, das 
Dokument kenne ich jetzt so nicht. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Ist da kein 
Briefkopf drauf?) 

Jens Petermann (DIE LINKE): Nein. 

Zeuge Alexander Horn: Tut mir leid, da 
kann ich jetzt - - 

Jens Petermann (DIE LINKE): Gut, wir 
können das ja mal zu den Akten geben. - 
Dann eine zweite Frage: In den USA und in 
Großbritannien ist es seit vielen Jahren üb-
lich, Verbrechen gegen Migranten oder be-
stimmte Gruppen der Gesellschaft auf einen 
rassistischen Hintergrund der Tat zu über-
prüfen. Es ist also grundsätzliches Hand-
werk, sogenannte Hasskriminalitätsdelikte 
quasi zu überprüfen. Könnten Sie sich vor-
stellen, dass das auch eine Lehre dieser 
Mordserie ist, das in Deutschland grundsätz-
lich als Herangehensweise einzuführen? - An 
beide. 

Zeuge Udo Haßmann: Ich denke, wenn 
man grundsätzlich eine Serie von Tötungs-
delikten hat, bei der es mehrere Opfer gibt 
mit Migrationshintergrund, ist natürlich daran 
zu denken oder denkt man, denke ich, als 
Ermittler oder auch als Fallanalytiker in diese 
Richtung. Sie meinen jetzt, das als Stan-
dardmaßnahmen einzuführen, dass man in 
diese Richtung ermittelt? 

Jens Petermann (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Udo Haßmann: Also, da kann ich 
jetzt keine eindeutige Meinung vertreten, weil 
ich mit Ermittlungen nicht betraut bin. Aber 
dass man in diese Richtung denkt: Ich gehe 
davon aus, dass das automatisch erfolgt bei 
jeder Sonderkommission. Also, wenn ich 
eine Serie habe mit Tötungsdelikten an Mi-
granten, dann wird auch in diese Richtung 
ermittelt. Das war ja hier auch der Fall. 

(Daniela Kolbe (Leipzig) (SPD): Das 
war hier nicht der Fall!) 

Zeuge Alexander Horn: Ich denke, dass 
es vielleicht schwierig ist. Ich kenne jetzt zum 
Beispiel nicht den Kriterienkatalog, der dort 
angewandt wird, also, zu sagen: Welche 

Kriterien müssen denn dann erfüllt sein, dass 
ein Delikt als solches klassifiziert wird? - Das 
müsste ich mir erst anschauen, um Ihre 
Frage beantworten zu können, um zu sagen, 
wäre das eins zu eins für uns übertragbar. 
Das vermag ich jetzt nicht, weil ich die Krite-
rien nicht kenne. 

Dass es grundsätzlich sinnvoll sein kann, 
eine solche Prüfung zu machen - - Ich denke 
nur, es müssen dann auch der Rahmen be-
schrieben sein, die Kriterien und die Verfah-
rensweise und wer dafür die Verantwortung 
dann trägt. Insofern fehlen mir leider jetzt 
etwas die Basics dafür. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
die Grünen noch Fragen? - Herr Ströbele, 
bitte. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, Herr Horn, ich komme 
noch mal zurück auf das, was jetzt hier 
schon mehrfach angesprochen worden ist: 
Ihr außerordentlich zutreffendes Profil, was 
Sie da erstellt haben mit dem einzelnen - ich 
setze es jetzt mal ausdrücklich in Anfüh-
rungsstrichen - Mangel mit dem Ankerpunkt 
Nürnberg. Ist Ihnen eigentlich bekannt, dass 
die Ermittlungen, die dann zu diesem Anker-
punkt gemacht worden sind oder auf der 
Grundlage des Ankerpunkts gemacht worden 
sind, sich nachher reduziert haben auf zwei 
Postleitzahlen in Nürnberg-Süd, dass man 
gesagt hat: „Diesen Ankerpunkt in Ihrem 
Profil verstehen wir so, Postleitzahl 90 so-
undso und 90 soundso“, dass man dazu 
dann Erkenntnisse abgefragt hat? 

Zeuge Alexander Horn: Die Details der 
Abfrage kann ich Ihnen nicht sagen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Haben Sie nie gehört, 
dass das von der Postleitzahl - - 

Zeuge Alexander Horn: Ich weiß schon, 
dass es natürlich eine Eingrenzung - - Es war 
ja der Nürnberger Südosten. Ob das jetzt 
diese Postleitzahlen sind, das kann ich Ihnen 
jetzt leider nicht beantworten. Aber ich weiß 
schon, dass natürlich eine Herangehens-
weise der strukturierten Aufbereitung über 
Postleitzahlen durchaus eine Verfahrens-
weise ist, die wir auch in anderen Fällen 
praktizieren. In anderen Bundesländern sind 
es zum Beispiel Bauamtsbezirke, die sich 
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dafür eignen, um Datenmengen eingrenzen 
zu können und entsprechend auch, sage ich 
mal, nachvollziehbar abfragen zu können. 
Das ist also eine Verfahrensweise, die nicht 
ungewöhnlich ist. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Na ja, mit Postleitzahlen 
bekommen Sie ja allenfalls Adressen, Wohn-
adressen. 

Zeuge Alexander Horn: Anwohner, ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): So. Nun haben Sie auch 
hier wieder - das findet sich auch in den Ak-
ten - ja mehrfach betont, dass Sie diesen 
Ankerpunkt Nürnberg nicht allein als Adres-
se, als Wohnort bezeichnen wollten, sondern 
Sie haben gesagt, das könnte auch Arbeits-
platz sein, das könnte auch eine andere Art 
von Beziehungen zu diesem Ort, zu dieser 
Örtlichkeit, zu diesem geografischen Anker-
punkt, wie Sie es genannt haben, sein. Wenn 
man da aber jetzt nur noch nach Postleit-
zahlen vorgeht, dann fallen ja diese anderen 
möglichen Beziehungen raus. 

Zeuge Alexander Horn: Ja, das ist rich-
tig, Herr Abgeordneter. Aber ich glaube, es 
war ja auch so, dass zum einen wir als flan-
kierende Maßnahme dazu gesehen haben 
die Medienstrategie, um Hinweise zu be-
kommen von Personen, die dort einen An-
kerpunkt haben, die einen Bezug - - Wir ha-
ben das meiner Erinnerung nach als Bezug 
in den Nürnberger Südosten bezeichnet. Das 
ist das eine, um zu sagen, als flankierende 
Maßnahme es zu setzen. Und das andere 
sind natürlich auch entsprechende Ermittlun-
gen, die dann versucht werden vor Ort. Ich 
bin mir jetzt nicht sicher - das kann ich Ihnen 
nicht sagen, weil ich für die Maßnahme nicht 
die Verantwortung hatte -, inwieweit auch 
Postwurfsendungen oder dergleichen ge-
macht worden sind; das kann ich Ihnen nicht 
beantworten. Das weiß ich nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Nein, mir stellt sich das 
so dar: Das Landeskriminalamt, die BAO, hat 
sich an das Landesamt für Verfassungs-
schutz gewandt und hat gesagt: Wir hätten 
gerne Daten. - Dann gab es da eine Kommu-
nikation, die wir gleich noch mit Herrn Pfister 
diskutieren werden und morgen mit den Her-

ren vom Landesamt für Verfassungsschutz, 
und dann ist aus Ihrem ursprünglichen Profil 
immer mehr geworden: „Ja, dann gebt uns 
doch wenigstens die Daten für diese beiden 
Postleitzahlen, welche Rechtsextremisten 
sind aktuell unter diesen Postleitzahlen ge-
meldet“, weil man sonst wohl fürchtete, das 
wären zu viele oder das wird unübersichtlich. 
Es war mal die Rede von 3 000 Namen, die 
sonst in Erscheinung treten könnten dort. 
Wissen Sie davon was? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, also, wie 
diese Anfrage dann und der Kontakt mit dem 
Landesamt für Verfassungsschutz war, - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das wissen Sie nicht? 

Zeuge Alexander Horn: - dazu kann ich 
Ihnen nichts sagen, weil meine Aufgabe die 
Beratung und diese Spur waren. Was die 
Umsetzung dann speziell dieser Fragestel-
lung mit dem Verfassungsschutz angeht, das 
war die Entscheidung des BAO-Leiters. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Was für eine Empfehlung 
haben Sie denn persönlich gegeben ans 
Landeskriminalamt, und welche hätten Sie 
gegeben oder zur Weiterleitung gegeben an 
das Landesamt für Verfassungsschutz? 
Sollten die da nur nach diesem Ankerpunkt 
fragen, oder sollten die Ihr ganzes Profil 
nehmen und sagen: Sucht mal jemand mit 
Erkenntnissen, über den wir, also Landes-
kriminalamt oder Landesamt für Verfas-
sungsschutz, Erkenntnisse haben, der 
rechtsextrem ist, über den Vorkenntnisse - so 
haben Sie es ja mal ausgedrückt - zu Waffen 
oder Sprengstoff da sind usw.?  

Ich vertrete die These - damit werden wir 
uns noch intensiver befassen -, wenn man 
das gesamte Profil so, wie Sie es gegeben 
haben einschließlich Ankerpunkt, weiter-
gegeben hätte und dann einfach mal durch-
gerastert hätte, was das Landeskriminalamt 
in Bayern an Erkenntnissen über Rechtsex-
treme auch ruhig in diesem Bereich hatte, 
dann wäre man sogar auf unsere Drei ge-
kommen, die wahrscheinlich die Täter waren. 

(Abg. Clemens Binninger 
(CDU/CSU) meldet sich zu Wort) 

Zeuge Alexander Horn: Herr Abgeord-
neter - - 
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Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Also, hier ist die Frage: 
Was haben Sie denn denen geraten? Haben 
Sie denen gesagt: „Nehmt das Profil so, wie 
ich es euch gegeben habe, und gebt das 
weiter -  

Zeuge Alexander Horn: Ja, ich würde - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): - zur Durchrasterung“, 
oder haben Sie gesagt: „Nehmt mal einzelne 
Punkte“? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, ich würde 
da eigentlich auf das gerne verweisen, was 
ich auch als Ermittlungsempfehlungen dazu 
ausgesagt habe. Die Ermittlungsempfehlun-
gen waren, dass wir hinsichtlich der Hypo-
these „missionsgeleitete Täter“ mehrere An-
sätze versuchen. Über die Medienstrategie 
ist ja schon gesprochen worden. Über den 
Austausch mit dem Tatzusammenhang mit 
Köln ist gesprochen worden. Über Ermittlun-
gen in Nürnberg, zum Beispiel in der rechten 
Szene, ist gesprochen worden. Das sind 
Sachen, die aber auch ja in unserem Papier 
nachvollziehbar sind, auch Ermittlungen hin-
sichtlich möglicher Arbeitsstellen zum Bei-
spiel, dass wir versucht haben, Ankerpunkt 
nicht nur über Wohnort, sondern über Ar-
beitsstelle zum Beispiel auch anzugehen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, war - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ströbele, ich muss Sie darauf hinweisen: Sie 
haben die siebenminütige Zeit der Grünen 
schon um drei Minuten überzogen. Wenn Sie 
weitere Fragen haben, in der nächsten 
Runde bitte. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Okay. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
Herr Horn hat noch die Möglichkeit, zu ant-
worten. 

Zeuge Alexander Horn: Ich würde 
eigentlich ganz gern auf das verweisen, was 
in unserer Analyse auch drinsteht, in diesen 
Ermittlungsempfehlungen, die wir abgegeben 
haben zur Hypothese „missionsgeleiteter 
Täter“. Dort ist es auch nachvollziehbar, wel-

che Erkenntnisse wir zum Thema Nürnberg 
und auch rechte Szene und die Abfrage dort 
gegeben haben. Wie gesagt, wie es dann 
umgesetzt worden ist, dazu, glaube ich, wird 
Ihnen vermutlich ein anderer Zeuge mehr 
aussagen können als ich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 
Nächste Berliner Runde! - Die Union hat 
noch Fragebedarf geltend gemacht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Jeweils 
eine Frage, ich und der Kollege Schuster. 
Stichwort auch Auswahl der Tatorte. Herr 
Haßmann, Sie hatten ja sehr eindrücklich 
beschrieben, glaube ich, vorhin, dass man 
auf diese beiden Tatorte in Rostock und 
Dortmund nicht kommen kann, indem man 
zufällig vorbeifährt oder einfach durchfährt 
und dann das entdeckt, sondern das muss 
man wissen. Wissen, frage ich mich jetzt, 
kann man bekommen, indem man dort 
wohnt, sich aufhält, die Gegend vorher 
mehrfach observiert, oder jemand hat, der 
dort wohnt und dieses ortskundige Wissen 
hat und es einem mitteilt. Für Heilbronn gilt ja 
Ähnliches; jetzt haben wir diesen Fall dabei. 

Was ist aus Ihrer Erfahrung jetzt auch als 
Fallanalytiker da ein wahrscheinlicher An-
satz, wie ein Täter sich so ein Wissen - die 
Täter haben an keinem der Orte gewohnt -, 
solches Ortswissen, zueignet? Kann man 
das aus Ihrer praktischen Erfahrung irgend-
wie ableiten? Also, selber hinfahren, obser-
vieren, Wissen besorgen von jemandem, der 
dort wohnt, oder am Ende doch Zufall? 

Zeuge Udo Haßmann: Also, ich denke, 
Zufall auf keinen Fall, sondern solche Orts-
kenntnis kann man sich entweder beschaf-
fen, wie Sie zu Recht sagen, selbst be-
schaffen, nämlich indem ich mich vor Ort 
begebe und eine längere Zeit in Rostock 
aufhalte oder, was auch sehr wahrscheinlich 
ist, dass ich irgendjemand habe, der mir 
sagt: Dort gibt es ein lohnendes Ziel mög-
licherweise. - Das sind die Alternativen, und 
das ist ja jetzt nicht nur Rostock oder Dort-
mund, das war jetzt in Nürnberg - die Ände-
rungsschneiderei - ja genauso. Also, das war 
jetzt auch keine Örtlichkeit, an der ich zufällig 
vorbeifahre und von außen erkenne: Da ist 
ein Geschäftsinhaber mit ausländischem 
Hintergrund. - Beileibe nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gilt das 
auch für Heilbronn, wo man ja nicht wissen 
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konnte, wann dort eine Polizeistreife Pause 
macht? 

Zeuge Udo Haßmann: Nein, also, bei 
Heilbronn - - Wie gesagt, an der Heilbronner 
Geschichte war ich selber nicht beteiligt. 
Deshalb spreche ich da jetzt wirklich aus 
zweiter Hand. Aber die Örtlichkeit in Heil-
bronn, dort war mit Sicherheit nicht bekannt, 
dass Michèle Kiesewetter zum damaligen 
Zeitpunkt - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
die Polizeistreife! 

Zeuge Udo Haßmann: Bitte? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
man muss wissen, dass dort regelmäßig 
Polizeistreifen ihre Kaffee- oder Zigaretten-
pausen machen. 

Zeuge Udo Haßmann: Aber das war zu 
unregelmäßigen Zeiten. Das war ja nicht 
immer zur gleichen Zeit, dass sich dort wel-
che aufhielten. Das war unter den Kollegen 
schon bekannt als, ich sage jetzt mal, Pau-
senecke. Aber das war mit Sicherheit jetzt 
nicht immer zu einer regelmäßigen Uhrzeit. 
Aber, wie gesagt, mit dem Fall Kiesewetter 
bin ich nicht näher betraut, da habe ich nicht 
mitgearbeitet. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Jetzt 
Herr Schuster. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
Herr Schuster, bitte. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Ich habe nur eine Frage, Herr 
Horn. Sie kommt aufgrund einer Aussage 
von Ihnen gerade eben. Sie sagten, nach 
den beiden Morden in Kassel und in Dort-
mund - - 

(Zeuge Udo Haßmann: Dürfte ich 
mal einem Bedürfnis nachgehen?) 

- Von mir aus schon, ja. Dafür habe ich gro-
ßes Verständnis. 

(Zeuge Udo Haßmann verlässt 
kurzzeitig den Sitzungssaal) 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Dann müssen wir eine Pause 
machen. Wenn der eine Zeuge geht, was ja 

sehr verständlich ist, dann müssen wir so-
lange unterbrechen; - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Natür-
lich, ja, ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): - denn wir sind mitten in der Zeu-
genvernehmung von beiden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es ist 
mir entgangen, dass er aufgesprungen und 
weggelaufen ist. 

(Stephan Stracke (CDU/CSU): Er 
hat es angezeigt!) 

- Ach so, okay. Dann warten wir doch eben, 
bis er wieder da ist. - Falls Sie auch möch-
ten, Herr Horn? 

(Heiterkeit) 

Vielleicht darf ich mal kurz ein Meinungs-
bild bei den Kolleginnen und Kollegen ein-
holen. Ich habe den Eindruck, dass wir wahr-
scheinlich bis zur namentlichen Abstim-
mung - um 19.05 Uhr wird die sein - die Zeu-
genbefragung mutmaßlich beendet haben 
werden. Dann unterbrechen wir für die na-
mentliche Abstimmung und würden dann 
direkt im Anschluss mit der Befragung des 
vierten Zeugen fortsetzen, ja, Herr Pfister? - 
Gut. 

(Zeuge Udo Haßmann betritt den 
Sitzungssaal und nimmt wieder 

Platz) 

Was macht ihr da drüben? Können wir 
fortsetzen? - Ja, Herr Schuster hat das Wort, 
bitte. 

Armin Schuster (Weil am Rhein) 
(CDU/CSU): Ich habe nur eine Frage, Herr 
Horn; dazu haben Sie mich motiviert durch 
Ihre Aussage zu den beiden Morden in Kas-
sel und in Dortmund, wo Sie sich intimst das 
angeschaut haben. Dann kam ja diese sehr 
interessante andere Perspektive auf den 
gesamten Fall; das ist ja hochinteressant. 
So, jetzt haben Sie uns ins Nähkästchen 
gucken lassen. Ich würde gern noch ein 
bisschen tiefer reinschauen. 

Später hieß es oft in den Unterlagen, alle 
gegen Bayern oder Bayern gegen alle, weil 
Sie sehr vehement dann die Serien-/Einzel-
tätertheorie auch vertreten haben. Das muss 
ja bedeuten, Sie waren sehr überzeugt vom 
Ergebnis Ihrer zweiten Fallanalyse. Jetzt 
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stelle ich mir als Laie das so vor: Sie be-
trachten die beiden Morde Kassel und Dort-
mund und kommen dann zu der Idee: Das 
kann auch ganz anders gewesen sein, und 
jetzt rollen wir alles wieder auf und betrach-
ten das. 

Was mich jetzt interessieren würde, ist: 
Wenn Sie dann plötzlich so - Herr Geier hat 
das hier demonstriert - überzeugt waren da-
von, dass das eine denkbare Hypothese ist: 
Was haben Sie denn festgestellt, als Sie die 
fünf vorangegangenen Morde noch mal unter 
dieser Perspektive unter die Lupe genom-
men haben, was Sie vorher nicht bemerkt 
haben? Ich hätte gerne mal gewusst, wie 
viele Aha-Erlebnisse gab es denn da oder 
wie viel „Mensch, warum sind wir da nicht 
vorher drauf gekommen?“. 

Zeuge Alexander Horn: Über die Anzahl 
der Aha-Erlebnisse fällt es mir schwer zu 
berichten. Es gab natürlich - - Aber das ist ja 
in der Fallanalyse nicht selten der Fall, dass 
mit dem Hinzukommen neuer Erkenntnisse 
sich auch ein neuer Ergebnishorizont eröff-
net. So war es zum Beispiel natürlich, wenn 
ich hier in die Analyse hineinschaue, dass 
die Grundlage der Hypothese „Organisation, 
überregional agierende organisierte Krimina-
lität“ mit den Handlungsorten Nürnberg, 
München, Hamburg und eventuell Rostock 
jetzt erweitert wäre um nochmals zwei 
Handlungsorte. Das ist das eine, wo sich die 
Frage stellt. 

Zum anderen die Frage mit diesen An-
sprachen, von denen ich im Vorfeld auch 
gesprochen habe im Sinne von: Es gab da 
Kontakte. Aber sind diese Kontakte denn 
tatsächlich auch relevant? - Da waren natür-
lich zum Zeitpunkt auch der Analyse der 
Fälle 8 und 9 die Ermittlungsempfehlungen, 
die wir nach der Analyse der Fälle 1 bis 7 
ausgesprochen haben, zum Teil schon um-
gesetzt. Obwohl dort Ansätze waren für die 
Ermittlungen, konnten diese - in Anführungs-
zeichen - Ansprecher - so formuliere ich es 
jetzt mal - nicht ermittelt werden, wo sich also 
die Frage gestellt hat: Wird da unter Um-
ständen vielleicht auch etwas überbewertet 
seitens der Zeugen?  

Wir haben dann das als den Begriff des 
Kausalitätsbedürfnisses gesehen im Sinne 
von: „Ich verstehe nicht, wieso da jemand 
erschossen wird, weil es eigentlich keinen 
Grund gibt, und jetzt suche ich im Vorfeld, 
gab es denn irgendwelche Wahrnehmungen, 
die mir das erklären können, gab es denn 

irgendein Ereignis sozusagen im Vorfeld, das 
zeigt, da war ein Streit, da war eine Aus-
einandersetzung, und ich könnte das erklä-
ren?“. Das war eine andere Geschichte, die 
eben eine Rolle spielte. 

Für uns natürlich die ganz entscheidende 
Frage mit der gezielten Opferauswahl und 
dass wir eben zum Ergebnis kamen, zu sa-
gen: In den Fällen 8 und 9 ist es stärker mit 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit einer situa-
tiven Opferauswahl geschuldet und nicht 
einer gezielten Opferauswahl des Herrn 
Kubasik oder des Herrn Yozgat. - Daraufhin 
haben wir eben den Rückschluss gezogen 
oder die Frage gestellt: Ja, wie sieht es denn 
bei den anderen Opfern aus, bei den Fällen 
1 bis 7, wäre so etwas da auch denkbar? - 
Also, das ist so, wie der Prozess läuft. Man 
kriegt einen neuen Erkenntnishorizont, legt 
ihn dann um auf die bestehenden Erkennt-
nisse und schaut: Hat das noch Gültigkeit, 
oder ist das unter Umständen jetzt neu zu 
bewerten? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Keine 
weiteren Fragen bei der Union zunächst. - 
Wie ist es bei der SPD? Ich frage mich sel-
ber. Ich habe selber keine Fragen. Daniela 
Kolbe auch nicht? - Okay. - Die FDP. Herr 
Wolff? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Auch 
keine weiteren Fragen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Links-
fraktion? - Herr Ströbele? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ich habe noch eine 
Frage. 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Aber eine gute!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, danke, Herr Vorsit-
zender. Es waren ja auch nur noch ganz 
wenige; aber Sie haben mich ja ausge-
bremst. 

Ich habe hier so einen Bericht vorliegen, 
Herr Horn, vom 14.07.2006 über eine Kon-
zeption für die Ermittlungen, an der Sie mit-
gearbeitet haben sollen. Sie haben das ja 
auch schon erwähnt, dass da so eine Gruppe 
gebildet worden ist, wo jetzt nicht nur das 
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Profil besprochen wurde, sondern auch: Was 
macht man jetzt da alles draus? Da findet 
sich im Anschluss an die Fragen, die ich 
Ihnen vorhin schon gestellt habe, so eine 
Einschränkung. Ich frage Sie jetzt: Hat man 
das aus praktischen Gründen genommen, 
oder warum? 

Da steht: 

Der Ankerpunkt des Täters wird 
aufgrund der Konzentration der 
Tatorte im südöstlichen Raum 
Nürnberg angenommen. 

Und dann: 

Für eine Rasterung 

- Rasterung! - 

kann dabei nur auf gemeldete 
Wohnsitze zurückgegriffen werden, 
obwohl 

- das sagen Sie auch wieder; Sie haben auch 
noch was anderes im Kopf - 

Arbeitsstellen und Wohnungen des 
sozialen Umfeldes wie Primärfamilie 
oder Beziehungspartner 

- das ist ja noch sehr viel weiter - 

nicht auszuschließen sind. 

Dann:  

Die Auswahl zumindest ein Teil der 
übrigen Standorte dürfte im Rah-
men einer (beruflichen) Routine-
aktivität erfolgt sein. 

Also hier sagen Sie - oder Sie nicht, son-
dern die Verfasser hier, Herr Schabel war 
das -: Ja, wir müssen das reduzieren leider 
auf die Wohnadressen - so verstehe ich das 
hier -, weil es bei Beziehungspartnern ja 
schwierig ist. Man weiß ja nicht, wer da mit 
wem Beziehungspartner hat, nach welchem 
Namen man suchen soll. 

Zeuge Alexander Horn: Wenn ich da 
ganz kurz - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Können Sie dazu sagen, - 

Zeuge Alexander Horn: Ja, natürlich. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): - wie das zustande ge-
kommen ist? 

Zeuge Alexander Horn: Ja, also ich 
denke, das war auch mein Versuch vorhin, 
mit diesem Beispiel zu erläutern, dass wir, 
wenn wir mit dem Fall, bei dem sozusagen 
der Sohn des - - Andersherum: Der Vater 
des Täters war bis zwei Jahre vor dem Delikt 
dort wohnhaft, der Sohn war niemals dort 
wohnhaft, der war dort niemals gemeldet. 
Den hätten wir also auch nicht rastern kön-
nen und demzufolge auch nicht heraus-
arbeiten können. Das ist natürlich das Pro-
blem, das wir bei jeder Ermittlung haben, 
wenn es darum geht, wir müssen mit Daten 
arbeiten: Wenn jemand sich dort aufhält, 
aufhältlich ist, dort aber nicht gemeldet ist, 
wird das natürlich ganz, ganz schwer, so 
jemanden zu ermitteln. Das ist das große 
Problem dabei. 

Hier ging es ja um den Einsatzabschnitt 
dann der Rasterung, und für die Rasterung 
waren natürlich Grundlage die Daten der dort 
gemeldeten Personen. Das ist ein Zurück-
greifen auf die Möglichkeit: Was kann ich 
denn als Datentopf - wenn man so möchte - 
sozusagen hernehmen? Das bezog sich hier 
auf die gemeldeten Personen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ich will es noch mal kon-
kreter machen. War für Sie auch Anker-
punkt - jetzt wieder Raum Nürnberg-Süd 
oder Nürnberg und Umgebung - zum Beispiel 
Besuch von Rockkonzerten, Besuch von 
Sonnenwendfeiern - bei Rechten soll das ja 
vorkommen -, Gründung eines „Fränkischen 
Heimatschutzes“, Gründungsversammlung 
und Ähnliches, also haben Sie das auch 
darunter verstanden? 

Zeuge Alexander Horn: Ich habe das so 
nicht gesehen; das muss man sagen. Mit 
dem heutigen Wissen würde ich natürlich 
auch noch ganz anders wahrscheinlich da-
rüber nachdenken, und das werde ich auch 
wahrscheinlich für die nächsten Fälle mit-
nehmen, da noch mehr über so etwas nach-
zudenken und hier meinen Fokus wohl auch 
noch zu erweitern. Zum damaligen Zeitpunkt 
war es für uns eben das: Was können wir 
auch dort ermitteln, was können wir nach-
vollziehen? Das war eben im Einsatz-
abschnitt „Einzeltäter“ für die Rasterung die 
Grundlage. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ich frage das aus einem 
bestimmten Grund. Aus den Akten und sons-
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tigen Erkenntnissen ergibt sich, dass in der 
Zeit - die haben ja ab 95 gesucht, dann 95, 
97, 98 - finden sich, wenn man das danach 
gerastert hätte oder nachgeguckt hätte, im 
Raum Nürnberg auch die drei Namen, die 
heute in aller Munde sind oder in aller Inte-
ressierten Munde sind. Ich frage das auch 
deshalb, weil sich in den Akten des LKA oder 
der BAO auch wiederfindet, dass die die 
Empfehlung gegeben haben, bei den ande-
ren Tatorten, also zum Beispiel Hamburg, 
Rostock und so, durchaus nach solchen Sa-
chen zu gucken: nach Auffälligkeiten oder wo 
Leute aufgefallen sind bei Rockkonzerten 
und sonstigen Festivitäten, natürlich im 
rechten Bereich, weil Sie das ja in der rech-
ten Szene angesiedelt hatten. Aber auf 
Nürnberg haben Sie das nicht bezogen, 
oder? 

Zeuge Alexander Horn: Nein, für Nürn-
berg haben wir ja einen eigenen Unterab-
schnitt, wenn Sie so wollen, als Ermittlungs-
empfehlung: Ermittlungen in rechter Szene 
Nürnberg, auch über Aussteiger. - Das war ja 
auch eine der Ermittlungsempfehlungen, die 
wir darin gesehen haben, dass in der rechten 
Szene nach diesen Personen gesucht wer-
den sollte. Das ist als Ermittlungsempfehlung 
bei uns auch drin. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Aber ohne dass sie da 
wohnen müssten, sondern aufgefallen sind? 

Zeuge Alexander Horn: Ich denke, das 
Problem ist, Herr Abgeordneter, wir müssen 
da unterscheiden zwischen der Datenraste-
rung auf der einen Seite und was kann ich 
dafür hernehmen - dafür kann ich nur, in 
Anführungszeichen, harte Daten nehmen -, 
und auf der anderen Seite die Ermittlung. 
Diese Fragestellung zielte aus meiner Sicht 
stärker auf die Ermittlungen ab und nicht auf 
die Datenrasterung, weil ich das in der Da-
tenrasterung vermutlich nicht bekommen 
hätte, aber beim Ermittlungsansatz sozusa-
gen über die konkrete Ermittlung in der 
rechten Szene in Nürnberg. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Danke sehr. 

Zeuge Alexander Horn: Danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: So, 
darf ich dann fragen, ob es von den Fraktio-
nen noch weitere Fragen an die beiden Zeu-
gen gibt? - Das ist nicht der Fall. Dann darf 
ich mich, Herr Horn und Herr Haßmann, sehr 
herzlich bei Ihnen bedanken, dass Sie uns 
zur Verfügung gestanden haben. Wie schon 
angekündigt, geht Ihnen dann der Entwurf 
des Protokolls zu, mit der Möglichkeit, inner-
halb von 14 Tagen das zu prüfen auf sach-
liche Richtigkeit. Sie sind dann damit für 
heute jedenfalls als Zeugen entlassen. 

Wir haben um etwa zehn nach 19 Uhr 
eine namentliche Abstimmung. Wir haben 
noch einen letzten Zeugen: Herrn Pfister. 
Herr Pfister hat angekündigt, keine einleiten-
den Bemerkungen machen zu wollen, so-
dass wir direkt in die Befragung einsteigen 
würden. Damit das nicht zerfällt, wäre mein 
Vorschlag, das sozusagen mit einer früh-
abendlichen Zehnminutenpause und der 
namentlichen Abstimmung erst mal zu ver-
binden - eine Möglichkeit, die wir jetzt ha-
ben -, und dann nach der namentlichen Ab-
stimmung Herrn Pfister zu befragen. Der 
Abend ist ohnehin schon ruiniert, was sons-
tige Aktivitäten betrifft. 

(Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Hatten Sie was anderes 

eingeplant?) 

- Was mögliche Alternativen der Abend-
gestaltung betrifft. Wir treffen uns hier nach 
der namentlichen Abstimmung, aber bitte 
dann nicht irgendwie 20 Minuten danach, 
sondern relativ zügig danach. - Gut, danke. 

(Unterbrechung von  
18.52 Uhr bis 19.50 Uhr) 



2. Untersuchungsausschuss 89 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir setzen die öffentliche 
Beweisaufnahme fort. Ich begrüße als vierten 
und letzten Zeugen heute bei uns Herrn 
Kriminalhauptkommissar Johann Manfred 
Pfister. 

Vernehmung des Zeugen 
Manfred Pfister 

Herr Pfister, ich darf zunächst darauf hin-
weisen, dass von der heutigen Sitzung eine 
Tonbandaufnahme gefertigt wird seitens des 
Bundestages, die ausschließlich dem Zweck 
dient, das stenografische Protokoll vorzu-
bereiten. Das heißt, diese Aufnahme wird 
später dann gelöscht, wenn das Protokoll 
erstellt ist. Die erste Fassung des Protokolls 
wird Ihnen nach Fertigstellung zugestellt mit 
der Bitte, diese auf sachliche Richtigkeit zu 
überprüfen. Falls Ihnen da etwas auffällt, 
können Sie Korrekturwünsche innerhalb 
einer Frist von 14 Tagen anmelden. 

Ich stelle fest, dass für Ihre heutige Ver-
nehmung als Zeuge eine Aussagegenehmi-
gung des Polizeipräsidiums Mittelfranken 
vorliegt; die datiert vom 2. Mai 2012. - Haben 
Sie Fragen zu dem, was ich bisher ausge-
führt habe? - Ist nicht der Fall? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich habe Sie 
nicht verstanden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie Fragen zu dem, was ich bisher gesagt 
habe, also zu dem Verfahren der Protokoll-
erstellung? - Wenn Sie künftig einfach auf 
den Knopf drücken, dann wird das Mikrofon 
aktiviert. - Okay. 

Ich habe Sie vor Ihrer Aussage zunächst 
zu belehren: Sie sind als Zeuge geladen 
worden. Sie sind verpflichtet, die Wahrheit zu 
sagen. Ihre Aussagen müssen richtig und 
vollständig sein. Sie dürfen nichts weglassen, 
was zur Sache gehört, und nichts hinzufü-
gen, was der Wahrheit widerspricht. 

Ich habe Sie in diesem Zusammenhang 
auf die strafrechtlichen Folgen eines Versto-
ßes gegen die Wahrheitspflicht hinzuweisen. 
Derjenige, der vor einem Untersuchungsaus-
schuss des Bundestages uneidlich falsch 
aussagt, kann gemäß § 153 des Straf-
gesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft werden. Nach § 22 Abs. 2 des 

Untersuchungsausschussgesetzes können 
Sie die Auskunft auf solche Fragen verwei-
gern, deren Beantwortung Sie selbst oder 
Angehörige im Sinne des § 52 Abs. 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen 
würde, einer Untersuchung nach einem ge-
setzlich geordneten Verfahren, insbesondere 
wegen einer Straftat oder einer Ordnungs-
widrigkeit, aber auch einem dienstlichen 
Ordnungsverfahren ausgesetzt zu werden. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen 
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nichtöffent-
lichen oder eingestuften Sitzung möglich 
sein, bitte ich Sie um einen entsprechenden 
Hinweis, damit der Ausschuss gegebenen-
falls einen analogen Beschluss fassen 
kann. - Haben Sie dazu Fragen? 

Zeuge Manfred Pfister: Keine Fragen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann, 
Herr Pfister, darf ich Sie bitten, sich zu Be-
ginn Ihrer Ausführungen dem Ausschuss mit 
vollständigem Namen, Alter und Ihrer Be-
rufsangabe vorzustellen. 

Zeuge Manfred Pfister: Mein Name ist 
Manfred Pfister, ich bin 57 Jahre alt, bin Kri-
minalhauptkommissar bei der Kriminalpolizei 
in Nürnberg, nicht verwandt oder verschwä-
gert mit irgendwelchen Beschuldigten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
okay. - Ist es so, dass die Anschrift, die für 
Ihre Ladung verwendet worden ist, auch Ihre 
aktuelle Anschrift ist? Es kann auch die 
Dienstanschrift sein. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist die 
Dienstanschrift. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
die war korrekt? Okay. - Zunächst möchte ich 
Ihnen, wenn Sie es wünschen, entsprechend 
§ 24 Abs. 4 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes des Bundes Gelegenheit geben, 
sich im Zusammenhang zum Gegenstand 
Ihrer Vernehmung zu äußern. Wir hatten 
gerade eben ja kurz sprechen können, dass 
Sie davon Gebrauch machen wollen. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
bitte ich um Ihre einleitenden Ausführungen. 
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Zeuge Manfred Pfister: Wie gesagt, ich 
bin bei der Kriminalpolizei in Nürnberg schon 
seit einigen Jahren und hier speziell im K 14, 
also im Staatsschutzbereich, tätig. Haupt-
augenmerk ist hier insbesondere die rechte 
Szene. 

Im Jahr 2006, am 01.06.2006, bin ich 
dann zur BAO „Bosporus“ gekommen als 
Ermittler, und die Tätigkeit hat sich dann 
hingezogen bis Anfang 2008. Das war dann 
Januar 2008, da bin ich wieder zurück in 
mein Heimatkommissariat. Speziell jetzt bei 
der BAO „Bosporus“ in meiner Tätigkeit als 
Ermittler war ich auch mit einer Spur befasst, 
insbesondere auch mit der Spur 195, die 
auch in die rechtsextremistische Szene ging, 
speziell aber nur in dem Bereich Nürnberg. 
Damit haben sowohl ich als auch andere 
Ermittler sich beschäftigt. 

Ansonsten würde ich Sie bitten, mich zu 
fragen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Pfister, wir hatten gerade unter anderem als 
Zeugen Herrn Horn gehört. Herr Horn war ja 
zuständig für die ersten beiden Fallanalysen, 
die in Bayern erstellt worden sind. Die zweite 
Fallanalyse, mit dem Schlagwort „Einzel-
täter/Serientäter“ belegt, ist ja vorgelegt wor-
den am 9. Mai 2006, also kurz vor Aufnahme 
Ihrer Tätigkeit im Bereich der BAO „Bospo-
rus“. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist richtig. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt: Ist die Vermutung richtig, dass Sie Ihre 
Arbeit aufgenommen haben, um insbeson-
dere die Hinweise aus der zweiten Fallana-
lyse zu überprüfen? 

Zeuge Manfred Pfister: Unsere Tätigkeit 
hat sich insbesondere damit befasst, dass 
wir auf Grundlage dieser Analyse davon 
ausgegangen sind, dass der oder die Täter 
ein bestimmtes Alter haben. Speziell sind wir 
davon ausgegangen, mit Tatzeit 2000: Alter 
20 Jahre und älter und ein männlicher Täter. 
Aus diesem Grunde wollten wir dann Daten 
erheben, die eben in die rechte Szene reflek-
tierten. Da war eben ausschlaggebend einer 
unserer Ansätze, unserer Denkanstöße, dass 
wir dachten, dass eben im Ballungsraum 
Nürnberg, davon ausgehend eben, dass hier 
mehrere Tatorte waren - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da 
kommen wir gleich noch im Einzelnen zu. 
Darf ich noch einmal fragen, Herr Zeuge: Sie 
haben das Ergebnis der zweiten Fallanalyse 
als jemand, der ja auch heute noch sich 
schwerpunktmäßig mit dem Thema „Rechts-
extremismus“ beschäftigt, - 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - so 
verstanden, dass die mutmaßlichen Täter im 
Bereich der rechten Szene zu finden sein 
könnten? 

Zeuge Manfred Pfister: Zu finden sein 
könnten, ausgehend jetzt aufgrund der Hin-
weise. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ist klar, 
zu finden sein könnten. - Diese Theorie stand 
ja neben der sogenannten Organisations-
these. Das war ja das Ergebnis der ersten 
Fallanalyse, zu sagen, es könnte sich bei 
den Tätern auch um Menschen aus dem 
Bereich der organisierten Kriminalität han-
deln. Beide Thesen sind ja offenkundig wei-
ter verfolgt worden. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist richtig. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Der 
Bereich innerhalb der BAO „Bosporus“, der 
sich gekümmert hat um die These „mögliche 
Verbindung zur rechten Szene“: Wie umfang-
reich war der personell aufgestellt, und wie 
umfangreich war der Teil Ihrer Kolleginnen 
und Kollegen, die sich mit der Organisa-
tionsthese beschäftigt haben? 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist eine gute 
Frage. Also, ausgehend von meiner Tätigkeit 
im Ermittlungsbereich: Wir waren im Einzel-
täterbereich tätig; wir waren - legen Sie mich 
nicht fest -, sechs Kollegen müssten wir ge-
wesen sein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 

Zeuge Manfred Pfister: Aber wir haben 
uns nicht alle eben mit der rechtsextremisti-
schen Szene befasst. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Son-
dern wie viele? 
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Zeuge Manfred Pfister: Vier bis fünf im-
mer wieder. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vier bis 
fünf? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Spuren wur-
den aufgeteilt. Das muss man mal erläutern: 
Wir hatten ja die Daten erhoben speziell 
beim Landesamt für Verfassungsschutz, und 
dann wurden die speziell dann runtergeras-
tert auf ein brauchbares Maß, um damit ar-
beiten zu können. Dann wurden die im Rah-
men unserer Abteilung verteilt an vier bis fünf 
Kollegen, und dann hatte jeder circa 50 Spu-
ren abzuarbeiten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
vier bis fünf Kollegen. Wie viele Kollegen von 
Ihnen haben sich beschäftigt mit der Organi-
sationstheorie? 

Zeuge Manfred Pfister: Das weiß ich 
nicht; kann ich nichts dazu sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ist 
Ihnen nicht bekannt? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, ist mir 
nicht bekannt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: War es 
Ihrer Erinnerung nach so, dass beide Theo-
rien mit gleicher Wertigkeit verfolgt worden 
sind? 

Zeuge Manfred Pfister: Aus meiner Sicht 
ja. In einer Gruppe ist jeder aufgeteilt, jeder 
hat seinen Part zu bearbeiten, und dem geht 
man dann nach. - Sie meinen jetzt die Ge-
wichtung? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Haben Sie sich denn ausgetauscht mit den 
Kollegen, die - - 

Zeuge Manfred Pfister: Es wurde immer 
wieder ausgetauscht, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
wurde immer wieder ausgetauscht. 

Zeuge Manfred Pfister: Nicht nur in 
Nürnberg, sondern auch in allen anderen 
Städten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie 
können sich jetzt nicht erinnern, ob mehr 
Leute damit beschäftigt waren, die organi-
sierte Kriminalität zu erhellen, als bei dem 
Bereich, für den Sie zuständig waren? 

Zeuge Manfred Pfister: Wenn man das 
so sieht; im Endeffekt ja, gab es mehr Kolle-
gen, die sich wieder mit der anderen Theorie 
befassten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also es 
gab doch mehr Kollegen mit der Theorie 
„Organisation“ als - - 

Zeuge Manfred Pfister: Also für unseren 
Bereich waren wir ja nur vier bis fünf Leute. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
das waren weniger als die, die für die Orga-
nisationstheorie zuständig waren? 

Zeuge Manfred Pfister: Das waren 
mehr. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
waren mehr, okay. 

Zeuge Manfred Pfister: Zumindest im 
Gesamtkomplex der BAO. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
frage deshalb, weil Herr Horn sagte, dass im 
Jahr 2006 aus seiner Sicht eigentlich klar sei, 
dass die Plausibilität für die neue These „Se-
rientäter/Einzeltäter“ eigentlich höher war als 
für die bisherige These „Organisationskrimi-
nalität“, die sich ja auch in den Jahren vorher 
jedenfalls als nicht stichhaltig erwiesen hat. 

Zeuge Manfred Pfister: Es waren alle 
gleichwertig nebeneinander. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
gleichwertig nebeneinander - 

Zeuge Manfred Pfister: Dass dort mehr 
Leute waren - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - okay, 
aber mehr Leute für These eins als für die 
These aus der zweiten Fallanalyse? 

(Zuruf) 

- Das können wir ja noch weiter erhellen. 



2. Untersuchungsausschuss 92 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Herr Pfister, für uns ist unter anderem von 
Interesse ein Thema - das hat sowohl bei der 
Vernehmung der Leitung der BAO am 
26. April hier eine Rolle gespielt, es wird aber 
auch morgen noch eine gewisse Bedeutung 
haben -, nämlich die Frage der Interaktion 
zwischen der BAO „Bosporus“ und anderen 
Behörden, insbesondere dem Verfassungs-
schutz. Wir finden in den Akten eigentlich 
zwei Hinweise. Das eine ist eine Kontaktauf-
nahme zum Landesamt für Verfassungs-
schutz, und wir finden zum anderen einen 
Vorgang, der bezieht sich auf eine Korres-
pondenz bzw. Interaktion mit dem Bundes-
amt für Verfassungsschutz.  

Bei dem Thema „Bundesamt für Verfas-
sungsschutz“ finde ich Ihren Namen nicht. 
Waren Sie da auch involviert, was die Her-
stellung eines Kontaktes betrifft? Das war, 
wie ich sehe, wohl vor Ihrer Zeit, am 
17. Februar 2006 offenkundig schon. Da 
haben ein Herr Zimmermann, ein Herr 
Hausch geschrieben. Hatten Sie irgendwel-
che Kontakte zum Bundesamt für Verfas-
sungsschutz? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, da war ich 
nicht beteiligt gewesen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hatten 
Sie in der Zeit, in der Sie tätig waren im Be-
reich der BAO „Bosporus“, Kontakte zum 
Bundesamt für Verfassungsschutz? 

Zeuge Manfred Pfister: Jetzt erst wieder, 
seitdem ich Ende 2011 dabei bin. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, -  

Zeuge Manfred Pfister: Vorher nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - in der 
gesamten Zeit vor dem Auffliegen der soge-
nannten Zwickauer Terrorzelle, also in der 
ganzen Zeit, in der Sie sich mit der These, es 
könnte einen Bezug geben zwischen der 
Mordserie und der rechtsextremen Szene - - 
In dieser ganzen Zeit haben Sie als federfüh-
render Bearbeiter der Spur 195 keinerlei 
Kontakt zum Bundesamt für Verfassungs-
schutz gehabt? 

Zeuge Manfred Pfister: Also federfüh-
rend war ich nicht; das muss ich ehrlich sa-
gen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Darf 
ich das vielleicht kurz erläutern? Weil, Sie 
hatten ja Kontakt zum Landesamt. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 
Haben Sie das aufgeteilt intern, also dass Ihr 
Vorgesetzter den Kontakt zum Bundesamt 
hatte und Sie zum Landesamt? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich hatte keinen 
Kontakt zum Bundesamt; da weiß ich nichts 
davon. Ich hatte nur speziell Kontakt zum 
Landesamt in Bayern.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hatten 
denn Ihres Wissens Kollegen von Ihnen oder 
Vorgesetzte von Ihnen Kontakt zum Bundes-
amt? 

Zeuge Manfred Pfister: Da weiß ich 
nichts davon. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. - 
Dann darf ich Sie aber fragen zu den Kon-
takten, die es ja offenkundig gegeben hat 
zum Bayerischen Landesamt für Verfas-
sungsschutz. Da hat es eine Besprechung 
gegeben, an der Sie auch teilgenommen 
haben mit zwei Vertretern des Landesamtes 
und vier Vertretern - Schabel, Hirschmann, 
Witkowski, Pfister - der BAO „Bosporus“. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie sich daran erinnern, 7. Juli 2006? 

Zeuge Manfred Pfister: Das war die 
erste Kontaktaufnahme mit dem Landesamt, 
ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie 
kam das zustande? Das findet sich meines 
Wissens jedenfalls nicht in den Akten. Das 
war ja wenige Wochen nach Vorliegen der 
zweiten Fallanalyse, federführende Verant-
wortung Horn, Hinweis: Es könnte eine Ver-
bindung geben zwischen den mutmaßlichen 
Tätern und der rechten Szene. Daraufhin hat 
wer den Kontakt hergestellt zum Landesamt 
für Verfassungsschutz? 

Zeuge Manfred Pfister: Das war unsere 
Ermittlungsgruppe. 



2. Untersuchungsausschuss 93 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 
Waren Sie das persönlich? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich war auch 
dabei, ja; aber der Herr Schabel war feder-
führend. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Und da ist dann sozusagen die Bitte ge-
äußert worden nach einer gemeinsamen 
Besprechung? 

Zeuge Manfred Pfister: Vorher, und 
dann haben wir uns zusammengesetzt in 
Nürnberg. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
haben Sie sich zusammengesetzt, am 
7. Juli? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gut. - 
Jetzt finden sich in den Akten: 14. Juli 2006, 
20. Juli 2006, 04.12.2006, 22.12.2006. Bis es 
dann zu einem nochmaligen offenkundig 
möglicherweise ersten Anschreiben an das 
Landesamt für Verfassungsschutz kommt, 
gab es ein Hin und Her. Sie wollten gerne 
Auskünfte haben vom Landesamt, man hat 
hingewiesen auf Probleme mit Quellen-
schutz, nicht offene Daten.  

Wie haben Sie das wahrgenommen? 
Also, nach den Akten hat sich zwischen Juli 
2006 und Februar 2007 der Zeitraum er-
streckt, bis Sie erste Namenslisten bekom-
men haben, eingeschränkt auf den Raum 
Nürnberg; dazu frage ich nachher noch was. 
Immerhin, es gab dann Listen mit Namen. 
Ein gutes halbes Jahr hat das gedauert, und 
Sie hatten es zu tun mit einer Mordserie, von 
der Sie nicht wussten, ob sie möglicherweise 
im nächsten Monat eine Fortsetzung findet. 
Wie hat sich das genau abgespielt? 

Zeuge Manfred Pfister: Der Auftrag hat 
dann gelautet für unsere Ermittlungsgruppe, 
eben davon ausgehend, dass der oder die 
Täter in Nürnberg etwas an den Tag legten 
bzw. eine Aktivität, die dann vielleicht zu 
schwach gewesen sein könnte, um dann sich 
vielleicht zu äußern eben in einer solchen 
Tat, wie sie dann passiert ist. Und aufgrund 
dessen - das hätte sich dann vielleicht bei 
Szenerecherchen ergeben - wäre man dann 
vielleicht auf Personen gekommen. Aber um 

ein gewisses Kontingent an Personen zu 
bekommen, sind wir an das Landesamt he-
rangetreten und wollten dort sowohl Skin-
heads, NPD-Mitglieder, Neonazis, die ihnen 
als Extremisten aufgefallen sind, haben, bzw. 
die Daten wollten wir bekommen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
wollten Sie ab Juli 2006? 

Zeuge Manfred Pfister: Wenn Sie - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
wollten Sie ab Juli 2006? Die erste Bespre-
chung - - 

Zeuge Manfred Pfister: Die erste Kon-
taktaufnahme war im Juli 2006, das ist rich-
tig. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben aber die Daten und die Personenanga-
ben, die Sie wollten, im Februar 2007 erst 
bekommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Hm. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie das bitte darstellen? Wie kann das 
denn sein? Sie sind für die einschlägige Spur 
zuständig in der BAO „Bosporus“. Im Jahr 
2006 hatten sich die Mordfälle 8 und 9 
ereignet. Man war in der Situation, wo man 
offenkundig ja nicht wusste, vielleicht geht 
das weiter. Dann verfolgen Sie eine Spur, 
bitten das Landesamt für Verfassungsschutz 
in Bayern um Auskunft zu einschlägigen 
Personen aus dem Bereich Nürnberg, und 
dann warten Sie über ein halbes Jahr oder 
müssen über ein halbes Jahr warten. 

Zeuge Manfred Pfister: Man muss das 
so sehen: Es ging nicht nur um den Raum 
Nürnberg anfangs, wir wollten erst mal ein 
Personenkontingent bekommen, und dann 
hat sich das so immer wieder dargestellt, 
dass das so nicht machbar ist: Das wären 
einerseits, nach meinem Wissen, vielleicht zu 
viele Daten - 3 000 bis 3 500 hat es einmal 
geheißen -, das konnte man nicht einschrän-
ken, und es wäre schlecht zu recherchieren.  

Letztendlich hat es geheißen, dass eben 
die Daten nicht offen wären, manche Daten 
kann man aus Quellenschutzgründen nicht 
mitteilen. Es wurde halt so mitgeteilt, und das 
habe ich so auch meinem BAO-Leiter ge-
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sagt, bis er sich dann auch einmal einge-
schaltet hat. Es war ja Chefsache eigentlich, 
diese Spur, schon seit Juli 2006. Letztendlich 
hat es eben so lange gedauert. Die Gründe 
weiß ich jetzt nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
aber Sie haben doch ständig mit dem Lan-
desamt telefoniert. Ich kann Ihnen die Ver-
merke im Einzelnen gerne vorlesen. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, aber wenn 
man mir sagt: Ich kann Ihnen keine Mitteilung 
geben, das ist ein Geheimdienst. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Warum 
hat sich denn Ihr Vorgesetzter erst so spät 
eingeschaltet? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, er hatte 
sich schon seit Juli 2006 eingeschaltet; das 
war ja Chefsache. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
das war Chefsache. 

Zeuge Manfred Pfister: Es hat sich so 
lange hinausgezögert, weshalb auch immer. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
war Chefsache und hat trotzdem ein halbes 
Jahr gedauert. Jetzt sagen Sie, das war vor-
her nicht eingegrenzt auf den Großraum 
Nürnberg. Was war denn Ihr ursprünglicher 
Wunsch? 

Zeuge Manfred Pfister: Wir wollten 
eigentlich - es klingt jetzt ein bisschen über-
trieben - sämtliche Daten, die dem Bayeri-
schen Landesamt für Verfassungsschutz 
bekannt sind. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie 
wollten die bayernweiten Daten haben? 

Zeuge Manfred Pfister: Die dem Lan-
desamt bekannt sind. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
dem Landesamt bekannt sind. 

Zeuge Manfred Pfister: Ob das jetzt 
bayernweit ist oder - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
die Eingrenzung auf Nürnberg ist erst zu 
einem späteren Zeitpunkt erfolgt? 

Zeuge Manfred Pfister: Zumindest von 
mir dann, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ende 
2006 hat man dann als BAO „Bosporus“ ge-
sagt: „Ja, um Himmels willen, wenn wir ir-
gendwie hier landesweit die Daten nicht krie-
gen, dann wenigstens aus dem Großraum 
Nürnberg“? Kann man das so sagen? 

Zeuge Manfred Pfister: Es hat sich 
dann - - Großraum Nürnberg, ja. Wir sind 
dann immer weiter runter und haben dann 
mit Postleitzahlen „gehandelt“, und letztend-
lich sind wir dann auf den Ballungsraum 
Nürnberg gekommen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
muss da noch mal nachfragen, weil das ist ja 
kein ganz unwichtiger Punkt. Das heißt also, 
ursprünglich war der Ansatz der BAO „Bos-
porus“ und von Ihnen auch als dem Experten 
in der Hinsicht und dem, der dieser Spur 
auch mit seinen Kollegen nachgegangen ist, 
sich nicht auf Daten aus dem Großraum 
Nürnberg zu beschränken, sondern bayern-
weite Daten zu bekommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, man muss ja 
zuerst einen Fundus haben. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
was am Ende geliefert worden ist, weil die 
Nürnberger Daten - - 

Zeuge Manfred Pfister: Das sind ja - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
Sie wollten schon mehr als den Großraum 
Nürnberg haben? 

Zeuge Manfred Pfister: Am Anfang 
schon, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. - 
Aber Sie haben dann nur den Großraum 
Nürnberg bekommen. Das war dann so der 
kleinste gemeinsame Nenner zwischen BAO 
„Bosporus“ und dem Landesamt für Verfas-
sungsschutz, oder wie habe ich das zu ver-
stehen? 
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Zeuge Manfred Pfister: Da bin ich zu 
klein als Mitarbeiter, um das so zu sagen. Ich 
meine, wir haben ja am Anfang auch mit 
unseren eigenen Daten gearbeitet. Es ist ja 
nicht so, dass wir in Nürnberg keine Perso-
nen hätten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wenn 
man feststellt: Man hat es zu tun mit einer 
Mordserie, die hat sich ereignet in fünf Bun-
desländern, ja? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Fünf 
von den neun Morden in Bayern. Herr Horn 
hat vorhin gesagt, man sei davon ausgegan-
gen, die Täter müssen über ein hohes Maß 
an Mobilität verfügt haben. Dann wundert 
es - deswegen möchte ich Sie gerne fragen, 
ob das so war - mich jedenfalls, wenn man 
sich beschränkt hat auf die Abfrage in einem 
Bundesland, was den Verfassungsschutz 
betrifft.  

Ist mal auf Arbeitsebene zwischen Ihnen, 
Ihren Vorgesetzten und Ihren Kollegen dis-
kutiert worden: Eigentlich müsste man doch 
mal gucken - es gab ja auch den Hinweis in 
der zweiten Fallanalyse, vielleicht eine 
Sprengstoffaffinität -, dass man eigentlich 
mal eine bundesweite Anfrage macht: Kennt 
ihr Personen, möglicherweise auch unterge-
tauchte Personen aus der rechten Szene mit 
Sprengstoffaffinität und einer hohen Gewalt-
bereitschaft? Ist das nie diskutiert worden, 
sozusagen den Blick über die bayerischen 
Landesgrenzen hinaus zu richten, wenn es 
darum ging, Informationen aus dem Bereich 
Verfassungsschutz zu generieren? 

Zeuge Manfred Pfister: Davon ist mir 
nichts bekannt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sind 
Sie davon ausgegangen, dass das Bayeri-
sche Landesamt für Verfassungsschutz Ihre 
Bitte um Auskunft so verstehen würde, dass 
man von dort aus weitere Landesämter für 
Verfassungsschutz kontaktiert? 

Zeuge Manfred Pfister: Zumindest in 
meiner letzten schriftlichen Anfrage - das war 
Anfang Dezember - brachte ich ja die Tatorte 
mit ins Spiel bzw. die anderen Bundesländer, 
dass man das auch mit ins Kalkül zieht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
wobei es in dem Schreiben heißt, -  

Zeuge Manfred Pfister: Da hat man sich 
wieder - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - bezo-
gen auf Veranstaltungen der rechten Szene 
am Tatort - - Da ging es nicht darum, dass 
Sie in dem Schreiben - ich kann es Ihnen 
gerne vorhalten - das Bayerische Landesamt 
ersucht haben, Personendaten rüberzu-
geben aus anderen Bundesländern, was 
mögliche Verdächtige betrifft. 

Zeuge Manfred Pfister: Das wurde von 
mir nicht gemacht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Das wurde von 
mir nicht gemacht, dass die Personen-
daten - - Ich habe keine Anfrage dergleichen 
gestellt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, ich 
schaue mal gerade kurz, ob wir das - - Wo 
haben wir hier das Schreiben von Dezember 
2006? - Einen kleinen Augenblick, bitte. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Ich habe es 
hier, die Anfrage vom 28.12.2006!) 

- Sie kriegen sie gleich zurück, Frau Högl. 
Also, Sie haben ja dann selber geschrie-

ben, Herr Pfister, einen Brief im Dezember 
2006, nachdem Sie im Sommer ja mündlich 
offenkundig um Auskunft gebeten haben, 
was über Monate hinweg nichts gefruchtet 
hat. Dann haben Sie die schriftliche Anfrage 
gestellt am 28.12.2006 an das Landesamt für 
Verfassungsschutz in Bayern. Sie bitten um 
Auskunft zum Thema „Mitglieder der rechten 
Szene aus dem Großraum Nürnberg“, und 
da führen Sie aus: 

Ergänzend sind örtliche und zeitlich 
fallverbindende, insbesondere auf 
die Mobilität abzielende Kom-
ponenten in die Erhebung mit ein-
zubeziehen. Beispielhaft wären dies 
rechte Musikveranstaltungen zu 
den jeweiligen Tatzeiträumen. Ent-
sprechende Erkenntnisse sollten 
sich nicht nur auf die bayerischen 
Tatorte beschränken, sondern auch 
Hamburg, Rostock, Dortmund und 
Kassel. (?) 
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Also rechte Musikveranstaltungen, sons-
tige Events der Szene, sage ich mal, aber 
von einer Bitte an das Bayerische Landes-
amt, auch Personendaten abzufragen bei 
Partnerdiensten in den anderen 15 Bundes-
ländern, davon ist nicht die Rede. 

Zeuge Manfred Pfister: Bei mir ist davon 
nicht die Rede; aber normalerweise gehe ich 
davon aus, dass man sich dann zumindest 
austauscht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
aber ich meine, wenn Sie einen - - 

Zeuge Manfred Pfister: Ich persönlich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
dann hätten Sie das doch schreiben können, 
oder nicht? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, wie ge-
sagt, ich habe es nicht so geschrieben, bzw. 
es wurde so verfasst, weil wir eben nicht 
weiter mehr Daten bekommen haben. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
Sie haben sozusagen die Frage an das 
Bayerische Landesamt für Verfassungs-
schutz -  

Zeuge Manfred Pfister: So gestellt, da-
mit ich etwas bekomme. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - so 
gestellt, wie Ihnen vorher avisiert worden ist, 
wie die Antwort ausfallen könnte? 

Zeuge Manfred Pfister: Nicht unbedingt 
so, aber - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
Sie wussten ungefähr, was Sie kriegen wür-
den vom Bayerischen Landesamt, und weil 
Sie das dann wussten im Dezember 2006, 
haben Sie die Anfrage entsprechend formu-
liert? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, aus meiner 
Sicht waren ja die Daten vorhanden. Weil es 
gab ja mal einen Vermerk; da habe ich, 
glaube ich, geschrieben, dass eben die Da-
ten vorhanden wären, aber nach Rückspra-
che mit der Rechtsabteilung und dem Daten-
schutzbeauftragten kann man diese Daten 
nicht weitergeben. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
ich meine, das Auskunftsersuchen ist halt 
eben begrenzt, Großraum Nürnberg, ja, die 
1995 bis 2002 bekannten Rechtsextremisten. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist letztend-
lich der kleinste Nenner wahrscheinlich dann. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
ja auch ein relativ grobes Raster. Es ist ja 
nicht irgendwie - - Also, was mich wirklich 
erstaunt, ist: Man beschränkt sich auf den 
Großraum Nürnberg. Nun haben Sie gesagt, 
eigentlich wollte man zumindest mal die 
Bayern-Daten haben, die sind aber einem 
nicht zugesagt worden, und dann schreibt 
man eine Anfrage und beschränkt sich auf 
den Großraum Nürnberg, ist dann aber sehr 
unspezifisch, sondern hat dann sozusagen 
einen ganz, ganz großen Filter. Es geht ja 
nicht um Leute, die einschlägig in Erschei-
nung getreten sind, sondern um alle be-
kannten Rechtsextremisten, Neonazis, NPD-
Mitglieder und Skinheads. 

Zeuge Manfred Pfister: Alle, die mir be-
kannt sind, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. - 
Herr Pfister, Sie haben ja - damit will ich 
dann auch meine Befragung beenden - unter 
anderem auch sogenannte Gefährder-
ansprachen vorgenommen. Können Sie sich 
daran noch erinnern? 

Zeuge Manfred Pfister: Das war bereits 
dann im Jahr 2006, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, das 
war auch im Jahr 2006, genau. Wissen Sie, 
mit wie vielen Rechtsextremisten Sie gespro-
chen haben? 

Zeuge Manfred Pfister: In dem Fall wa-
ren es, wo ich es aktenkundig gemacht habe, 
neun. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Neun 
Personen, genau. 

Zeuge Manfred Pfister: Es müssten 
neun Personen gewesen sein, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Was 
war das Kriterium für die Auswahl? 
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Zeuge Manfred Pfister: Das Kriterium für 
die Auswahl war zum einen speziell beim - 
der ist mir noch in Erinnerung - Herrn 
Röttge#, der war vor Beginn der Mordserie 
aus Jena nach Nürnberg gekommen. Alle 
sind mir persönlich bekannt, muss ich sagen. 
Er wollte in Nürnberg analog - - Das hat er 
gesagt, in Jena gäbe es eine Hooliganszene, 
eine gewaltbereite. Deswegen habe ich ihn 
angesprochen, ob er in Bezug auf die 
Mordserie, sprich, auf - - 

(Dr. Eva Högl (SPD): Wer war das?) 

- Röttgen (?), Dietz (?) In den Unterlagen ist 
er vielleicht als Dietz (?), Röttgen (?) 

(Dr. Eva Högl (SPD): Kann es sein, 
mit „t“, Tietz?) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
es waren sozusagen neun Rechtsextremis-
ten, die gut vernetzt waren in der Szene? 

Zeuge Manfred Pfister: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kann 
man das so sagen? 

Zeuge Manfred Pfister: Können Sie die 
Frage wiederholen? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben also Leute aus der rechtsextremen 
Szene angesprochen, die nach Ihrer Sicht 
dort gut vernetzt waren und einen guten In-
formationsstand hatten? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gut. - 
Jetzt darf ich Ihnen mal einen Vorhalt ma-
chen. Es gibt also einen Vermerk von Ihnen 
vom 20.09.2006, da beziehen Sie sich auf 
ein Gespräch mit einem dieser Angehörigen 
aus der rechten Szene. Ich glaube, den Na-
men muss ich hier jetzt nicht nennen. Wenn 
das gewünscht ist, kann ich das natürlich 
gerne machen. Es ist also GBA-4/5 c. Da 
sagen Sie also in Ihrem Vermerk: 

Das mit XY 

- also einem Rechtsextremisten - 

geführte Gespräch über die Mord-
serie erbrachte keine Anhaltspunkte 
oder Hinweise zu den Taten. XY 
vermutet, dass es sich vielleicht um 
eine Rachetat innerhalb der türki-

schen Gewerbetreibenden handeln 
dürfte. Eine fremdenfeindliche 
Straftat scheidet für ihn aus. 

Und Sie fertigen einen Schlussvermerk 
am 19.11.2007, über ein Jahr später: 

Im Rahmen der Spurenabarbeitung 
wurde bei neun Personen eine 
sogenannte Gefährderansprache 
durchgeführt. Im Ergebnis ist fest-
zuhalten, innerhalb der rechten 
Szene herrsche die Meinung vor, 
dass sich die Opfer wohl selber im 
kriminellen Milieu bewegt haben 
dürften und einer Vergeltungs- oder 
Rachetat zum Opfer gefallen sein 
könnten, und die rechte Szene sei 
der Auffassung, eine fremdenfeind-
lich motivierte Straftat liegt nicht 
vor. (?) 

Sind Sie davon ausgegangen, wenn es 
anders gewesen wäre, dass Ihnen das mit-
geteilt worden wäre? Also, wenn ich jetzt 
einen Neonazi frage: „Sag mal, sind das 
deine Kumpels, die hier verantwortlich sind 
für Mord und Totschlag in Nürnberg und 
München?“, würde mich das jetzt auf Anhieb 
nicht überraschen, wenn der das verneinen 
würde. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist so; aber 
es ist eben meine Tätigkeit. Ich gehe auf die 
Leute zu, spreche sie an. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
wie aussagekräftig ist denn so ein Vorge-
hen? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, das ist so 
weit aussagekräftig, dass man dann sieht, ob 
das in der Szene überhaupt bekannt ist, 
diese Mordserie. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
aber ich meine, wären Sie davon ausgegan-
gen, dass Ihnen das mitgeteilt worden wäre? 

Zeuge Manfred Pfister: Noch mal. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Waren 
das V-Leute, oder ist da Geld geflossen an 
die Leute, oder waren das einfach - - Woher 
kannten Sie die denn, diese neun Menschen, 
mit denen Sie die Gefährderansprachen 
gemacht haben? 
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Zeuge Manfred Pfister: Die sind mir in 
meiner beruflichen Tätigkeit öfters bei Sach-
bearbeitungen untergekommen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 
Aber nähere Bekanntschaft hatten Sie zu 
den Personen nicht? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, ich hatte 
keine Bekanntschaft. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aus 
der beruflichen Beschäftigung heraus wuss-
ten Sie, das sind Angehörige der rechten 
Szene? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
haben Sie die angesprochen? 

Zeuge Manfred Pfister: Unter anderem 
auch speziell von einem Rechtsanwalt, 
der - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
dann haben die gesagt: Wir können uns gar 
nicht vorstellen, dass die rechte Szene was 
damit zu tun hat, das waren die Türken 
wahrscheinlich selber? 

Zeuge Manfred Pfister: So überspitzt 
gesagt, nicht, aber es gab schon einige, die 
haben das so gesagt, ja. Aber das ist der O-
Ton - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
haben Sie so aufgeschrieben, und dann 
wurde sozusagen diese Maßnahme für ab-
geschlossen erklärt? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. Aber das 
ist eben in der rechten Szene so üblich, dass 
man so das mitteilt. So plump teilen die 
Leute das mit, so muss man das sehen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
wenn Sie - - 

Zeuge Manfred Pfister: Ich kann das 
jetzt nicht umschreiben, was die sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
ich meine, ist Ihnen das schon mal vorge-
kommen in Ihrer Arbeit im Bereich Rechts-
extremismus in Bayern, dass in der Szene 

über rechtsextreme Morde mal so offen ge-
redet wird? Ich meine, sind Sie davon aus-
gegangen, dass sozusagen das Wissen über 
einen neunfachen Mord Szenewissen gewe-
sen sein könnte? 

Zeuge Manfred Pfister: Damals war es 
eine Annahme, dass es eben vielleicht aus 
der Szene kommen könnte. Das haben wir 
nicht gewusst. Wir sind einfach die Leute 
auch angegangen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie 
haben Sie das denn bewertet, also jetzt die 
Aussagen von Herrn XY zum Beispiel: „kann 
er sich gar nicht vorstellen“? 

Zeuge Manfred Pfister: Nicht besonders 
hoch. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nicht 
besonders hoch? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also im 
Grunde genommen waren die Reaktionen 
auf die Gefährderansprachen nicht beson-
ders ergiebig? 

Zeuge Manfred Pfister: Richtig. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist in der 
Szene so üblich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gut, 
wenn ich noch Fragen haben sollte, stelle ich 
vielleicht nachher noch welche. Ich will es 
erst mal dabei bewenden lassen. Jetzt haben 
die Fraktionen erst mal Gelegenheit, Ihnen 
Fragen zu stellen, Herr Pfister. Den Auftakt 
macht die Unionsfraktion. Herr Kollege Stra-
cke. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Vielen 
herzlichen Dank. - Herr Pfister, die BAO 
„Bosporus“ mit dieser besonderen Ermitt-
lungsgruppe „Einzeltäter“, bei der Sie ja auch 
aktiv wurden, ist ja bekanntlich gegründet 
worden, nachdem hier diese Alternativhypo-
these „Einzeltäter“ von dem Herrn Horn von 
der OFA-Analyse entsprechend auf den 
Tisch gekommen ist. Der Herr Horn hat eben 
zu Beginn oder während seiner Befragung 
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heute Auskunft darüber gegeben, dass wich-
tig für ihn war bei dieser Alternativhypothese 
zum einen der Ankerpunkt Nürnberg, wobei 
man „Ankerpunkt“ verstehen soll als ein ir-
gendwie gesehenes Bezugsgeflecht oder 
Beziehungsmöglichkeiten - das kann der 
Wohnort, kann die Arbeitstätte sein, kann 
aber auch sonstiges Näheverhältnis sein zu 
dem oder den Tätern - und ein doch erheb-
liches Maß an Mobilität. 

Darauf aufsetzend, auf seine Analyse, hat 
er auch entsprechende Ermittlungsempfeh-
lungen abgegeben. Diese Ermittlungsemp-
fehlungen sind niedergelegt in dem Ergebnis 
der zweiten Fallanalyse BAO „Bosporus“ 
vom 09.05.2006. Da geht es dann zum einen 
darum: Ermittlungen in der rechten Szene, 
Ermittlungen in Sportschützenvereinen, 
Gotcha-Schießen usw. Dabei gehen die 
weiteren Ermittlungsempfehlungen davon 
aus, dass man als Annahme zugrunde legen 
möge den Ankerpunkt Nürnberg in 2000 und 
dann gewisse Filter dahinter stecken sollte. 

Mich würde jetzt einfach interessieren, 
Herr Pfister, wie Sie, als Sie damit konfron-
tiert wurden, mit diesem OFA-Bericht, damit 
umgegangen sind. Das heißt, welche Aktivi-
täten haben Sie entfaltet aus Sicht eines 
Mitarbeiters aus dem polizeilichen Staats-
schutz heraus? Was haben Sie da gemacht? 
Zum einen befinden sich bei uns in den Ak-
ten drei Vermerke aus den Jahren 2004 und 
2005, die Aufstellungen beispielsweise zur 
Skinheadszene mit Lokalen und Personen-
angaben enthalten. Diese drei Vermerke 
tragen auch Ihre Unterschrift. Ich gehe davon 
aus, dass Sie sich daran noch erinnern kön-
nen. Ansonsten kann ich Ihnen die auch 
gerne vorlegen. 

Zeuge Manfred Pfister: Das wird schon 
so stimmen, ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Genau. 
Und zwar: Diese drei Vermerke enthalten 
eben Namenslisten. Wurden denn diese 
Aufstellungen im Zusammenhang mit den 
Ermittlungen der Mordfälle in Nürnberg und 
München 2004 und 2005 angefertigt? 

Zeuge Manfred Pfister: Davon weiß ich 
nichts. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Okay. 

Zeuge Manfred Pfister: Ich weiß nicht, 
zu welchem Zeitpunkt die in die Akten ge-
kommen sind. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ja, also 
das sind Vermerke, die Namenslisten ent-
halten von der Kriminalpolizei Nürnberg vom 
14.10.2004, Skinheadszene, und „Lagebild 
Rechts“ vom Juni 2005, das auch von Ihnen 
erstellt wurde. Soll ich Ihnen das mal - - 

Zeuge Manfred Pfister: Ich habe am 
Anfang mal kurz erläutert - vielleicht resultie-
ren diese Unterlagen davon -, dass wir ja am 
Anfang keine Daten vom Landesamt für 
Verfassungsschutz bekommen hatten. Dann 
hatten wir uns unserer eigenen Daten be-
dient, sprich unserer eigenen Skinhead-
szene, Neonaziszene, was wir also in Nürn-
berg hatten - man hat ja auch seine Daten -, 
und in dem Zusammenhang sind diese Da-
ten wahrscheinlich zu sehen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Genau. - 
Sie sagen, diese Daten kommen aus dem 
Bestand, den Sie im Rahmen des polizei-
lichen Staatsschutzes erhoben haben und 
gespeichert haben, das heißt, was Ihnen 
bekannt war persönlich oder - 

Zeuge Manfred Pfister: Der Dienststelle 
bekannt, ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): - was der 
Dienststelle bekannt war. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Okay. - 
Haben diese Daten dann auch eine Rolle ge-
spielt bei Ihren Ermittlungen in der Nähe zur 
rechten Szene? 

Zeuge Manfred Pfister: In dem Zusam-
menhang haben wir am Anfang bzw. das 
muss dann im August, September 2006 ge-
wesen sein - - Um die Mobilität zu überprüfen 
unseres rechten Klientels, haben wir eine 
Aufstellung gemacht von denen. Jetzt kann 
ich die Personenzahl nicht nennen, die wir in 
Nürnberg hatten. Um auf die Mobilität abzu-
zielen, hatten wir uns darum bemüht, eben 
die Arbeitgeber zu bekommen von verschie-
denen Personen, um dann eben nachzuwei-
sen: Jawohl, der ist mobil, der kann dort und 
dort hinfahren, eben in Anbetracht dessen, 
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dass wir verschiedene Tatorte hatten. - Und 
dann hatte ich auch - vielleicht steht das in 
dem Zusammenhang - Zoll und Rentenversi-
cherung angeschrieben, um an die Arbeit-
geber zu kommen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Was ha-
ben Sie dann mit diesen Daten eigentlich 
gemacht, die Sie jetzt beispielsweise von der 
Deutschen Rentenversicherung bekommen 
haben? Welche Aktivitäten haben Sie da 
entfaltet? 

Zeuge Manfred Pfister: Die gingen in 
einen sogenannten Abfragetopf mit rein, 
einen Rastertopf in der Analyse. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Sind aus 
diesem Rastertopf dann auch beispielsweise 
die Gefährderansprachen - - Haben die statt-
gefunden, oder ist das noch einmal geson-
dert zu sehen? 

Zeuge Manfred Pfister: Speziell meine 
sind gesondert. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Geson-
dert, okay. Also, das ist ein - - 

Zeuge Manfred Pfister: Das war eben in 
Anbetracht dessen, weil wir keine Daten 
hatten - - Unter anderem zwei hatten mich, 
glaube ich, selber angesprochen, darum 
haben wir da das Gespräch geführt, und die 
anderen habe ich dann selber aufgesucht. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Sie hatten 
dann Daten bekommen vom Bayerischen 
Landesamt für Verfassungsschutz im Fe-
bruar 2007. Das betrifft insgesamt Daten von 
682 Personen. Was haben Sie denn mit den 
darin enthaltenen Daten eigentlich gemacht? 
Können Sie uns das ein bisschen erläutern? 

Zeuge Manfred Pfister: Die wurden von 
der Analyse heruntergerastert, erst einmal, 
weil wir gingen ja aus von einem männlichen 
Täter, von einem in Nürnberg wohnhaft. 
Dann wurde das heruntergerastert auf so-
undso viel Personen, und mit denen wurde 
dann gearbeitet. Die wurden abgeprüft. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Also, 
diese - - Bitte. 

Zeuge Manfred Pfister: Es geistert im-
mer die ominöse Zahl eben - - dass es 161 
gewesen wären. Aber letztendlich wurden 
160 unterverspurt, weil einer davon nicht in 
Nürnberg wohnhaft gewesen war, weil - - es 
ist immer der Bezug nach Nürnberg von uns 
gesehen worden. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Genau. - 
Also, wenn ich Sie recht verstehe: Diese 
682 Personalien wurden dann abgeglichen 
mit den Einwohnermeldedaten aus Nürn-
berg? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Abge-
glichen mit den Einwohnermeldedaten aus 
Nürnberg. Hatte das den Hintergrund mit 
dem Ankerpunkt Nürnberg, - 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, genau. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): - den der 
OFA-Ansatz gesehen hat? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, unter ande-
rem. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Können 
Sie uns bitte schildern, nach welchen Krite-
rien der Restbestand von diesen 160 oder 
161 Personen denn ausgefiltert worden war? 
Sie schreiben dann beispielsweise in Ihrem 
Abschlussbericht zur Spur 195, dass diese 
161 Personen unterverspurt und zumindest 
büromäßig überprüft wurden. Jetzt kann ich 
mir darunter nichts vorstellen, was denn 
Unterverspurung ist und eine büromäßige 
Überprüfung. Was heißt denn das? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Spur 195 ist 
die Hauptspur. Das ist diese rechtsextremis-
tische Szene, im, ich sage jetzt einmal, 
Raum Nürnberg. In diesem Zusammenhang 
wurden 682 Personendaten erhoben, und 
eben nach dem Herunterrastern mit den 
EWO-Daten Nürnberg ergaben sich nur noch 
160 bzw. diese 161, und mit diesen Perso-
nen - das sind dann die unterverspurten - 
wurde dann insofern gearbeitet. Die wurden 
verteilt an mich, an die Ermittler, und dann 
wurde abgeglichen: Hatten sie Alibis zur 
Tatzeit? Je nachdem - - Wenn es sich viel-
leicht hätte ergeben sollen - mir ist jetzt mo-
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mentan kein Fall bekannt -, dann wären wir 
ihn persönlich angegangen. 

Ansonsten wurde ja mit den Daten, die 
wir erhoben haben, sprich Staatsschutz-
dateienabfragen, Pkw-Anmietungen zum 
Beispiel, Waffenbesitzer, Animositäten 
eventuell in der polizeilichen Vorgangsver-
waltung - - Es ist halt jetzt nicht so, dass nur 
die Nürnberger polizeilichen Vorgangsver-
waltungsdateien abgefragt wurden, weil es 
kann ja sein, dass einer, sage ich jetzt ein-
mal, 95 in ein anderes Bundesland verzogen 
ist. Dann wurden dort auch die polizeilichen 
Dateien abgefragt. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wie auf-
wendig gestaltet sich denn so eine 
Unterverspurung oder so eine Überprüfung? 

Zeuge Manfred Pfister: Also, wenn man 
davon ausgeht, das war - - Im März 2007 
hatten wir es bekommen, und ich ging im 
Januar 2008 wieder zurück in mein Kommis-
sariat, und dann hatte ich noch einige Perso-
nen mit ins Kommissariat zurückgenommen. 
Das ist sehr aufwendige Arbeit. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): In einem 
Ermittlungsbericht von Ihnen vom 19.11.2007 
machten Sie Ausführungen zu einem Daten-
bestand von 2 479 Personenzusammenhän-
gen mit Bezug zu Mittelfranken seit März 
2004 nach Auskunft einer Mitarbeiterin beim 
K 14 in Nürnberg. Ist Ihnen das denn noch 
bekannt, worauf ich hier Bezug nehme? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, das sind die 
internen Staatsschutzdateien bei uns in Mit-
telfranken. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Sind denn 
diese Daten des polizeilichen Staatsschutzes 
mit den Daten des Verfassungsschutzes in 
irgendeiner Weise abgeglichen worden - was 
Sie vom Bayerischen Landesamt für Verfas-
sungsschutz bekommen haben -, die 
682 Personalien? 

Zeuge Manfred Pfister: Die haben sie 
abgeglichen bei uns im Staatsschutzbereich. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wie sind 
denn überhaupt diese - - Dieser Datenbe-
stand, den Sie aus dem polizeilichen Staats-
schutz bekommen haben, wie wurde denn 
der noch in die Ermittlungen mit einbezogen? 

Gab es da noch weitergehende Ermittlungs-
handlungen? 

Zeuge Manfred Pfister: In diesen Da-
teien wurden eben diese unterverspurten 
Personen abgefragt. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ein Tref-
fer? 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das habe ich 

akustisch nicht verstanden!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte. 

Zeuge Manfred Pfister: In diesen Da-
teien wurden die 160 bzw. 161 Personen 
noch einmal abgefragt. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Und mit 
Überschneidungen, mit Treffern? 

Zeuge Manfred Pfister: Hat sich insofern 
nichts ergeben. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Nichts er-
geben. 

Zeuge Manfred Pfister: Treffer heißt bei 
Ihnen: Ein Hinweis auf die - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU):  - - dass 
die identisch sind, dass die beiden Listen die 
gleichen Namen aufzeigen. 

Zeuge Manfred Pfister: Klar, zum Teil ja, 
weil - - der Nachrichtenaustausch zwischen 
den Polizeien und dem Verfassungsschutz 
existiert ja. Es wurden uns auch Namen mit-
geteilt, die uns ja auch bekannt waren. Mei-
nen Sie - - Die Frage verstehe ich nicht. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Also, Sie 
bekommen doch Daten vom Bayerischen 
Landesamt für Verfassungsschutz. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Das sind 
diese 682 Personen. 

(Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Nicht Personen!) 

Sie haben zudem aus dem Bestand des poli-
zeilichen Staatsschutzes über 2 400 Perso-
nen. Jetzt habe ich es so verstanden, dass 
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Sie das gegenseitig voneinander abgegli-
chen haben. 

Zeuge Manfred Pfister: Nicht Personen, 
Daten. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wie bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Daten. Es müs-
sen nicht Personen sein. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Okay. - 
Was muss man jetzt sich darunter vorstel-
len? Das verstehe ich nicht. Da müssen Sie 
mir helfen. 

Zeuge Manfred Pfister: Da steht hinter 
eine Person. Zum Beispiel nehme ich jetzt 
einen XY; der ist zum Beispiel NPD-Landes-
vorsitzender in Bayern. Dann tritt er dort, 
dort, dort, dort auf, vielleicht an Infoständen 
oder er hat soundso viele Straftaten began-
gen oder wird bei irgendwelchen Veranstal-
tungen kontrolliert. Und dann können bis zu 
50, 60 Vorgänge hinter einer Person hängen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Gut. - 
Jetzt würde ich gerne zur Zusammenarbeit 
kommen wollen mit dem Bayerischen Lan-
desamt für Verfassungsschutz. Hatten Sie 
denn eigentlich bereits vor Ihrer Versetzung 
zur BAO Erfahrungen in der Zusammenarbeit 
mit dem Landesamt für Verfassungsschutz 
sammeln können? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, das ist ja un-
sere Hauptaufgabe. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wie verlief 
denn diese Zusammenarbeit? Oder: Gibt es 
da denn eigentlich auch gewisse formelle 
Vorgaben für Anfragen? Was ja aus den 
Akten verwundert, ist, dass man hier sehr 
viel miteinander telefoniert - - zum Teil auch 
auf dem E-Mail-Weg. Dann haben wir bei-
spielsweise nur eine schriftliche Anfrage an 
das Bayerische Landesamt für Verfassungs-
schutz Ende Dezember 2006.  

Zeuge Manfred Pfister: Das ist dann 
meine. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Gibt es da 
gewisse Vorgaben, oder wie läuft das bei 
Ihnen? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich habe es 
auch aus den Unterlagen. Die erste Kontakt-
aufnahme war ein Telefonat, dann ist die E-
Mail weggeschickt worden, und dann kam 
eben die Antwort, dass man die Daten nicht 
bekommt. Dann ist mein Wissensstand: Das 
wurde dem BAO-Leiter so gesagt, und das 
ist dann speziell Chefsache geworden; ist ja 
auch klar. Und dann hat sich immer wieder 
Kontakt ergeben. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Aber es 
gibt jetzt keine formellen Anforderungen, wie 
Sie Anfragen an das Bayerische Landesamt 
für Verfassungsschutz gestalten müssen? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, nicht un-
bedingt. Aber es geht auch telefonisch. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ihr An-
sprechpartner, an wen Sie sich da gewandt 
haben, war das immer der gleiche? War er 
Ihnen von Anfang an bekannt aufgrund Ihrer 
Tätigkeit vor der BAO „Bosporus“? 

Zeuge Manfred Pfister: Auf wen zielen 
Sie jetzt ab, auf welche Person? 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ganz 
egal, mit denjenigen, mit denen Sie Kontakt 
gesucht haben im Rahmen Ihrer Ermittlungs-
arbeit in der BAO „Bosporus“. Kannten Sie 
diesen Ansprechpartner schon davor, bevor 
Sie zur BAO gekommen sind, oder hat sich 
der dann ergeben? 

Zeuge Manfred Pfister: Den im Rahmen 
der BAO, den habe ich vorher nicht gekannt, 
andere Personen schon. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wenn 
man sich mal anschaut, wie viel Zeit hier 
vergeht zwischen dem, was Sie zuerst ver-
sucht haben anzufragen, bis Sie dann Er-
gebnisse bekommen haben: Dort ist bei-
spielsweise in einem Aktenvermerk vom Juli 
2006 vermerkt, dass man hier noch in der 
30. Kalenderwoche erneut den Kontakt su-
chen möge. Das wäre dann eigentlich Ende 
Juli gewesen. Nach unseren Akten fand das 
nächste Telefonat eigentlich dann erst An-
fang Dezember 2006 statt. Was hat denn da 
in der Zwischenzeit eigentlich stattgefunden? 
Gab es da einen Kontakt? So, wie es in 
Ihrem Aktenvermerk vermerkt ist - - 
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Zeuge Manfred Pfister: Also meines 
Wissens gab es immer wieder telefonische 
Kontakte, - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Aber kei-
nen Vermerk dazu. 

Zeuge Manfred Pfister:  - die sich aber 
immer wieder nur auf Nachfragen bezogen, 
ob die Daten geliefert werden und wie sie 
angeliefert werden können, weil zum Schluss 
hat sich dann auch wieder unsere Analyse 
mit eingeschaltet hat, ob man dann damit 
überhaupt arbeiten kann. Es ging um die 
Datenmitteilung. Es heißt also nicht, dass nur 
ich damit befasst war. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ja. - Jetzt 
komme ich zurück auf Ihr Schreiben vom 
28.12.2006 an das Bayerische Landesamt 
für Verfassungsschutz. Das ist dieses schrift-
liche Auskunftsersuchen, das gerichtet ist an 
das Bayerische Landesamt für Verfassungs-
schutz und danach fragt, im Zeitraum 1995 
bis 2002 bekannte Rechtsextremisten, Neo-
nazis, NPD-Mitglieder und Skinheads für den 
Großraum Nürnberg mitzuteilen. 

Jetzt haben Sie vorher dargestellt gehabt, 
dass Sie an sich ein Personenkontingent 
haben wollten, das bayernweite Daten ent-
hält. Damit setzten Sie sich allerdings in Wi-
derspruch zu den Ermittlungsempfehlungen 
aus der OFA; denn die OFA, der Herr Horn, 
hat ja bei seinen Ermittlungsempfehlungen 
zugrunde gelegt, dass es hier den Anker-
punkt Nürnberg gibt. Warum haben Sie denn 
dann versucht, hier ein Personenkontingent 
zu bekommen, gesamtbayernweit gesehen? 

Zeuge Manfred Pfister: Um eben einen 
bestimmten Personenkreis zu haben, um mit 
ihm umgehen zu können, zu „handeln“. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): In be-
wusster Entgegensetzung zu den Ermitt-
lungsempfehlungen von Herrn Horn? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Empfeh-
lung? Wenn Sie die einmal vorlesen würden? 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Die Er-
mittlungsempfehlung lautet: Rasterung Nürn-
berg, Annahme Ankerpunkt Nürnberg in 
2000 (Beginn: südlicher bzw. östlicher 
Raum). 

Zeuge Manfred Pfister: Es muss ja nicht 
unbedingt ein Bayer sein oder ein Nürnber-
ger; der Ankerpunkt kann ja auch sein, dass 
er dort arbeitet. 

(Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Sehr gut!) 

Wir sind klar davon ausgegangen, dass er 
vielleicht dort wohnhaft ist. Aber man kann 
das auch so sehen, dass er vielleicht dort 
einen Bezug zu einer Person hat, die dort 
wohnt, und der Täter ist wieder woanders 
her. Den Ankerpunkt kann man so sehen, 
dass dort der Täter vielleicht gewohnt haben 
könnte, oder er hatte dort eine Person, einen 
Unterstützer zum Beispiel. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Diese 
bayernweite Datenabfrage, die habe ich jetzt 
jedenfalls nicht in irgendeiner Weise bei mir 
vorliegen als Aktenvermerk. Wurde das 
verschriftlicht? Das heißt, haben Sie das per 
E-Mail angefragt oder per Schreiben? Gibt es 
da etwas, wo Sie das - 

Zeuge Manfred Pfister: Erst war es per 
E-Mail. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): -zugrunde 
gelegt haben, dass Sie ... (akustisch unver-
ständlich) dem Bayerischen Landesamt für 
Verfassungsschutz die Daten bayernweit 
haben wollten? 

Zeuge Manfred Pfister: Die dem LfV be-
kannt sind, so hat es geheißen, soweit ich 
weiß; nicht bayernweit, sondern: die dem LfV 
bekannt sind. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Okay, 
gut. - Sie nehmen dann auch noch Bezug in 
Ihrem Schreiben auf Gespräche oder ge-
führte Telefonate mit Herrn Hegler. Welchen 
Inhalt hatten denn diese Gespräche? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich hatte dann 
den ersten Kontakt mit Herrn Hegler, als es 
darum ging, dass die Daten aus dem ersten 
Anschreiben nicht geliefert werden. Sprich, 
ein Kollege von uns hatte bei ihm per E-Mail 
und dann telefonisch offensichtlich bei ihm 
schon nachgefragt, wo die Daten sind, bzw. 
hat sie angefragt. Dann hatte ich das Telefo-
nat mit dem Herrn Hegler und brachte das 
noch mal zur Sprache, eben dann aufgrund, 
dass jetzt nichts gekommen ist. Er hat sich 
dann so geäußert, dass die Daten - so habe 
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ich es herausgehört aus dem Telefonat - 
schon vorhanden jetzt wären, aber nach 
Vorlage Rechtsabteilung, Datenschutzbeauf-
tragter könnte man die so nicht herausgeben: 
Quellenschutz. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Haben Sie 
denn eigentlich mit Herrn Hegler besprochen 
gehabt, dass andere Landesämter des Ver-
fassungsschutzes mit einbezogen werden 
sollten in diese Anfrage, in diese Beantwor-
tung? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, nein, habe 
ich nicht besprochen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Gut. Das 
wäre es von meiner Seite. - Danke. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Pfister, ich will die kurze Zeit noch nutzen, 
ein paar neue Fäden aufzunehmen. Sie 
sind - so habe ich es zumindest der Vita ent-
nommen - ja ein erfahrener Staatsschützer. 
Kann man das so sagen, dass der Schwer-
punkt Ihrer Tätigkeit - jetzt unabhängig von 
der BAO - ja die meiste Zeit im Staatsschutz 
war und dort Schwerpunkt Rechtsextremis-
mus? Ist das richtig? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Seit 
wann sind Sie im Staatsschutz? - Etwa? 
90er-Jahre schon oder 2000? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, mit Sicher-
heit. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Seit 
den 90er-Jahren, also wirklich ein Erfahre-
ner. Und Schwerpunkt war immer schon 
Rechtsextremismus, oder macht man in dem 
Staatsschutz alles, was anfällt? 

Zeuge Manfred Pfister: Da ist alles, was 
anfällt, Beamtendelikte auch, und dann 
rechts - - Wird alles verteilt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gut. - 
Ein gerüttelt Maß an Erfahrung und sicher 
auch eine sehr gute Personenkenntnis einer 
Szene. Wie weit geht der Zuständigkeits-
bereich des PP Nürnberg, jetzt geografisch? 
Stadt Nürnberg? Und sind da noch Land-
kreise drum herum, die dazu gehören? 

Zeuge Manfred Pfister: Polizeipräsidium 
Mittelfranken. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wie 
bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist Mittel-
franken dann. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
das umschließt welche Landkreise noch? 

Zeuge Manfred Pfister: Schwabach, 
Nürnberger Land, Fürth, Erlangen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. - 
Sie könnten aber sagen, in diesem Raum, 
vielleicht sogar auch etwas weiter, haben Sie 
einen guten Überblick über die rechte 
Szene? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich bin Stadt 
Nürnberg. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 
Aber auch in der Stadt Nürnberg - - Also, wer 
dort aktiv ist, oder wer immer wieder auffällt, 
den kennen Sie? 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist richtig; 
sollte man kennen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Als 
guter Staatsschützer kennen Sie die sicher. - 
Ich will auf zurückgehen etwas anderes; das 
hat nichts mit der BAO zu tun. 

In den Akten findet sich ein Vermerk oder 
eine Meldung, eine Kontrollmeldung von 
Ihnen, wo bei einer Veranstaltung der NPD 
Flugblätter verteilt wurden und auch entspre-
chende Äußerungen gemacht wurden. Dann 
hat eine Einsatzgruppe da die Flugblatt-
verteiler kontrolliert - die waren amts-
bekannt -, und Sie haben dann dazu einen 
Vermerk verfasst. Das ist schon lange her, 
das ist 2001 gewesen. Können Sie sich da-
ran noch erinnern: Flugblattaktion bei der 
NPD? Otto Schily muss geredet haben. Das 
war irgendwie so eine Gegenaktion, Flug-
blätter wurden verteilt. Können Sie sich da-
ran erinnern? 

Zeuge Manfred Pfister: Weiß ich nichts 
mehr davon. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Wie 
bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Weiß ich nichts 
mehr davon. Das müssten Sie mir sagen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
kriege gerade gesagt, es war offensicht-
lich - - Also, die NPD hat eine Gegenaktion 
gemacht, entlang des Schlesiertages. Ist 
Ihnen dann auch nicht erinnerlich mehr, vom 
Ereignis her, in Nürnberg? 

Zeuge Manfred Pfister: Sie spielen auf 
einen Vorfall in der Frankenhalle an, oder 
was war es? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
muss kurz lesen; Moment. - Die Flugblatt-
verteilung selber war nicht in der Halle, son-
dern muss im Umfeld der Halle bei U-Bahn-
Zugängen oder wo auch immer gewesen 
sein. Aber da kam es dann zur Kontrolle von 
amtsbekannten NPD-Leuten oder der rech-
ten Szene. Man hat die Personalien festge-
stellt, und Sie haben dann darüber einen 
Vermerk gemacht, einen Bericht - wie man 
es auch sonst macht, wenn bekannte 
Rechtsextremisten kontrolliert werden - an 
verschiedene Dienststellen. Das sagt Ihnen 
nichts mehr? 

Zeuge Manfred Pfister: Mit Sicherheit 
habe ich das dann geschrieben, ja. Da 
müssten wir es - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
kann es Ihnen auch gerne mal, wenn ich 
darf - - Aber meine Zeit ist vorbei. 

Ich frage deshalb, weil die Meldung über 
diese kontrollierten Personen 2001 - da war 
in Nürnberg ja schon ein Mord passiert - 
beinhaltet ja auch unter anderem eine Per-
son aus Chemnitz, die heute noch eine Rolle 
spielt bei den Ermittlungen. Sie haben - - 
Insofern ist das ja absolut korrekt gemacht; 
ich sehe das hier auf dem Verteiler, ich zeige 
es Ihnen gleich einmal: MAT A BY-1, An-
lage 24.7 (?) - Sie kriegen es gleich gezeigt. 

(Dem Zeugen werden Unterlagen 
vorgelegt) 

Sie haben das ja völlig korrekt und richtig 
umfassend weiter verteilt, diese Kontrolle von 
Personen, nämlich an das Bayerische Lan-
desamt für Verfassungsschutz - Sie dürfen 
gern darauf schauen, rechts den Verteiler im 

Abdruck -, PP Mittelfranken, ein paar andere 
bayerische Dienststellen und auch an das 
Polizeipräsidium Chemnitz. 

Was mich jetzt interessieren würde: Bei 
diesen Personen, die damals kontrolliert 
wurden und deren Kontrolle Sie absolut pro-
fessionell weitergereicht haben an verschie-
dene Dienststellen, ist eine Person dabei, die 
heute bei den Ermittlungen auch eine zen-
trale Rolle spielt? Gab es jemals eine Rück-
meldung der Verfassungsschützer oder des 
PP Chemnitz? Daran wird man sich vielleicht 
eher noch erinnern, wenn Kollegen aus 
einem anderen Bundesland anrufen und 
sagen: Da habt ihr jemand Hochinteressan-
ten kontrolliert. Wisst ihr mehr davon, oder 
war sonst irgendetwas? 

Zeuge Manfred Pfister: Da ist mir nichts 
mehr bekannt davon. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Den 
Vermerk haben Sie jetzt gesehen? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, ja, habe ich 
gesehen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie 
wissen auch, auf welche Person ich wahr-
scheinlich abhebe? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, ja, ist schon 
klar. Nur, ich wusste immer nicht, auf was 
Sie hinauswollen in Ihrer Fragestellung, wel-
chen Vermerk Sie meinten. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Genau. 
Ich will darauf hinaus, - 

Zeuge Manfred Pfister: Er ist mir be-
kannt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - dass 
Sie bei Ihrer alltäglichen Arbeit jemanden in 
die Finger gekriegt haben, der damals nicht 
für Sie - - Aber zumindest für die in Sachsen 
hätten alle Alarmglocken angehen müssen, 
und - wie wir heute wissen - für uns auch. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, wenn wir es 
gewusst hätten, wären sie bei uns angegan-
gen, hätte ich jetzt mal gesagt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wenn? 
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Zeuge Manfred Pfister: Wenn ich es 
gewusst hätte, wenn wir es gewusst hät-
ten - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, ja; 
das erwarte ich ja gar nicht von Ihnen, dass 
Sie über rechtsextreme Szenen aus einem 
anderen Bundesland Bescheid wissen. Aber 
Sie haben ja diese Erkenntnis an das Präsi-
dium Chemnitz mitgeteilt, und zwar am 
18. Juli 2001, und dort war - das werden wir 
später zu klären haben - in diesen Ländern, 
in diesen Städten eigentlich eine hohe Sen-
sibilität für diese Namen, sollte man meinen. 
Aber Sie haben nie eine Rückmeldung be-
kommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Da kam nichts. 
Ist mir nichts in Erinnerung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Dann 
bedanke ich mich für die Überziehung und 
frage nachher vielleicht noch einmal weiter. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Frau 
Högl hat für die SPD-Fraktion das Frage-
recht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Pfister, uns be-
schäftigt hier alle miteinander, warum nicht 
mit der gleichen Akribie, mit dem gleichen 
Engagement und mit der gleichen Fantasie, 
wie die These „organisierte Kriminalität“ ver-
folgt wurde, dem Hinweis, der ja insbeson-
dere aus der zweiten Fallanalyse von Herrn 
Horn kam, es könnte sich um Täter mit Ver-
bindungen zur rechten Szene handeln, 
nachgegangen worden ist. Das ist unser 
Ausgangspunkt. Deswegen ist es so wichtig, 
dass wir Sie heute hören.  

Wir haben heute darüber gesprochen, 
dass die BAO „Bosporus“ einen Dönerstand 
errichtet hat, dass insgesamt 950 türkische 
Kleingewerbetreibende in Nürnberg und 
München befragt worden sind, und wir haben 
dann jetzt gehört, dass Sie neun Gefährder-
ansprachen in der rechten Szene gemacht 
haben. Da stellt sich eine Schieflage dar. Ich 
möchte Sie einfach mal fragen: Ganz zu 
Beginn, als Sie angefangen haben nach der 
zweiten Fallanalyse, als der Auftrag kam, 
rechte Szene zu untersuchen, haben Sie sich 
mal zusammengesetzt, gab es so etwas wie 
eine Strategiebesprechung? Sie sind ja 
lange und kenntnisreich in Sachen rechte 

Szene - - Sie sind ja ein erfahrener Polizei-
beamter. Gab es mal so eine Sitzung, in der 
gute Ideen gesammelt wurden oder in der es 
ein Brainstorming gab, was jetzt zu tun ist? 

Zeuge Manfred Pfister: Sie meinen in-
nerhalb der Polizei?  

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, bei der BAO 
„Bosporus“. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, wir im Rah-
men unserer Ermittlungstätigkeit, im Einzel-
täterabschnitt, wir waren immer zusammen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Können Sie uns mal 
sagen, welche Ideen da aufgekommen sind, 
wie man diesen neuen Ermittlungsansatz 
„Einzeltäter mit Verbindung zur rechten 
Szene“ - - welche Ideen Sie da gesammelt 
haben und wie Sie loslegen wollten mit Ihren 
Ermittlungen? 

Zeuge Manfred Pfister: Wir hatten auf 
Grundlage eben der Personendaten, die wir 
hatten, unsere Ermittlungen getätigt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Lassen Sie uns mal 
teilhaben! Was genau haben Sie gemacht? 

Zeuge Manfred Pfister: Nehmen Sie 
einmal den A. Der wird dann abgeklärt: Wo 
wohnt er? Wo hat er gewohnt? Natürlich hat 
er zuerst auch in Nürnberg gewohnt; Ein-
wohnermeldedaten. Dann werden die poli-
zeilichen Dateien abgefragt, wo er aktuell 
wohnt, wo er inaktuell - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Also, das sind die 
Daten, die Staatsschutzdaten aus der rech-
ten Szene, die Sie hatten. Ich frage jetzt aber 
nach - - 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, das sind 
polizeiliche Daten. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, genau, polizei-
liche Daten. Ich frage jetzt aber nach weite-
ren Ideen. Ich meine, wir haben es ja hier mit 
einer enormen Ansammlung von Fantasie zu 
tun bei der Ermittlung der neun Morde. Das 
haben wir zur Kenntnis genommen. Das 
wurde wirklich sehr akribisch gemacht. Was 
haben Sie denn gemacht? Haben Sie über 
verdeckte Maßnahmen beispielsweise nach-
gedacht? 
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Zeuge Manfred Pfister: Für die ver-
deckten Maßnahmen war ich nicht zuständig; 
aber die wurden auch gemacht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Anlässlich der 
zweiten Fallanalyse wurden also von der 
BAO „Bosporus“ in der rechten Szene - da-
rum geht es jetzt, nicht bei Türkinnen und 
Türken oder bei Kleingewerbetreibenden, 
sondern in der rechten Szene - verdeckte 
Maßnahmen initiiert. Nach der zweiten Fall-
analyse - - Könnten Sie das einmal präzisie-
ren? 

Zeuge Manfred Pfister: Das kann ich 
nicht sagen. Dafür war ich nicht zuständig, 
für die verdeckten Maßnahmen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber Sie können mit 
Sicherheit sagen, dass es verdeckten Maß-
nahmen in der rechten Szene gegeben hat? 

Zeuge Manfred Pfister: Verdeckte Maß-
nahmen, wie meinen Sie das? Telefon ab-
hören? 

Dr. Eva Högl (SPD): Na ja, ich meine, Sie 
sind der Experte, und wir wissen, dass es 
verdeckte Maßnahmen gab ausweislich der 
Protokolle der Steuerungsgruppe. Da waren 
Sie nicht dabei, - 

Zeuge Manfred Pfister: Davon weiß ich 
nichts, ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): - aber es wurde 
auch mit verdeckten Maßnahmen ermittelt. 
Sie sind der Experte für die rechte Szene. 

Zeuge Manfred Pfister: „Experte“ ist ein 
bisschen übertrieben. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sie waren beauf-
tragt, der Spur 195 nachzugehen. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist ein biss-
chen übertrieben: „Experte“. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wenn Sie - - 

Zeuge Manfred Pfister: Dann hätte ich 
es ja gewusst. Wenn ich Sie so höre, hätte 
ich das von vornherein wissen müssen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein. Nein, nein, da-
rum geht es hier gar nicht bei der Befragung, 

sondern ich versuche, herauszufinden: Wel-
che Ideen sind gesammelt worden? Wie ist 
versucht worden, den neuen Ermittlungs-
ansatz - könnte es rechter Hintergrund 
sein? - in die Tat umzusetzen? Das versuche 
ich nur zu verstehen, mehr nicht, ja? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Da frage ich Sie 
einfach: Was gab es da für Ideen, was man 
machen könnte? 

Zeuge Manfred Pfister: Wir haben un-
sere sämtlichen Dateien durchforstet. Wir 
haben uns alles angeschaut, wer mit wem 
zusammen war, wer mit wem unterwegs war, 
aus dem Topf, den wir hatten, von den Per-
sonen, keine weiteren Personen, nur den 
Personen, die wir hatten. Mit denen hatten 
wir alles angestellt, umgekrempelt, wie auch 
immer. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Pfister, -  

Zeuge Manfred Pfister: Aber keine ver-
deckten Maßnahmen. 

Dr. Eva Högl (SPD): - dann bleibe ich 
noch einmal einen Moment bei diesen Per-
sonen, die aus Ihrer Datei stammen. Daraus 
resultierten ja die neun Gefährderanspra-
chen, nicht? Darüber haben wir ja schon - -  

Zeuge Manfred Pfister: Nein. Nein, nein, 
das haben Sie verkehrt verstanden am An-
fang. Diese Gefährderansprachen wurden 
vorher von mir erledigt, bevor wir die Perso-
nendaten vom LfV bekommen haben. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, genau. 

Zeuge Manfred Pfister: Wir hatten ja mit 
unseren alten - - Wir mussten ja irgendetwas 
machen mittlerweile. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das habe ich schon 
richtig verstanden, anders als Herr Geier bei 
seiner Befragung. Die neun Personen resul-
tierten nicht aus den 682 Personendaten 
bzw. aus den 160. 

Zeuge Manfred Pfister: Die Namen sind 
wahrscheinlich auch dabei, aber wurden von 
uns - - 
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Dr. Eva Högl (PD): Es sind einige Über-
schneidungen, einige tauchen auf, einige 
nicht. Das wissen Sie ja auch. 

Ich möchte gern bei den neun Personen 
noch einmal bleiben. Das waren ja Personen, 
die Sie kennen, die Sie kannten, -  

Zeuge Manfred Pfister: Dienstlich. 

Dr. Eva Högl (SPD): - die Sie aufgrund 
Ihrer Kenntnis der rechten Szene angespro-
chen haben. Können Sie mir noch einmal 
sagen, was genau ich darunter zu verstehen 
habe, wenn Sie schreiben: „Da bereits zu-
rückliegend die Chemie zwischen Person XY 
und dem Unterzeichner stimmte“, und wie ich 
es zu verstehen habe, wenn Sie eine rechts-
extreme Person befragen und dann Folgen-
des gesagt wird: Die Person zeigte sich un-
gehalten über die Ansprache. Ein weiteres 
Nachfragen unterblieb. - Was wollten Sie 
eigentlich genau herausbekommen mit den 
Gefährderansprachen? 

Zeuge Manfred Pfister: Zumindest in der 
rechten Szene bekannt machen, dass die 
Polizei auch auf dieser Seite aktiv wurde. 

Dr. Eva Högl (SPD): Was haben Sie sich 
davon versprochen? 

Zeuge Manfred Pfister: Vielleicht, dass 
sich jemand meldet; könnte ja sein. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Pfister, ich bin 
keine Ermittlungsbeamtin, und ich möchte 
hier auch nicht so tun, als ob ich eine sei, 
und ich möchte im zweiten Leben auch keine 
werden, aber ich frage Sie doch ganz ernst-
haft - Herr Vorsitzender hat das ja auch ge-
fragt -: Wenn Sie auf die rechte Szene zu-
gehen, die Sie kennen, und Sie sagen, es 
wird in der Polizei darüber nachgedacht, ob 
die Taten, die Morde Hintergrund aus der 
rechten Szene haben: Was erwarten Sie 
denn, Herr Pfister, für eine Antwort, dass 
irgendeine der angefragten Personen dann 
sagt: „Ja, das sind meine Kumpels Uwe aus 
Thüringen oder aus Zwickau“? Was genau 
haben Sie denn erwartet, dass die Personen 
Ihnen sagen? Wie läuft das denn ab? Lassen 
Sie uns einfach einmal teilhaben, was für 
einen Erkenntnisgewinn man normalerweise 
bei solchen Gefährderansprachen hat. Wir 
wollen es hier nur verstehen. Ich jedenfalls 
möchte es nur verstehen. 

Zeuge Manfred Pfister: Das heißt, dass 
man mit den Personen in Kontakt tritt, mit 
ihnen ein Gespräch führt, aus irgendwelchem 
Anlass auch immer. Bei anderen war es aus 
Anlass einer Demonstration. Ein anderer war 
Rechtsanwalt; der hat mich angesprochen, 
weil ein anderer ihn angesprochen hat, weil 
die Polizei auf ihn zugekommen wäre, was 
da überhaupt der Hintergrund ist. Da habe 
ich ihn dann darauf angesprochen, dass 
eben auch in die rechte Szene ermittelt wird. 
Dass man natürlich, wie Sie es ausdrücken, 
gleich den Täter bekommt, das ist noch nie 
der Fall gewesen. Das kann ich mir nicht 
vorstellen. Das ist klar. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sie haben sich ja 
Hinweise versprochen. - Ich will noch einmal 
auf einen anderen Punkt zu sprechen kom-
men. 

Zeuge Manfred Pfister: Aber zum Bei-
spiel Personenzusammenhänge wären dann 
vielleicht genannt worden. Es hätte ja sein 
können, dass sich mancher um Kopf und 
Kragen redet und sagt, ja: „Da waren wir 
gestern dort und dort, haben getrunken oder 
was auch immer gemacht, da war der dabei, 
den kenne ich nicht oder was auch immer“, 
dass sie vielleicht mit Autos unterwegs ge-
wesen waren, dass man zumindest auch 
eben im Rahmen der Einzeltätertheorie ir-
gendwie Erkenntnisse bekommt, wo vielleicht 
auch etwas gewesen ist, wo sie vielleicht 
zusammengesessen haben, ob es Neue gibt: 
Ach, da ist jetzt ein Neuer da. - Klar, man ist 
darauf angewiesen, was das Gegenüber 
sagt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, ist ja klar. Sie 
schreiben ja dann auch in Ihrem Vermerk 
vom 19.11.2007 - es ist ja schon daraus zi-
tiert worden -, dass innerhalb der rechten 
Szene die Meinung vorherrscht, dass die 
Taten keinen Hintergrund aus der rechten 
Szene hatten, die Morde. - Ich möchte zu 
einem anderen Punkt noch einmal zurück-
kommen. 

Zeuge Manfred Pfister: Was aber nicht 
heißen soll, dass man das auch glauben 
muss, - 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, nein. 
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Zeuge Manfred Pfister: - weil die ja hohl 
sind im Kopf. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, danach folgte 
nichts mehr. Oder haben Sie die Ermittlun-
gen danach fortgesetzt? 

Zeuge Manfred Pfister: Die sind erst 
richtig angegangen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sagen Sie das noch 
einmal, bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Die sind dann 
erst richtig angelaufen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Inwiefern? Was ist 
danach passiert? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Ermittlungen 
waren ja schon Ende 2006, die Ansprachen, 
und dann gingen ja die Abklärungen der Per-
sonendaten ab März 2007, als wir die Daten 
hatten, richtig los. Dann waren wir - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Dann sind wir auch 
direkt bei dem nächsten Punkt, Herr Pfister; 
da will ich einmal ansetzen. Sie haben ja 
selbst dieses Auskunftsersuchen an das 
Bayerische Landesamt für Verfassungs-
schutz formuliert, vom 28.12.2006, und 
schreiben selbst, bitte die Rechtsextremisten, 
Neonazis, NPD-Mitglieder und Skinheads für 
den Großraum Nürnberg mitzuteilen - da-
rüber ist schon gesprochen worden -, und 
dann steht da: Die Auskunft sollte sich nicht 
nur auf die angeführten Geburtsjahre und 
das Geschlecht männlich beschränken. - Sie 
haben dann 682 Personendaten bekom-
men - darüber ist schon gesprochen wor-
den -, 161 unverspurt. Können Sie uns ein-
mal sagen, wieso da nur Männer unverspurt 
wurden? Wie ist das ausgewählt worden? 
Oder habe ich das in den Akten falsch ver-
standen? 

Zeuge Manfred Pfister: Wir sind davon 
ausgegangen, dass es ein männlicher Täter 
ist. 

Dr. Eva Högl (SPD): Sie selbst haben 
aber in dem Auskunftsersuchen an das 
Bayerische - - 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, ich habe es 
schon öfters jetzt gesagt hier in dem Kreis: 

Wir wollten eben einen größeren Personen-
datentopf bekommen. Es muss ja nicht sein, 
dass zum Beispiel - - Wie soll ich Ihnen das 
jetzt ausdrücken? Nachdem wir jetzt alles 
wissen, hätte es ja sein können, dass die 
Freundin einen Täter nach Nürnberg fährt, 
wie auch immer. 

Dr. Eva Högl (SPD): Darf ich Sie noch 
einmal fragen, da Sie im Staatsschutz schon 
länger tätig sind, die rechte Szene kennen - 
das ist hier schon thematisiert worden -: Ha-
ben Sie auch Kontakte zu Kolleginnen und 
Kollegen aus anderen Polizeipräsidien, die 
sich auch mit der rechten Szene befassen, 
die dort auch kenntnisreich sind? Kennen Sie 
einige Ihrer Kolleginnen und Kollegen aus 
anderen Polizeipräsidien? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Tauschen Sie sich 
regelmäßig aus? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie dann 
einmal Ihre Ermittlungsarbeit mit den Kolle-
ginnen und Kollegen erörtert, oder herrschte 
darüber Stillschweigen? 

Zeuge Manfred Pfister: Sie meinen nicht 
speziell in anderen Präsidien? Das wurde auf 
der Abschnittsebene dann besprochen. Wie 
gesagt, ich war im Ermittlungsbereich tätig. 
Der Abschnittsführer oder Abschnittsleiter 
hatte unsere Erkenntnisse bekommen, und 
das ging dann peu à peu weiter in der Hie-
rarchie, und da wurde das immer wieder 
erörtert, wahrscheinlich auf Präsidiumsebene 
dann auch. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nach der Überprü-
fung der 161 Personen -  

Zeuge Manfred Pfister: Letztlich 160 wa-
ren es dann. 

Dr. Eva Högl (SPD): - genau, 160 - ist ja 
mehr oder weniger die Spur 195 geschlossen 
worden und dann auch die BAO „Bosporus“ 
beendet worden, wenig später. Sind Sie mal 
auf die Idee gekommen, nachdem Sie im 
Großraum Nürnberg nichts gefunden haben, 
sich einmal mit Ihren Kolleginnen und Kolle-
gen, mit denen Sie sich regelmäßig austau-
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schen, die auch Kenntnisse in der rechten 
Szene in anderen Polizeipräsidien oder in 
anderen Bundesländern haben, auszutau-
schen, meinetwegen auch informell oder wie 
auch immer? Hat das stattgefunden, oder 
sind Sie mal auf die Idee gekommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Tätigkeit 
ging ja dann weiter. Ich war ja nur - - Ver-
schiedene Kollegen arbeiteten dann nicht 
mehr in der BAO „Bosporus“. Die Arbeit ging 
ja da weiter; die wurde dann ja überführt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, aber, Herr Pfis-
ter - - 

Zeuge Manfred Pfister: Die haben dann 
die Arbeit - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Pfister, Sie ha-
ben 160 Personen überprüft, büromäßig 
überprüft. 

Zeuge Manfred Pfister: Die Arbeit wurde 
von denen dann übernommen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Genau, und dann 
wurde Ende November 2007 festgestellt, 
dass die Überprüfung dieser 161 Personen 
aus der rechten Szene nichts ergeben hat. 
Das wurde festgestellt. 

Zeuge Manfred Pfister: Das war dann 
schon 2008. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das haben Sie fest-
gehalten. 

Zeuge Manfred Pfister: 2008 war das 
dann schon. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, das war - - 

Zeuge Manfred Pfister: Das hat sich 
hingezogen bis 2008. 

Dr. Eva Högl (SPD): Okay, okay, mei-
netwegen. Aber dann ist die BAO „Bosporus“ 
überführt worden. Aber Sie sagen jetzt, das 
ist dann nicht beendet worden. Ja, was ist 
denn danach noch weiter ermittelt worden? 

Zeuge Manfred Pfister: Da habe ich kei-
nen Einblick dann darüber, weil ich wieder in 
mein Kommissariat gegangen bin. 

Dr. Eva Högl (SPD): Okay. - Dann habe 
ich abschließend eine Frage. Diese Frage 
stelle ich allen Zeugen, und da geht es nicht 
darum, in irgendeiner Richtung eine Schuld-
zuweisung zu machen. Ich sagte Ihnen ja 
eben schon, wir wollen das hier verstehen, 
wir wollen Erklärungen formulieren. Wir sind 
den Opfern und ihren Angehörigen auch eine 
ganze Menge schuldig, gerade auch die Be-
hörden, die in der Angelegenheit tätig waren. 
Wenn Sie mit dem Blick von heute auf Ihre 
Arbeit schauen - ich bitte, meine Frage nicht 
falsch zu verstehen; wir versuchen, uns in 
Ihre damalige Lage hineinzuversetzen; wir 
wissen heute mehr; wir hatten es mit neun 
Morden zu tun, die Sie zu bearbeiten hatten; 
über zehn Jahre wurde ermittelt -: Was ist 
dann Ihrer Meinung nach schiefgelaufen, 
was hätte man anders machen müssen? 

Zeuge Manfred Pfister: Gute Frage. - 
Was ist schiefgelaufen? Schiefgelaufen ist 
aus meiner Sicht: Wir hatten in den Kreis 
hineinermittelt, zumindest jetzt in meinem 
Bereich, wofür ich sprechen kann, Nürnberg. 
Aus meiner Sicht haben sich da keine Hin-
weise ergeben, die auf das damalige Trio 
hätten schließen lassen. Und jetzt, danach - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur FDP-Fraktion. - Herr 
Wolff, bitte. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Herr 
Pfister, ich will noch einmal auf Ihre Kommu-
nikation mit dem Landesamt für Verfas-
sungsschutz zurückkommen. Mich würde 
einmal interessieren, als Sie angefragt ha-
ben, dass Sie gerne die Daten hätten, wel-
che Auswahlkriterien Sie für die Personen 
angelegt haben, die Sie haben wollten. 
Rechtsextremismus alleine? 

Zeuge Manfred Pfister: Skinheads, 
Neonazis, NPD-Mitglieder, die als extrem 
aufgefallen sind, die als Extreme geführt 
werden beim LfV, als rechtsextrem. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Nur 
diese Kriterien? Sind das im Rahmen des 
Normalablaufs Ihrer Tätigkeit üblicherweise 
vorgegebene Kriterien, die Sie dann entspre-
chend auch beim LfV immer in der Form 
abfragen? 
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Zeuge Manfred Pfister: Ja, unsere An-
frage war also nicht personenbezogen. Wir 
hatten keine Personen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ja, 
klar. 

Zeuge Manfred Pfister: Da mussten wir 
sie so stellen, sage ich jetzt einmal. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sind 
das immer - - Kann man sie auch variabel 
gestalten, nach dem Motto, mit besonderen 
Unterkriterien oder Ähnliches, oder sind es 
einfach nur Rechtsextremismus, NPD etc., 
immer die gleiche Art? 

Zeuge Manfred Pfister: Die gleiche Art 
wird es nicht immer sein. Aber in diesem 
Zusammenhang, in der Anfrage war es eben 
der Rechtsextremismus. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wir 
haben jetzt gehört, dass es immer beson-
ders - - Halt, ein Punkt noch: Sie hatten vor-
hin gesagt - da war ich mir nicht ganz sicher; 
wenn Sie es einfach vielleicht kurz noch ein-
mal klarstellen könnten -, Sie hatten zu-
nächst einmal auch die Daten bundesweit 
angefragt und dann nicht bekommen. Oder 
war das nur landesweit? 

Zeuge Manfred Pfister: Nur das LfV 
wurde angefragt auf ihre Daten, die sie ha-
ben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
nicht in der Form das LfV gebeten quasi, 
auch mal im Bund nachzufragen, in anderen 
LfV? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, von mir 
nicht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also, 
Sie hatten nur das LfV Bayern quasi ange-
fragt? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Okay. - Dann würde mich Folgendes interes-
sieren: Es hat ja sehr lange gedauert - das 
haben wir auch schon gehört -, bis das LfV 
reagiert hat. Haben die Ihnen eine Begrün-

dung gegeben? Haben Sie zwischendurch 
immer wieder nachgehakt? 

Zeuge Manfred Pfister: Es ging um den 
Datenschutz. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Noch 
etwas darüber hinaus, etwas anderes, also 
nach dem Motto: Haben Sie mal ein Telefo-
nat geführt? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. - Keine 
offenen Daten, keine Quelle geben, Quellen-
schutz. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
Aussagen nach dem Motto: Na ja, Sie sind 
hier ja wirklich auf dem falschen Weg. Was 
soll das eigentlich? - Solche Aussagen? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, nein, so 
etwas hat es nicht gegeben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
formale Begründungen an der Stelle, dass 
Sie gesagt haben - - Haben Sie denn mit 
dem LfV-Kontaktmann die Fallanalyse mal 
diskutiert? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich hatte sie nur 
telefonisch mit ihm besprochen, die Einzel-
tätertheorie, bezogen auf den Ankerpunkt 
„Mobilität, Nürnberg“. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
hat er das kommentiert? 

Zeuge Manfred Pfister: Das weiß ich 
heute nicht mehr. Daran kann ich mich 
nicht - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also, 
irgendetwas Inhaltliches zur Fallanalyse 
selbst ist vom LfV nicht zu hören gewesen? 

Zeuge Manfred Pfister: Aus meiner 
Warte kann ich dazu nichts sagen. Da weiß 
ich nichts. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
hatten - das ergibt sich aus MAT A BY-6/1, 
Seite 75 ff. - in einer Sitzung zusammen mit 
dem LfV am 7. Juli 2006, an der Sie teil-
nahmen - - Da ist zu lesen oder hatte man 
jedenfalls den Eindruck, dass nicht wirklich 
die Zusammenarbeit so hervorragend ge-
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klappt hätte: Hinweise zum Beispiel auf 
Rechtsradikale wie Kühnen, Worch wurden 
eher mit Allgemeinplätzen abgespeist. Wie 
haben Sie sich damals gefühlt? Fühlten Sie 
sich ernst genommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Doch, ja. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Aber 
stellen Sie Allgemeinplätze in der Regel zu-
frieden? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, normaler-
weise nicht. Aber wenn man nichts anderes 
bekommt - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ha-
ben Sie dann Ihrem Chef - -  

Zeuge Manfred Pfister: Der war dabei. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Der 
war dabei. Und der hat dann auch nichts 
weiter gemacht, hat gesagt: Das ist okay? - 
Also, den hat es nicht gestört, dass quasi 
Allgemeinplätze, nichts Besonderes dabei 
rübergekommen ist? 

Zeuge Manfred Pfister: Soweit es mir 
noch in Erinnerung ist, ist das die erste An-
sprache gewesen im LfV, und da ging es - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ja. 
Da wurde gesagt - - Es waren eher Allge-
meinplätze, weil nach meinem Verständnis, 
so wie ich es lese, nicht wirklich etwas Kon-
kretes dabei herüberkam. Damit haben Sie 
sich dann zunächst einmal zufrieden gege-
ben und Ihr Chef auch? 

Zeuge Manfred Pfister: Ob sich der Chef 
damit zufrieden gegeben hat - - Das geht ja 
dann weiter wieder in die BAO-Führung. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Gab 
es dann weitere Aktivitäten aufgrund des 
Gesprächs dann: Nachfassen, Nachhaken 
oder Ähnliches? 

Zeuge Manfred Pfister: Damals hat es 
geheißen, es würde im nordbayerischen 
Raum - - Ich weiß nicht, ob ich das als Ver-
merk drin habe in dem Schreiben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ich 
habe es jetzt nicht direkt vor mir liegen. Ich 

könnte es jetzt noch heraussuchen, aber es 
ist jetzt an der Stelle nicht ganz so wichtig. 
Mich würde vor allem interessieren, ob Sie 
danach noch etwas Weiteres gemacht ha-
ben, konkret, ob Sie da an der Stelle weitere 
Aktivitäten unternommen haben, ob Sie sich 
mit den allgemeinen Aussagen zufrieden 
gegeben haben. 

Zeuge Manfred Pfister: Ich persönlich 
habe dann momentan, also in dem aktuellen 
Fall, nichts weiter gemacht. Dann wurden 
eben diese Telefonanfrage und die E-Mail-
Anfrage gestellt. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Gab 
es denn danach noch ein Gespräch, bei-
spielsweise in der BAO, über die Bewertung 
der Zusammenarbeit mit dem LfV? 

Zeuge Manfred Pfister: Zumindest ich 
habe mich dann an unseren BAO-Leiter ge-
wandt. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
eine Art Strategiegespräch, wo Sie dabei 
waren, zu sagen: „Verdammt, wie gehen wir 
jetzt mit dem LfV vor?“, haben Sie nicht ge-
führt innerhalb der BAO? 

Zeuge Manfred Pfister: Zumindest bei 
dem Gespräch war ich nicht dabei. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Okay. - Sie schließen es aber nicht aus, dass 
so etwas stattgefunden hat? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, ich weiß 
es nicht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Okay, 
okay. - Im ersten Anlauf haben Sie bei den 
Personendaten auch Personendaten ohne 
konkreten Speicheranlass übermittelt be-
kommen. Können Sie sich erklären, wieso 
das und warum nur erst einmal diese Art der 
Übermittlung, weshalb Sie dann noch einmal 
nachfragen mussten? 

Zeuge Manfred Pfister: Weiß ich nicht 
mehr. Wenn Sie mir das noch einmal vor-
halten, was da steht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Das 
waren spezielle Daten, an der Stelle tatsäch-
lich alleine Personendaten ohne konkreten 
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Speicheranlass. Also, allgemeine Daten wur-
den Ihnen gegeben, nicht konkret an den 
Kriterien, die wir gerade besprochen hatten, 
ausgerichtet. War das okay? Hatten Sie da-
ran etwas auszusetzen? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich weiß jetzt 
nicht mehr, worauf Sie anspielen. Ich kann 
mir da - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Okay. - Keine weiteren Fragen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur Linksfraktion. Herr 
Petermann, bitte. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Hallo, 
Herr Pfister. - Folgende Frage: Laut Ihrem 
Ermittlungsbericht vom 19. November 2007 
hat im Zusammenhang mit den Ermittlungen 
zur Spur 195 unter anderem eine Gefährder-
ansprache von Rechte-Szene-Angehörigen 
stattgefunden. Darunter war auch Ralf O.; es 
handelt sich wohl um Ralf Ollert. Laut Ihrem 
Vermerk vom 08.08.2006 wurde von Ihnen 
im Rahmen eines Telefonates mit Ralf O. 
aus Anlass einer geplanten Demonstration 
auf die bundesweite Mordserie an den Klein-
unternehmern eingegangen: 

Ralf O. vertrat hierzu die Meinung, 
dass es sich vermutlich um 
Schutzgelderpressung handeln 
dürfte und die Opfer von eigenen 
Leuten, also Türken, umgebracht 
worden seien. (?) 

Ist Ihnen bekannt, dass der im letzten 
Monat in Portugal festgenommene, von der 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth mit Haft-
befehl gesuchte, derzeit auf seine Ausliefe-
rung wartende Neonazi Gerhard Ittner zeit-
weise Mitarbeiter der von Ralf Ollert geleite-
ten BI „Ausländerstopp“ war? 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist mir be-
kannt. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Das wis-
sen Sie? - Ist Ihnen im Weiteren bekannt, 
dass Ittner vor seinem Untertauchen enge 
Kontakte zur rechtsextremistischen Szene in 
Thüringen, darunter auch einer Untergruppe 
des Thüringer Heimatschutzes, in dem 
Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe vor ihrem 
Untertauchen aktiv waren, unterhalten haben 
soll? 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist mir jetzt 
im Nachhinein bekannt geworden. 

Jens Petermann (DIE LINKE): War Ihnen 
zum damaligen Zeitpunkt - 

Zeuge Manfred Pfister: Zum damaligen 
Zeitpunkt, nein, nicht bekannt. 

Jens Petermann (DIE LINKE): - nicht be-
kannt. - Trifft es zu, dass Ittner am 
26. August 2000 in Nürnberg ein Flugblatt - 

Zeuge Manfred Pfister: 26.? 

Jens Petermann (DIE LINKE): - 26.08. 
im Jahre 2000 - 

Zeuge Manfred Pfister: 2000, ja. 

Jens Petermann (DIE LINKE): - an 
Autofahrer verteilt haben soll, in welchem 
das „Unternehmen Flächenbrand“ ausgeru-
fen wurde und in dem es heißt: „1. Septem-
ber 2000: Von jetzt ab wird zurückgeschos-
sen.“? 

Zeuge Manfred Pfister: War mir nicht 
bekannt, damals. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Wissen 
Sie es jetzt, ist es Ihnen jetzt bekannt gewor-
den? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Soeben? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Herr Kollege, ist das Flugblatt in 

den Akten?) 

Jens Petermann (DIE LINKE): Wir haben 
hier einen Hinweis auf einer Internetseite 
„Endstation Rechts. Bayern“. Sie bezieht sich 
auf dieses Flugblatt. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Also ein Medienbericht aus dem 
Netz! Wir haben es jetzt nicht in 

unseren Beweisakten irgendwo?) 

- Können wir gern dazugeben. 

(Zuruf: Die Fundstelle angeben!) 

- Das ist vom gestrigen Tag. 
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(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Können wir es vielleicht für alle 

kopieren?) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Also, Sie 
kennen das Flugblatt nicht. Deswegen er-
übrigt sich auch meine nächste Frage, ob 
den Ermittlungsbehörden in Nürnberg dieses 
Flugblatt möglicherweise irgendwie bekannt 
gewesen ist. 

Zeuge Manfred Pfister: Mir war es nicht 
bekannt. 

Jens Petermann (DIE LINKE): An das 
Schlesiertreffen im Jahre 2001 können Sie 
sich nicht mehr erinnern. Dazu gab es schon 
einmal eine Frage. - Ich glaube, es war von 
Ihnen, Herr Binninger. 

Zeuge Manfred Pfister: Ging es um den 
Vermerk? 

Jens Petermann (DIE LINKE): Also, mit 
dem Schlesiertreffen im Jahre 2001, damit 
können Sie momentan nichts anfangen? 

Zeuge Manfred Pfister: Das war dann 
der Vermerk, den ich geschrieben habe, bzw. 
die Mitteilung habe ich dann weitergeleitet an 
die Behörden. Das ist der übliche dienstliche 
Weg. Ich war selber bei der Veranstaltung 
nicht dabei. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Gut. - 
Dann noch eine weitere Frage zur Herkunft 
der Tatwaffe, Ceska. Die wurde ja eine Zeit-
lang gesucht, und es fand sich dann eine 
Spur in der Schweiz. Wissen Sie, wer die 
Information geliefert hat? 

Zeuge Manfred Pfister: In die Waffen-
spur war ich nicht eingearbeitet; da war ich 
nicht dabei. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Das heißt, 
Sie hatten auch in dem Zusammenhang 
keinerlei Ermittlungsergebnisse auf dem 
Tisch oder Befugnisse? Das heißt, Sie hatten 
damit nichts zu tun, nicht direkt? 

Zeuge Manfred Pfister: Nicht direkt. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Wer 
könnte denn darüber Auskunft erteilen? Also, 
mit anderen Worten: Wer war denn konkret 
damit befasst? 

Zeuge Manfred Pfister: Da müssen wir 
eben die BAO-Leitung fragen. - Mit der Waf-
fenspur? 

Jens Petermann (DIE LINKE): Mit der 
Waffenspur, ja. 

Zeuge Manfred Pfister: Da muss man 
die BAO-Leitung fragen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Die BAO-
Leitung kann diese Frage beantworten? - Sie 
wissen es nicht? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, ich weiß 
es nicht. Ich kann es nicht sagen. 

Jens Petermann (DIE LINKE): Dann 
habe ich momentan keine weitere Frage. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Kollege 
Wieland das Wort. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Pfister, wir haben in unseren 
Akten die Ermittlungskonzeption der BAO zur 
Einzeltätertheorie, und im Rahmen dieser 
Ermittlungskonzeption - das sind solche 
Kästen, immer schön grafisch dargestellt - 
gibt es auch einen Kasten, der „Phase Da-
tenerhebung E Sonstige Datenbanken“ heißt. 
Danach soll bundesweit abgefragt werden: 
Waffen-, Sprengstoffdelikte, bekannte/unbe-
kannte Täter im priorisierten Bereich rechts-
gerichtete Delikte. Dann kommt, wo abge-
fragt werden soll. Das ist zum Beispiel ISIS-
Rechts, Zoll, Bundespolizei, PIOS, BKA, 
INPOL, IGVP, BrV. Wissen Sie, ob diese 
Datenerhebungen gemacht wurden? 

Zeuge Manfred Pfister: Das weiß ich 
nicht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das ist schade. - Aber dann frage 
ich Sie nach dem Treffen vom 07.07.2006; 
darüber haben Sie ja ein Protokoll geschrie-
ben. 
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Zeuge Manfred Pfister: Das Treffen mit 
den EDV-Mitarbeitern. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Richtig, mit zwei Mitarbeitern des 
Landesamtes für Verfassungsschutz, einem 
aus der Außenstelle Nürnberg, und Sie wa-
ren zu viert dort bei diesem Treffen, wenn ich 
den Vermerk richtig gelesen habe.  

Zeuge Manfred Pfister: Das müsste 
stimmen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Daran können Sie sich erinnern. 
Da wurde ja nun von den Mitarbeitern des 
Landesamtes gesagt - ich zitiere -: 

Das Benützen von Waffen oder 
auch von Sprengstoff würde eher 
auf die rechtsextremistische Terror-
szene hindeuten. 

Was folgte denn aus dieser - - Oder: 
Folgte aus dieser Ansage bei Ihnen etwas? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, antworten Sie ruhig. 

Zeuge Manfred Pfister: Es wurde nichts 
weiter darüber - - Es wurde nicht näher er-
läutert. Im Gespräch wurde das so gesagt, 
und es wurde nicht näher - wie soll ich mich 
jetzt ausdrücken? - präzisiert. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na, es wurde ein kleiner Ausflug 
in die Historie gemacht, zum Beispiel Okto-
berfestattentat durch Köhler - auch ein Ein-
zeltäter, wie wir wissen -, zur Wehrsport-
gruppe Hoffmann, Doppelmord Levin/ 
Poeschke. Das wurde ja offenbar alles er-
örtert. 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, darüber 
gesprochen wurde. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, gut. Wo ist der Unterschied 
zwischen „erörtern“ und „darüber sprechen“? 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Das ist ein großer Unterschied!) 

- Wir als Anwälte bekommen dafür eine Ge-
bühr, ja; deswegen erörtern wir gerne. 

Also, es wurde darüber gesprochen, und 
dann wurde gesagt: Ja, was denn eigentlich? 
Wehrsportgruppe Hoffmann ist heute harm-
los, oder? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. Nur so, 
wie ich es niedergeschrieben habe, so ein-
fach wurde das gesagt, nicht näher erläutert, 
nicht präzisiert, nichts weiter. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, Sie hätten ja auch fragen 
können. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, danach wur-
den sie gefragt, ob sie etwas dazu sagen 
können. Aber da kam nichts. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Dann wurden Ihnen doch aber 
auch aktuelle Namen gesagt; die haben Sie 
auch aufgeschrieben. Hier wird gesagt, das 
sind aufgezählte Ereignisse, bei denen im-
mer Waffen bzw. Sprengstoff mit im Spiel 
waren. Dann kommt die nächste Rubrik, 
aktuellere Erkenntnisse, und dann kommt: 

Aktuell würden Personen rechten 
Szene aus dem Bereich Unterfran-
ken vermehrt mit Waffen auftreten 
bzw. festgestellt werden. 

Das klingt ja nicht gerade beruhigend. Dann 
werden dort Namen genannt, von denen es 
heißt, dass sie zum Teil in ISIS-Rechts er-
fasst sind, also offenbar, nehme ich an, ein 
polizeiliches Erfassungssystem. Oder was ist 
das für ein System? 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist ein poli-
zeiliches Erfassungssystem. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Wie heißt die Abkürzung?) 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ein polizeiliches, ISIS-Rechts; so 
steht es hier. 

Zeuge Manfred Pfister: Innere Sicher-
heit, System innere Sicherheit. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. - Also, die Überleitung lautet 
wörtlich nach Ihrem Vermerk: 

Da die eigens angeführten Perso-
nen schon etwas länger zurücklie-
gend auffällig geworden waren (wie 
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z. B. WSG Hoffmann, Oktoberfest-
attentat), ging man zum Ende des 
Gesprächs auf aktuellere Perso-
nenzusammenhänge ein. 

Dann kommt eine Liste von etlichen 
Personen. Sind die denn alle abgecheckt 
worden von Ihnen? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich weiß jetzt 
nicht mehr die Personenliste, die dann 
kommt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ich weiß nicht, ob ich sie hier 
vorlesen soll; das ist mein Problem. Sie ha-
ben gar keine Unterlagen? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
können das dem Zeugen kurz vorhalten. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, dann müssten wir es ihm 
vorhalten. Das ist MAT A BY-4, Seite - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es sind 
neun Namen insgesamt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da 
können wir die beiden Zettel, wenn ich sie 
gleich wieder zurückkriege, herüberreichen. 

(Dem Zeugen werden Unterlagen 
vorgelegt) 

Das ist unten auf der Seite, und dann 
geht das auf der Folgeseite oben weiter. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ist diese 
Liste, bzw. sind diese Namen auf Seite 2 und 
3 unten? 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Die meine ich, ja. 

Zeuge Manfred Pfister: Die gingen in die 
Überprüfung mit ein. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Die haben Sie alle überprüft? 

Zeuge Manfred Pfister: Da müsste ich 
die verspurten Personen durchgehen. Aber 
einige sind mir bekannt. Die wurden über-
prüft aufgrund der Einzeltätertheorie. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. Sind die aus ganz Bayern, 
oder sind die alle aus Nürnberg? 

Zeuge Manfred Pfister: Der Erste ist aus 
Nürnberg, der Letzte ist auch in der Prüfung 
dabei. - Zum Teil Nürnberger, ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na ja, zum Teil ja. Was heißt 
„zum Teil“? 

Zeuge Manfred Pfister: Wo jetzt die bei-
den namensgleichen, Harald und Sven - - 
weiß ich nicht. Aber die haben mit der 
Person 1 zu tun gehabt. Das ist mir bekannt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und dann, wenn Sie den Ver-
merk schon in der Hand haben, gucken Sie 
sich bitte auch die letzte Anmerkung an: 

Letztlich muss auch abgewartet 
werden, ob die EZT-Theorie, so wie 
sie aktuell vorliegt, auch dem LfV 
vorgestellt wird. 

Was soll das eigentlich heißen? Sie spra-
chen doch gerade mit zwei Vertretern des 
LfV. 

Zeuge Manfred Pfister: Ob die von der 
OFA vorgestellt wird. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ach so. Also, ob Herr Horn prak-
tisch da noch einmal hinkommt. Wissen Sie, 
ob das geschehen ist? 

Zeuge Manfred Pfister: Ob er es profes-
sioneller vorstellt, weil man es sich ja auf 
dem Papier durchlesen kann. Aber ich kann 
mir vorstellen - - Damit habe ich gemeint, ob 
das von Person zu Person vorgestellt wird. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und wissen Sie, ob das gesche-
hen ist? 

Zeuge Manfred Pfister: Das weiß ich 
nicht. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe noch einmal eine Frage 
zu den Personen, die schon vorher nicht von 
Ihnen, sondern von einer Kollegin von Ihnen 
wohl einmal überprüft wurden oder zusam-
mengestellt wurden, im Zusammenhang mit 
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Rechtsextremismus und mit Nordbayern. Da 
gibt es auch einen Vermerk, den ich gerade 
suche und noch nicht gefunden habe. Da ist 
mir wirklich noch nicht ganz klar geworden, 
wonach diese Personen letztlich gerastert 
worden sind. Also, einmal wurde gesagt, sie 
wurden dann schließlich und endlich mit der 
Liste, die dann nach Monaten vom Landes-
amt für Verfassungsschutz kam, abgegli-
chen. Hier in diesem Vermerk wurde aber so 
getan, als wäre auch schon vorher mit den 
von der Polizei erhobenen Daten gearbeitet 
worden. 

Zeuge Manfred Pfister: Das habe ich 
vorhin gesagt, das ist richtig. Mit den Daten, 
die wir in Nürnberg hatten, haben wir intern 
gearbeitet, sprich, auch die Mobilität von den 
Rechten abgeprüft, um nachzuweisen, ob sie 
vielleicht beruflich unterwegs gewesen sein 
könnten. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. Waren das auch Personen, 
die nicht aus Nürnberg waren, die beispiels-
weise aus Thüringen mal in den fränkischen 
Raum gefahren waren und dort dann auffällig 
geworden sind? 

Zeuge Manfred Pfister: Es sind nur Per-
sonen in der Nürnberger Szene gewesen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, Sie haben sich als Krimi-
nalhauptkommissar Pfister immer nur auf 
Nürnberg kapriziert? 

Zeuge Manfred Pfister: Im Rahmen des 
Abschnittes, in dem ich tätig war. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und Ihre Kollegen in dieser Ein-
zeltätertheorie? 

Zeuge Manfred Pfister: Auch im Ermitt-
lungsabschnitt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Auch immer nur Nürnberg? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, da ging es ja 
um den festen Punkt, Ankerplatz Nürnberg, 
Südosten. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ja. Noch einmal: Das hatten 

wir ja schon erörtert, dass Wohnsitz das eine 
ist und Ankerpunkt das andere. - Ja. Wohn-
sitz ist das eine, Ankerpunkt das andere, 
sodass es ja durchaus auch einen Sinn ma-
chen könnte, auch wenn man den Fokus auf 
Nürnberg legt, einmal zu sehen: Wer hat da 
ansonsten sein Wesen oder Unwesen aus 
der rechtsextremistischen Szene getrieben? 

Zeuge Manfred Pfister: In Anbetracht 
dessen, was jetzt mittlerweile alles bekannt 
ist, hätte man das machen müssen, ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, auch damals im Stand: Morde 
in Nürnberg, Ankerpunkt Nürnberg wurde 
vorgegeben. Die Profiler sagen: Das muss 
aber nicht heißen: Meldeadresse in Nürn-
berg; das kann auch die Freundin sein, das 
kann auch ein anderer Nürnberg-Bezug 
sein. - Da erschließt es sich mir nicht, dass 
ein alter Staatsschutzmann - das ist meine 
letzte Frage, Herr Vorsitzender - nun auch 
offenbar an einer Meldeadresse Nürnberg 
klebt. 

Zeuge Manfred Pfister: Es ging ja nicht 
nur um die Meldeadresse Nürnberg. Es wa-
ren ja dann auch welche dabei, die haben 
woanders auch gewohnt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja.  

Zeuge Manfred Pfister: Genau. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Haben Sie jetzt einmal geguckt, 
ob zum Beispiel die Thüringer bei Ihnen auf-
getaucht sind? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. Diese 
160 Personen hatten Bezug nach Nürnberg; 
die wurden über die EWO-Daten heraus-
gerastert. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. Ich habe nach den anderen 
Daten gefragt, die aus dem polizeilichen 
System geholt wurden. Sie haben doch nicht 
nur die Liste des Verfassungsschutzes ge-
habt, sondern haben auch gerade gesagt, in 
Ihren polizeilichen Beständen haben Sie 
auch nachgesehen. 



2. Untersuchungsausschuss 118 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, die sind ja 
teilweise identisch gewesen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): So ist es, aber teilweise ja mög-
licherweise auch nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Wieland! 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na ja, ist gut. - Meine Zeit ist 
abgelaufen, Herr Zeuge. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
Ihre Zeit ist noch nicht abgelaufen. In einer 
zweiten Berliner Runde lebt Ihre Zeit wieder 
auf, Herr Wieland, wenn Sie es wünschen. 
Mit ihr beginnen wir jetzt auch. Gibt es noch 
Fragebedarf bei der Union? - Herr Binninger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Pfister, ich will noch einmal auf Ihr Wissen 
aus dem Jahr 2001 zurückkommen und Sie 
auch noch einmal fragen, ob Sie in Ihrer Zeit 
beim Staatsschutz auch mal Kontakt hatten - 
aus welchen Gründen auch immer - mit 
Staatsschutzkollegen in Sachsen oder in 
Thüringen. 

Zeuge Manfred Pfister: Hatte ich nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gar 
nie? 

Zeuge Manfred Pfister: Gar nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Weder, 
dass von dort mal eine Initiative an Sie kam - 
„Wir suchen drei Untergetauchte“ -, noch, 
dass Sie aus einem anderen Anlass da mal 
einen Kontakt hatten und irgendwie das 
Gespräch darauf kam? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ihnen 
war auch nicht der Fall bekannt, dass dieses 
Trio damals untergetaucht ist nach dem 
Sprengstofffund und bundesweit ja gesucht 
wurde? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, war mir nicht 
bekannt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Werden 
solche Fälle nicht ausgetauscht auf der 
Staatsschutzschiene, dass man sagt: „Wir 
haben hier drei gefährliche Rechtsextremis-
ten am Rand zu Rechtsterroristen, die ent-
ziehen sich der Festnahme, werden mit Haft-
befehl gesucht und sind weg“? Das wäre ja 
auch naheliegend. Also, wie würden Sie es 
machen, wenn Ihnen das Gleiche in Bayern 
passiert wäre, dass man das abstimmt? 

Zeuge Manfred Pfister: Vielleicht wurde 
es ausgetauscht; aber ich habe es nicht ge-
lesen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gibt es 
so einen Informationsaustausch da auf der 
Staatsschutzebene bundesweit, polizeilicher 
Seite? 

Zeuge Manfred Pfister: Auf bayerischer 
Ebene und bundesweit dann auch, klar. Wir 
sind immer mit Bayern angeschlossen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das ist 
meine Frage, ob das gemacht wird. Das wird 
schon gemacht, ja? Also, so einen Informa-
tionsverbund und Informationsaustausch 
zwischen den polizeilichen Staatsschutz-
dienststellen bundesweit gibt es? 

Zeuge Manfred Pfister: In Bayern. Und 
dann, was aus den anderen Bundesländern 
einfließt, müsste dann von anderen wieder 
eingegeben werden, nehme ich an. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also 
andersrum gefragt: Wenn es ein besonderes 
Vorkommnis gibt in Nordrhein-Westfalen und 
das einen Staatsschutzbezug und vielleicht 
sogar Rechtsextremismusbezug hat, be-
kommen Sie oder irgendeiner Ihrer Mitarbei-
ter das schon im Zweifel mit? 

Zeuge Manfred Pfister: Dann müsste es 
eingegeben werden, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gut, 
dann können wir da zu einem späteren Zeit-
punkt noch mal drauf zurückkommen. - Jetzt 
noch eine Frage zur Überprüfung: Sie hatten 
eingangs gesagt, dass Sie die Liste, die vom 
Verfassungsschutz kam, dann abgeprüft 
haben mit Ihren polizeilichen Dateien. So 
habe ich es zumindest verstanden. 
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Zeuge Manfred Pfister: Unter anderem, 
ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Unter 
anderem. Also, soundso viele Namen - es 
spielt jetzt keine Rolle, ob 160 oder 500 oder 
2 000 - bekommen Sie und geben - der Kol-
lege Wieland hat eine ganze Reihe von Da-
teien ja aufgezählt - in die polizeilichen In-
formationssysteme ein, um zu sehen: Liegt 
eine dieser 200 Personen auch zufällig in 
irgendeiner polizeilichen Datei vor? Ist das so 
vom Verfahren her gewesen? 

Zeuge Manfred Pfister: Unter anderem 
auch so, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und da 
gab es - oder vielleicht habe ich Sie davor 
missverstanden - keinen einzigen Treffer, 
also, dass keine der vom Verfassungsschutz 
Ihnen mitgeteilten Personen auch nur in ir-
gendeiner polizeilichen Datei, egal aus wel-
chem Anlass, registriert war? Kann das sein? 

Zeuge Manfred Pfister: Noch mal: Die 
Personen, die uns das LfV mitgeteilt hat - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, die 
geben Sie ein in den Computer? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, in keiner 
Datei, war in keiner anderen Datei, oder wie 
habe ich Sie zu verstehen? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
war meine Frage. 

Zeuge Manfred Pfister: Welche Da-
teien? In einer anderen polizeilichen Datei? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 
Wenn Sie einen Namen bekommen vom 
Verfassungsschutz und wissen wollen, ob 
dieser Name, der dem Verfassungsschutz 
bekannt ist, auch bei der Polizei irgendwo 
bekannt ist, dann geben Sie ihn doch in die 
polizeilichen Informationssysteme ein, Such-
vorgang, und dann spuckt er meinetwegen 
aus, wird gesucht im INPOL wegen eines 
Haftbefehls oder ist amtsbekannt wegen 
Schlägerei oder wegen Sprengstoffdelikten 
oder taucht in Ihrer Staatsschutzdatei auf. So 
ist doch der Weg? 

Zeuge Manfred Pfister: Also, die Masse 
der uns vom LfV mitgeteilten Personen war 
uns bekannt. - Ist das so richtig beantwortet? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ob es 
richtig beantwortet ist, müssen Sie entschei-
den. Aber es wäre mir unwahrscheinlich 
vorgekommen, dass von den 200 Rechtsex-
tremisten oder wie vielen auch immer, die 
Ihnen vom LfV übermittelt werden, nicht 
gleichzeitig auch die meisten irgendwo in 
polizeilichen Dateien gespeichert sind. Und 
das war der Fall? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
das war für Sie dann auch ein Kriterium, 
noch mal Ihre Überprüfungsraster anzulegen 
und dann nachzufragen, oder was haben Sie 
dann mit diesen Treffern gemacht? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, wir haben 
sie auch nicht nur jetzt in den polizeilichen 
Dateien durchgefiltert, wir haben ja insofern 
aufgrund der MAD-Daten - - Da wurden ja 
viele Daten gespeichert, sogenannte Mas-
sendaten. Es gab ja Telefonzellendaten, 
Funkzellendaten, Ordnungswidrigkeiten, Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten. Das wurde alles 
mit den Personen oder den zugänglichen 
Kennzeichen, die sie hatten, oder mit den 
Telefonen, die sie hatten, überprüft, ob man 
die irgendwie zu den Tatorten bringen kann. 
Aber nichts hat sich ergeben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber es 
gab Treffer? Es gab schon Treffer, dass ein-
zelne dieser Personen in verschiedenen 
Dateien eben registriert waren auf polizei-
licher Seite, - 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - sei es, 
weil sie zu schnell gefahren sind, sei es, weil 
sie woanders aufgelaufen sind, sei es, weil 
das Telefon irgendwo in der Funkzelle an-
gemeldet war, was auch immer? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
gab es? 
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Zeuge Manfred Pfister: Es gab Treffer 
insofern; aber man konnte sie nicht mit der 
Mordserie in Verbindung bringen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
wäre dann die weitere Frage. Das müssten 
wir dann jemanden fragen, der diese Ermitt-
lungen dann vielleicht noch weitergeführt hat. 
Aber mir war noch mal wichtig: Treffer gab es 
schon? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
jetzt auf dieses - - Ja? 

Zeuge Manfred Pfister: Wenn es dann 
zum Beispiel auch notwendig war, dass man 
die Personen angehen musste, dann wurde 
eben auch eine Alibiüberprüfung durchge-
führt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Haben 
Sie da auch mal eine gemacht in Bezug auf 
eine rechtsextremistische Person, die eben 
aufgelaufen ist als Treffer? 

Zeuge Manfred Pfister: Wir haben dann, 
was eben - - Zu einem bestimmten Tatzeit-
punkt war sie dann auch dummerweise in 
Haft. Dann wird die ja im Prinzip bei uns 
ausgeschlossen im Rahmen der Serientäter- 
oder Einzeltätertheorie. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): War 
das die einzige Person, die Sie selber über-
prüft haben, die dann eben in Haft war und 
deshalb ja in dem Fall ein sicheres Alibi 
hatte? 

Zeuge Manfred Pfister: Also, ich kann 
mich jetzt eben nur an diese eine erinnern. 
Aber das war Vorgabe: Wenn es dann zu 
Problemen kommt oder wenn es irgendwel-
che Diskrepanzen gibt, dann wird eben die 
Person nicht nur büromäßig abgeklärt, dann 
muss eben das auch eventuell über den Ar-
beitgeber abgeklärt werden, dass man da 
dementsprechend behutsam vorgeht. Aber 
das wurde dann auch gemacht. Aber eben 
bei den Personen hat sich kein Bezug erge-
ben damals. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): War die 
Person, die vorher der Kollege von der 
Linkspartei zitiert hat, wo er hier auch vorge-

lesen hat, bei dieser Trefferliste mit dabei? 
Können Sie sich noch daran erinnern? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Der 
jetzt in Portugal festgenommene Ittner? 

Zeuge Manfred Pfister: Ach, der. Der 
war in der Liste nicht, der war zu alt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): War zu 
alt, ja. Aber die Tücke dieser Rasterei ist ja, 
dass man offensichtlich nicht mehr selber 
sein eigenes Personenwissen einbringt. Für 
Sie wäre er ja doch wahrscheinlich durchaus 
eine Schlüsselfigur der rechten Szene gewe-
sen, oder? Ihnen war er bekannt? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, er ist eine 
Schlüsselfigur der rechten Szene. Ja, er ist 
mir bekannt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wäre 
es dann nicht auch ein Ansatz gewesen, zu 
sagen: „Neben dem Raster und neben der 
Beschränkung auf einen Geburtszeitraum, 
ungeachtet dessen schauen wir uns alle 
führenden Köpfe“ - ich meine, Sie waren in 
dieser Spur Rechtsextremismus; ich würde 
das bei jemand anderen nicht fragen - „der 
rechten Szene im Großraum Nürnberg an, 
egal wie alt sie sind“? Wäre das nicht ein 
Ansatz gewesen, den Sie als erfahrener 
Staatsschützer hätten eigentlich fordern 
müssen? 

Zeuge Manfred Pfister: Das wäre auch 
ein Ansatz gewesen, gebe ich Ihnen recht, 
wäre auch ein Ansatz gewesen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Hat 
man aber nicht gemacht? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Er sagt 
jetzt Nein, Sie sagen Ja, okay. 

Noch mal das Thema - - 

Zeuge Manfred Pfister: Aber das müsste 
dann auf einer anderen Ebene diskutiert 
werden, weil ich war im Ermittlungsbereich 
tätig. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, klar, 
Sie hätten die Vorgabe gebraucht dann von 
der Leitung der BAO. 

Zeuge Manfred Pfister: Man hat sich 
schon ausgetauscht, aber wie es dann wei-
tergeht - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 
Jetzt will ich auf das leidige Miteinander mit 
dem Verfassungsschutz nicht noch mal ein-
gehen, was wie lange dauert und wer sich 
hinter Datenschutz und juristischen Proble-
men versteckt oder vielleicht auch hinter der 
Rechtslage. Das werden wir morgen dann 
hören, wenn die Herren da sind. Aber es war 
ja auch offensichtlich - so war auch das Profil 
der OFA -: Die Täter müssen waffenaffin sein 
und auch eine gewisse Waffenroutine haben 
im Umgang mit Waffen. Das war Ihnen be-
kannt? 

Zeuge Manfred Pfister: Waffenaffinität. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 
Wäre es da nicht auch möglich gewesen, 
dass man noch einen anderen Nachrichten-
dienst abfragt im Hinblick auf Personen mit 
rechtsextremem Hintergrund und Waffenaffi-
nität? Ich will es konkret machen: Hat mal 
jemand daran gedacht, den MAD zu fragen? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich nehme an, 
der wurde auch abgefragt, aber vor meiner 
Zeit. Ich nehme an, ich weiß es nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
Sie selber jetzt nicht? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und es 
wurde, als Sie die Aufgabe übernommen 
haben, Ihnen nicht mitgeteilt, da war eine 
Abfrage beim MAD, die hat die Ergebnisse 
gebracht oder die hat keine Ergebnisse ge-
bracht, und deshalb ist die Spur für uns erle-
digt? Da wurde nichts übergeben oder mit-
geteilt, was Kontakte zum MAD betroffen 
hätte? 

Zeuge Manfred Pfister: Hat nichts über-
geben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gut. 
Dann habe ich im Moment keine Fragen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ich hätte 
allerdings noch zwei, und zwar komme ich 
zurück auf die Gefährderansprachen, die Sie 
durchgeführt haben mit insgesamt neun 
Szeneangehörigen. Der Vorsitzende hatte zu 
Anfang gefragt gehabt, als wie glaubwürdig 
denn eigentlich die Aussagen zu werten sind, 
die Sie von diesen Szeneangehörigen be-
kommen. Was ist denn da eigentlich Ihre 
Erfahrung dazu? Als wie glaubwürdig konn-
ten Sie denn die Aussagen eigentlich ein-
schätzen? 

Zeuge Manfred Pfister: Normalerweise 
sind die Aussagen der Szeneangehörigen 
sehr gering einzuschätzen. Es geht nur da-
rum, dass man Kontakt zu den Personen 
herstellt, um ihnen zu zeigen: Die Polizei ist 
da. Meistens, wie man schon sieht, kommt 
wenig dabei rüber. Manchmal verplappern 
sie sich, manchmal auch nicht. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Das dient 
also zum einen, in die Szene hineinzuhören 
und dabei dann auch Präsenz zu zeigen, 
damit das dann in der Szene auch wiederum 
eine Wirkung entfaltet? 

Zeuge Manfred Pfister: Kann man so 
sagen, ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Sind aus 
Ihrer Erfahrung heraus Hinweise aus der 
linken Szene, dann bezogen auf rechts, 
glaubwürdiger? Haben Sie solche Hinweise 
aus der linken Szene in irgendeiner Weise 
erhalten gehabt selbst? 

Zeuge Manfred Pfister: Bezogen auf die 
Mordserie? 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ja, genau, 
bezogen auf die Mordserie. 

Zeuge Manfred Pfister: Ich habe nichts 
bekommen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Nichts, 
okay. Im Sachstandsbericht der BAO aus 
dem Mai 2008 ist zum Thema Fremdenfeind-
lichkeit auch vermerkt: 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann aus-
gesagt werden, dass weder aus 
dem rechten noch aus dem linken 
Spektrum konkrete Hinweise auf 
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eine diesbezügliche Motivlage vor-
lagen. 

Das entspricht auch dem, was sich aus Ihren 
Ermittlungen ergeben hat? 

Zeuge Manfred Pfister: Im Rahmen der 
Abklärung der Personen, ja. Also nicht auf 
die Aussagen der Rechten jetzt bezogen. Wir 
haben ja gerade darüber geredet, dass - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ist schon 
verständlich. Es gab die Anfrage beim Baye-
rischen Landesamt für Verfassungsschutz. 
Sie haben dann diese 682 Personendaten 
bekommen. Gab es denn darüber hinaus-
gehend noch weitere Gespräche eigentlich 
mit dem Bayerischen Landesamt für Verfas-
sungsschutz? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich persönlich 
hatte zuvor, also bevor die Anfrage ans LfV 
gestellt wurde, die E-Mail vom Kollegen, mit 
dem Herrn Hegler, da hatte ich mal Kontakt 
mit einem vom LfV. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): In einem 
Bericht - - 

Zeuge Manfred Pfister: Bereits vorher. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Genau. Im 
Bericht zur Spur 195 heißt es, dass zudem 
Arbeitsgespräche mit dem Bayerischen Lan-
desamt für Verfassungsschutz und dem Poli-
zeipräsidium Mittelfranken hier durchgeführt 
worden seien, unter anderem zum Thema 
rechte Veranstaltungen, mit Bezug zur 
Mordserie. Können Sie dazu noch Auskunft 
geben, können Sie sich daran erinnern, an 
diese Gespräche? 

Zeuge Manfred Pfister: Also, ich weiß, 
wir hatten die rechten Veranstaltungen abge-
klärt, sowohl bei uns in Mittelfranken als 
auch - - Da müsste ich nachschauen. Ich 
glaube, auch beim LfV ist überprüft worden. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Gut, 
danke schön. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Pfister, ich habe noch einige Fragen an Sie. 
Und zwar möchte ich noch mal zurückkom-
men auf die Kontakte und die Kooperation 
bzw. Nichtkooperation zwischen der BAO 

„Bosporus“ und dem Bayerischen Landesamt 
für Verfassungsschutz. 

Wir befinden uns im Juli 2006. Die 
BAO „Bosporus“ ist beschäftigt mit der Auf-
klärung einer Mordserie, der bis dahin neun 
Personen zum Opfer gefallen sind. Wir ha-
ben Tote in Hamburg, Rostock, Kassel, 
Dortmund, München und Nürnberg, in fünf 
Bundesländern. Nach dem achten und dem 
neunten Mord gibt es eine zweite Fallana-
lyse, die Herr Horn aus Bayern für die 
BAO „Bosporus“ erstellt hat. In dieser zwei-
ten Fallanalyse kommt er - anders als ein 
Jahr zuvor - zu der Einschätzung, es könnte 
sich bei den Tätern nicht um Personen han-
deln aus dem Bereich der organisierten Kri-
minalität, sondern aus der rechten Szene 
oder mit Kontakten zur rechten Szene, und 
die Mordserie könnte einen rassistischen, 
fremdenfeindlichen Hintergrund haben. 

In dieser Situation kommt es am 7. Juli 
2006 zu einem Gespräch, an dem Sie teil-
nehmen mit drei weiteren Vertretern der 
BAO, und zusammenkommen mit zwei Ver-
tretern des Landesamtes für Verfassungs-
schutz. Dort wird - es wirkt ein bisschen eher 
kursorisch - gesprochen über diese soge-
nannte Einzeltätertheorie von Herrn Horn, 
also die Resultate der zweiten Fallanalyse, 
und dann verbleibt man so, dass man sich 
wieder spricht. Es wird mit den Mitarbeitern 
des Landesamtes für Verfassungsschutz so 
verblieben, dass man sich in einer ähnlichen 
Runde wieder zusammensetzt und gegen-
seitig Infos austauscht, heißt es wörtlich. 

Das Nächste, was wir in den Akten fin-
den, ist ein Vermerk von Ihnen vom 14. Juli:  

Rückruf des Herrn Bissinger vom 
Bayer. LfV ... 

- vom selben Tag - 

betreffs der Anfrage wegen der IVS-
Berichterstattung.  

Was war das für eine Anfrage? Die finden 
wir in den Akten nicht. 

Zeuge Manfred Pfister: Da geht es um 
diese Veranstaltungen, die gerade ange-
sprochen wurden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie ist 
diese Anfrage gestellt worden? 

Zeuge Manfred Pfister: Telefonisch 
habe ich die gestellt. 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Telefo-
nisch. Haben Sie dazu einen Telefonvermerk 
angefertigt? 

Zeuge Manfred Pfister: Müsste dabei 
sein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
wir den Akten nicht entnehmen können. - 
Herr Schober, ist Ihnen der bekannt? 

(MR Konrad Schober (Bayern) 
schüttelt den Kopf) 

Also jedenfalls, was wir finden, ist vom 
14.07. der Rückruf von Herrn Bissinger zu 
der Anfrage, die wir nicht finden können. Da 
heißt es dann: 

Es wird mitgeteilt, dass ohne ent-
sprechende Personennamen eine 
Abfrage oder Recherche im System 
schwer durchzuführen ist. Ein zu-
friedenstellendes Ergebnis ist nicht 
zu erwarten. 

Was war denn Gegenstand der Anfrage? 
Wollten Sie nicht Namen haben? Oder was 
wollten Sie von Herrn Bissinger übermittelt 
bekommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Da müsste ich 
jetzt den - - Ich habe einen Vermerk gefertigt 
über das Telefonat. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir fin-
den ihn nicht. Was war denn Gegenstand der 
Anfrage, können Sie sich daran erinnern? 

Zeuge Manfred Pfister: Es ging um die 
polizeiliche Berichterstattung an den Verfas-
sungsschutz, und da wollten wir die Erkennt-
nisse haben, die sie haben, also die - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Also Sie wollten Erkenntnisse haben zu was, 
zu Personen? 

Zeuge Manfred Pfister: Genau. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Zeuge Manfred Pfister: Um dann Perso-
nendaten zu haben, vielleicht nicht nur aus 
Bayern. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
okay. Also Herr Bissinger teilt jedenfalls auf 

Ihre Anfrage mit, die wir nicht finden, wo Sie 
Personendaten von ihm haben wollten: 

Es wird mitgeteilt, dass ohne ent-
sprechende Personennamen eine 
Abfrage ... im System schwer 
durchzuführen ist. 

Das heißt, Sie sagen: „Liebes Landesamt für 
Verfassungsschutz, habt ihr Namen ein-
schlägiger Rechtsextremisten, - 

Zeuge Manfred Pfister: Oder Kenntnisse 
darüber. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - und 
die sagen, nur wenn ihr uns Namen nennt, 
können wir gucken, ob wir Namen haben“? 

Zeuge Manfred Pfister: So hat es sich 
angehört. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: So hat 
sich das angehört? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Fanden 
Sie das hilfreich, die Auskunft? 

Zeuge Manfred Pfister: Die war nicht 
hilfreich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: So, 
und dann heißt es - das ist alles noch Ver-
merk vom 14. Juli 2006 -: 

Mit Herrn Bissinger wurde deshalb 
so verblieben, dass er zumindest 
die bis zum Jahr 2000 (Beginn der 
Mordserie) als rechte Szenenange-
hörige erkannten und festgestellten 
Personen zusammenstellt und mit-
teilt. 

Aus dem Großraum Nürnberg, aus Bayern 
oder - -  

Zeuge Manfred Pfister: Ich glaube, 
Nordbayern hat es geheißen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aus 
Bayern? 

Zeuge Manfred Pfister: Nordbayern. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aus 
Nordbayern? 
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Zeuge Manfred Pfister: Ich weiß nicht, 
was kommt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da 
kommt nämlich folgende Einschränkung, 
genau: 

Der Personenkreis - - 

Das ist also die Wiedergabe dessen, was 
Ihnen Herr Bissinger mitgeteilt hat. 

Zeuge Manfred Pfister: Das Telefonat, 
ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
frage gleich, ob Sie sich daran erinnern kön-
nen. 

Der Personenkreis wird sich auf 
den nordbayerischen Raum be-
schränken und kann dann auf die 
entsprechende Region oder Städte 
eingegrenzt werden. 

Sie wollten Hinweise haben vom Landesamt 
für Verfassungsschutz. 

Zeuge Manfred Pfister: Wir machen im-
mer - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
haben gesagt: Eigentlich müsstet ihr uns 
Namen nennen, dann können wir gucken, ob 
wir über die was vorliegen haben. 

Zeuge Manfred Pfister: Dann muss man 
einen gemeinsamen Nenner finden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
dann haben Sie einen gemeinsamen Nenner 
gefunden, und der gemeinsame Nenner war 
„rechte Szenenangehörige bis zum Jahr 
2000 aus Nordbayern“, was Ihnen nicht 
übermittelt worden ist, was Ihnen nie über-
mittelt worden ist, was Ihnen auch ein halbes 
Jahr später nicht übermittelt worden ist, son-
dern Sie haben dann ein halbes Jahr später, 
zu Beginn des Jahres 2007, die Liste be-
kommen mit den Personen aus dem Groß-
raum Nürnberg, und da ging es nicht nur um 
Szeneangehörige, sondern auch um einfa-
che NPD-Mitglieder. 

Das Nächste, was wir in den Akten fin-
den - - Wir sind immer noch - man muss sich 
das vor Augen halten - bei neun Morden, 
einer Serie, von der man nicht weiß: Ist sie 
beendet? Wird sie fortgesetzt? Das Nächste, 

was wir finden, 20. Juli 2006. Da heißt es - 
es ist wieder ein Vermerk von Ihnen -: 

Unter Bezugnahme auf die gestrige 
„eMail-Anfrage“ an das LfV Mün-
chen - - 

Also, es muss eine E-Mail-Anfrage vom 
19.07.2006 gegeben haben; die finden wir 
nicht in den Akten. Herr Schober, ist Ihnen 
bekannt, wo wir diese E-Mail-Anfrage finden? 

MR Konrad Schober (Bayern): Herr Vor-
sitzender, kann ich Ihnen momentan nicht 
sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Könn-
ten Sie das bitte klären, weil das schon nicht 
uninteressant für uns ist, zu wissen: Was war 
eigentlich das ursprüngliche Begehren von 
Herrn Pfister und seinen Kollegen gegenüber 
dem Landesamt? - Jedenfalls heißt es dort: 

Unter Bezugnahme - - 

Zeuge Manfred Pfister: Wenn ich ein-
springen darf: Da ging es um die Skinheads, 
Neonazis, NPD-Mitglieder, die dem LfV be-
kannt sind. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aus 
Nordbayern? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, allgemein. 
Das wurde - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Allge-
mein Bayern? 

Zeuge Manfred Pfister: Die dem LfV be-
kannt sind. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die ihm 
bekannt sind, nicht eingeschränkt auf Nord-
bayern? 

Zeuge Manfred Pfister: Keine Ein-
schränkung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Eine 
Woche vorher haben Sie ja noch geschrie-
ben, Bissinger hätte gesagt, Personenkreis-
angabe Aktivisten bis 2000, wird sich auf den 
nordbayerischen Raum beschränken. Das 
war 14. Juli. Am 20. Juli schreiben Sie einen 
Vermerk, da haben Sie mit Herrn Hegler 
gesprochen, immerhin Abteilungsleiter im 
Landesamt, auch morgen hier als Zeuge bei 
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uns. Sie sagen also, die Anfrage sei gewe-
sen am Tag vorher - wir finden sie nicht in 
den Akten -, einschlägige Personen aus ganz 
Bayern, also jetzt nicht mehr nur Nordbayern, 
auch schon gar nicht nur Nürnberg, sondern 
ganz Bayern? 

Zeuge Manfred Pfister: Die dem LfV be-
kannt sind, das weiß ich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
dem LfV bekannt sind? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Daran 
können Sie sich noch gut erinnern, dass Sie 
gesagt haben: „die dort bekannt sind“? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Anfrage war 
von mir. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Da-
raufhin ruft Sie Herr Hegler an. Dann schrei-
ben Sie in Ihrem Vermerk über das Telefonat 
mit Herrn Hegler am selben Tag, am 20. Juli: 

Nach Rücksprache 

- also, das hatte Herr Hegler mitgeteilt, zu-
sammenfassender Gesprächsinhalt - 

mit der hausinternen Rechtsabtei-
lung/Datenschutzbeauftragter 

- also LfV - 

ist eine Datenübermittlung in dem 
angefragten Umfang nicht möglich. 

Dann heißt es - das liest sich eigentlich 
relativ witzig -: 

... das LfV ist im Übrigen jederzeit 
bereit, die BAO Bosporus zu unter-
stützen. 

Na ja. Also sozusagen das, was Sie wirklich 
haben wollten, da war die Auskunft von 
Herrn Hegler - - Entnehme ich das dem Ver-
merk zutreffend, dass er gesagt hat: „Das ist 
zu umfangreich, das ist aus Datenschutz-
gründen jedenfalls in dem angefragten Um-
fang nicht möglich“? War das die Auskunft? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich habe die 
Auskunft so niedergeschrieben, wie ich sie 
bekommen habe. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
finden wir als nächsten Vermerk - das ist 

eine ganze Zeitspanne, die dazwischen 
liegt - - Also, Sie haben mit dem Abteilungs-
leiter gesprochen am 20. Juli, und der 
nächste Vermerk ist vom 4. Dezember. Hat-
ten Sie dazwischen noch mal Kontakt mit 
Herrn Hegler gehabt? 

Zeuge Manfred Pfister: Wenn nichts do-
kumentiert ist - - Es gab bestimmt Telefo-
nate; aber die waren nicht ... (akustisch un-
verständlich)  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie über jedes Telefonat denn einen Vermerk 
gefertigt, oder gab es auch Telefonate, wo 
Sie einfach nachgefragt haben, wo bleiben 
die Daten, die Sie nicht registriert haben? 

Zeuge Manfred Pfister: Es könnte so 
gewesen sein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na, 
das werden Sie ja noch wissen; das ist ja 
noch nicht so lange her. Also, haben Sie in 
Ihrer Tätigkeit für die BAO „Bosporus“ über 
jedes Telefonat mit dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz einen Vermerk angefertigt? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
heißt, dann müssen wir davon ausgehen, 
wenn wir vollständige Akten haben, dass wir 
auch alle Ihre Vermerke über entsprechende 
Telefonate haben.  

So, dann haben wir also jedenfalls einen 
Zeitraum zwischen dem 20.07.2006 und dem 
04.12.2006, wo wir nichts finden an Telefon-
vermerken von Ihnen. 

Zeuge Manfred Pfister: Das habe ich, 
glaube ich, schon mal eingangs erwähnt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 

Zeuge Manfred Pfister: Da hat Kollege 
Witkowski angefragt gehabt, und dann 
müsste noch ein Gespräch von ihm festge-
halten worden sein auch mit dem Herrn 
Hegler. Ich weiß nicht, ob es dabei ist. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
also jedenfalls der Vermerk vom 04.12.2006. 

Zeuge Manfred Pfister: Und dann eben 
diese Anfrage, die - -  
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich will 
nur noch mal kurz erinnern: Also, das ist jetzt 
fünf Monate nach Ihrem Treffen mit den bei-
den Mitarbeitern. 

Zeuge Manfred Pfister: Das ging an die 
BAO-Leitung, und die haben sich dann wei-
ter - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
fünf Monate nach diesem Gespräch und 
nach Ihrer Anfrage, Szeneangehörige Nord-
bayern bis 2000, einschlägig bekannte 
Rechtsextremisten ganz Bayern, 04.12.2006, 
machen Sie eine Gesprächsnotiz. Da haben 
Sie wieder mit Herrn Hegler gesprochen. 
Herr Hegler führte aus: 

Beim LfV kam man ... 

- also fünf Monate nach Ihrer ersten An-
frage - 

zu dem Ergebnis, dass die Daten 
der Polizei nicht zur Verfügung ge-
stellt werden dürfen, da  

- die Anfrage nicht konkret genug 
war  

- eine Gefährdung von „Quellen“ 
nicht ausgeschlossen werden kann 

Dann schreiben Sie über sich: 

Herrn Hegler wurde deshalb noch-
mals der EZT-Ansatz ... vorgetra-
gen, wobei auch der Hinweis gege-
ben wurde, dass die Anfrage aus 
hiesiger Sicht  

- BAO „Bosporus“ - 

„konkret“ und genau definiert sei. 
Herr Hegler blieb trotz vorgebrach-
ter Bedenken bei seiner ersten 
Aussage, dass die Anfrage nicht 
konkret genug sei. ... Zum Ab-
schluss des Gesprächs konnte 
Herrn Hegler das Einverständnis 
abgerungen werden, 

- das ist Ihre Wortwahl - 

zumindest die Daten der beim LfV 
bekannten Skinheads mitzuteilen. 

Also, Herr Hegler teilt Ihnen mit: Wir kön-
nen aus verschiedensten Gründen Ihre 
Frage nicht beantworten. - Dafür braucht er 
fünf Monate. Es sei nicht konkret genug. Ich 
glaube, innerhalb von fünf Monaten könnte 
man das auch konkretisieren. Aber das ist 
die Auskunft im Dezember gewesen von 
Herrn Hegler, und dann haben Sie ihm das 

„Einverständnis abgerungen“, dass er Daten 
über die bekannten Skinheads mitteilt. 

Zeuge Manfred Pfister: Dass wir zumin-
dest Daten haben, dass wir was bekommen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nürn-
berger Skinheads, die bayerischen Skin-
heads? 

Zeuge Manfred Pfister: Diese Skinhead-
Broschüre betrifft Gesamtbayern. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie sich erinnern, dass diese Skinhead-
Unterlagen, die ganz Bayern betreffen, der 
BAO „Bosporus“ zugeleitet wurden? 

Zeuge Manfred Pfister: Die haben wir 
bekommen, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
sind gekommen. Wissen Sie, wie umfang-
reich das war? 

Zeuge Manfred Pfister: Es ging über be-
stimmte Jahre. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, in 
den Unterlagen steht: sechs Bände. Wie 
umfangreich war denn so ein Band? Also, 
wie viele Personen waren denn da erfasst? 

Zeuge Manfred Pfister: Pro Bezirk, die 
sind einsehbar, die Skinhead-Broschüren 
Mittelfranken - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich überlege 
jetzt gerade. Es gab verschiedene Bezirke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, was 
heißt denn eigentlich „Broschüren“? Waren 
das Veröffentlichungen? Was heißt „Bro-
schüren“? 

Zeuge Manfred Pfister: Das sind Bro-
schüren. - Wie soll ich das ausdrücken? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, ja, 
also ich meine, das sind jetzt - -  

Zeuge Manfred Pfister: Ausfertigungen. 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Ausfer-
tigungen von? 

Zeuge Manfred Pfister: Über Skinheads. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Über 
Skinheads. Das heißt Dossiers, oder? 

Zeuge Manfred Pfister: Die werden den 
Ämtern zugeleitet, den Behörden, der Polizei 
nur für den Dienstgebrauch. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also 
sozusagen, das ist das, was jede Polizei-
dienststelle hätte auch bekommen, oder wie? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. Das ist zu-
sammengetragen - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hegler hat Ihnen nach fünf Monaten, also der 
BAO „Bosporus“, die zuständig ist für die 
Aufklärung einer Mordserie mit neun Toten, 
sechs Broschüren über bayerische Skin-
heads zugeleitet, die nicht besonders einge-
stuft waren, sondern die jede Polizeidienst-
stelle hätte bekommen können? 

Zeuge Manfred Pfister: Zumindest habe 
ich danach gefragt und habe sie dann be-
kommen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
versuche ja mich gerade ein wenig in Em-
pathie, Herr Pfister. Sie hatten ja nicht die 
Aufgabe, sozusagen eine Serie von Laden-
diebstählen aufzuklären, sondern eine bun-
desweite Mordserie. Es wird nach zwei Mor-
den - das waren der achte und der neunte - 
eine zweite Fallanalyse angefordert von der 
OFA Bayern. Die liegt im Mai vor, 2006. Es 
braucht bis Februar 2007, bis Sie überhaupt 
irgendwelche weiterführenden Angaben 
kriegen vom Landesamt für Verfassungs-
schutz, die im Übrigen sich weder auf Nord-
bayern noch auf ganz Bayern beziehen, wie 
Sie ursprünglich wollten, wie es Ihnen teil-
weise auch zugesagt worden ist, sondern auf 
den Großraum Nürnberg. Dann brauchen Sie 
noch gut ein Jahr, um diese Hinweise aus 
dem Großraum Nürnberg abzuarbeiten, und 
dann wird 2008 im Wesentlichen die Arbeit 
überführt in die Soko „Bosporus“; sie wird 
jedenfalls nicht in der Form weiter erhalten. 
Finden Sie, dass diese Art von Umgang der 

Bedeutung der Aufgabe gegenüber ange-
messen gewesen ist? 

Zeuge Manfred Pfister: Aus der jetzigen 
Sicht war es mit Sicherheit nicht angemes-
sen; aber aus der damaligen Sicht - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: War es 
aus der damaligen Sicht angemessen? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, aus der 
damaligen Sicht, die ich hatte oder die un-
sere Aufgabe war, haben wir den Personen-
kreis, den wir abklären mussten, abgeklärt, 
und es hat sich kein Hinweis auf das Mordtrio 
ergeben - aus der damaligen Sicht! 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
aber wenn Sie im Juli Unterlagen anfordern 
und bekommen sie im Februar des kommen-
den Jahres, dann ist das doch ein unhaltba-
rer Zustand, würde ich mal sagen, oder? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie das nicht so wahrgenommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Doch. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
haben Sie so wahrgenommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Darum wurde es 
ja der BAO-Leitung auch immer mitgeteilt. 
Das war ... (akustisch unverständlich) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
hat die Sache aber offenbar nur sehr bedingt 
beschleunigt. 

Zeuge Manfred Pfister: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
hat die Sache ja offenkundig auch nur sehr 
bedingt beschleunigt; denn vor Februar 2007 
war ja kaum was da. Haben Sie sich damals 
geärgert über die Verfassungsschützer in 
Bayern? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, gut, wenn 
man keine Daten bekommt, muss man sich 
nicht unbedingt ärgern. Zumindest aus mei-
ner damaligen Sicht habe ich mich jetzt - - 



2. Untersuchungsausschuss 128 
[14. Sitzung am 10.05.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie denn die Positionierung nachvollziehen 
können? Ich meine, wenn Sie schreiben, 
Hegler sagt, zu unkonkret, Sie sagen, das ist 
eindeutig konkretisiert? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, aber wenn 
man sich dann wieder auf das eigene Haus 
bezieht, dass die Rechtsabteilung Nein sagt, 
Quellenschutz, dann ... (akustisch unver-
ständlich)  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie denn mal gesagt: „Herr Hegler, wir haben 
es hier mit der Aufklärung eines neunfachen 
Mordes zu tun, wir wissen nicht, ob der Täter 
nächste Woche wieder zuschlägt; - 

Zeuge Manfred Pfister: Das hat er ja 
gewusst. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Vor allen Dingen, wo ist der Daten-

schutz berührt?) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - kom-
men Sie mal rüber mit den Unterlagen“? 

Zeuge Manfred Pfister: Das haben ja 
alle gewusst. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Was 
haben die alle gewusst? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Morde. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Das haben die ja 
gewusst damals. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
haben die alle gewusst. Warum haben sie 
sich trotzdem so verhalten? 

(Zuruf: Trennungsgebot! Müssen 
wir uns alle dran halten!) 

Zeuge Manfred Pfister: Rechtsbeistand, 
Datenschutz, Quellenschutz. Ich kann es nur 
wiederholen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie den Eindruck, dass Sie als Vertreter der 
BAO „Bosporus“ hinreichend ernst genom-
men worden sind vom bayerischen Verfas-
sungsschutz? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich war nicht der 
Vertreter der BAO „Bosporus“. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
Sie waren Mitarbeiter der BAO „Bosporus“. 

Zeuge Manfred Pfister: Mitarbeiter. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
aber Sie haben doch mit Herrn Hegler unter 
anderem telefoniert in dieser Funktion, die 
Sie hatten. 

Zeuge Manfred Pfister: Und dann in der 
Funktion wurde ja dann auch die BAO-Lei-
tung offensichtlich eingeschaltet ... (akustisch 
unverständlich)  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie sich hingehalten gefühlt, oder fanden - - 

Zeuge Manfred Pfister: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie sich hingehalten gefühlt? Wie fanden Sie 
die Reaktion? 

Zeuge Manfred Pfister: Vielleicht wurde 
ich hingehalten, mit Sicherheit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Vielleicht wurde 
ich hingehalten, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Viel-
leicht wurden Sie hingehalten? 

(Unruhe bei der CDU/CSU-Fraktion) 

- Vielleicht noch eine Frage: Würden Sie 
denn sagen, es wäre damals vielleicht richtig 
gewesen - das, was ja 2006 zumindest vom 
Bundeskriminalamt angestrebt worden ist -, 
die Ermittlungskompetenz beim BKA anzu-
siedeln? Glauben Sie, Herr Hegler hätte sich 
gegenüber einem Vertreter des Bundeskri-
minalamtes so verhalten, wie er sich Ihnen 
gegenüber verhalten hat? 

Zeuge Manfred Pfister: Dazu kann ich 
nichts sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank. - Ich weiß nicht, ob die SPD-Fraktion 
noch Fragen hat. - Das ist nicht der Fall. 
FDP? - Herr Wolff. 
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Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Auch 
nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 
Linkspartei? - Frau Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, ich habe jetzt 
vom Kollegen Petermann übernommen und 
habe tatsächlich noch drei Nachfragen. Eine 
erste richtet sich wahrscheinlich gar nicht an 
Sie, sondern an Bayern. Zumindest ist mir 
oder meiner Aufmerksamkeit bisher beim 
Aktenstudium entgangen das Material, wel-
ches gerade genannt wurde zu den Skin-
heads. Ist das eine Aufmerksamkeitslücke 
bei mir, oder ist das nicht mitgeliefert worden, 
diese Broschüre? 

(Dr. Eva Högl (SPD): Ich habe sie 
auch nicht gesehen! Haben Sie die 

gesehen? - Clemens Binninger 
(CDU/CSU): Nein!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Schober, sind die uns eigentlich übermittelt 
worden, diese sechs Broschüren? 

MR Konrad Schober (Bayern): Auch das 
kann ich momentan aus dem Stegreif nicht 
sagen. - Meinen Sie die identische Frage, die 
soeben der Herr Vorsitzende gestellt hat 
nach dem Fernschreiben, oder meinen Sie - -  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, es 
gibt sechs Bände. 

Petra Pau (DIE LINKE): Nein, das, was 
da geliefert wurde. Also, es wurden ja dann 
erst mal noch nicht die abgefragten Perso-
nen aus dem rechtsextremen Bereich gelie-
fert, aber dann Broschüren, wie wir jetzt eben 
gehört haben, zu Personen, welche offen-
sichtlich in der Skinheadszene unterwegs 
sind. 

MR Konrad Schober (Bayern): Danke für 
die Präzisierung. Das klären wir. 

Petra Pau (DIE LINKE): Gut; danke 
schön. 

Dann habe ich noch drei Fragen an Sie. 
Das eine - - Kleinen Moment; jetzt habe ich 
hier leider umgeblättert. Sekunde! - Wir ha-
ben ja eben schon gelernt, dass Herr Ittner 
nicht in der Liste sein konnte, weil er zu alt 
war. Sie hatten ja Kriterien, nicht nur den 
Anker Nürnberg, sondern auch das Alter 

eingegrenzt. Was sich mir im Moment immer 
noch nicht erschließt: Weshalb haben Sie 
aus der Liste der 682 Personen, die Ihnen 
vom Bayerischen Landesamt mitgeteilt wor-
den sind, Frauen von vornherein gestrichen? 
Wäre es nicht auch sinnvoll gewesen, bei 
einem angenommenen rechtsterroristischen 
Hintergrund - so jedenfalls auch die Äuße-
rung der Mitarbeiter des Bayerischen Lan-
desamtes in der Besprechung vom 
07.07.2006 - auch nach etwaigen Unterstüt-
zerinnen solcher Personen zu fahnden? 

Zeuge Manfred Pfister: Damals gingen 
wir von einem männlichen Täter aus. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, ich fragte 
jetzt auch ausdrücklich nach Unterstützerin-
nen, weil ich ging ja davon aus, dass Sie aus 
einer solchen Liste nicht nur vielleicht den 
Täter fischen wollen, sondern auch das Um-
feld. 

Zeuge Manfred Pfister: Wenn wir dann 
die männlichen Personen gehabt hätten, 
wären die abgeklärt worden, und vielleicht 
wäre man dann auf Unterstützerinnen ge-
kommen. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ist Ihnen be-
kannt, dass sich in der Liste der 682 Perso-
nen unter anderem auch Mandy Struck, ge-
boren am 8. Juni 1975, befand, die, wie wir 
nun inzwischen wissen, Beate Zschäpe zur 
Tarnung ihre Identität überlassen hat? 

Zeuge Manfred Pfister: Die hat außer-
halb, die hat in Büchenbach gewohnt. 

Petra Pau (DIE LINKE): Also, es ist Ihnen 
bekannt? 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Wir haben die 
Antwort akustisch nicht verstan-
den! - Hans-Christian Ströbele 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ein 
bisschen näher ans Mikrofon! - 
Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN): Wenn es geht, 
näher ans Mikrofon!) 

Zeuge Manfred Pfister: Die sind so lang, 
die Tische, so breit. - Beate Zschäpe hat zum 
damaligen Zeitpunkt im Landkreis gewohnt, 
in Büchenbach, Bereich Schwabach. 
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Petra Pau (DIE LINKE): Mandy Struck 
meinen Sie sicherlich. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. 

(Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): „Struck“, nicht 

„Zschäpe“!) 

- Habe ich „Zschäpe“ gesagt? 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Manfred Pfister: Entschuldigung! 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Kann ja sein, 
dass es nicht so war mit den Per-

sonalien! - Weitere Zurufe) 

- Mandy Struck. 

(Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Können Sie das noch einmal klar 

sagen?) 

Petra Pau (DIE LINKE): Also Mandy 
Struck hat zu diesem Zeitpunkt in dem Ort, 
den ich eben gerade akustisch nicht verstan-
den habe - 

Zeuge Manfred Pfister: Büchenbach. 

Petra Pau (DIE LINKE): - Büchenbach, 
Entschuldigung -, gewohnt. - Meine Frage 
war ja, ob Ihnen bekannt ist, dass sich in der 
Liste der 682 Personen Mandy Struck be-
fand. Aber da Sie die Frauen ja sofort he-
rausgestrichen haben, wurde sie auch nicht 
weiter betrachtet. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja. Also, die 
Personen damals sind rausgefallen, weil sie 
aus der Rasterung fielen über Nürnberg, und 
speziell - - Aber die Damen wären trotzdem 
dabei gewesen, also für Nürnberg wiederum. 

Petra Pau (DIE LINKE): Die war ja dabei; 
sie steht ja auf der Liste. Aber, wie gesagt - - 

Zeuge Manfred Pfister: Nürnberg. 

Petra Pau (DIE LINKE): Gut. - Dann habe 
ich noch eine letzte Frage. Ihnen sind ja 
dann irgendwann diese Namen übermittelt 
worden. Ich stelle mir jetzt als Nichtkrimina-
listin die Frage: Was kann ich eigentlich mit 
Personenlisten anfangen kriminalistisch, 
wenn bei der Übermittlung der Anlass der 
Aufnahme dieser Personen in die Liste über-

haupt nicht mit übermittelt wird? Also, steht 
dann da als Überschrift tatsächlich nur „ist 
uns als wie auch immer rechtsextrem be-
kannt“ und nicht der Anlass, was weiß ich 
„hat mit Waffen hantiert“, „Sprengstoff wurde 
gefunden“ oder „hat Flugblätter verteilt mit 
volksverhetzendem Inhalt“ oder sonst ir-
gendwas? 

Zeuge Manfred Pfister: Die wurden von 
uns, von der Polizei, ja überprüft dann, und 
dann haben sich die Daten ergeben in den 
polizeilichen Dateien. 

Petra Pau (DIE LINKE): Das heißt aber, 
Sie haben nicht aufgefordert - - 

Zeuge Manfred Pfister: Das LfV hat 
seine Erkenntnisse zum damaligen Zeitpunkt 
nicht mitgeteilt. Es ging nur um Rechtsextre-
mismus. 

Petra Pau (DIE LINKE): Gut; danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
Grünen haben das Fragerecht. Herr Kollege. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, nur eine Frage noch von mir. 
Herr Pfister, den Vermerk, den ich vorhin 
nicht gefunden hatte, habe ich nun gefunden. 
Der ist vom November, 19.11.2007. Da 
schreiben Sie einen Ermittlungsbericht zur 
Spur 195, einmal zur Datenerhebung beim 
Bayerischen Landesamt für Verfassungs-
schutz und dann „2. ISIS-Rechts“. Und da 
heißt es: 

Ergänzend dazu besteht die Mög-
lichkeit, das rechte Klientel im 
EASy-Verfahren „ISIS Rechts“ ab-
zufragen. 

Laut Fr. Ziegler, Verfahrensbetreue-
rin beim K 14 (Kriminalpolizeil. 
Staatsschutz in Nürnberg), wurden 
seit März 2004 insgesamt 2479 
Personenzusammenhänge mit Be-
zug zu Mittelfranken eingegeben .. 

Wurde das denn gemacht, diese Über-
prüfung? Hier steht „besteht die Möglichkeit“. 
Wurde ISIS-Rechts daraufhin abgefragt? 

Zeuge Manfred Pfister: Alle Personen 
wurden abgefragt, alle, die wir unter 
„verspurt“ haben, sowohl in den bayerischen 
Dateien, in den uns zugänglichen Dateien, 
Staatsschutzdateien. 
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Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. Und unter welchen Kriterien 
denn abgefragt? Da werden Ihnen, nehme 
ich an, Personenzusammenhänge, Einzel-
personen, Organisationen - - 

Zeuge Manfred Pfister: Die Person wird 
abgefragt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. 

Zeuge Manfred Pfister: Und dann muss 
man sich das so vorstellen: Entweder kom-
men Erkenntnisse raus, zum Beispiel ein 
Vorgang „war mit dem und dem zu dem Zeit-
punkt an dem und dem Ort“ - - dann wurde 
das abgeklärt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und wenn da steht „mit Bezug zu 
Mittelfranken“, heißt das ja wohl nicht „wohn-
haft in Mittelfranken“, sondern beispielsweise 
jemand, der bei einer Polizeikontrolle festge-
stellt wird oder der bei einer Demonstration 
dort ist, bei einer rechtsextremen, müsste 
dann ja auch dort eingegeben sein. 

Zeuge Manfred Pfister: In der bayern-
weiten schon. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. Und deswegen meine Frage: 
Haben Sie heute denn noch mal - Sie sagen 
ja, Sie sind jetzt wieder befasst worden mit 
NSU und mit der Mordserie - nachgesehen, 
ob bei diesen Daten beispielsweise die Zwi-
ckauer Drei dabei waren? 

Zeuge Manfred Pfister: Es laufen die 
Ermittlungen, muss ich sagen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das sind laufende Ermittlungen. 
Da wollen Sie hier nichts zu sagen? Wissen 
Sie es? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Abfragen 
laufen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. 

Zeuge Manfred Pfister: Sie sind schon 
abgeschlossen; aber da kann ich jetzt nichts 
dazu sagen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Weil Ihre Aussagegenehmigung 
das nicht hergibt, oder? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, ich habe 
selber den Überblick jetzt nicht über die Er-
gebnisse. Darum will ich jetzt dazu auch 
nichts weiter sagen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Gut, ja. Ich wollte ja nur den 
Grund wissen. Ich wollte ja nur den Grund 
wissen. - Also man hat abgefragt? 

Zeuge Manfred Pfister: Ja - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber Sie kennen die Ergebnisse 
nicht? 

Zeuge Manfred Pfister: Kann nichts zu 
sagen, ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Noch mal: Sie können nichts 
dazu sagen, weil Sie nichts wissen oder weil 
Ihre Aussagegenehmigung nach Ihrer An-
sicht es nicht zulässt? 

Zeuge Manfred Pfister: Weil ich aktuell 
die Ergebnisse nicht weiß. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Danke. - Der Kollege Ströbele 
wollte jetzt noch eine Frage stellen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Herr Pfister, ich habe 
eigentlich eine grundsätzliche Frage. Inzwi-
schen sagen Ihnen ja die drei Namen was, 
Uwe, Uwe und Beate, ja? Nachdem Sie jetzt 
oder schon seit einem halben Jahr diese 
Namen kennen und gesehen haben, haben 
Sie da mal festgestellt, ob in den Unterlagen 
des LKA - - also überhaupt der Polizei, des 
Staatsschutzes in Bayern, diese Namen vor-
her schon mal vorkamen? 

Zeuge Manfred Pfister: Die Personen 
wurden abgefragt; aber das Ergebnis weiß 
ich - - kann ich jetzt aus dem Stegreif nicht 
sagen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Nein, jetzt aus eigener 
Erinnerung oder nachdem die Namen bun-
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des-, weltweit bekannt geworden sind, haben 
Sie da mal geklärt, ob es sich damals gelohnt 
hätte, in die Akten zu gucken, ob die bei 
Ihnen vorkommen? 

Zeuge Manfred Pfister: Damals haben 
wir doch die Namen nicht gewusst. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Nein, aber wenn Sie sie 
gewusst hätten, hätten die Namen Ihnen was 
gesagt? 

Zeuge Manfred Pfister: Wenn sie uns 
mitgeteilt worden wären und wir hätten sie 
überprüft. Damals haben wir die Namen 
nicht - - Zu welchem Zeitpunkt meinen Sie, 
damals, haben mir die Namen nichts gesagt? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Wussten sie denn da-
mals - Sie waren ja vom Fach und bei der 
Polizei, auch beim Staatsschutz zuständig - 
zum Beispiel was vom „Fränkischen Heimat-
schutz“? 

Zeuge Manfred Pfister: Zu welchem 
Zeitpunkt meinen Sie? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Damals, also als Sie die 
Ermittlungen da gemacht haben, 2006, 2007. 

Zeuge Manfred Pfister: Da ist mir 
nicht - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Wussten Sie nicht? 

Zeuge Manfred Pfister: Nein, wusste ich 
nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Wenn ich Ihnen sage, 
dass in den Akten des Staatsschutzes in 
Bayern diese Namen vorkamen als Besucher 
von Konzerten, als Besucher, als Mitinitiato-
ren des „Fränkischen Heimatschutzes“ und 
Ähnliches aus den Jahren, die sie ja damals 
auch überprüft haben, 96, 97, können Sie 
das noch nachträglich feststellen, ob das 
stimmt? 

Zeuge Manfred Pfister: Das weiß ich 
nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Im Raum Nürnberg? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich weiß nicht, 
ob die Daten gelöscht sind; ich weiß es nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Wissen Sie nicht. Da 
haben Sie auch nachträglich nicht nachge-
guckt? 

Zeuge Manfred Pfister: Also, momentan 
bin ich nicht - -  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich habe mo-
mentan nicht nachgeguckt, nein. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Nicht momentan, über-
haupt? 

Zeuge Manfred Pfister: Ich habe nicht 
nachgeguckt. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Also, als Ihnen die Na-
men irgendwann aufgestoßen sind und Sie 
wussten jetzt „Wahrscheinlich sind das die 
Täter“, -  

Zeuge Manfred Pfister: Meinen Sie 
jetzt - - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): - haben Sie nie mal ge-
guckt: „Haben wir was über die?“? 

Zeuge Manfred Pfister: Meinen Sie jetzt, 
seit November? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Bitte? 

Zeuge Manfred Pfister: Seit November 
2011, meinen Sie? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, natürlich. 

Zeuge Manfred Pfister: Die wurden in 
die Überprüfung mit einbezogen beim LKA, 
LfV. 
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Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Und? Waren die schon 
mal aufgefallen bei Ihnen? 

Zeuge Manfred Pfister: Die sind 
schon - - Ich glaube schon, die waren auf 
Veranstaltungen, ja. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja. Das heißt - - Und 
wann waren die auf Veranstaltungen? 

Zeuge Manfred Pfister: Weiß ich nicht 
jetzt. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Bis 98. 

Zeuge Manfred Pfister: Weiß ich jetzt 
nicht aus dem Stegreif. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Bis 98. 

Zeuge Manfred Pfister: Ja, ich habe es 
nicht gewusst. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Nein, dass Sie das da-
mals nicht gewusst haben, weiß ich ja. 

Zeuge Manfred Pfister: Sie fragen ja 
immer nach damals. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Sie haben das paarmal 
gesagt. Aber verstehen Sie, nehmen wir mal 
an, Sie hätten die Akten wirklich nachgese-
hen auf Personen, die im rechten Bereich 
aufgefallen sind, zum Beispiel wegen Teil-
nahme an irgendwelchen Protestveranstal-
tungen, Heß-Marsch oder was weiß ich auch, 
oder bei Rockkonzerten festgestellt von 
rechten Rockgruppen. 

Zeuge Manfred Pfister: Wir hatten eben 
unseren Aufgabenbereich, und da liefen die 
Überprüfungen, und da sind sie uns nicht 
aufgefallen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Waren sie denn da drin, 
die Namen, damals? 

Zeuge Manfred Pfister: Bei uns waren 
sie nicht dabei, bei unseren Überprüfungen. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Na gut, also - - Ich habe 
dann nur noch eine Frage im Anschluss an 
das, was die Frau Pau gerade gefragt hat. 
Nachdem Sie jetzt vom Landesamt für Ver-
fassungsschutz nur die Namen bekommen 
hatten mit Geburtsdaten - sonst hatten sie ja 
nichts - und den Wohnort, Wohnsitz, haben 
Sie denn da nicht mal gesagt: „Habt ihr nicht 
noch ein bisschen was dazu, was habt ihr 
denn für Erkenntnisse?“? Haben Sie es we-
nigstens versucht, diese 682 oder wenigsten 
die anderen? 

Zeuge Manfred Pfister: Wir haben es 
nicht versucht, und ich auch nicht. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Sie haben sich damit 
begnügt, Sie kriegen die Namen, und waren 
froh, dass Sie die überhaupt hatten? 

Zeuge Manfred Pfister: Die haben wir 
dann in unseren Dateien überprüft. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja. Aber was das Lan-
desamt zu denen hatte an Erkenntnissen, 
haben Sie nicht abgefragt? 

Zeuge Manfred Pfister: Das wurde da-
mals nicht abgefragt. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja; danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
sind am Ende der zweiten Berliner Runde. 
Gibt es weitere Fragen an den Zeugen? - Ist 
das Winken mit der weißen Fahne, Herr 
Schuster, oder eine Wortmeldung? - Okay. 
FDP auch nicht. SPD? - Nicht. Noch Fragen? 
Linkspartei, Grüne? - Auch nicht. 

Herr Pfister, dann sind wir am Ende Ihrer 
heutigen Zeugenvernehmung. Herzlichen 
Dank, dass Sie dem Ausschuss zur Verfü-
gung gestanden haben. Sie sind dann hier-
mit als Zeuge bis auf Weiteres entlassen. 

Wir sind am Ende der heutigen Zeugen-
vernehmung angelangt bzw. machen jetzt 
eine elfstündige Pause und treffen uns hier 
zur nächsten Sitzung - - 

(Zuruf: Hier nicht!) 

- Ach ja, genau. Das muss ich ja noch sagen: 
Also, wir treffen uns jedenfalls morgen früh 
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um 9 Uhr zur nächsten Beweisaufnahmesit-
zung, und die findet im Marie-Elisabeth-Lü-
ders-Haus statt. Hier ist belegt. 

Gut, dann wünsche ich noch einen schö-
nen Abend. 

(Schluss: 22.14 Uhr) 


